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128. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich zwei Kollegen nachträglich zum Geburtstag gra-
tulieren: dem Kollegen Dieter Heistermann, der am 
30. September seinen 60. Geburtstag feierte, 

(Beifall) 

und der Kollegin Inge Wettig-Danielmeier, die am 
1. Oktober ebenfalls ihren 60. Geburtstag feierte. 

(Beifall) 

Nachträglich die herzlichsten Glückwünsche unseres 
Hauses! 

Nun zum Amtlichen: Interfraktionell ist vereinbart 
worden, die verbundene Tagesordnung zu erweitern. 
Die Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatz

-

punktliste aufgeführt: 

1. Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung zur Europa-
politik, insbesondere zum Stand der Regierungskonferenz 

2. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Zum Ablaut 
der Sondersitzung des Europäischen Rates am 5. Oktober 
1996 in Dublin - Drucksache 13/5723 - 

3. Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung zum wirt-
schaftlichen Aufbau in den neuen Bundesländern 

4. Beratung des Antrags des Abgeordneten We rner Schulz 
(Berlin) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Auf-
bau Ost wirksam voranbringen - Drucksache 13/5722 - 

5. Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf Schwanitz, 
Ernst Bahr, Wolfgang Behrendt und der Fraktion der SPD: 
Eine Zuspitzung der sozialen und wi rtschaftlichen Krise in 
Ostdeutschland abwenden - Drucksache 13/5732 - 

6. Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf Schwanitz, 
Ernst Bahr, Wolfgang Behrendt, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD: Bericht der Bundesregierung zur 
deutschen Einheit - Drucksache 13/5731 - 

7. Weitere Überweisung im vereinfachten Verfahren (Ergän-
zung zu TOP 19) 

Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Reform der Arbeitsförderung 
(Arbeitsförderungs-Reformgesetz - AFRG) - Drucksachen 
13/5676, 13/5730 - 

8. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Haltung der Bundesregierung zu Forderun-
gen nach Einführung einer Autobahn-Vignette 

9. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
- Drucksachen 13/1207, 13/4788, 13/5254, 13/5641 - 

10. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Sofortpro-
gramm zur Stabilisierung der Finanzentwicklung in den 
Krankenkassen - Drucksache 13/5726 -  

11. Beratung des Antrags der Abgeordneten Christine Kurz-
hals, Gunter Weißgerber, E rnst Bahr, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD: Wettbewerbsfähigkeit der ost-
deutschen Braunkohlesanierungsgesellschaften erhalten -
Beschäftigungsverhältnisse sichern - Drucksache 13/5225 - 

12. Beratung des Antrags der Abgeordneten Vera Lengsfeld, 
Antje Hermenau, We rner Schulz (Berlin) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Braunkohlereviere ökolo-
gisch sanieren - Drucksache 13/5721 - 

Von  der Frist für den Beginn der Beratung soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden. 

Außerdem mache ich auf eine nachträgliche Aus-
schußüberweisung im Anhang zur Zusatzpunktliste 
aufmerksam: 

Der in der 125. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
26. September 1996 überwiesene nachfolgende Gesetzent-
wurf soll nachträglich dem Rechtsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen werden: 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
zur Anpassung der wohngeldrechtlichen Überleitungsre-
gelungen für das in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannte Gebiet (Wohngeldüberleitungsgesetz - WoGÜG) 
- Drucksache 13/5587 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Sind Sie mit den Vereinbarungen einverstanden? - 
Das scheint der Fall zu sein. 

Dann rufe ich die Tagesordnungspunkte 2 a bis c 
sowie die Zusatzpunkte 1 und 2 auf: 

ZP1 Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zur Europapolitik, insbesondere zum 
Stand der Regierungskonferenz 

2. a) Vereinbarte Debatte 

zur Europapolitik und zum Sondergipfel 
am 5. Oktober 1996 
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b) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union 
(22. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Forderungen an die Konferenz zur Über-
prüfung des Maastricht-Vertrages zur 
Schaffung eines europäischen Beschäf-
tigungspaktes und einer europäischen 
Sozialunion 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Man-
fred Müller (Berlin), Hanns-Peter Ha rt

-mann, Dr. Willibald Jacob und der Grup-
pe der PDS 
Eine gemeinsame Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik für die Europäische Union 

- zu dem Antrag des Abgeordneten Ch ri
-stian Sterzing und der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN 
Die Regierungskonferenz '96 als Wegbe-
reiterin für eine soziale und ökologische 
Reform der Europäischen Union 

- Drucksachen 13/4002, 13/4072, 13/4074, 
13/4922 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Susanne Tiemann 
Günter Gloser 
Christian Sterzing 
Dr. Helmut Haussmann 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Gruppe der PDS 
Grundrechte für die in der Europäischen 
Union lebenden Menschen 
- Drucksachen 13/2457, 13/4499 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Norbe rt  Geis 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

ZP2 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
zum Ablauf der Sondersitzung des Euro-
päischen Rates am 5. Oktober 1996 in Dublin 
- Drucksache 13/5723 - 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
(federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Zur vereinbarten Debatte liegt ein Entschließungs-
antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache im Anschluß an die Regierungser-
klärung eineinhalb Stunden vorgesehen. - Dazu höre 
ich keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Das Wort  zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus 
Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Sondertagung des Europäischen Rates in Dublin 
hat die Entschlossenheit der Europäischen Union zur 
weiteren Reform und Integration bekräftigt. Ziele 
wie Zeitplan für den neuen Vertrag wurden unter-
mauert, und trotz der vor uns liegenden schwierigen 
Agenda gilt: Die Europäische Union hält Kurs. Das 
war und ist das Signal von Dublin. 

Bis zum Ende dieses Jahrhunderts geht es für die 
Europäische Union um Richtungsentscheidungen, 
die das Gesicht unseres Kontinents und seine Stel-
lung in der Welt auf Jahre hinaus prägen werden. 
Die Bundesregierung ist sich mit allen politischen 
Kräften im Deutschen Bundestag einig: Das Ziel 
kann nur ein vereintes, bürgernahes und wettbe-
werbsfähiges Europa sein. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Dieser europapolitische Grundkonsens ist von großer 
Bedeutung. Er betrifft die für die Zukunft unseres 
Landes zentrale Weichenstellung. Das hat der Deut-
sche Bundestag in seiner Entschließung vom letzten 
Dezember zu Recht bekräftigt. 

Der Plan für den Um- und Ausbau der Europäi-
schen Union, die Agenda 2000, sieht vor: die Schaf-
fung einer stabilen gemeinsamen europäischen 
Währung ab Januar 1999, die Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen sechs Monate nach Ende der Re-
gierungskonferenz mit Malta, Zypern und mittel- 
und osteuropäischen Beitrittskandidaten, einen 
neuen Eigenmittelbeschluß bis Ende 1999 und die 
Reform der Agrar- und Strukturpolitik. 

Schließlich - das war das zentrale Thema in Dub-
lin - gehört zur Agenda 2000 eine termingerechte 
und substantielle Revision des Maastricht-Vertrages. 
Dazu wurde in Dublin folgender Fahrplan beschlos-
sen: 

Erstens. Die irische Präsidentschaft wird bis zum 
Europäischen Rat am 13./14. Dezember für die stritti-
gen Kernpunkte der Regierungskonferenz Lösungen 
vorschlagen und einen ersten Vertragstext vorlegen. 
Dabei soll es keine Denkverbote geben. 

Zweitens. Der Europäische Rat wird das bewe rten 
und den Verhandlungen für die dann unter nieder-
ländischer Präsidentschaft beginnende Endphase der 
Regierungskonferenz weitere Zielvorgaben machen. 

Drittens. Auf dem Europäischen Rat in Amsterdam 
im Juni 1997 muß es dann zu einem Abschluß mit 
substantiellen Ergebnissen kommen. Ich sehe nicht, 
wie sonst eine größere Mitgliederzahl verkraftet wer-
den könnte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

All  das erfordert Entscheidungen, die in ihrer Trag-
weite mit den Entscheidungen der 50er Jahre zu ver-
gleichen sind, als die Grundlagen für das heutige Eu-
ropa geschaffen wurden. Auch wir brauchen heute 
den Mut und das Augenmaß der Gründerväter und 
nicht Euroskeptizismus. Davor kann ich wirklich nur 
warnen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 
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Immer wieder, wenn an diesem Europa herumkriti-
siert wird, muß man denen, die kritisieren, sagen: 
Die Europäische Union ist nach wie vor Modell für 
die weltweit stattfindenden regionalen Zusammen-
schlüsse. Sie sind ihr nachgebaut worden, und sie 
werden diesem Europa immer noch nachgebaut. 

Dieses Europa ist Hoffnungsträger für ganz Mittel- 
und Osteuropa. Die Nachbarn im Osten wie im Sü-
den klopfen an unsere Tür. Wir haben insbesondere 
bei der Erweiterung wegen unserer Vergangenheit 
und wegen des Geschenks der Wiedervereinigung, 
das es uns ermöglicht hat, daß der östliche Teil 
Deutschlands im Gegensatz zu diesen Ländern quasi 
automatisch mit der Wiedervereinigung der Europäi-
schen Union und der NATO beitreten konnte, eine 
ganz besondere Verantwortung und auch Verpflich-
tung diesen Ländern gegenüber. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Seit ihrem Bestehen hat die Europäische Union im-
mer wieder schwierige Hürden zu überwinden ge-
habt. Aber es ging trotz aller Rückschläge und trotz 
manchem Pessimismus immer wieder nach vorne. 
Ich bin ganz sicher: So wird es auch mit der Regie-
rungskonferenz sein. 

Wir haben für die substantiellen Fortschritte, die 
wir dringend brauchen, acht Monate Zeit. Man muß 
sich dabei immer bewußt bleiben: In diesen Ver-
handlungen geht es auch um nicht unwesentliche 
Souveränitätsverzichte. Der Widerstand hiergegen 
kann oft nur ganz am Ende überwunden werden. 
Das hat sich schon bei Maastricht I gezeigt. Damals 
haben die Niederlande als Vorsitz ihr Geschick unter 
Beweis gestellt. Ich bin sicher, daß auch unter der 
niederländischen Präsidentschaft in Amsterdam die 
Regierungskonferenz zu einem guten Ende gebracht 
werden wird. 

Für die Annäherung der Standpunkte, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bleibt natürlich der deutsch-
französische Schulterschluß ganz entscheidend. Die 
Bundesregierung ist überzeugt, daß er sich auch in 
dieser wichtigen Phase bewähren wird. Wir haben 
für den Europäischen Rat in Dublin im Dezember 
eine gemeinsame Initiative angekündigt. Wir bleiben 
dazu mit unseren französischen Freunden in engster 
Abstimmung. Es ist ganz entscheidend, daß immer 
wieder gesagt wird, daß dies von unseren Partnern 
und Freunden nicht mißtrauisch beäugt, sondern daß 
geradezu erwartet wird, daß wir zusammen mit den 
Franzosen vorangehen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Natürlich will ich auch Großbritannien zurufen, 
daß wir es im Herzen Europas und nicht an der Peri-
pherie wünschen. Dazu müssen allerdings noch ein 
paar Schritte vorwärts gegangen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Was wir uns vorgenommen haben, ist aus gutem 
Grund ehrgeizig. Die Europäische Union ist schließ-
lich kein Selbstzweck. Sie ist dazu da, um ihren Bür-

gern ein wenig mehr an innerer und äußerer Sicher-
heit zu geben und die Zukunft unserer gemeinsamen 
Kinder und Enkel zu sichern. Sie muß natürlich vor 
allem Ost und West endgültig zusammenbringen. 
Das Fenster der Gelegenheit dafür wird nicht unbe-
grenzt offen stehen. Deshalb darf es - das ist ganz 
entscheidend - keine Terminverschiebungen geben, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe von der SPD: Sehr gut!) 

und deshalb müssen auch alle Mitgliedstaaten ihrer 
Verantwortung gerecht werden und jetzt das ge-
meinsame Interesse voranstellen. 

Allerdings - da sind wir uns ja, glaube ich, einig -: 
Kein Schiff darf auf Dauer dem ganzen Konvoi das 
Tempo diktieren. Daher ist die Aufnahme der Flexibi-
litätsklausel in den Vertrag für den Fo rtgang der 
europäischen Einigung so außerordentlich wichtig. 
Länder, die willens und fähig sind, müssen schneller 
voranschreiten können, und zwar im einheitlichen 
institutionellen Rahmen und mit Zustimmung aller. 
Das Prinzip der Flexibilität muß für jeden Pfeiler des 
Vertrags besonders ausgestaltet werden. Durch sie 
darf unter keinen Umständen der erreichte Besitz-
stand gefährdet werden, vor allem auch nicht der 
Binnenmarkt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr richtig!) 

Wir wollen die eine Europäische Union, nicht drei 
oder vier Sonderunionen. Das wäre ein ganz schlech-
ter Tausch. Deshalb ist ganz wichtig, daß die engere 
Zusammenarbeit allen offenstehen muß, die an ihr 
teilnehmen wollen, allerdings auch teilnehmen kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, Dublin hat gezeigt, in 
den Grundfragen stimmen wir mit vielen anderen 
Mitgliedstaaten überein. Es bedarf aber noch in einer 
ganzen Reihe von Punkten - das muß man deutlich 
und klar sagen - einer weiteren Annäherung. Worum 
geht es? 

Erstens. Die gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik muß zu dem werden, was ihr Name ver-
spricht. Das heißt: mehr Effizienz, Kontinuität, Soli-
darität, größere Kohärenz, vor allem eben aber auch 
größere Sichtbarkeit, verbesserte Entscheidungsver-
fahren, Einstieg in Mehrheitsentscheidungen und 
weg von der Zwangsjacke der Einstimmigkeit. Das 
ist fast das Wesentlichste. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Fragen der nationalen Sicherheit und Verteidigung 
werden auf absehbare Zeit weiterhin einstimmig ent-
schieden werden müssen. Aber es gilt jetzt, dem 
Prinzip der Mehrheitsentscheidungen auch in der 
Außenpolitik - auch in der Außenpolitik! - zum 
Durchbruch zu verhelfen. 

Die EU braucht darüber hinaus in der Außen- und 
Sicherheitspolitik Gesicht und Stimme. Hierzu wol-
len wir einen Generalsekretär an der Spitze einer 
Planungs- und Analyseeinheit, der die Beschlüsse 
des Rates besser vorbereiten und dann auch besser 
durchsetzen kann. Der Generalsekretär soll weiter-
hin dem Rat verantwortlich bleiben. 
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Längerfristig muß die Union auch zu einer Sicher-

heitsgemeinschaft werden. Das bedeutet eine ge-
meinsame Verteidigungspolitik und zu gegebener 
Zeit auch eine gemeinsame Verteidigung. 

Deshalb sollen im Vertrag verankert werden: die 
Perspektive der Integration der WEU in die EU in 
mehreren Phasen, die Leitlinienkompetenz des Euro-
päischen Rates gegenüber der WEU, die Aufnahme 
der sogenannten Petersberg-Aufgaben der WEU in 
den neuen EU-Vertrag und schließlich die Aufnahme 
einer politischen Solidaritätsklausel. 

Zweifellos richtig ist, daß Institutionen und Mehr-
heitsprinzip allein noch keine einheitliche Außenpo-
litik schaffen. Wir alle wissen, daß das letztlich die 
Frage des politischen Willens ist und natürlich auch 
die Frage der Beurteilung der eigenen Interessen. 
Aber die gesamte Geschichte der europäischen Eini-
gung und gerade auch der Binnenmarkt haben ge-
zeigt, daß gemeinsame Institutionen und Mehrheits-
prinzip auch irgendwo zwangsläufig mehr Gemein-
samkeit erzeugen. 

Zweitens. Wir brauchen eine engere unionsweite 
Zusammenarbeit in den Problembereichen Asyl, Zu-
wanderung, Bekämpfung von internationalem Dro-
genhandel, Terrorismus und organisierter Kriminali-
tät. Wenn es aus der Sicht unserer Bürger eine Na-
gelprobe für europäische Lösungskonzepte und 
Kompetenz gibt, dann auf diesem Gebiet der Innen- 
und Rechtspolitik. Europa ohne Grenzen darf eben 
nicht zum Freibrief für grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität werden. Deshalb erhofft sich die 
Bundesregierung in diesem Bereich bereits von Dub-
lin im Dezember konkrete und substanzielle Zwi-
schenergebnisse. Das heißt konkret: Vergemein-
schaftung bestimmter Bereiche wie Asylfragen, Visa, 
Zoll, Ausbau von Europol zu einer schlagkräftigen 
europäischen Polizei, stärkere Ro lle für Europäische 
Kommission und Europäischen Gerichtshof gerade 
auch im Bereich von Innenpolitik und Justiz. 

Drittens. Wir müssen die Organe der Union an die 
geplante Erweiterung anpassen. Das verlangt einen 
effizienteren Rat und bedeutet Überprüfung der 
Stimmengewichtung und des Anwendungsbereichs 
für Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit und 
damit Stärkung der Kommission. Sie braucht mehr 
Geschlossenheit und muß ihr Gewicht besser ein-
bringen. Die Zahl der Mitglieder der Kommission 
muß begrenzt und - das ist ganz wichtig und hat in 
Dublin am vergangenen Wochenende eine große 
Rolle gespielt - die Autorität des Kommissionspräsi-
denten gegenüber seinen Kollegen muß gestärkt 
werden. Das muß auch durch Regelungen zum Aus-
druck kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Wir brauchen eine Reform des Europäischen Par-
laments. Überall, wo der Rat als Gesetzgeber auftritt 
und mit qualifizierter Mehrheit entscheidet, sollte 
das Europäische Parlament im Prinzip gleichberech-
tigt mitentscheiden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Die Rolle des Europäischen Parlaments bei der Er-
nennung des Kommissionspräsidenten und der ande-
ren Mitglieder der Kommission muß deutlich gestärkt 
werden. Gleiches gilt für die Verantwortlichkeit der 
Kommission gegenüber dem Europäischen Parla-
ment. Das Parlament sollte nicht mehr als 700 Abge-
ordnete zählen. Die Devise „schlanker Staat" muß 
auch für Europa gelten. Die Rolle der nationalen Par-
lamente in den europäischen Entscheidungsprozes-
sen muß ebenfalls besser als bisher definiert werden. 

Ganz wichtig ist schließlich: Subsidiarität, auf de-
ren Einhaltung wir Deutsche in besonderer Weise 
drängen, muß zu einem Leitmotiv bürgernaher euro-
päischer Einigung werden. Das wollen wir vertrag-
lich absichern. Es bedeutet keine Renationalisierung 
der deutschen Europapolitik, aber eine klare Aufga-
benteilung zwischen Brüssel, Bonn und den Län-
dern. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Opposition hat die 
Bundesregierung aufgefordert, in der Regierungs-
konferenz für die Aufnahme eines Vertragskapitels 
zur Beschäftigung einzutreten. 18 Mil lionen Arbeits-
lose stellen ohne Zweifel das Problem Nummer eins 
in Europa dar. Diesem Problem müssen und wollen 
wir uns auch stellen. Wir müssen es aber richtig ma-
chen. Mit einer Vertragsänderung allein schaffen wir 
nicht einen einzigen zusätzlichen Arbeitsplatz. Wir 
meinen, daß das eher von den eigentlichen Heraus-
forderungen ablenkt, die alle Mitgliedstaaten zu-
nächst einmal bei sich zu Hause bewältigen müssen, 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: So ist es!) 

nämlich Deregulierung, Sanierung der öffentlichen 
Haushalte und vor allem Senkung der Steuern. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU - Otto Schily [SPD]: 

Tosender Beifall!) 

Nur so können wieder mehr Arbeitsplätze geschaf-
fen werden. 

Diejenigen, die sich für ein Beschäftigungskapitel 
einsetzen, haben - nach unserer Meinung jedenfalls - 
bisher nicht überzeugend darlegen können, was es 
konkret bringen soll und wie gleichzeitig verhindert 
werden kann, daß es neue kostspielige Ausgaben-
programme nach sich zieht. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Was kritisieren Sie 
denn Ihre eigenen Kollegen?) 

Ich will ganz offen sagen, daß wir letzteres in erster 
Linie fürchten. Deshalb ist die Bundesregierung ge-
gen eine Vertragsänderung. Wir sollten der Europäi-
schen Union nichts aufbürden, was sie nicht einlösen 
kann. Das schafft eher Europaverdrossenheit als Ab-
hilfe in den dringend notwendigen Fragen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Aber wir können und wollen auf europäischer Ebene 
eine bessere Koordinierung der Wirtschafts- und Be- 
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schäftigungspolitik der Mitgliedstaaten erreichen. 
Darauf wirken wir hin. 

Die Vorbereitung der Beitrittsverhandlungen lau-
fen auf Hochtouren. Zur Zeit we rtet der EU-Kommis-
sar van den Broek die Fragebögen zur Beitrittsfähig-
keit der Kandidaten im Detail aus. Die Stellung-
nahme der Kommission wird unmittelbar nach Ab-
schluß der Regierungskonferenz vorgelegt werden. 
Ich habe am Wochenende in Dublin wieder betont, 
wie wichtig es ist, daß die Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen mit Zypern, Malta und den Staaten Mit-
tel- und Osteuropas wie vorgesehen, also sechs Mo-
nate nach Abschluß der Regierungskonferenz, statt-
findet. Dabei geht es einfach um ganz wichtiges Ver-
trauenskapital. Wir dürfen das Vertrauen, das diese 
Länder in uns setzen, um Gottes Willen nicht enttäu-
schen. Das wäre ein schrecklicher Verlust, den wir in 
Europa so schnell nicht verkraften würden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Richard von Weizsäcker hat über die deutsche Ein-
heit gesagt: „Sich vereinen heißt Teilen lernen." Das 
gilt auch für Europa. Wir haben ein gemeinsames 
Schicksal. Dem einen Teil in diesem Europa kann es 
auf Dauer nicht gutgehen, wenn es dem anderen Teil 
auf Dauer schlechtgeht. 

Wir sollten vor allem auch nicht vergessen, welche 
Chancen die Erweiterung der Europäischen Union 
um die mittel- und osteuropäischen Länder bringt. 
Unsere Exporte in die Nachbarländer Polen, Ungarn 
und Tschechien sind seit 1994 um über 30 Prozent 
gestiegen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Enorm!) 

Mit einem Volumen von 59,7 Milliarden DM haben 
wir 1995 nach Mittel- und Osteuropa mehr exportiert 
als in die USA. Wir brauchen das ganze Potential Eu-
ropas, übrigens auch zur Selbstbehauptung der 
Europäischen Union im globalen Wettbewerb. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Unter diesem Vorzeichen ist auch die gemeinsame 
Währung zu sehen. Deutschland muß im Jahr 1997 
die Maastrichter Stabilitätskriterien für die Wirt-
schafts- und Währungsunion erfüllen. Diese Wäh-
rungsunion ist der unentbehrliche Garant für die Zu-
kunftssicherung des Standorts Deutschland. Auf dem 
Status quo zu beharren hilft nicht. Das Rad der Glo-
balisierung wird niemand mehr zurückdrehen. Die 
Frage ist lediglich, ob wir von dieser Entwicklung 
profitieren oder nicht, und deshalb brauchen wir die 
Währungsunion. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Der Ausbau der Partnerschaft der Europäischen 
Union mit ihren Nachbarregionen in Osteuropa und 
im Mittelmeerraum muß die Erweiterung flankieren. 
Für die neue europäische Sicherheitsarchitektur zen-
tral bleibt die NATO-Erweiterung und die Schaffung 
einer besonderen Sicherheitspartnerschaft mit Ruß-
land und der Ukraine. Europa will  und wird sich 
nicht mit dem Rücken zu Rußland und zur Ukraine 
vereinen. Dies scheint man in Moskau trotz der  

grundsätzlich fortbestehenden Einwände gegen die 
NATO-Erweiterung mehr und mehr anzuerkennen. 
Die Bundesregierung ist überzeugt, daß es gelingen 
wird, eine Sicherheitsordnung für Europa zu finden, 
in der sowohl Rußland als auch die Nachbarn wie Po-
len, Tschechien oder Ungarn ihre legitimen Interes-
sen aufgehoben finden. Dazu wird auch der OSZE- 
Gipfel Anfang Dezember in Lissabon Entscheiden-
des beitragen. 

(Otto Schily [SPD]: Der Rühe f lieht bereits!) 

Der unentbehrliche Rückhalt für all diese Entwick-
lungen ist der engere politische und wi rtschaftliche 
Zusammenschluß über den Atlantik hinweg. Die 
europäisch-amerikanische Partnerschaft ist und 
bleibt der Schlüssel für Sicherheit und Wohlstand auf 
beiden Seiten des Atlantiks. 

Meine Damen und Herren, wir haben eine Vision, 
und diese Vision heißt vereintes Europa. Aber wir 
müssen auch den Pragmatismus und die Kraft auf-
bringen, diese Vision - allen Schwierigkeiten und 
Rückschlägen zum Trotz - Schritt für Schritt zu ver-
wirklichen. Dabei gilt es, gegenüber unseren Bür-
gern immer wieder die drei Fragen zu beantworten, 
auf die Bundespräsident Herzog hingewiesen hat: 
Warum Europa? Wie Europa? und: Für wen Europa? 
Die Antwort lautet: Die europäische Einigung ist die 
Lehre aus der Geschichte und die Antwort auf die 
Herausforderungen der Zukunft. Unser Ziel ist Ge-
meinsamkeit unter Bewahrung der Vielfalt und der 
Eigenart  der europäischen Nationen. Wir wollen die-
ses Europa für die Menschen, die in ihm wohnen, ar-
beiten und do rt  ihr privates Glück suchen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bevor ich der näch-
sten Rednerin das Wort  gebe, möchte ich auf der Tri-
büne die Auswärtige Kommission des Nationalrats 
der Schweiz unter der Leitung von Herrn Ruffy ganz 
herzlich begrüßen. Sie konnten eigentlich keinen 
besseren Termin wählen, um bei uns zu sein. Herz-
lich willkommen! 

(Beifall) 

Ich weiß, wie in der Schweiz diskutiert und gerungen 
wird. Europa wird schon noch werden, auch mit der 
Schweiz. 

(Beifall und Heiterkeit) 

Als nächste Rednerin spricht die Kollegin Heide-
marie Wieczorek-Zeul. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich weiß nicht, 
ob es zulässig ist, aber ich möchte hinzufügen: Gern 
hätten wir natürlich auch die Schweizer Kolleginnen 
und Kollegen als Mitglieder der Europäischen Union 
begrüßt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der F.D.P.) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Fraktion 
bewertet die Ergebnisse des Gipfels vom 5. Oktober 
vollständig anders, als es Außenminister Kinkel hier 
in seiner wenig inspirierenden Rede getan hat. 

(Widerspruch bei der F.D.P.) 

Um so mehr muß ich an dieser Stelle bedauern, daß 
Bundeskanzler Kohl heute bei dieser Debatte offen-
sichtlich nicht anwesend ist; denn schließlich han-
delte es sich um den Gipfel der Staats- und Regie-
rungschefs, und der Respekt vor dem Parlament ge-
bietet es, dann an solchen Debatten auch teilzuneh-
men. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Aus unserer Sicht hat dieses Treffen die erhofften 
Impulse für die Konferenz zur Überprüfung des 
Maastricht-Vertrags nicht gebracht. Das Ziel, bei der 
Beseitigung der Stagnation in bezug auf die Arbeiten 
dieser Konferenz und auf Europa insgesamt einen 
Schritt voranzukommen, ist verfehlt worden. Die 
„Süddeutsche Zeitung" schreibt dazu - ich zitiere -: 
„Die Briten sind nicht allein das Hindernis." Ich gehe 
noch einen Schritt weiter und sage: Trotz aller Euro-
pabekundungen, die heute morgen - allerdings et-
was lau - vorgetragen wurden, 

(Widerspruch des Abg. Dr. Helmut Hauss

-

mann [F.D.P.]) 

ist es so, daß die Bundesregierung die eigentliche 
Bremse darstellt. Sie laviert; sie hat kein Konzept. In-
tern  stellt sie offensichtlich in Aussicht, daß die not-
wendigen Reformen der EU, die eigentlich im Rah-
men der jetzt laufenden Maastricht-II-Konferenz be-
schlossen werden sollten, auf weitere, sich anschlie-
ßende Konferenzen vertagt werden sollen. Ein sol-
ches Verfahren zeigt ein bemerkenswertes Maß an 
Verantwortungslosigkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wer die anstehenden notwendigen Reformen 
schon heute zur Vertagung anmeldet oder dies auch 
nur signalisiert, der wird die notwendigen Verände-
rungen der EU gerade im Vorfeld der Aufnahme der 
mittel- und osteuropäischen Länder nicht erreichen 
können, der macht die EU handlungsunfähig - und 
das am Ausgang unseres Jahrhunderts, wo wir eine 
handlungsfähige EU brauchen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Er wird in der Konsequenz die EU auf den großen 
Markt und ab 1998 auf die dann vielleicht kom-
mende europäische Währungsunion reduzieren. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Das ist 
nichts Schlechtes!) 

Ein solcher Harakiri-Kurs würde aber bedeuten, 
daß nur die Finanzminister und die Europäische Zen-
tralbank das Sagen hätten. Damit würde der Konsens 
aufgekündigt, daß eine politische Union die Ergän-

zung zur europäischen Wirtschafts- und Währungs-
union sein muß. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Damit wäre auch die Bekämpfung des drängendsten 
Problems, nämlich des Problems der Massenarbeits-
losigkeit, für dessen Lösung es auf europäischer 
Ebene die beste Ausgangsposition gibt, auf fatale 
Weise vertagt. 

Natürlich ist dieses Verhalten der Bundesregie-
rung einerseits ein Ergebnis unkoordinierter Politik. 
Aber der Kern des Verhaltens - das ist heute morgen 
wieder deutlich geworden - liegt tiefer. Die neokon-
servativ inspirierte Wirtschaftspolitik der Bundesre-
gierung - Herr Kinkel hat doch heute morgen als ein-
zige Antwort auf das Problem der Beschäftigung ge-
sagt: Deregulierung - hat auch in der EU zu einem 
weiteren Absenkungswettlauf geführt. Das ist kein 
vernünftiges Konzept, um auf die Globalisierung zu 
reagieren; 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Was denn 
dann?) 

denn dies führt zu wachsender Arbeitslosigkeit und 
zu Entlassungen von Arbeitnehmern im großen Um-
fang, während gleichzeitig hohe Gewinne eingefah-
ren werden. Diese Politik führt dazu und hat dazu ge-
führt - lesen Sie doch den Be richt des EU-Kommis-
sars Monti -, daß Unternehmen die Nationalstaaten 
im großen Umfang um Steuern prellen, weil sie Steu-
ern, wenn überhaupt, nur noch do rt  zahlen, wo sie 
am niedrigsten sind. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Helmut Hauss-
mann [F.D.P.]: Das ist doch logisch!) 

- Ja, logisch. - Die Kosten für Schulen, Straßen und 
Leistungen des Sozialstaates zahlen aber diejenigen 
in unserem Land, die hierbleiben müssen und nicht 
Steuerflucht begehen können. Diesem Verhalten 
mancher Unternehmen und Manager muß ein Ende 
gesetzt werden; denn es ist schiere Verantwortungs-
losigkeit, wenn in unserer Gesellschaft so gehandelt 
wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Die richtige europäische Strategie - auch dazu ver-
misse ich heute morgen ein Wo rt  - ist es, bei der Ver-
änderung des Maastricht-Vertrages die gesetzlichen 
und vertraglichen Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, daß es einen einheitlichen effektiven Mindest-
steuersatz für Unternehmen in allen EU-Mitglieds-
staaten gibt, der verhindert, daß die Länder der EU, 
die Menschen und die Arbeitnehmer gegeneinander 
ausgespielt werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wollen deshalb, daß Regelungen gegen Steuer-
dumping gemeinsam mit der neuen Finanzierung 
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der Europäischen Union 1999 beschlossen werden 
und daß das miteinander verkoppelt wird. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Helmut Hauss
-mann [F.D.P.]: Wie zwingen Sie die USA 

dazu? - Gegenrufe von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt auch ei-
nen Beschäftigungsaspekt - das zeigt der Monti-Be-
richt -: Wenn die Arbeit immer teurer und immer 
mehr belastet wird, der Anteil der Unternehmensteu-
ern am Gesamtaufkommen aber sinkt, wirkt sich das 
in wachsender Arbeitslosigkeit aus. Daß die EU-Mit-
gliedsstaaten und an der Spitze die Bundesregierung 
die Massenarbeitslosigkeit hinnehmen, führt dazu, 
daß die EU im Bewußtsein der Bevölkerung immer 
mehr an Akzeptanz und Unterstützung verliert. Das 
ist doch das Drama! 

Die Bundesregierung verhält sich dabei besonders 
schamlos, indem sie ihre Leistungskürzungspakete 
zu Lasten der Arbeitnehmer und Schwächsten in der 
Gesellschaft mit dem Etikett versieht, sie seien not-
wendig, um die Maastricht-Kriterien einzuhalten. Bei 
einer Anhörung, die unsere Fraktion durchgeführt 
hat, waren alle Wirtschaftsinstitute einhellig der Mei-
nung, daß diese Leistungskürzungspakete wegen ih-
rer negativen Wirkungen auf die Einkommen der 
Menschen eher negative beschäftigungspolitische 
Konsequenzen haben und uns in der Folge weiter 
von den Maastricht-Kriterien wegbringen, als es 
ohne sie der Fa ll  wäre. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Helmut Hauss

-

mann [F.D.P.]: Das habe ich noch nie 
gehört!) 

- Dann müssen Sie einmal zur Anhörung kommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abseits jeder tak-
tischen Diskussion: Mit dieser Politik, die die Men-
schen von der EU entfremdet, setzt Helmut Kohl 
das europäische Einigungswerk und sein eigenes 
Lebenswerk, das er mit Europa verbunden hat, aufs 
Spiel. Helmut Kohl und seine Bundesregierung wol-
len nicht einsehen, daß der soziale Zusammenhalt, 
die Erhaltung der sozialen Sicherungen und des 
sozialen Rechtsstaates die zentralen Voraussetzun-
gen dafür sind, daß Menschen und Staaten bereit 
sind, die Risiken der Globalisierung des Marktes 
überhaupt auf sich zu nehmen. 

Der soziale Rechtsstaat, der zwar in unterschiedli-
cher Ausprägung, aber doch im Grundgedanken 
gleich in allen westeuropäischen Ländern gewach-
sen ist, ist eben d e r europäische Standortfaktor posi-
tiver Art . Deshalb sind Länder, die ihre Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen nicht sozial schützen, die er-
sten, die nach Protektionismus rufen, wenn es 
schwierig wird. Liebe Kolleginnen und Kollegen, der 
Standortvorteil unseres Landes ist der Sozialstaat, 
der soziale Rechtsstaat, der soziale Frieden. Alle Ab-
geordneten der CDU/CSU und der F.D.P., die am 
13. September für das Leistungskürzungspaket und 
damit für die Kürzung der Lohnfortzahlung gestimmt  

haben, mußten wissen, welchen gesellschaftlichen 
Großkonflikt sie da auslösen würden 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

und daß sie damit den wichtigsten Standortfaktor in un-
serem Land, den sozialen Frieden, gefährdeten. Jeder 
und j ede von Ihnen, die zugestimmt haben, tragen Ver-
antwortung für die im Lande entstandene Situation. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Mit Verlaub: Ich will und kann auch nicht begrei-
fen, warum die Mehrheit des Präsidiums des Deut-
schen Bundestages gestern eine von der SPD-Frak-
tion beantragte Aktuelle Stunde zur Frage der Lohn-
fortzahlung mit dem Argument abgelehnt hat, das 
Thema sei nicht aktuell. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Sie haben ja 
null Ahnung! Weil das der Geschäftsord-

nung entsprach!) 

Ich sage Ihnen: Im Deutschen Bundestag gibt es 
nichts Aktuelleres, als die Frage zu diskutieren, die 
in den letzten Wochen und Monaten die Menschen 
besonders empört und auf die Straße gebracht hat. 
Es stünde dem Deutschen Bundestag gut an, sich mit 
dieser Frage zu befassen. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Helmut Hauss-
mann [F.D.P.]: Thema Regierungskonferenz! 

Thema!) 

Wir müßten, so wird argumentiert, den Sozialstaat 
als Reaktion auf die Globalisierung abbauen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Anpassen!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es soll in der EU, in 
einer Region, in der 400 Mil lionen Menschen leben 
und in der das Bruttosozialprodukt über dem der 
USA liegt, nicht zu schaffen sein, die wichtigste 
Errungenschaft aller unserer Länder, nämlich den 
sozialen Rechtsstaat, gemeinsam zu sichern, zu 
erhalten und zu entwickeln? Wer diese Chance nicht 
für gemeinsame Kooperationen nutzt und nicht dafür 
sorgt, den dauerhaft steigenden Arbeitslosenzahlen 
entgegenzuwirken, erweist sich wie die Bundes-
regierung und Helmut Kohl - ich sage das noch ein-
mal - objektiv gesehen als der größte Bremser in der 
Europäischen Union - wider seine eigenen Inten-
tionen; das wi ll  ich freundlicherweise hinzufügen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Dr. Helmut Haussmann 
[F.D.P.]: Lesen Sie doch einmal die interna-

tionale Presse!) 

- Ja, ich habe die internationale Presse gelesen. 
Welch ein deutsch-französischer Dialog! Der frühere 
französische Premierminister Fabius schlägt Anfang 
September vor, Beschäftigung als Ziel der Europäi-
schen Union im Vertrag aufzunehmen. Ihm antwor-
tet der famose Staatsminister Hoyer - ich zitiere -: 

Aber die nationalen Regierungen dürfen ihre 
Verantwortung hinsichtlich der Schaffung von 
Arbeitsplätzen nicht auf die EU abschieben. Dies 
wäre aber genau der Fall, wenn Beschäftigung 
ein Ziel des Vertrags würde. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wo ist denn die 
nationale Verantwortung der Bundesregierung für 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie macht doch gerade alle Möglichkeiten der Ar-
beitsmarktpolitik kaputt. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Bei Ihnen 
läuft es nur über das Geld!) 

Dabei war in Europa ein richtiger Ansatz gemacht 
worden, nämlich die Währungsunion. Ich sage an 
dieser Stelle ausdrücklich - durchaus mit einem ge-
wissen Maß an Kritik an Meinungen aus den eigenen 
Reihen -: Die Diskussion darüber in Deutschland war 
allzu engstirnig. Denn wir brauchen ein Gegenge-
wicht zu der Währung, die nicht nur die internatio-
nale Leitwährung, sondern auch die nationale Wäh-
rung der USA ist. Der Dollar braucht ein Gegenge-
wicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Die US-Regierungen können bis heute die heimi-
schen Wirtschaftsprobleme über ihre Währungspoli-
tik nach außen auf alle anderen Länder abwälzen 
und auf die Schultern anderer verteilen. Das haben 
viele europäische Länder gespürt. Die Einführung 
des Euros und die Europäische Währungsunion sind 
also auch Instrumente für mehr soziale Gerechtigkeit 
in der Welt und für gerechtere Währungsbeziehun-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber - damit bin ich bei einem Punkt, den ich zu 
Beginn meiner Rede angesprochen habe -: Die Wäh-
rungsunion allein dem Sagen der Europäischen Zen-
tralbank und dem der Finanzminister zu unterwerfen 
und nur auf den großen Markt zu setzen, bringt uns 
nicht weiter. Markt ohne Staat führt auf Dauer zu 
Anarchie. Das können Sie bei den Erfindern der So-
zialen Marktwirtschaft nachlesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Um die Währungsunion zu ergänzen und im skiz-
zierten Sinn zu nutzen, brauchen wir ein politisches 
Europa, ein demokratisches Europa, eigentlich eine 
europäische Regierung und nicht eine Versammlung 
national entsandter Minister oder ihrer beamteten 
Emissäre ohne Verantwortung. Dazu brauchen wir 
Öffentlichkeit. Nur so kann der Perversion entgegen-
gewirkt werden, die bei manchen Ratsentscheidun-
gen und auch im Verhalten der Bundesregierung im-
mer wieder deutlich wird. 

Jetzt nenne ich Ihnen zwei Beispiele. Bundesum-
weltministerin Merkel erklärt gegenüber den Um-
weltorganisationen: Das Ziel der nachhaltigen Ent-
wicklung muß im Maastricht-Vertrag verankert wer-
den. Im Juni dieses Jahres stimmt der deutsche 
Finanzminister im Rat der Finanzminister aber zu, 
daß durch Streichung der entsprechenden Haus-
haltslinie den Umweltorganisationen alle Finanzmit-
tel entzogen werden. Das ist ein Skandal, eine dop-
pelbödige Politik. Nur öffentliche Ratssitzungen kön-

nen dazu beitragen, daß die Öffentlichkeit auch 
wirklich weiß, was gespielt wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Heute morgen wurde wiede rum gesagt, die Be-
schäftigungspolitik sei in der Europäischen Union 
deshalb von Übel, weil sie zu mehr Finanzmitteln 
führe. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wo sind 
denn der Finanzminister und der Agrarminister? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ja, wo sind 
die denn alle?) 

Im Agrarministerrat werden Mittel in Höhe von 
1,9 Milliarden DM für Stützungsmaßnahmen, das 
heißt, für Subventionen in der Landwirtschaft, neu 
genehmigt. In der gleichen Woche stimmt kein einzi-
ger der Finanzminister - auch der deutsche nicht - 
dafür, daß Mittel, die im EU-Haushalt vorgesehen 
sind, zurückfließen, damit eine finanzielle Grundlage 
für die Umsetzung der Beschäftigungsinitiative, des 
Paktes für Vertrauen, den Jacques Santer entwickelt 
hat, besteht. So etwas halte ich für einen absoluten 
Skandal. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Unglaublich!) 

Hier wird Politik gegen die Beschäftigten und gegen 
die Menschen im Lande gemacht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Heute morgen hat Herr Kinkel sich schon scheib-
chenweise daran herangearbeitet - im schriftlichen 
Text war es noch anders zu lesen -: Die Blockade bei 
der Aufnahme des Zieles einer aktiven Beschäfti-
gungspolitik in den Maastricht-Vertrag muß weg. 
Die Bundesregierung muß ihre Vorbehalte gegen die 
Aufnahme einer entsprechenden Verpflichtung in 
den Maastricht-Vertrag aufgeben. Ohne verbindli-
che Regelungen für eine aktive Beschäftigungspoli-
tik gibt es in der Bevölkerung keine Akzeptanz für 
den überarbeiteten Maastricht-Vertrag. Ohne ver-
bindliche Regelungen für eine Beschäftigungspolitik 
gibt es keine Ratifizierung des dann überarbeiteten 
Vertrags. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Christian Sterzing [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Das müssen Sie wissen. Sie scheinen, schrittweise je-
denfalls, zu verstehen, daß man daraus Konsequen-
zen ziehen muß. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe bereits 
angesprochen, daß es unbegreiflich ist, warum die 
Bundesregierung in der Praxis eine Strategie be-
treibt, den Agraranteil im EU-Haushalt immer wie-
der auszuweiten. Er liegt schon jetzt bei rund 
50 Prozent. Unser Ziel ist, Exportsubventionen und 
Marktsubventionen zu reduzieren und dafür zu sor-
gen, daß Mittel zum Beispiel in Forschung und Tech-
nologie einfließen können und daß in diesem Be-
reich Europa zum Vorreiter moderner und damit 
auch ökologisch sinnvoller Technologien gemacht 
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werden kann. Das schafft Perspektiven, das schafft 
Arbeitsplätze, und das schafft auch Akzeptanz für 
die Europäische Union. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, ihren Wider-
stand in der Frage der aktiven Beschäftigungspolitik 
aufzugeben. Ich frage nochmals: Warum sieht der 
Europäer Helmut Kohl nicht die Gefahren seiner Poli-
tik für die Europäische Union? Nimmt er sie nicht 
wahr? Nimmt er sie nicht mehr wahr? Ist er so in der 
Standortideologie der Neoliberalen verfangen? Oder 
wird hier nur Verhandlungstaktik bet rieben? Das 
wäre zynisch; das käme die arbeitslosen Menschen 
in Europa teuer zu stehen und ginge über ihre Inter-
essen hinweg. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Chri

-

stian Sterzing [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Bis jetzt konnten sich die Bundesregierung und 
Helmut Kohl hinter der englischen Regierung und 
deren Ordnungspolitik verschanzen. Das wird vom 
nächsten Jahr an - Gott und dem Wähler sei Dank - 
nicht mehr möglich sein. Aber wahr ist: Solange 
Deutschland bremst, kommt die Europäische Union 
nicht voran. 

Mit Ernst und Nachdruck sage ich den vielen Kol-
leginnen und Kollegen im Hause, die in europäi-
schen Fragen, wie ich weiß, engagiert sind: Das euro-
päische Modell eines Kapitalismus mit politischen, 
sozialen und ökonomischen Grundrechten, also die 
soziale Marktwirtschaft, mit einem funktionierenden 
sozialen Rechtsstaat als unverzichtbarem Bestandteil 
ist die Antwort Europas auf den Faschismus. Der so-
ziale Rechtsstaat beruht auf der fundamentalen Er-
fahrung, daß nur Menschen, die ein Dach über dem 
Kopf haben, die Arbeit finden und deren Existenz ge-
sichert ist, sich Demokratie zu eigen und sie lebendig 
machen. Die europäische Alte rnative zum Laissez-
faire-Kapitalismus amerikanischer Prägung wird es 
entweder in einer demokratisch legitimierten Euro-
päischen Union oder gar nicht geben. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort erhält 
jetzt der Kollege Dr. Gero Pfennig. 

Dr. Gero Pfennig (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das altbe-
kannte Klagelied der SPD war zu erwarten. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Ja!) 

Es ist dennoch schade. Man könnte der Bevölkerung 
ja auch einmal demonst rieren, daß es bei großen 
europapolitischen Orientierungen über die Partei-
grenzen hinweg erhebliche Übereinstimmungen 
gibt. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: So ist es! 
Nur das Negative! Natürlich!) 

Statt dessen beginnt die Frau Kollegin Wieczorek

-

Zeul, sich über die Abwesenheit des Bundeskanzlers 
zu mokieren, 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist aber auch 
richtig so! Wo sind Herr Blüm und Herr 

Waigel?) 

statt einmal das Protokoll des Ältestenrates vom 
26. September nachzulesen. Do rt  wurde bereits an-
gekündigt, daß der Bundeskanzler in dieser Stunde 
einen wichtigen Staatsgast empfängt. 

(Günter Verheugen [SPD]: Aber nicht drei 
Stunden lang! - Gegenruf des Abg. Rudolf 
Seiters [CDU/CSU]: Dummes Zeug! - Gün

-

ter Verheugen [SPD]: Kein dummes Zeug! 
Der gehört hierher!) 

Es ist eben so: Frau Wieczorek-Zeul kann aus ihren 
bekannten Verhaltensmustern auch bei der Europa-
politik nicht ausbrechen. Die SPD sollte endlich ein-
mal verstehen, daß es in der Maastricht-II-Konferenz 
und auch bei der Währungsunion um Themen geht, 
die zu wichtig sind, als daß man damit tagespoliti-
sche oder wahltaktische Spielchen treibt. Das hat 
sich für Sie doch schon bei der Landtagswahl in Ba-
den-Württemberg nicht bezahlt gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will zur Klarstellung drei Punkte ansprechen. 
Das informelle Treffen der Staats- und Regierungs-
chefs am 5. Oktober in Dublin, angeregt von Bundes-
kanzler Kohl und dem französischen Staatspräsiden-
ten Chirac, war nie als Beschlußgipfel gedacht, son-
dern als Vorbereitungstreffen für die Dezember-Sit-
zung. Das Treffen am 5. Oktober markiert das Ende 
der Vorbereitungsphase durch Regierungsbevoll-
mächtigte mit beschränkten Befugnissen. 

Die zentrale Botschaft dieses Treffens ist wichtiger, 
als es die Opposition wahrhaben will . Es wird näm-
lich der Konferenzfahrplan eingehalten, wie es der 
Bundesaußenminister eben gesagt hat. Damit wird es 
Ende 1997/Anfang 1998 zu Verhandlungen mit den 
beitrittswilligen Assoziationsstaaten Mittelosteuropas 
sowie mit Malta und Zypern kommen. Das ist die 
wichtige Botschaft. 

Um den Plan einhalten zu können, wird es ei-
nen Rahmenentwurf der irischen Präsidentschaft 
im Dezember geben. Dann werden - so hoffen 
wir es jedenfalls - konkrete Vertragstexte vorlie-
gen, insbesondere im Bereich der Innen- und Ju-
stizpolitik, der Verbrechensbekämpfung und im 
Kampf gegen die Drogenmafia, damit wir endlich 
die europäische Dimension erreichen, die seit lan-
gem als Gegenstück zur Freizügigkeit dringend 
notwendig ist. 

Die Maastricht-II-Reform - das hat das Treffen 
deutlich gemacht - wird jetzt ernsthaft bet rieben und 
nicht nur mit bloßen Lippenbekenntnissen, und zwar 
dank deutscher und französischer Initiative. 

Zu dieser Klarheit hat sicher auch die Gewißheit 
beigetragen, daß die europäische Währung in Über-
einstimmung mit den Kriterien des Maastricht-I-Ver-
trages kommt. Der von Finanzminister Waigel vorge- 
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schlagene Stabilitätspakt hat daran maßgeblichen 
Anteil. 

Die in englischen Gutachten genannte Gleichung 
„Wenn die Deutschen wollen und die Franzosen kön-
nen, dann kommt der Euro wie vorgesehen" geht of-
fensichtlich auf, 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Richtig!) 

wenn auch möglicherweise ohne die in diesen Gut-
achten ebenfalls genannte Folgerung, daß Großbri-
tannien dann auch von Anfang an mitmachen solle. 

Alle übrigen Staaten aber unternehmen immense 
Anstrengungen, um die Konvergenzkriterien doch 
noch zu erreichen, bis im Frühjahr 1998 die notwen-
digen Entscheidungen getroffen werden. Nicht über-
raschend ist deshalb, daß der Euro erstmals auch 
Thema auf dem G-7- und Währungsfonds-Treffen in 
Washington gewesen ist. 

Natürlich wird es noch einige Schwierigkeiten ge-
ben, um die neue Vision von der Zukunft des Konti-
nents in Vertragstexte zu gießen, insbesondere im 
Bereich der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungs-
politik, aber auch bei der Arbeitsweise und Stärkung 
der Institutionen. 

Der Bundestag hat der Bundesregierung mit seiner 
Entschließung vom Dezember 1995 hierzu die not-
wendige Richtschnur vorgegeben und sollte dies mit 
einem positiven Votum über die heute vorliegende 
Beschlußempfehlung der CDU/CSU- und F.D.P.-
Fraktion fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist schon bezeichnend, daß der Opposition, wie 
aus ihren Anträgen ersichtlich ist, offensichtlich die 
ganze Richtung nicht paßt, insbesondere im Bereich 
der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, 
obwohl auch in diesem Punkte die notwendigen Re-
formschritte zwischen Deutschland und Frankreich 
abgestimmt sind. Das beruht sicherlich zum Teil dar-
auf, daß - was in diesem Hause bekannt ist - Frau 
Kollegin Wieczorek-Zeul ein gestörtes Verhältnis zur 
deutsch-französischen Zusammenarbeit hat. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Hört! Hört! 
- Lachen bei der SPD - Günter Verheugen 
[SPD]: Das Gegenteil ist richtig! - Ing rid 
Matthäus-Maier [SPD]: Da müssen Sie ja 

selber lachen!) 

Es beruht zum anderen aber natürlich auch darauf, 
daß die SPD sich innerhalb Europas mit ihren An-
sichten völlig isoliert hat, und zwar auch gegenüber 
den anderen Sozialdemokraten in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Günter Verheugen [SPD]: Das zeigt, wie 
wenig Ahnung Sie haben! Sie wissen gar 

nicht, wovon Sie reden!) 

- Sie, Herr Kollege Verheugen, waren bei diesen Sit-
zungen doch nie dabei. 

Die Opposition forde rt  immer wieder eine hervor-
gehobene Rolle der Gemeinschaft bei der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit. 

(Zuruf von der SPD: Zu Recht!) 

Richtig ist: Wenn die Europäische Union von den 
Bürgern akzeptiert werden soll, dann muß sie bür-
gerrelevante Probleme anpacken, zu deren Lösung 
sie effektiv beitragen kann, also dort, wo auch sicht-
bare Erfolge möglich sind. 

Gerade deswegen, meine Damen und Herren von 
der Opposition, ist doch das Hochspielen des Pa rts 
der Union bei der Beschäftigungsthematik höchst 
fragwürdig. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Es lie-
gen ja die Tatsachen auf dem Tisch! Die 

sind schlimm genug!) 

Denn - das wissen Sie ganz genau - auch zusätzliche 
Gemeinschaftsgelder für transeuropäische Netze, 
europäische Beschäftigungsprogramme oder zusätz-
liche Gemeinschaftskompetenzen, wie Sie sie for-
dern, führen doch nicht zu spürbar mehr Arbeitsplät-
zen. Und Sie sollten doch nicht ständig den Leuten 
vorgaukeln, daß eine Milliarde ECU mehr im EU- 
Haushalt - für die ja übrigens auch die Mitgliedsstaa-
ten aufkommen müssen - anschließend zu einem Ab-
bau der Arbeitslosigkeit führen wird, für den die Mit-
gliedsstaaten selber nicht sorgen konnten. Das ist 
doch nichts als Gaukelei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Euro-Dirigismus funktioniert nicht. Sie beachten 
dabei noch ein Weiteres nicht: Wenn es nämlich zum 
Mißerfolg kommt, dann wird er Brüssel angelastet 
werden. Sie erweisen damit dem Europagedanken 
letztendlich einen Bärendienst. 

Der wichtigste eigene Beitrag der EU zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit - ich wiederhole das, was 
der Außenminister schon gesagt hat - liegt zweifellos 
im guten Funktionieren des Binnenmarkts und in der 
Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion. 
Damit wird Wachstum geschaffen und wird Wettbe-
werbsfähigkeit ermöglicht. Das wird auf die Dauer 
auch den Arbeitsmarkt entlasten. 

Lassen Sie mich noch zwei Punkte hervorheben, 
die als entscheidend für den inneren Zusammenhalt 
der Europäischen Union angesehen werden müssen, 
insbesondere im Hinblick auf die Erweiterung. Auf 
diese beiden Fragen sollten wir uns konzentrieren 
und nicht auf irgendwelche Nebenthemen. Ich sage 
das hier insbesondere an die Adresse der SPD, deren 
Antrag zum Dubliner Sondergipfel geradezu Aus-
druck der Konzeptionslosigkeit ist. Sie müssen sich 
einmal Ihren eigenen Antrag durchlesen, wenn er 
von den Assistenten fertiggestellt worden ist. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist bei uns 
nicht so wie bei Ihnen! - Dr. Helmut Hauss-

mann [F.D.P.]: Das saß!) 

Auf Seite 1 fordern Sie umfassende Reformen, die 
notwendig seien, und auf Seite 2 sprechen Sie sich 
für eine Konzentration auf das Wesentliche aus, um 
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dann anschließend mehrere Forderungen zu erhe-
ben, darunter die Einführung von Mindeststeuersät-
zen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Schlüssig!) 

Das ist eine hervorragende Sortierung, muß ich Ih-
nen sagen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Finden Sie das 
nicht richtig?) 

- Ich finde, wir sollten uns auf zwei Dinge konzen-
trieren. 

Erstens. Die Einstimmigkeitsregel muß dort , wo es 
geht, durch das Prinzip der Mehrheitsentscheidung 
ersetzt werden, und zwar in der Außen- und Sicher-
heitspolitik ebenso wie im gesamten übrigen Ge-
meinschaftsbereich. Ziel, auf längere Sicht zumin-
dest, muß es sein, auch bei der Finanz- und Steuer-
politik zum Prinzip der qualifizierten Voten zu kom-
men. 

Auch die Flexibilität gehört hier dazu. Es geht 
nicht, wie die Grünen fälschlich unterstellen, um 
Ausgrenzung und Diskriminierung, sondern um Vor-
angehen der dazu bereiten Mitgliedstaaten, bis die 
noch nicht bereiten später mitziehen. Das Prinzip der 
Einstimmigkeit ist eine Verführung zur Unve rnunft, 
und das kostet, weil man anderen etwas abkaufen 
muß. Wir sehen es aktuell beim BSE-Streit. Schon 
deswegen ist die Einstimmigkeitsregel so weit wie 
möglich zu beseitigen und durch Mehrheitsentschei-
dungen zu ersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nächster Punkt: Wir brauchen starke Institutionen. 
Wir haben im Dezember letzten Jahres diese Auffor-
derung an die Bundesregierung gerichtet. Eine 
starke Stellung der Institutionen ist die wichtigste 
Voraussetzung dafür, daß Europa für die Mitglied-
staaten einen Mehrwert bringt. Mit der klassischen 
intergouvernementalen Zusammenarbeit sind wir 
bisher nicht weitergekommen, und deshalb sind ne-
ben einem guten Funktionieren des Rates auch ein 
starkes Europäisches Parlament und eine effektive 
Kommission nötig. Beide haben nämlich eine Klam-
merfunktion für eine immer größer und heterogener 
werdende Europäische Union. Ich stelle damit über-
haupt nicht das Subsidiaritätsprinzip und seine bes-
sere Durchsetzung in Frage. 

Was bedeutet die Forderung nach einer starken 
Kommission konkret? Zum einen: Sie muß ihrer Rolle 
dadurch gerecht werden, daß sie eine vernünftige 
Struktur aufweist. Wir unterstützen die Bundesregie-
rung in ihrem Bemühen um eine Stärkung der Stel-
lung des Kommissionspräsidenten und um eine Li-
mitierung der Anzahl der Kommissionsmitglieder. 
Das Initiativmonopol muß im Grundsatz bei der Kom-
mission bleiben; denn sonst würde sie nur zu einem 
Sekretariat degradiert, und das wäre falsch. 

Auch in bezug auf die Außenvertretung der wirt-
schaftlichen Interessen der Gemeinschaft muß die 
Kommission gestärkt werden. Ich habe nie verstehen 
können, warum es zum Beispiel bei Verhandlungen 
der Welthandelsorganisation nach der derzeitigen 
Rechtslage in Europa darauf ankommt, ob es um  

einen Handel mit Waren oder Dienstleistungen oder 
um den Schutz des geistigen Eigentums geht. Das 
fällt dann je nachdem in die Zuständigkeit der Mit-
gliedstaaten oder der Kommission. Ich finde, auch 
das muß überdacht und geändert werden. 

Meine Damen und Herren, wenn wir in diesen bei-
den Punkten - Mehrheitsentscheidung und starke In-
stitutionen - auf der Maastricht-II-Konferenz erfolg-
reich sind und außerdem die Währungsunion wie 
vorgesehen verwirklicht wird, sind wir im Hinblick 
auf den inneren Zusammenhalt Europas schon ein 
ganzes Stück weitergekommen. Wenn es darüber 
hinaus noch gelingt, gemeinschaftliche Handlungs-
fähigkeit im Innen- und Justizbereich und im Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungsbereich herzustellen, 
dann sind wir für das nächste Jahrhundert gut gerü-
stet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht in der Debatte der Kollege Ch ristian Sterzing. 

Christian Sterzing (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn Gipfeltreffen wie das in Dublin 
zu scheitern drohen, dann kann man den Mißerfolg 
auf zweierlei Weise kaschieren. Die eine Möglich-
keit: Man gründet eine Arbeitsgruppe, in der weiter-
verhandelt werden soll, und feiert das als Erfolg. Die 
zweite Möglichkeit: Man bekräftigt vollmundig Alt-
bekanntes und Unstrittiges. 

In Dublin - das haben wir alle miterlebt - ist offen-
sichtlich die zweite Möglichkeit gewählt worden; 
denn an Ausschüssen, Komitees und Gremien gibt es 
auf europäischer Ebene schon genug. 

Die Tatsache, daß man so wild entschlossen den 
Zeitplan für Maast richt II bekräftigt hat, scheint an-
gesichts einer Rede von Maast richt III kurz vorher 
schon fast ein Erfolg zu sein. 

Worum ging es? In Dublin sollten der vor sich hin-
dümpelnden Regierungskonferenz neue Impulse 
verliehen werden. Feststellen läßt sich: Von der Bun-
desregierung sind keinerlei Impulse ausgegangen, 
um den Integrationsprozeß in Richtung auf ein ökolo-
gisch und sozial orientiertes, auf ein demokratisches 
und auch auf ein erweitertes Europa voranzubrin-
gen. Lassen Sie mich das an drei Punkten deutlich 
machen. 

Der erste Punkt: Umwelt und Beschäftigung. Es 
liegen von verschiedenen Mitgliedstaaten Vor-
schläge auf dem Tisch, die auf eine substantie lle 
Stärkung des Umweltschutzes als Querschnittsauf-
gabe im Vertrag und auch auf eine Stärkung der 
nachhaltigen und umweltgerechten Entwicklung 
ausgerichtet sind. Eine große Mehrheit von Mit-
gliedsländern hat sich auch für die Verankerung ei-
nes Beschäftigungskapitels im Vertrag stark ge-
macht, damit - das ist unbedingt notwendig - den 
vielen Worten auf Gipfeltreffen endlich auch kon-
krete Taten folgen können. 
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Aber was tut die Bundesregierung? Im Bereich der 

Umwelt ist sie bisher durch keinerlei innovative 
Ideen aufgefallen. Im Bereich der Beschäftigung be-
tätigt sie sich als Bremserin und versteckt sich nur 
allzugern hinter dem breiten Rücken der Engländer, 
solange es noch geht. Keine Impulse, keine Vor-
schläge, lediglich abwartendes und abwehrendes 
Reagieren in der Regierungskonferenz. Die Verhand-
lungsdevise, Herr Außenminister und Herr Hoyer, 
scheint mir zu sein: Wir sind für jegliche Änderungen 
im Vertrag zu gewinnen, vorausgesetzt, diese haben 
keinerlei Konsequenzen. Das, denke ich, ist eine Re-
duzierung dieser Reformkonferenz auf wirklich nur 
kosmetische Änderungen im Vertrag. Insofern wird 
die Regierungskonferenz zu einer Bühne für symboli-
sche Politik ohne substantiellen Gehalt gemacht. 

Das gilt auch für das zweite Problem, das ich an-
schneiden möchte, das Thema Demokratisierung. 
Wir alle, der gesamte Bundestag, haben noch im De-
zember 1995 übereinstimmend gefordert, das Euro-
päische Parlament zu einem neben dem Rat gleich-
berechtigten Gesetzgebungsorgan weiterzuentwik-
keln und auch in den Bereichen, in denen die inter-
gouvernementale Zusammenarbeit verbleibt, die 
Rolle des Europäischen Parlaments zu stärken. 

Auch von der Bundesregierung wurde in den ver-
gangenen Monaten noch immer von der Beseitigung 
des Demokratiedefizits geredet. Aber schauen wir 
uns an, was auf der Regierungskonferenz passiert ist: 
In der Eröffnungsrede hat der Bundesaußenminister 
zu diesem zentralen Thema der Konferenz gerade 
zwei Sätze gesagt. In zwei Halbsätzen wird gefor-
dert: „mehr demokratische Verankerung" und 
„stärkere Einbeziehung des Europäischen Parla-
ments". Das ist alles. 

Angesichts dieser dürren Bemerkungen hat sicher-
lich niemand von uns mehr große Hoffnungen in den 
Kampfeswillen der Bundesregierung für eine stär-
kere Demokratisierung der Europäischen Union ge-
steckt. Aber das müssen wir doch anmerken - ange-
sichts von Art . 23 GG ist das sicherlich auch keine 
völlig abwegige Bemerkung -: Man hätte doch we-
nigstens die Forderungen des Bundestages auf den 
Tisch der Regierungskonferenz legen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Inzwischen ist die Entwicklung weitergegangen. 
Man kann, so glaube ich, feststellen, daß eine sub-
stantielle Stärkung der Ro lle des Europäischen Par-
laments in der zweiten und dritten Säule von Ihnen 
inzwischen allgemein ausgeschlossen wird. Mehr-
heitsentscheidungen in der gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik: ja - auch wenn es keine Stär-
kung des Europäischen Parlamentes in diesem Be-
reich geben wird. Das ist im Augenblick die politi-
sche Vorgabe, bedeutet aber im Grunde nichts ande-
res als eine Entmachtung der nationalen Parlamente, 
bedeutet außenpolitischen Absolutismus in Brüssel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Manfred Müller [Berlin] 

[PDS]) 

Aber auch im grundrechtlichen Bereich tritt die 
Bundesregierung kräftig auf die Bremse. Da lobt sie  

sich selbst für das rechtspolitische Engagement beim 
Antidiskriminierungsartikel, beim Gleichstellungsar-
tikel. Man ist ja versucht, Applaus zu spenden. Doch 
wenn man genauer hinschaut, dann sieht man: Es 
geht hier nicht etwa um ein oder zwei A rtikel, die 
Geltung für die gesamte Europäische Union haben; 
es geht hier möglicherweise um zwei Bestimmungen, 
die sich allein auf die EU-Institutionen beziehen. Das 
ist, als kämpft man für die Meinungsfreiheit und 
stellt erst hinterher fest: Diese Meinungsfreiheit soll 
nur für die Beamten einer bestimmten Institution  gel-
ten.  

Das werden wir und das wird man auch in der Öf-
fentlichkeit nicht hinnehmen. Die Demokratisierung 
der EU ist ein ganz zentrales Ziel. Die Bundesregie-
rung hat es offensichtlich fallengelassen, bevor sie es 
überhaupt richtig in die Hand genommen hat. 

Der Bundesregierung mangelt es aber auch im Be-
reich der Reform der Institutionen an wirklichem Re-
formwillen. Die Vorschläge, die bislang unterstützt 
werden, laufen auf eine Schwächung der gemein-
schaftlichen Institutionen hinaus und nicht auf eine 
Stärkung. Gestärkt werden soll allein der Rat. Das 
öffnet einer Renationalisierung Tür und Tor. 

Das gilt auch im dritten Bereich, den ich anspre-
chen möchte, nämlich den der flexiblen Integration. 
Das ist der einzige Bereich, in dem die Bundesregie-
rung durch ein eigenes Papier, mit eigenen Überle-
gungen in den Vordergrund getreten ist. Aber was 
verbirgt sich dahinter? Es ist im Grunde das alte und 
berüchtigte Kerneuropa-Konzept der CDU. 

Wir haben natürlich Verständnis für diese Überle-
gungen. Es ist sicherlich sinnvoll, zu überlegen, wie 
man in einer EU - zumal wenn sie aus 20 bis 
30 Mitgliedern besteht - verhindern kann, daß allein 
das langsamste Schiff das Tempo des Geleitzuges be-
stimmt. Aber kann man das Problem dadurch lösen, 
daß sich die schnellsten Schiffe des Geleitzuges zu-
sammentun und davonfahren? Vergrößert ein solches 
Vorgehen nicht den Abstand zwischen den langsa-
men und den schnellen Schiffen? Darüber wird nicht 
nachgedacht. Wird dies nicht die Gefahr mit sich 
bringen, daß es bald zwei Geleitzüge gibt, die sich 
aus den Augen verlieren, auch weil es keine Über-
einstimmung hinsichtlich eines gemeinsamen Treff-
punktes mehr gibt? 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Haben Sie denn 
eigentlich irgendwo schon einmal vernünf

-

tige Vorschläge geäußert? - Dr. Helmut 
Haussmann [F.D.P.]: Nur Negatives!) 

Wir denken, daß diese Fragen in keiner Weise aus-
reichend durchdacht worden sind, sondern daß hier 
das Konzept des Kerneuropas verfolgt wird, ohne 
daß man den integrationspolitischen Sprengstoff, der 
darin steckt, wirk lich zur Kenntnis nimmt. Es droht 
eine soziale, eine ökonomische und auch eine wei-
tere politische Spaltung in Deutschland, wenn man 
dieses Konzept vorantreibt. Es wird sich nämlich ein 
harter Ke rn  aus reichen mitteleuropäischen Staaten 
herausbilden. Die anderen werden an den Rand ge-
drängt. Das widerspricht dem Gründungsgedanken 
der EU, die auf sozialen und regionalen Lastenaus- 
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gleich und auf eine Angleichung der Lebensverhält-
nisse ausgerichtet ist. Das ist kein Konzept für eine 
differenzierte Integration, das ist ein Konzept für eine 
differenzie rte Hegemonie. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Manfred Müller [Berlin] [PDS] 

- Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Vorsicht!) 

Die Europapolitik wird - das läßt sich zusammen-
fassend feststellen - unglaubwürdig, und zwar weil 
die Diskrepanz nicht nur zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit immer größer wird, sondern auch die 
Diskrepanz zwischen dem, was man außerhalb der 
Regierungskonferenz verkündet, und dem, was man 
innerhalb der Regierungskonferenz als tatsächliche 
Politik betreibt. 

Wenn Sie so weitermachen, dann gefährden Sie 
die drei zentralen Ziele der Regierungskonferenz: er-
stens den Reformprozeß in Richtung auf eine politi-
sche Union voranzutreiben, zweitens die brüchige 
Akzeptanz des Integrationsprozesses innerhalb der 
Bevölkerung wiederherzustellen und zu festigen. 
Drittens gefährden Sie damit die Schaffung der not-
wendigen Voraussetzungen für die Aufnahme von 
mittel-, ost- und südeuropäischen Ländern in die EU. 

Der europäische Integrationsprozeß ist schon häu-
fig mit dem Fahrradfahren verglichen worden: Wird 
man zu langsam, gerät man ins Trudeln oder ins 
Wanken, dann verliert man die Richtung, und 
schließlich kippt man um. Ich glaube aber, wir müs-
sen der Bundesregierung sagen: Das bloße Bekennt-
nis zum Fahrradfahren reicht nicht, um ein Fahrrad 
in Bewegung zu halten; denn um in die richtige Rich-
tung zu kommen, müssen Sie in die Pedale treten. 
Der Sondergipfel in Dublin hat deutlich gemacht, 
daß es bei der Bundesregierung an dieser Bereit-
schaft deutlich fehlt. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention erhält der Kollege Dieter Schloten. 
Er hätte das bereits vor der Rede von Herrn Sterzing 
anmelden müssen; denn er nimmt Bezug auf Gero 
Pfennig. 

Dieter Schloten (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! Kollege Pfennig hat gesagt: Der Euro kommt 
wie vorgesehen. Herr Minister Kinkel hat gesagt: Wir 
werden eine stabile Währung ab Januar 1999 haben. 
Ich gehöre gewiß nicht zu den Euro-Skeptikern, vor 
denen er gewarnt hat. Ich möchte aber eines ganz 
deutlich anmahnen: Die fristgerechte Umsetzung 
muß ein herausragendes Ziel deutscher Europa-, 
Wirtschafts-, Haushalts- und Finanzpolitik sein. Das 
Zeitfenster für den Euro ist schmal, so daß eine Ver-
schiebung das hohe Risiko des Scheiterns des ge-
samten Vorgangs bedeuten könnte. Um so mehr 
kommt es darauf an, die Bürger ausreichend und um-
fassend zu informieren. 

Ich erinnere mich daran, daß wir uns in dem Son-
derausschuß zu Maast richt I alle einig waren und die 
Regierung angesichts der Situation, daß die Akzep-
tanz von Maastricht I nach dem Scheitern des Refe-
rendums in Dänemark auch in der Bundesrepublik 
immer geringer wurde, ganz deutlich gesagt hat: Wir 
werden eine umfassende Aufklärungskampagne 
zum Euro starten, damit die Bürger mitgehen. 

Es ist nichts geschehen; die bisherigen Informatio-
nen sind äußerst lückenhaft. Manchmal ist es sogar 
schwierig daranzukommen. Wenn wir hier gemein-
sam voranschreiten und den Euro 1999 einführen 
wollen und die Bürger im Jahre 2001 den Euro in der 
Hand halten sollen, dann muß jetzt ganz dringend et-
was geschehen. Die Bürger müssen informiert wer-
den, und zwar umfassend. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Ich stelle in diesem Hause Einigkeit darüber fest, 
daß wir alle - vielleicht mit einzelnen Ausnahmen - 
den  Euro wollen. Also sollten wir uns gemeinsam an 
dieses Werk machen, aber in erster Linie ist es die In-
formationspflicht der Bundesregierung; denn ohne 
die Bürger, ohne die große Mehrheit der Bürger wird 
Europa nicht zu haben sein. 

Wenn wir uns darin einig sind, daß der Euro nicht 
nur ein richtiger Schritt in die richtige Richtung zu 
einem vereinigten Europa ist, sondern auch ein wich-
tiger Schritt in die richtige Richtung, dann muß mit 
dieser Aufklärungskampagne sofort begonnen wer-
den. 

Dankeschön. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Möchten Sie ant-
worten, Herr Pfennig? - Nein. 

Als nächster in der Debatte spricht Kollege Dr. Hel-
mut Haussmann. 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Sehr verehrte Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Alle Welt, so auch Lafontaine in der „FAZ", faselt 
heute von der bösen Globalisierung und ihren 
schlimmen Folgen. 

(Zuruf von der SPD: Lafontaine faselt nicht!) 

Ich frage Sie: Gibt es eine bessere Antwort auf die 
Globalisierung als mehr Europa? Nein. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Deshalb ist es so bedauerlich, daß heute morgen von 
Sozialdemokraten - ich nehme Herrn Schloten aus - 
und von den Grünen ausschließlich Kritik, aus- 
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schließlich Nickeligkeiten, ausschließlich Populismus 
gegen die Währungsunion betrieben wird, 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-
ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 
SPD - Günter Verheugen [SPD]: Sie haben 

nicht zugehört!) 

während in allen früheren Europa-Debatten klar war, 
daß vor wichtigen Konferenzen in Europa Opposition 
und Koalition sich weitgehend einig waren. Sie ha-
ben überhaupt nichts gesagt. Wir sind in vielen Din-
gen einig: Mehrheitsentscheidungen, Rolle des Euro-
päischen Parlaments, nicht mehr Kommissare. Dies 
ist alles weg. 

Wer als Antwort auf die Globalisierung die Einfüh-
rung von Mindeststeuersätzen in Europa nennt: Wie 
wollen Sie denn multinationale Unternehmen zwin-
gen? Wer soll denn die amerikanische Regierung 
zwingen, wer soll denn die japanische Regierung 
zwingen, Mindeststeuersätze einzuführen? Das ist 
volkswirtschaftlich doch völliger Unsinn. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Sozialdemokraten würden sich wundern, wo ein 
europäischer Mindeststeuersatz für Unternehmen 
liegen würde - natürlich weit unter dem Steuersatz, 
den wir in Deutschland haben. 

(Günter Verheugen [SPD]: Dann zahlen sie 
aber wenigstens etwas, jetzt zahlen sie gar 

nichts!) 

Insofern ist dieser Vorschlag kindisch. 

In der „FAZ" lese ich, daß Herr Lafontaine sagt: 
Die ganze Welt übernimmt jetzt deutsche Sozial-, 
Steuer- und Umweltbedingungen. Das ist kein Bei-
trag zur internationalen Solidarität. Ich habe sozial-
demokratische Internationalität immer so verstan-
den, daß andere Völker die Chance nützen können, 
durch Kostenvorteile auch mehr Beschäftigung und 
Wohlstand zu bekommen. Ich habe internationale 
Solidarität nie so verstanden, daß man versucht, 
deutsche Standards weltweit einzuführen. Von die-
sem Weg müssen Sie sich, meine Damen und Herren, 
bald verabschieden, sonst wird es noch mehr Arbeits-
plätze in Deutschland kosten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Zurück zum Thema. Alle haben einen Nachholbe-
darf an europäischer Solidarität. Die Sozialdemokra-
ten haben im Frühjahr in Baden-Württemberg ver-
sucht, gegen den Euro zu sein. Sie sind vom Wähler 
gestraft worden. Sie haben die Republikaner ge-
stärkt. Ich hoffe, Sie lernen daraus, und ich hoffe, Sie 
spielen auch nicht die Währungsunion gegen die Be-
schäftigungspolitik aus. Ich sage auch hier: Eine 
Währungsunion in Europa ist eine notwendige Vor-
aussetzung für mehr Beschäftigung, nicht eine hin-
reichende. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Hinreichend wird es erst, wenn die Tarifpartner 
und die nationalen Regierungen ihre Hausaufgaben  

machen. Europa kann nicht in Tarifverträge eingrei-
fen, oder wollen Sie das? Europa kann nicht im ein-
zelnen Arbeitsmärkte regeln. Das ist unsere Auf-
gabe, das müssen wir regeln, und das dürfen wir 
auch nicht abschieben. Auch dürfen wir bei den Ar-
beitslosen in Deutschland nicht die Illusion wecken, 
wir verabschiedeten uns jetzt von der nationalen Ar-
beitsmarktpolitik, und der Rest würde irgendwo in 
Brüssel besorgt. So läuft es nicht. 

Wer für mehr Forschungsförderung ist, wer für 
mehr Netze ist, wer für mehr Freiheit bei der Tele-
kommunikation ist: Das ist der Beitrag der Europäi-
schen Union für mehr Beschäftigung. Der wichtigste 
Beitrag wäre, schnell für Osteuropa aufnahmefähig 
zu werden. Dort  liegen die Märkte der Zukunft, do rt 

 liegt die neue gesamteuropäische Arbeitsteilung. 
Aber die Illusion zu wecken, wir könnten mit mehr 
Geld, mit mehr Schulden in Europa Arbeitsmarktpro-
gramme finanzieren, ist völlig abwegig und würde 
auch die Währungsunion gefährden. 

Aber nicht nur bei Sozialdemokraten, auch bei 
manchen deutschen Ministerpräsidenten ist es not-
wendig, sich in Zukunft eindeutiger zur Europäi-
schen Union zu bekennen. Es ist nicht in Ordnung, 
daß Herr Biedenkopf bei einer Diskussion über das 
durchaus diskussionswürdige Thema, welche Rolle 
in Zukunft Ostdeutschland hat, billige antieuropäi-
sche populistische Emotionen weckt. Biedenkopf hat 
der europäischen Idee in Brüssel nicht genützt. Ich 
sage das hier in a ller Offenheit. 

Auch in der CSU geht es auf Dauer nicht gut, 
wenn die Bonner CSU zu Recht die gute Europapoli-
tik von Bundeskanzler Kohl und Außenminister Kin-
kel stützt, wenn aber in München ständig Zweifel an 
der Währungsunion, an der Strukturpolitik und an 
der Agrarpolitik genährt werden. Dieser Spagat ist 
auf Dauer nicht möglich. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Grünen sind - das sage ich Ihnen ganz offen, 
Herr Sterzing - durch Herrn Hoyer und durch den 
Ausschuß sehr viel besser informiert, als sie hier 
sagen. Aber davon, daß die deutschen Grünen auf 
Dauer bereit wären, internationale Kompromisse ein-
zugehen, sind sie weit entfernt. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie sind ein Riesenstaats-

mann! Wirklich wahr!) 

- Herr Fischer, wer wie Herr Sterzing als Sprecher 
von Hegemonie redet, der weiß nicht einmal, was der 
Maastrichter Vertrag bedeutet. Der Maast richter Ver-
trag bedeutet, daß diejenigen Staaten voranschreiten 
dürfen, die bestimmte Kriterien erfüllen. Das ist doch 
keine Hegemonie. Das ist eine Belohnung dieser 
Staaten. Hier entstehen auch kein reiches Zentral-
europa und ein armes Mitteleuropa. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Haussmännle, was haben 

Sie heute für einen Kaffee getrunken?) 

Staaten wie die Tschechische Republik werden in 
aller Kürze in der Wirtschafts- und Währungsunion 
sein. Neue Staaten wie Slowenien werden in Kürze 
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in der Wirtschafts- und Währungsunion sein. Man-
cher „alte" Staat, der seine Hausaufgaben in Zentral-
europa nicht macht, wird eben nicht in der Wäh-
rungsunion sein. Aber wer sagt, dies sei eine neue 
Spaltung, sei eine Hegemonie, der hat von Maas-
tricht herzlich wenig verstanden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wir haben vier entscheidende Forderungen an die 
Regierungskonferenz: Erstens. Wir wollen die Ein-
führung von Mehrheitsentscheidungen als Regelfall. 
Wir sind der Meinung, daß die europäische Einigung 
zum Stillstand käme, wenn wir stets von der Zustim-
mung aller abhängig wären. Außerdem ist das Prin-
zip der Einstimmigkeit extrem teuer. In manchen 
Häusern in Deutschland ist die Ministerialbürokratie 
schlecht beraten, wenn sie aus innenpolitischen Er-
wägungen Integrationsfortschritte in bestimmten Po-
litikbereichen auf Dauer blockiert. Wir werden das 
nicht mitmachen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Zweitens. Wir müssen all jene Politikbereiche stär-
ker integrieren, bei denen ein gemeinschaftlicher 
Ansatz mehr leistet als die Summe der Einzelanstren-
gungen. Dies gilt - hier unterstützen wir Herrn Kin-
kel - für die gemeinsame Außen- und Sicherheitspo-
litik. Hier sollten Entscheidungen, so schwierig es ist, 
grundsätzlich mit qualifizierter Mehrheit getroffen 
werden. Darüber hinaus spricht sich die F.D.P.-Frak-
tion für die Schaffung einer Analyse- und Planungs-
kapazität sowie für einen GASP-Generalsekretär 
aus. 

Drittens. Wer auf der einen Seite Mehrheitsent-
scheidungen möchte, muß auf der anderen Seite zur 
Wahrung der demokratischen Balance auch für die 
Stärkung der Rechte des Europäischen Parlamentes 
eintreten. Herr Kinkel, wir unterstützen Sie auf der 
parlamentarischen Ebene. Wir wissen, wie schwierig 
es mit den Franzosen und B riten ist. Bezüglich der 
Rechte des Europäischen Parlamentes muß sich mehr 
tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Die komplizierte Mitwirkung von über zehn muß auf 
drei klare Beteiligungsformen reduziert werden: Mit-
entscheidung, Zustimmung und Anhörung. Dabei 
wollen wir den Bereich der Mitentscheidung bei der 
Gemeinschaftsgesetzgebung deutlich ausweiten. 

Viertens. Im Rat sind in Zukunft mehr Abstimmun-
gen mit qualifizierter Mehrheit durchzuführen. Wir 
treten für die doppelte Mehrheit ein. Das heißt, Be-
schlüsse im Rat können nur dann mit qualifizierter 
Mehrheit getroffen werden, wenn hinter dieser quali-
fizierten Mehrheit zusätzlich eine ausreichende 
Mehrheit der Bevölkerung steht. Herr Sterzing, dies 
ist eine durchaus konstruktive deutsche Forderung, 
die sich auch durchsetzen wird. 

Ich begrüße es und sehe das nach wie vor im Bun-
destag so, daß es bei diesen vier Forderungen über 
die Fraktionen hinweg eine klare Übereinstimmung 
gibt. Deshalb sollten wir vor wichtigen Konferenzen 
zu dem zurückkehren, was im Bundestag immer  

gang und gäbe war, nämlich nicht die Unterschiede 
zu betonen, sondern zunächst einmal die Gemein-
samkeiten. Nur dann, wenn klar ist, daß die Position 
der Regierung eine Mehrheit im Parlament hat, kann 
man bei internationalen Verhandlungen etwas errei-
chen. Deshalb darf das Trennende in diesem Haus 
nicht in den Vordergrund gestellt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ich möchte mit meinem Lieblingsthema der Wäh-
rungsunion abschließen. Ich kann Herrn Schloten 
nur darin unterstützen: Wenn wir nicht wollen, daß 
die Währungsunion in Deutschland bei Abstimmun-
gen scheitert, dann muß die Regierung endlich ihre 
Hausaufgaben machen. Die Rentner sind bisher 
nicht davon überzeugt, daß es nur um eine reine 
Währungsumstellung und nicht um einen Währungs-
schnitt geht. Die Menschen wissen nicht, daß ihnen 
die D-Mark am 1. Januar 1999 erhalten bleibt und 
daß sie dann praktisch die Möglichkeit haben, D-
Mark und Euro über zwei Jahre zu vergleichen. Erst 
am 1. Juli 2002 wird der Euro gesetzliches Zahlungs-
mittel. 

Die Regierung muß auch dazu beitragen, daß be-
stimmte Berufsgruppen fairer und konkreter infor-
mieren. Was an manchen Bankschaltern geschieht 
und was manche Steuer- und Unternehmensberater 
ihren Kunden raten, ist absolut euro- und integrati-
onsfeindlich. Deshalb fordere ich die Regierung 
heute erneut auf: Kommen Sie Ihrer Pflicht zur Infor-
mation und Aufklärung über den Euro endlich nach. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Günter Verheugen [SPD]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Kollege Manfred Müller. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Der 
Bundesaußenminister hat heute erklärt, daß die 
Europäische Union „Kurs hält" und daß sie „bürger-
nah" und „wettbewerbsfähig" sei. Zur Kursbestim-
mung hat er nichts gesagt; die Richtung bleibt un-
klar. Die Bürgernähe wurde mit keinem einzigen 
Wort  näher ausgeführt, kein Wo rt  dazu, wie die 
Bürgerinnen und Bürger an der weiteren Ausgestal-
tung der Europäischen Union überhaupt beteiligt 
werden. 

Das, was die PDS auch bei der Diskussion um den 
Maastrichter Vertrag immer wieder gefordert hat, ist 
bis heute nicht eingetreten. Jetzt wird beklagt, daß 
der Bürger nicht ausreichend informiert sei. Wer ist 
denn schuld daran, daß der Bürger in eine ungewisse 
Zukunft geht und daß er eher Rattenfängern auf den 
Leim geht, als auf das zu vertrauen, was die Regie-
rung verlautbart? 

Mir scheint, daß die Kursbestimmung eher von den 
Herren Murmann und Henkel ausgeht. Sie haben 
nämlich am 30. September an den Herrn Bundes-
kanzler geschrieben, was sie, der Bundesverband 
der Deutschen Indust rie und die Arbeitgeberver- 
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bände, für den Ke rn  der laufenden Regierungskonfe-
renz halten, indem sie darum baten, solche überflüs-
sigen Themen wie die Beschäftigungskapitel und die 
Einführung verbindlicher sozialer Grundrechte zu-
rückzudrängen. Nach dem, was wir heute vom Au-
ßenminister gehört haben, dürften sich die Wünsche 
der Herren erfüllt haben. 

Für die Bundesregierung ist und bleibt die Regie-
rungskonferenz eine Angelegenheit der institutionel-
len und außenpolitischen Fragen, unabhängig da-
von, daß sich drängender denn je die Probleme der 
Massenarbeitslosigkeit und der zunehmenden Armut 
auf die Tagesordnung drängen. 

Dabei ist schon jetzt absehbar, daß der Verzicht auf 
eine europäische Beschäftigungspolitik, der Verzicht 
auf im Vertrag verankerte Beschäftigungsziele, ein 
Europa hervorbringen wird, das seine Akzeptanz in 
der Bevölkerung verliert. Eine Integration, die die 
Staaten dazu zwingt, sich kaputtzusparen, vermehrt 
den Reichtum von wenigen und vernichtet den Wohl-
stand der meisten. Ein Europa, in dem Arbeitslosig-
keit und Armut zunehmen, während gleichzeitig ein 
Wettlauf darum stattfindet, wie man den Reichen am 
schnellsten und am gründlichsten die Steuern senkt, 
wird seine Mehrheit in der Bevölkerung verlieren. 

(Beifall bei der PDS) 

Nach jüngsten Umfragen erwarten 79 Prozent der 
europäischen Bürgerinnen und Bürger von der Euro-
päischen Union Entscheidungen zum Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit. Werden diese Hoffnungen 
enttäuscht und steigt die Zahl der über 20 Mil lionen 
Arbeitslosen noch weiter an, dann wird sich die euro-
päische Vision für die Menschen in ein Schreckge-
spenst verwandeln. Wenn aber Europa seine Legiti-
mation bei den europäischen Völkern verspielt, dann 
verspielt es seine Zukunft. 

Ich will  hier ganz eindeutig sagen, daß ich dies für 
eine Katastrophe hielte: nicht für die schon weit über 
Europa hinaus aktiven Konzerne und noch weniger 
für die großen Finanzfonds, die die einzelnen Stand-
orte um so leichter gegeneinander ausspielen kön-
nen, je zersplitterter deren politischer Wi lle ist - das 
Kapital kann mit einem solchen Zustand leben -, 
aber für die abhängig Beschäftigten und ihre Ge-
werkschaften, die das nicht können. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Globalisierung der Märkte ist so weit fortge-
schritten, daß es nur noch eine Chance gegen den 
weltweiten Unterbietungswettbewerb um niedrige 
Steuersätze und fallende Sozialstandards gibt: Das 
ist der politische Wille der Regierungen, sich nicht 
durch das internationale Finanzkapital erpressen zu 
lassen. 

Wir haben uns als demokratische Sozialisten nie 
eine Illusion über das bisher entworfene Europa ge-
macht. Aber wir sehen in einem geeinten Europa, 
das sich insbesondere auch den osteuropäischen 
Ländern öffnet, die einzige Chance, um aus der Glo-
balisierungsfalle weltweiten Kaputtkonkumerens 
herauszukommen. 

Natürlich verbinden wir damit andere Motive als 
diese Bundesregierung. Wir wollen ein Europa des 
sozialen Ausgleichs und der Solidarität. Sie aber wol-
len ein Europa, das den Standort Deutschland um 
den Standort Europa erweitert. Wir wollen ein Eu-
ropa, das die Gefahren der Globalisierung für die 
Menschen mindert. Sie aber konstruieren ein Eu-
ropa, das noch mehr Verzicht, noch mehr Sozialab-
bau und noch mehr Arbeitslosigkeit riskiert, um den 
Standort Europa zum Gewinner eines weltweiten 
Vernichtungswettbewerbs zu machen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Na, na! 
Wir sind nicht mehr im Krieg!) 

Abgesehen davon, daß dieser Standortkrieg die 
Spaltung der Welt vertieft, daß er weder die sozialen 
noch die ökologischen Probleme lösen wird, sondern 
weltweit religiösen Fundamentalismus, Nationalis-
mus und Irrationalismus befördert, werden die Ziele 
dieser Politik nicht einmal in Europa aufgehen. Es 
macht doch keinen Sinn, den Weg zur Währungs-
union durch monetäre und fiskalische Konvergenz-
kriterien einzuschnüren, die die staatliche Lei-
stungsfähigkeit abbauen, Millionen Menschen desil-
lusionieren und die Beseitigung von Massenarbeits-
losigkeit und Armut ins nächste Jahrtausend ver-
schieben. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Mehr 
Schulden bringen gar nichts!) 

Am Ende dieser vermeintlichen Durststrecke wird 
genau das verspielt sein, was die globale Herausfor-
derung bestehbar macht, nämlich motivierte Be-
schäftigte, ein hohes Qualifikationsniveau und sozia-
ler Friede. Würde diese Bundesregierung beim Stich-
wort  „Binnenmarkt" nicht nur an die Gestaltung des 
Marktes denken, sondern auch an die Ausgestaltung 
eines europäischen Sozialraums, dann wäre es ihre 
wichtigste Aufgabe, in Dublin neue Schwerpunkte 
zu setzen. 

Inzwischen fordern zwei Drittel der Mitgliedslän-
der die Einbeziehung beschäftigungspolitischer Be-
stimmungen in den Vertrag bzw. ein eigenständiges 
Kapitel zur Beschäftigungspolitik. Die Bundesregie-
rung aber blockiert die europäische Beschäftigungs-
politik. Sie tut dies mit dem windigen Hinweis auf 
die nationale Verantwortlichkeit, obwohl sie national 
gerade damit beschäftigt ist, die Beschäftigungspoli-
tik drastisch zusammenzustreichen. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Heide

-

marie Wieczorek-Zeul [SPD]) 

Eine Mehrheit der Länder unterstützt gleichzeitig 
die Forderung nach Einbeziehung des Sozialproto-
kolls in den Vertrag. Hier blockiert die Bundesregie-
rung nicht nur; sie widersetzt sich sogar der Durch-
führung des 4. Armutbekämpfungsprogramms. Da-
bei reicht es auch nicht aus, wenn der Bundeskanzler 
am Samstag in Dublin einräumt, man könne ein Be-
schäftigungskapitel in den Vertrag aufnehmen, 
„wenn es darum geht, einen Anstoß zu geben". 
Darum geht es nicht. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Auch!) 
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Es geht weder um verbale Anstöße noch um Be-
schwörungsformeln. Die Regierungskonferenz muß 
zu konkreten Vorhaben finden. Sie muß sich von 
dem gerade auch von dieser Bundesregierung ge-
pflegten Aberglauben verabschieden, daß die ent-
grenzten Märkte von sich aus Vollbeschäftigung und 
Wohlstand sichern könnten. Dagegen spricht sogar 
die neoliberale Theorie. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Davon ver

-

stehen Sie nicht viel!)  

Dagegen sprechen vor allen Dingen die Tatsachen: 
Ein Markt, der keine andere Sprache als die Sprache 
der maximalen Rendite versteht, ein Markt, dessen 
Zeithorizont nicht weiterreicht als bis zur nächsten 
Bilanzpressekonferenz, verspielt nicht nur das Hu-
mankapital, sondern auch Menschenrechte, Demo-
kratie und menschliche Überlebensfähigkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Europa hätte die Chance, die die Nationalstaaten 
mehr und mehr nicht mehr haben. Europa könnte 
der sozialen Kälte des Weltmarktes einen neuen So-
zialkontrakt entgegensetzen und der Verwirklichung 
der Menschenrechte eine neue Basis geben. 

Dies ist auch der Inhalt der von uns zur Regie-
rungskonferenz vorgelegten Anträge. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, sich auf der Regierungs-
konferenz für die Verankerung von einklagbaren 
Grundrechten in den Vertrag einzusetzen, wozu 
dann letztlich nach unseren Vorstellungen auch ge-
hört, daß alle mit ständigem Wohnsitz in der Europäi-
schen Union lebenden Menschen die gleichen politi-
schen, sozialen und kulturellen Rechte genießen. 

Schließlich ist es nach unserer Auffassung unerläß-
lich, daß das Thema „Beschäftigungs- und Sozialpo-
litik" auf die Tagesordnung kommt und zu eindeuti-
gen Beschlüssen führt. Das ist nicht nur die Position 
der PDS, sondern auch der Tenor von immer mehr 
namhaften Europäern, Parteien, Regierungen. Es ist 
der Wille, die mögliche Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik der Gemeinschaft nicht auf dem Altar der Haus-
haltsdisziplin zu opfern. 

Ein Unternehmer des vergangenen Jahrhunderts - 
der  Mann hieß übrigens F riedrich Engels - hat ein-
mal gesagt: Die Menschen erreichen, was sie wollen; 
aber was dabei herauskommt, ist meistens anders, 
als sie es sich vorgestellt haben. 

Ich gönne jedem die Schadenfreude, daß dieses Zi-
tat so ausgezeichnet auf das schmähliche Scheitern 
des ersten sozialistischen Versuchs paßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hoffentlich des 
letzten!) 

Aber seien Sie nicht so sicher, daß es Ihrem Europa-
konzept anders ergehen wird! 

(Beifall bei der PDS) 

Es könnte sein, daß die fiskalischen und monetären 
Ziele erreicht werden. Es ist sogar denkbar, daß die 
Reform der Institutionen gelingt. Aber wenn Sie das 
Beschäftigungsproblem und das Problem zunehmen-
der sozialer Spaltung nicht lösen, wird ein Europa 

herauskommen, das selbst Sie sich anders vorgestellt 
haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Heide -
marie Wieczorek-Zeul [SPD]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat Professor Jürgen Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Der Kollege Müller 
von der Gruppe der PDS hat sich eben noch einmal 
für den Antrag seiner Gruppe in Sachen Grund-
rechtscharta ausgesprochen. Ich fordere die PDS- 
Gruppe auf, diesen Antrag zurückzuziehen. Dabei 
geht es mir weniger darum, daß es sich in Teilen um 
ein Plagiat handelt; denn wir hatten einen solchen 
Antrag im Frühsommer 1995 mit der Einladung zu ei-
nem Workshop versandt, auch Ihnen zugesandt, und 
im September tauchte dieser Antrag - allerdings ver-
ändert - als Antrag hier an den Bundestag auf. Ent-
scheidend ist für mich, daß er erhebliche Weglassun-
gen enthält. Ich will nur ein Beispiel nennen. 

Wir formulieren zum Eigentumsrecht in Europa 
nicht nur, daß Eigentum und Erbrecht gewährleistet 
werden, sondern wir fügen einen Satz hinzu, den Sie 
erstaunlicherweise weglassen. Wir wollen zur besse-
ren Bekämpfung von organisierter Kriminalität und 
von Regierungskriminalität formuliert haben: Krimi-
nell erworbenes Eigentum wird nicht geschützt. 
Warum lassen Sie das weg? 

Das Wichtigste aus meiner Sicht ist aber, daß ein 
solcher Antrag das ganz wichtige Ziel einer europäi-
schen Grundrechtscharta gefährdet. Unsere Vorstel-
lung ist, durch eine solche Charta deutlich zu ma-
chen, daß sich Europa von einer Wirtschaftsgemein-
schaft zu einer Wertegemeinschaft mit gemeinsamen 
Menschen- und Bürgerrechten, also Grundrechten, 
weiterentwickeln muß. Diese Vision kann aber nur 
Wirklichkeit werden, wenn wir einen öffentlichen 
Diskussionsprozeß in den Mitgliedstaaten und da-
nach in den Parlamenten unter Federführung des 
Europäischen Parlaments in Gang setzen. Dieses Ziel 
verträgt es nicht, wenn ein Mitgliedstaat oder eine 
kleine Partei eines Staates gewissermaßen mit dem 
Versuch der Lehrmeisterei vorangeht. Das beschä-
digt das Ziel. 

Meine Auffassung ist - das ist auch die Überzeu-
gung der SPD-Fraktion, übrigens auch der Mehrheit 
im Rechtsausschuß -: Unterlassen wir jeden Versuch 
einer Bevormundung, erst recht einer Bevormun-
dung durch die G ruppe der PDS! In Sachen Grund-
rechte sollten wir etwas zurückhaltender und etwas 
bescheidener sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gerade die PDS!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Möchten Sie ant-
worten? - Herr Müller. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Lieber Kollege Pro-
fessor Meyer! Ich bin bisher davon ausgegangen, 
daß wir die Regierungserklärung der Bundesregie- 
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rung zum bisherigen Verlauf der Maastricht-Folge-
konferenz hier kritisch erörtern. Ich meine, wir haben 
die von Ihnen aufgeworfene Frage bereits ausführ-
lich im Ausschuß und am Rande von Ausschußsitzun-
gen erörtert. Ich habe Ihnen im einzelnen nachwei-
sen können, daß Ihr Vorwurf eines Plagiats völlig un-
angebracht ist. 

Wenn es im übrigen um soziale Grundrechte und 
um demokratische Prinzipien geht, dann gibt es 
nicht viele Prinzipien, von denen wir abweichen kön-
nen, wenn wir sie zusammenfassen. Das heißt, daß 
die SPD-Fraktion in ihrer Erarbeitung eines Grund-
rechtekatalogs zu einem vergleichbaren Ergebnis 
wie die PDS kommt. Das ergibt sich aus der Sache 
selbst. Insofern bitte ich in dieser Frage die Oppositi-
onsparteien, sich nicht mit solchen Vorwürfen unter-
einander von der eigentlichen Auseinandersetzung 
mit dem politischen Gegner abhalten zu lassen. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster De-
battenredner hat der Kollege Ottmar Schreiner das 
Wort . 

Ottmar Schreiner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will  zunächst zwei Be-
merkungen zu Herrn Haussmann machen. Herr 
Haussmann hat hier vorgetragen, der SPD-Parteivor-
sitzende Oskar Lafontaine wolle das deutsche Sozial-
system der ganzen Welt überstülpen. Die Rede, auf 
die Sie sich beziehen, können Sie in Teilen im 
„Handelsblatt" vom 9. Oktober 1996 nachlesen. Be-
zogen auf die von Ihnen angegriffene Passage heißt 
es dort : 

Notwendig seien auch „verbindliche Normen für 
die Staatengemeinschaft, die die elementaren 
Rechte der Arbeitnehmer festschreiben, um So-
zialdumping und Ausbeutung zu unterbinden" . 

Können Sie dem folgen? 

(Beifall bei der SPD - Dr. Helmut Hauss

-

mann [F.D.P.]: Ich beziehe mich auf eine 
andere Rede, die Sie nicht kennen!) 

- Nein, das ist auf diese Rede und die in den entspre-
chenden Zeitungen abgedruckten Passagen bezo-
gen. 

Weiter heißt es: 

Deshalb unterstütze er die Initiative der amerika-
nischen Regierung ... 

- Lafontaine unterstütze also die Initiative der ameri-
kanischen Regierung, Herr Haussmann! - 

... für weltweite soziale Mindeststandards für die 
WTO-Konferenz im Dezember in Singapur, sagte 
Lafontaine. 

(Beifall bei der SPD - Günter Verheugen 
[SPD] zu Abg. Dr. Helmut Haussmann 

[F.D.P.]: Unterstützen Sie die auch?) 

Herr Haussmann, Sie haben dann der SPD vorge-
halten, wir beschäftigten uns hier mit Nickeligkeiten. 

Wenn die Frage der dramatischen Arbeitslosigkeit 
in Europa - das war auch das zentrale Anliegen in 
der Rede der Kollegin Wieczorek-Zeul - für Sie eine 
Nickeligkeit sein sollte, dann sind Sie die wahre 
Nickeligkeit in diesem Haus hier. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS - Dr. Helmut Haussmann 

[F.D.P.]: Hören Sie doch auf!) 

Ja, meine Güte, das ist doch die zentrale Kritik der 
SPD bislang gewesen, daß es keine Antwort der Bun-
desregierung - weder national noch auf europäischer 
Ebene - dazu gibt, wie die extrem hohe Arbeitslosig-
keit in Europa und in Deutschland zurückgedrängt 
werden kann. Wir haben auf der europäischen 
Ebene inzwischen weit mehr als 20 Millionen offiziell 
registrierte Arbeitslose. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Ja, leider! 
- Peter Dreßen [SPD]: Sie tun ja nichts 

dagegen!) 

In zahlreichen Gegenden finden 20 Prozent der Ju-
gendlichen keine Arbeit. In Regionen mit hoher Ar-
beitslosigkeit ist nahezu die Hälfte der jungen Men-
schen erwerbslos. Das ist die Situation. Wir sollten 
diese gesellschaftliche Ausgrenzung, Herr Hauss-
mann, nicht als Nickeligkeit bezeichnen, sondern als 
das, was sie ist. Sie ist eine Tragödie, die das Leben 
der Menschen ruiniert. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Dr. Hel-
mut Haussmann [F.D.P.]: So ist es!) 

Sie zerstört das soziale Gefüge, innerhalb dessen wir 
leben und von dem wir abhängig sind, und greift da-
mit die Grundlagen unserer Demokratie an. 

Angesichts dieser Entwicklung, Herr Haussmann, 
läuft die Europäische Union aus der Sicht vieler 
Bürgerinnen und Bürger Gefahr, ihren Sinn zu verlie-
ren. Vor 50 Jahren lag dieser Sinn auf der Hand. Es 
ging darum, den Krieg unmöglich, ja undenkbar zu 
machen. Heute ist die größte und unmittelbarste 
Furcht der Europäer auf die Arbeitslosigkeit, den 
Verlust gesicherter Lebensverhältnisse, die Armut 
und die Zukunft des sozialen Schutzes gerichtet. In 
dieser für den Fortgang der europäischen Einigung 
äußerst besorgniserregenden Etappe gießt die Politik 
der Bundesregierung auch noch Öl ins Feuer. 

Die Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland ist national wie europäisch der eigentli-
che Bremsklotz für eine zukunftsorientierte Beschäf-
tigungspolitik. Ich werde Ihnen das belegen. 

Wir Sozialdemokraten bestreiten angesichts der im 
übrigen von Ihnen zu verantwortenden hohen Staats-
verschuldung und im Hinblick auf die sogenannten 
Konvergenzkriterien des Maastricht-Vertrages nicht 
die Notwendigkeit, die Staatsverschuldung zurück-
zuführen. Die Anstrengungen zur Haushaltskonsoli-
dierung müssen allerdings zwei Bedingungen erfül-
len: Sie dürfen das wirtschaftliche Wachstum nicht 
gefährden und müssen gleichzeitig sozial ausgewo-
gen sein. Beide Ziele stehen in einem engen Zusam-
menhang, und beide Ziele werden von der Politik 
dieser Bundesregierung grundlegend verletzt. Von 
sozialer Ausgewogenheit kann überhaupt keine 
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Rede sein. Ihre Kürzungspolitik - ich wiederhole 
meine Argumente aus den Debatten der letzten Mo-
nate - trifft ausschließlich die normalen Arbeitsein-
kommen, Familien mit Kindern, chronisch Kranke 
und Behinderte. Alle anderen sind außen vor oder 
werden sogar noch beschenkt, zum Beispiel durch 
die von Ihnen geplante Abschaffung der Vermögen-
steuer. 

Meine Damen und Herren, die Abschaffung der 
Vermögensteuer ist von den Vertretern der Koaliti-
onsfraktionen in den letzten Monaten unter Hinweis 
auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
Juni letzten Jahres immer wieder mit dem Hauptar-
gument vorgetragen worden, die Vermögensteuer sei 
verfassungswidrig und man müsse sie daher abschaf-
fen. 

Gestern hat das Bundesfinanzministerium - ich zi-
tiere aus einer dpa-Mitteilung von gestern; ausge-
rechnet das Bundesfinanzministerium gibt der SPD 
jetzt Schützenhilfe bei der von ihr verlangten Beibe-
haltung der Vermögensteuer - erklärt, es sehe verfas-
sungsrechtlichen Spielraum für diese Steuer, die die 
Koalition 1997 abschaffen will . 

Meine Damen und Herren von der Koalition, dieje-
nigen, die uns in den letzten Monaten hier immer 
wieder vorgetragen haben, man stehe auf Grund des 
Verfassungsgerichtsurteils unter einem geradezu au-
tomatischen Zwang, diese Steuer abzuschaffen, ha-
ben dieses Parlament nachweislich belogen. Sie ha-
ben diesem Parlament nachweislich die Unwahrheit 
gesagt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Sie haben wider besseres Wissen üble Stimmungs-
mache betrieben. 

Sie diskreditieren den europäischen Einigungspro-
zeß zutiefst, wenn Sie unter Hinweis auf die Konver-
genzkriterien von Maast richt einen sozialpolitischen 
Amoklauf nach dem anderen betreiben. Gleichzeitig 
begründen und verstärken Sie mit dieser Politik ei-
nen beschäftigungspolitischen Teufelskreis. Unser 
konjunkturelles Hauptproblem ist die schleppende 
Binnennachfrage. Sie schöpfen mit ihrer Kürzungs-
politik ausschließlich bei den Schichten unserer Be-
völkerung Kaufkraft ab, deren Einkommen ganz 
überwiegend zur Güternachfrage eingesetzt wird. 
Diese auch beschäftigungs- und wachstumspoliti-
sche Fehlentwicklung ist nicht nur für Deutschland, 
sondern für ganz Europa verhängnisvoll, weil 
Deutschland als mit Abstand größtes EU-Land eine 
Vorreiterrolle ausübt. Sie übt einen stummen Zwang 
auf andere Länder aus, ihrerseits aus Wettbewerbs-
gründen in Sozialleistungen massiv einzugreifen. So 
entsteht eine sozialpolitische Abwärtsspirale, bei der 
alle Länder verlieren und niemand gewinnt. Genau 
das ist das verhängnisvolle Ergebnis Ihrer Politik, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Außenminister Kinkel hat in seinem Beitrag heute 
morgen wiederum gefordert, man müsse deregulie-

ren, deregulieren, deregulieren. Das ist offenkundig 
die Antwort auf die hohe Arbeitslosigkeit. Herr Kin-
kel, wohin eine rein angebotsorientierte Politik, die 
Absenkung der Arbeitskosten und der Abbau oder 
die Beseitigung sozialer Schutzrechte der Arbeitneh-
mer führen, zeigt das Beispiel Großbritannien. Die 
Politik der dortigen Regierung ist gänzlich geschei-
tert und hinterläßt ein zutiefst zerrüttetes und zer-
klüftetes Land. 

Ich will ihnen einige Zitate aus dem „Manager-
Magazin" vom September dieses Jahres vortragen. 
Dort  heißt es: 

In einer Stadt wie Glasgow sind 70 Prozent der 
Bürger auf staatliche Hilfe angewiesen, um ihre 
Miete zahlen zu können. 

Es heißt dort : 

Die Bilanz nach 17 Jahren konservativer Politik 
ist mithin kläglich. Nach wie vor weist Großbri-
tannien eine nur schwächliche Indust rie auf. 
Nach wie vor ist das Außenhandelskonto negativ. 
Zusätzliche Jobs wurden kaum geschaffen ... 

Der Präsident des britischen Arbeitgeberverban-
des, ein Herr Turner, sieht inzwischen nur noch einen 
einzigen Ausweg - ich zitiere immer noch das „Ma-
nager-Magazin" -: „Die Rea llöhne müssen wieder 
stärker steigen." 

Nun die Schlußkommentierung des „Manager-
Magazins": 

Die Wahlkampagne der Konservativen muß für 
viele Briten ... wie Hohn klingen: „Ja, es tat weh. 
Ja, es hat funktioniert", prangt da auf großen 
Werbeplakaten. Die britische Tageszeitung „The 
Guardian" hat den Wahlspruch auch gleich korri-
giert: „Ja, es hat wehgetan, aber nicht allen 
gleich, und funktioniert hat es schon gar nicht." 

Das ist genau Ihre Situation. Sie haben vielen weh-
getan, aber längst nicht a llen. Sie haben eine ex-
treme Sozialschieflage produziert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Beschäftigungspolitisch wird uns das nicht weiter-
helfen, sondern - ganz im Gegenteil - noch weiter in 
den Sumpf führen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, der ganze Unsinn der 
Ideologie, die Arbeitskosten seien das eigentliche 
Problem der Arbeitslosigkeit, zeigt sich an wenigen 
Vergleichszahlen. Weltweit haben die Länder mit 
den höchsten Arbeitskosten, die Schweiz und Japan, 
die niedrigste Arbeitslosenquote. Weltweit haben 
die Länder mit den niedrigsten Löhnen die höchste 
Arbeitslosigkeit. Das gilt auch für die Europäische 
Union. Stichwort Irland und Spanien: höchste Ar-
beitslosigkeit, niedrigste Löhne im EU-Vergleich. 

Daß man Haushalte auch anders, sozial ausgewo-
gen, konsolidieren kann, hat im übrigen sozialdemo-
kratische Sparpolitik in den Ländern gezeigt, in 
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denen Sozialdemokraten auf europäischer Ebene 
Verantwortung tragen. 

Man kann diese sozialdemokratische Konsolidie-
rungspolitik mit vier Gemeinsamkeiten kennzeich-
nen - das gilt für Dänemark, Österreich, Holland und 
Schweden -: 

Erste Gemeinsamkeit. Im Gegensatz zu Deutsch-
land wurde die Konsolidierungspolitik in Zusammen-
arbeit oder mit Unterstützung der Gewerkschaften 
erarbeitet und umgesetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben den Gewerkschaften den Stuhl vor die Tür 
gesetzt; Sie haben ihnen mit der Faust ins Gesicht 
geschlagen und sie vom runden Tisch verjagt. 

Zweite Gemeinsamkeit. Kürzungen bei den sozia-
len Transferleistungen wurden mit wesentlich hö-
heren Belastungen für vermögende Bürger verbun-
den. Sie haben das genaue Gegenteil gemacht. Sie 
haben die vermögenden Bürger nicht nur nicht höher 
belastet, sondern Sie wollen sie endgültig und endlos 
entlasten. 

Dritte Gemeinsamkeit. In der Arbeits- und Sozial-
politik sollte der Schwerpunkt von der Versorgung 
zur Reaktivierung verschoben werden. Das heißt: 
weg von reinen Lohnersatzleistungen und hin zur ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik. 

Herr Blüm, Sie sind der Kronzeuge dafür, daß die 
Bundesrepublik Deutschland das genaue Gegenteil 
betreibt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Der Minister Blüm will  in den nächsten Jahren 
300 000 aktive Arbeitsmarktinstrumente in Ost-
deutschland abschaffen und brüstet sich, er werde 
damit 17 Milliarden DM sparen. Der Preis, den die 
Ostdeutschen zahlen werden, liegt in der Arbeitslo-
senquote, die - regional unterschiedlich - bis auf 
50 % steigen wird. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Zum Thema!) 

Sie sind wirklich ein Kahlschlagonkel. Ihre Politik 
hat mit Sozialpolitik überhaupt nichts mehr zu tun. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Welche Vorschläge gibt es eigentlich für eine euro-
päische Beschäftigungsinitiative? Wir wollen diese 
Initiative zum festen Bestandteil des Maast richter 
Vertrages machen. Ich wi ll  Ihnen vorlesen, was der 
österreichische Bundeskanzler dazu meint. Er sagt: 

Es muß auch sichergestellt werden, daß konkrete 
Regelungen für die Umsetzung einer Beschäfti-
gungsinitiative formuliert werden. Eine Möglich-
keit dazu sehe ich in der Schaffung eines eigenen 
Kapitels, in dem die beschäftigungspolitischen 
Grundsätze und Zielsetzungen konkretisiert wer-
den. Es sollte auch ein Überwachungsverfahren 
sowie ein politisches Sanktionsverfahren im Fall 
von Abweichungen von den Zielsetzungen ge-
schaffen werden, etwa ähnlich dem, was im Be

-

reich der Wirtschaftspolitik zur Erfüllung der 
Maastricht-Kriterien angewendet wird. 

Er sagt weiterhin: 

Daß von konkreten Vorgaben im Vertrag sehr 
wohl eine starke Wirkung auf die Politik der Mit-
gliedstaaten ausgeht, zeigen nicht zuletzt die Be-
stimmungen über die Währungsunion, die zum 
Allgemeingut wirtschaftspolitischer Handlungs-
weisen wurden. 

Ich frage Sie: Können Sie sich diesen Überlegungen 
des österreichischen Bundeskanzlers, den Sie ja hin 
und wieder sehr schätzen, anschließen? Wenn ja, 
müssen Sie sich gleichzeitig dem Antrag der SPD- 
Bundestagsfraktion anschließen, denn nichts anderes 
ist unser Begehren. 

(Beifall bei der SPD - Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul [SPD]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, Europa - ich darf dies 
zum Schluß sagen - ist mehr als eine Wirtschafts- 
und Währungsunion. Europa hat ein Zivilisationsmo-
dell zu vertreten. Politische Demokratie, wirtschaftli-
che Entwicklung, gesellschaftliche Teilhabe, soziale 
Solidarität und kulturelle Vielfalt sind die tragenden 
Säulen dieses Modells. Sie sind uns allen in Europa 
gemeinsam, allen sprachlichen und historischen Dif-
ferenzen zum Trotz. Es lohnt sich, dieses Zivilisati-
onsmodell offensiv und glaubhaft zu vertreten. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Kollege Christian Schmidt. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
will  wieder zum Thema reden, nämlich zur Erklä-
rung der Bundesregierung zur Europapolitik. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Der engagierte Vortrag des Vorredners verleitet 
ihn vielleicht dazu, heute abend beruhigt einzuschla-
fen, weil er meint, seine Meinung wieder einmal ge-
sagt zu haben. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Er hat aber nicht nur am Thema vorbeigeredet; er hat 
damit auch keinen neuen Arbeitsplatz geschaffen - 
im Gegenteil. Wenn Sie uns vorwerfen: „Deregulie-
ren, deregulieren wollen Sie", muß ich zurückfragen: 
Wollen Sie regulieren, regulieren? Ist das Ihre Ant-
wort? 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Sie 
machen doch die falsche Agrarpolitik mit 

Regulierung!) 

Das sind die alten Antworten, die Sie immer gefun-
den haben und die Sie nie zum Ergebnis geführt ha-
ben. 

(Widerspruch bei der SPD) 
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Wenn Sie nach einem Konjunkturprogramm und 
staatlichen Zuschüssen rufen, dann muß ich Sie dar-
auf hinweisen - Sie haben das offensichtlich überse-
hen -, daß in den letzten Jahren das größte Konjunk-
turprogramm Europas in Deutschland abgelaufen ist 
- nämlich durch die Befriedigung des Nachhol- und 
Konsumbedarfs in den neuen Bundesländern -, was 
ganz in Ihrem Sinne war. Daß das nicht ausgereicht 
hat, auf Dauer unsere Probleme zu lösen, zeigt, daß 
es eben keine konjunkturellen Probleme sind, die 
mit Ihren alten Methoden lösbar sind, daß es sich 
vielmehr um strukturelle Probleme handelt. 

Herr Schreiner, wenn Sie noch jemanden brau-
chen, mit dem Sie über diese Fragen diskutieren 
können, dann empfehle ich Ihnen Mitglieder Ihrer 
neuen Gruppe „SPD 2000 plus". Nach den Thesen 
Ihrer jüngeren Kollegen gehören Sie wie Herr Dreß-
ler vermutlich zu denen, die die Vergangenheit und 
nicht die Zukunft repräsentieren. 

Aber ich möchte wieder zum Dubliner Gipfel und 
zu Maastricht zurückkommen. Ich lese hier in dem 
Antrag, daß kein Zwischenbericht vorgelegt worden 
sei, daß das alles nicht vorangehe und daß nichts pas-
siere. Ich weiß nicht, ob die Dynamik solch einer auf 
ein Jahr angesetzten Konferenz richtig verstanden 
worden ist. Wichtig ist, was als Ergebnis heraus-
kommt, und wichtig ist, daß beim regulären Gipfel, 
der im Dezember in Dublin stattfinden wird, ein Ver-
tragsentwurf vorgelegt wird. Die Zwischenschritte, 
Zwischenergebnisse und Berichte sind für uns allen-
falls Wasserstandsmeldungen. Sie sagen noch über-
haupt nichts darüber aus, wie die Dynamik der zwei-
ten Hälfte der Regierungskonferenz ausfallen wird, 
in der erfahrungsgemäß natürlich die entscheiden-
den Weichenstellungen zu treffen sind. Insofern ge-
hen die Anträge, soweit sie hier von den Grünen und 
der SPD gestellt worden sind, in diesem Punkt ins 
Leere. 

Ich möchte mich in meinem Redebeitrag aber vor 
allem mit der Außenpolitik beschäftigen. Dazu hat 
mir Kollege Haussmann eine leicht problematische 
Vorlage gegeben. Es gibt innerhalb der CSU weit 
mehr Übereinstimmungen, sehr verehrter Herr Kol-
lege Haussmann, als Sie es darzustellen versucht ha-
ben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Helmut Haussmann 
[F.D.P.]) 

- In Ihrem Sinne. Wir werden bei der Außenpolitik, 
auf die ich mich konzentrieren wi ll , ebenso wie in an-
deren Bereichen an einem Strang ziehen. 

Die Zielsetzungen sind klar, sie sind auch klarge-
macht worden. Es sind auch die Defizite der europäi-
schen Außenpolitik oft genug beklagt worden. Vor-
schläge liegen auf dem Tisch. Ich erinnere an das ge-
meinsame Papier des deutschen und französischen 
Außenministers, an die Initiative von Kohl und Chi-
rac zur Flexibilität. Das hat übrigens nichts mit einem 
Kerneuropakonzept, das berüchtigt sein soll, zu tun, 
sondern mit der Frage, wie man die europäische 
Außenpolitik in den nächsten Jahren aktiv gestalten 
kann. 

In mancher amerikanischen Amtsstube - besser 
gesagt: in manchem Depa rtment - gibt es eine Nei-
gung, die europäische Außenpolitik nicht ernst zu 
nehmen. Wie anders soll man denn die Bemerkun-
gen von Außenminister Christopher verstehen, die 
Europäer sollten sich auf das Zahlen beschränken, 
denn davon verstünden sie etwas? Natürlich könnten 
wir schon die Zahlen auf den Tisch legen und dabei 
den Wettbewerb mit den amerikanischen Freunden 
mit Fug und Recht bestehen. Aber sowohl diese in 
Teilen völlig unberechtigte und völlig unangemes-
sene Kritik von amerikanischer Seite als auch das ihr 
anderenteils zugrunde liegende strukturelle Defizit 
der europäischen Außenpolitik können uns alle in 
Europa eigentlich nicht ruhig schlafen lassen. 

Hier geht es nicht um die Scheidelinie von glühen-
dem Europäertum und nationaler Denkweise. Es ist 
einfach der Zwang der Fakten, der uns Europäer in 
der Außenpolitik zu einer gemeinsamen Linie 
zwingt. Die zwei Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, die noch am ehesten in der Lage wären oder 
sich in dieser Lage wähnen, mit nationalen Mitteln 
eine Außenpolitik zu markieren und durchzusetzen, 
haben auch selbst in der Vergangenheit den Nach-
weis nicht erbringen können, daß eine solche Posi-
tion heute noch tragfähig ist. 

Zweifelsohne hat die französische Initiative in Bos-
nien im letzten Jahr den Dayton-Prozeß vorange-
bracht und die Initialzündung gegeben. Aber ge-
nauso wahr ist, daß Frankreich allein nie in der Lage 
gewesen wäre, auf diesem Weg voranzuschreiten. 
Auch die britische Politik ist, wenn man einmal vom 
Falklandkrieg absieht, in den letzten Jahren nicht 
dadurch aufgefallen, daß sie Konfliktlösungen oder 
Krisenbewältigung etwa im nationalen Alleingang 
hätte erreichen können. Deswegen ist es erfreulich, 
daß der Gutmeinende aus den Äußerungen von John 
Major in Dublin eine gewisse Bereitschaft zur Akzep-
tanz der Flexibilitätsklausel herauslesen kann, zu-
mindest die Bereitschaft, sie zu bedenken. Staatsmi-
nister Hoyer, ich wünsche Ihnen allen Erfolg und 
Glück in den Verhandlungen mit den britischen 
Freunden, wenn es darum geht, in den nächsten Mo-
naten diese wohlmeinende Interpretation in Ver-
tragsform zu kleiden und umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Prinzipien der gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik sind hier vorgetragen worden. Ich 
will  noch einmal auf die Mehrheitsentscheidung, auf 
die Frage der gemeinsamen Analyse- und Planungs-
kapazität sowie auf die Flexibilitätsklausel verwei-
sen. Diese Grundlagen müssen mit der Regierungs-
konferenz umgesetzt werden. 

Auch ist die Person des außenpolitischen Reprä-
sentanten der EU unverzichtbar. Die Erfahrungen 
mit den Troika-Missionen sind ja nun nicht in allen 
Fällen so unübertrefflich positiv, daß wir nicht daran-
gehen könnten, das Konzept zu verbessern. Dennoch 
wird die außenpolitische Stärke der Europäischen 
Union wohl auch in Zukunft nicht darin liegen, sich 
in jedem Bereich mit den USA und möglicherweise 
auch mit Rußland in einen Wettlauf um Geschäftsver-
mittlerpositionen zu begeben. 
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„Nun singt mal schön", hat bekanntermaßen Bun-
despräsident Heuss den Soldaten der damals neuge-
gründeten Bundeswehr entgegengerufen. „Nun ver

-

mittel' mal schön", könnte man versucht sein, Dick 
Spring auf seinem Weg zu den Nahost-Vermittlun-
gen mitzugeben. Wir wünschen ihm in der Tat Erfolg. 
Erfolg schon deswegen, weil es zum f riedlichen Aus-
gleich zwischen Israel und seinen Nachbarn unter 
Wahrung der beiderseitigen Sicherheitsinteressen 
nur eine Alternative gibt, und die heißt Krieg. 

Deswegen sind wir alle sehr besorgt. Es darf im 
Friedensprozeß nicht so weit kommen, daß man 
Zweifel an der Friedensbereitschaft einer oder aller 
Konfliktparteien hegen kann. 

Ariel Sharon hat interessanterweise gestern einen 
Satz gesagt, der aufhorchen läßt. Er sagte, daß man 
ohne Kompromiß, auch ohne schmerzhaften, nicht zu 
einem Frieden kommen könne. Ich kann nur sagen: 
Sehr wahr. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Übrigens: Wenn es im Nahen Osten keinen Frie-
den gibt, gibt es in Europa auch keine Sicherheit vor 
Terrorismus. Deswegen haben wir selber ein nach-
haltiges Interesse am Gelingen des Friedensprozes-
ses und wünschen allen Beteiligten viel Erfolg und 
großen Einsatz. 

Aber auch der heute wie damals richtige Beschluß 
des Europäischen Rates, der auf dem Essener Gipfel 
getroffen wurde, nämlich privilegierte Beziehungen 
zu Israel einzugehen, ist für Europa Verpflichtung. 
Wir müssen uns hier einschalten. Es besteht aller-
dings für mich schon die Frage, ob die Europäische 
Union nicht in gewissen Fällen besser beraten wäre, 
zuerst die möglichst enge Abstimmung mit den USA 
zu suchen und nicht Demonstrationen um der De-
monstrationen willen vorzuführen. Hervé de Cha-
rette's Erfahrungen in diesem Jahr bei seiner Mission 
in Israel und im Nahen Osten sollten Frankreich und 
Europa zu denken geben. 

Zielsetzungen sollten also erst zu Hause koordi-
niert und straffe Entscheidungsfindungen und Akti-
ons- und Sanktionsfähigkeit nachgewiesen werden. 
Mit dieser Eintrittskarte versehen kann die Europäi-
sche Union glaubhaft nachhaltige Außenpolitik be-
treiben. Die Europäer können mehr als nur zahlen, 
wenn sie nur wollen, Mr. Secretary Ch ristopher. 

Hinsichtlich des Zwangs zur Einigung und des Er-
folgsdrucks noch einmal ein Wo rt  an unsere briti-
schen Partner: Ich bin davon überzeugt: Wenn die 
Regierungskonferenz bei der Frage der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik keine vertraglich 
verankerten Formen finden wird - die muß sie fin-
den, um Erfolg zu haben -, dann wird sich die Not-
wendigkeit gemeinsamer Aktionen andere Wege 
bahnen, dann werden Ersatzlösungen gefunden wer-
den müssen, die uns nicht befriedigen können, die 
nur die zweit- oder drittbeste Lösung sein werden, 
die aber Probleme und Schwierigkeiten aufwerfen, 
von denen gerade die britische Position allzumal di-
rekt betroffen sein wird. Deswegen mein dringender 

Appell, die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik so ernst zu nehmen, wie sie ist, nämlich die 
Alternative klarzumachen: Entweder wir Europäer 
schaffen nun mit Anschluß der B riten eine Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik, oder wir laufen 
Gefahr, in einen außenpolitischen Nihilismus abzug-
leiten. 

In Europa steht viel auf dem Spiel. Die Bundesre-
gierung hat sehr präzise Vorschläge eingebracht. Sie 
hat im Gegensatz zu dem hier erweckten Eindruck 
die Tagesordnung bisher ganz intensiv bestimmt und 
wird das auch in Zukunft tun. Es ist aber nicht klug, 
in allen Bereichen seine Positionen in der öffentli-
chen Debatte so weit hinauszuposaunen, daß sie spä-
ter zu einer Frage von Status und Gesichtswahrung 
werden bzw. es anderen schwerer ermöglichen, mit 
an Bord zu kommen. 

Deswegen weiter so. Weiter auf dem Aufstieg zum 
Dubliner Gipfel! Ich hoffe, daß im Dezember nach 
dem Dubliner Gipfel der Abstieg in das konkrete Tal 
der Arbeit beginnen kann. Nach unten geht es be-
kanntermaßen immer schneller. Der Druck wird auch 
größer. Diesen brauchen wir. 

Im Jahre 1997 muß dann für Europa eine hand-
lungsfähige außenpolitische Struktur erreicht sein. 
Ansonsten versündigen wir uns an der Zukunft unse-
res Kontinents. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es wird jetzt die 
Kollegin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger spre-
chen. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): Frau 
Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Nicht pau-
schale Polemik und Kritik an einzelnen Punkten, 
auch nicht eine Inflation von Anträgen und Vertrags-
formulierungen kann die richtige Unterstützung der 
schwierigen Verhandlungen der Bundesregierung, 
die sie zu führen hat und derzeit führt, sein. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Vielmehr hätte ich mir eine möglichst breite Überein-
stimmung in wesentlichen Grundfragen europäi-
scher Politik gewünscht. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Dublin hat zweierlei deutlich gemacht: zum einen 
den überzeugenden Willen vieler Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, die Regierungskonferenz 
weiterzubringen; zum anderen natürlich die Schwie-
rigkeiten und den dornigen Weg, der noch vor uns 
liegt. Etwas anderes war realistischerweise nicht zu 
erwarten. 

Meine Damen und Herren, auf dem Weg zu mehr 
Demokratisierung, Transparenz, Bürgernähe und 
auch Stärkung der Bürgerrechte ist es schwierig, die 
Mitgliedstaaten mit sehr unterschiedlichem Verfas-
sungsverständnis auf einen breiten Konsens, auf 
Mindeststandards zu vereinigen. Aber gerade mit 
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Transparenz, mit begründeten und nachvollziehba-
ren Entscheidungen auf europäischer Ebene kann 
man die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen 
Union von der Notwendigkeit gemeinschaftlichen 
Handelns überzeugen. 

Dabei ist für die F.D.P. die notwendige Vertiefung 
der Europäischen Union nicht zwangsläufig gleich-
bedeutend mit einer Ausweitung ihrer Zuständigkei-
ten. Denn Vorstellungen von einer Gemeinschaft mit 
möglichst umfassender Zuständigkeit in allen Le-
bensbereichen und auch von einer zentralistischen 
Organisationsform, die überreguliert ist, gehören si-
cherlich der Vergangenheit an. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vertiefung bedeutet für uns, daß die Handlungs- 
und Entscheidungsfähigkeit der Gemeinschaft über-
all  dort  gewährleistet und verbessert wird, wo ihr 
Tätigwerden nach dem Subsidiaritätsprinzip bejaht 
werden kann. Deshalb sprechen wir uns dafür aus, 
das im Maastrichter Vertrag verankerte Subsidiari-
tätsprinzip zu konkretisieren und konsequent wei-
terzuformulieren, aber natürlich auf der Grundlage 
der Präzisierungen, die es 1992 beim Europäischen 
Rat von Edinburg gegeben hat. 150 zurückgezogene 
Vorschläge der Kommission aus dem vergangenen 
Jahr sind ein Zeichen dafür, daß allein die Diskus-
sion über Subsidiarität dazu führt, daß die Kommis-
sion sehr genau prüft und überlegt: Sind die Vor-
schläge wirklich notwendig für eine europäische 
Vereinheitlichung, oder ist es nicht doch in vielen 
Lebensbereichen besser, die Mitgliedstaaten da, wo 
es wirklich angemessen ist, nationale Regeln treffen 
zu lassen? 

Aber für uns ist auch ganz klar: Subsidiarität darf 
nicht Vorwand und Einfallstor für Renationalisierung 
der Politik sein. 

Wir werden es nicht hinnehmen, daß manche Mini-
sterpräsidenten vielleicht mit diesem Vorwand versu-
chen, Kompetenzen zurückzuholen - zum Schaden 
Europas. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Mehr Bürgernähe und Demokratie in der Union 
werden aber auch dadurch erreicht, daß die Rechte 
der Bürgerinnen und Bürger in der Union erweitert 
werden. Es geht gerade um die Abwehrrechte der 
Bürger gegen den Staat, auch gegen einen auf euro-
päischer Ebene. Ich verstehe nicht, warum hier nicht 
auch von der Opposition hervorgehoben wurde, daß 
wir im Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union des Bundestages beschlossen haben, 
daß das Diskriminierungsverbot im Vertrag veran-
kert werden soll, daß wir uns für die Gleichberechti-
gung einsetzen wollen, die noch stärker im Vertrag 
von Maastricht verankert werden soll, und daß wir 
uns einig sind, daß in einer über die Regierungskon-
ferenz hinausgehenden Perspektive ein Grundrech-
tekatalog geschaffen werden so ll. Lassen Sie uns das 
doch gemeinsam vertreten! Das ist unsere Forderung 
an die Bundesregierung: hier erste Schritte zu gehen  

und bei der Regierungskonferenz erste Weichen zu 
stellen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Lassen Sie mich noch ein Wort  zum Bereich der In-
nen- und Justizpolitik, der dritten Säule, sagen. Da 
ist es unstreitig - ich möchte diesen Konsens hervor-
heben -, daß es in der Visapolitik, der Zollzusammen-
arbeit und der Asylpolitik zu einer Vergemeinschaf-
tung kommen soll. Wir alle wissen, daß Zuwande-
rung und grenzüberschreitende Kriminalität - wenn 
überhaupt, dann - mit einigermaßen Erfolg nur auf 
europäischer Ebene gesteuert und bekämpft werden 
können. Auch da war es der Europaausschuß, der 
durch seine nachdrückliche und vor allen Dingen gut 
getroffene Entschließung, den Europäischen Ge-
richtshof in das Europol-Übereinkommen aufzuneh-
men, mit dazu beigetragen hat, daß die Bundesregie-
rung durch diese Unterstützung einen Erfolg erzielen 
konnte. Ich meine, wir sollten in einer europapoliti-
schen Debatte hier im Bundestag auf diesen wichti-
gen Zwischenschritt hin zum Abschluß der Regie-
rungskonferenz eingehen und gerade diese Gemein-
samkeiten deutlich machen. 

Zum Schluß darf ich für die F.D.P.-Fraktion klar-
stellen, daß wir nicht sehen, daß mit dem Ansatz der 
flexiblen Integration ein Kerneuropa und eine Spal-
tung der Europäischen Gemeinschaft verfolgt wird. 
Wir halten es vielmehr für richtig, daß eine möglichst 
breite Übereinstimmung über die zu erreichenden 
Ziele herbeigeführt wird, es aber wie bei der Euro-
päischen Wirtschafts- und Währungsunion die Mög-
lichkeiten gibt, diese gemeinsamen Ziele mit unter-
schiedlicher Geschwindigkeit zu erreichen, damit 
sich Europa in dem von uns so definierten Sinne wei-
terentwickeln kann. Wer nämlich im Interesse 
Deutschlands handelt, der muß europäisch handeln. 
Und wer heute Pat riot ist, der muß Europäer sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile der Kollegin 
Dr. Susanne Tiemann das Wort . 

Dr. Susanne Tiemann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die euro-
päische Integration ist gekennzeichnet von Konsens 
und Konflikt; dies drückt sich auch in dieser Debatte 
aus. Sie drückt sich aus im Konsens darüber, daß wir 
dieses Europa nicht nur auf wirtschaftlichen Grund-
lagen bauen wollen, sondern daß wir auch eine so-
ziale Komponente wollen. Sie drückt sich aber auch 
im Konflikt darüber aus, wie diese soziale Kompo-
nente zu gestalten ist. Darüber müssen wir sprechen. 

Die soziale Marktwirtschaft ist für uns das Credo 
und das Gesellschaftsmodell, das wir auf unser Eu-
ropa der Zukunft übertragen wollen. Für uns darf Eu-
ropa nicht nur ein großer Markt werden. Alle berech-
tigten Bestrebungen, Europa wettbewerbsfähig zu 
gestalten, dürfen nicht dazu führen, irrigerweise nur 
die wirtschaftlichen Aspekte der europäischen Eini-
gung zu stärken. 
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Vergessen wir doch nicht, meine Damen und Her-

ren, daß nach der Aufklärung des 18. Jahrhunderts 
mit der Bewußtwerdung der individuellen Men-
schenrechte die Bismarcksche Reform Ausdruck der 
zweiten und nicht minder wichtigen Stufe der Auf-
klärung über die soziale Verantwortung von Gesell-
schaft und Staat ist und daß dies unsere europäische 
Tradition ist! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie der Abg. Sabine Leutheusser-Schnar

-

renberger [F.D.P.]) 

Sie darf im Europa der Zukunft nicht verschüttet wer-
den. 

Nun erkenne ich an, daß sich die Opposition etwas 
schwertut bei der Frage: Wie sollen wir die soziale 
Dimension gestalten? Welche Initiativen sind hierzu 
zu ergreifen? Sehen wir uns einmal an, was von die-
ser Bundesregierung seit über zehn Jahren für die so-
ziale Dimension Europas geleistet worden ist: Es war 
vor zehn Jahren auf dem Rat in Hannover, als auf 
deutsche Initiative europäische Sozialpolitik über-
haupt erst wieder belebt worden ist. Es war Deutsch-
land, das in Essen 1994 maßgebliche Anstöße für das 
konkrete Beschäftigungsprogramm der Europäi-
schen Union gesetzt hat. 

Ich meine, wir sind im Laufe der Jahre bei der Her-
ausbildung der sozialen Dimension einen ganzen 
Schritt auf diesem Wege vorwärtsgekommen. Um 
aber den europäischen Konsens sozialer Verantwor-
tung dauerhaft zu manifestieren und in der Praxis 
wirksam werden zu lassen, fordern wir die umfas-
sende Schaffung von sozialen Mindeststandards für 
alle Bereiche. Das ist der Weg, den wir für den geeig-
neten halten. 

In diesem Zusammenhang muß ganz klar bedauert 
werden, daß die Europäische Kommission seit gerau-
mer Zeit keine Richtlinienvorschläge mehr vorlegt, 
um solche Mindeststandards zu schaffen. Bloße Pro-
gramme, wie es sie zur Zeit gibt, reichen nicht aus. 
Ich fordere deshalb den zuständigen EU-Kommissar, 
Herrn Padraig Flynn, auch von dieser Stelle auf, zu 
dieser Politik der Schaffung von Mindeststandards 
durch Richtlinien zurückzukehren und neue Vor-
schläge vorzulegen. Dabei kann er sich auch auf den 
Katalog beziehen, der im Beitrag der Bundesregie-
rung zum Grünbuch der Kommission über die Sozial-
politik enthalten ist, also zum Beispiel in bezug auf 
Leiharbeit, die Eingliederung Behinderter in das Ar-
beitsleben, auf Berufsberatung und Arbeitsvermitt-
lung und auf viele Dinge mehr. 

Meine Damen und Herren, wir sind uns ebenfalls 
einig darin, daß entscheidend sein wird, wie Europa 
die große Herausforderung der Arbeitslosigkeit be-
wältigt, und daß davon abhängen wird, welches Ver-
trauen die Menschen in die zukünftige europäische 
Entwicklung haben werden. Kein Zweifel, Sozialpoli-
tik kann heute auch in Europa nicht mehr isoliert be-
trieben werden, zu sehr verflochten sind alle Lebens-
sachverhalte und damit gerade auch der Arbeits-
markt und all das, was mit ihm zusammenhängt. Das 
Schlagwort von der Globalisierung gilt ohne Zweifel 
gerade auch für die soziale Dimension. Kooperation  

und Koordination müssen deshalb mehr als je zur De-
vise werden. Das kennen wir ja aus dem Bereich der 
Wirtschaftspolitik in Europa seit vielen Jahren. 

Aber wir müssen auch etwas anderes beachten. 
Gerade im Bereich des Sozialen tritt die Vielfalt Eu-
ropas besonders anschaulich hervor, in Gestalt von 
sozialen Sicherungssystemen, die tief im historischen 
und gesellschaftlichen Bewußtsein der einzelnen Na-
tionen verankert sind. Das wird aber auch an den 
vielen Arten deutlich, Wi rtschaftspolitik zu betrei-
ben, die auf die jewei ligen wirtschaftlichen und re-
gionalen Gegebenheiten abgestimmt werden kann. 
Gerade hier würde jede Vergemeinschaftung der 
Politik, wie es in den Anträgen der Opposition gef or-
dert wird, zu einem konfliktträchtigen Einheitssy-
stem führen und die Effizienz der Problemlösung be-
einträchtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Heidemarie 
Wieczorek-Zeul [SPD]: Wo ist sie denn?) 

Die jeweilige nationale Verantwortung - das kommt 
noch hinzu - würde verschleiert, damit die Suche 
nach Problemlösungen erschwert. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das 
nützt den Arbeitslosen nichts!) 

Letztlich würden wir mit einer solchen Einheitspoli-
tik auch immer nur neue Zahlungsforderungen der 
Mitgliedstaaten provozieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das kann nicht der Sinn von Sozialpolitik und auch 
nicht von Beschäftigungspolitik in Europa sein. 

Wir wenden uns deshalb gegen eine neue Kompe-
tenz auf europäischer Ebene auf dem Gebiet der Be-
schäftigung, gegen jede neue Institution, die sich, 
wie wir wissen, nur wieder mehr oder weniger um 
sich selbst drehen müßte. Ich glaube, die Bürger ha-
ben genug von Kompetenzen, von Institutionen und 
von Bürokratie auf europäischer Ebene. 

Es muß darauf ankommen, auf der Basis des ge-
meinsam formulierten Beschäftigungsziels - das ist ja 
bereits 1994 geschehen - Informationen auszutau-
schen, Lösungen zu diskutieren und do rt , wo sich 
konkrete Kooperation anbietet, zu konzertieren, an-
sonsten die Probleme aber unter Beibehaltung der 
europäischen Sicht mit national und regional zuge-
schnittenen Methoden anzugehen. Auf diese Weise 
liegt die Verantwortung für die Maßnahmen klar zu-
tage. Dies bedeutet Verwirklichung der Subsidiarität, 
und sie ist - wie meist, so auch hier - das allerbeste 
Rezept. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
wird viel auf diesem Wege beitragen; denn sie be-
dingt ja die enge Kooperation der nationalen Wi rt

-schafts- und Finanzpolitiken, aber unter Wahrung 
der Vielfalt der Nationen. Letztlich wird das Rezept 
für die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen 
eben nicht in der Finanzierung von Beschäftigung 
durch öffentliche Mittel zu suchen sein, sondern in 
der Stärkung von Wachstum und Wettbewerbsfähig-
keit. 
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Darauf haben sich die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union ja auch längst geeinigt, wenn sie im 
Konsens ihre Grün- und Weißbücher auf die T rias 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
abstellen und nicht etwa auf die Devise: Beschäfti-
gung durch Kompetenzvergemeinschaftung und öf-
fentliche Finanzierung. 

Die Bundesrepublik Deutschland - ich bezeichne 
sie als ein Urland der sozialen Marktwirtschaft - 
kann, meine ich, über diese Entwicklung mehr als 
froh sein, eine Entwicklung, die sich der Überwin-
dung von staatswirtschaftlichem Merkantilismus, 
Planwirtschaft und Manchester-Kapitalismus glei-
chermaßen verschrieben hat. Wir sollten diese Ent-
wicklung mit allen Kräften vorantreiben und sie nicht 
mit einem neuen Kompetenzgewirr und Institutio-
nengefüge verschütten. 

Wir brauchen eine stabile Wirtschafts- und Finanz-
politik sowie die Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte in Koordination auf der einen Seite und 
die Flexibilität der Arbeitsmärkte, die Senkung der 
Arbeitskosten und der Belastung mit Steuern und 
Abgaben auf der anderen Seite. Meine Damen und 
Herren von der Opposition, diese Senkung der Ko-
sten gerade für die Unternehmen ist auf europäischer 
Ebene bereits Konsens und in allen Beschäftigungs-
programmen enthalten. Sie werden neue Leistungs- 
und Innovationskräfte wecken. 

Die Verbesserung unserer Bildungssysteme wird 
für die Wettbewerbsfähigkeit Europas ebenso ent-
scheidend sein wie die Neuorientierung unserer For-
schungsmöglichkeiten und die Nutzung neuer Tech-
nologien. Das ist der beste Beschäftigungspakt. Die 
Grundlinien dafür sind in den Papieren von Mad rid, 
Turin, Essen und Cannes längst enthalten, während 
wir offenbar noch nach alteingefahrenen Vorstellun-
gen von staatlicher Interventionspolitik diskutieren. 

Sie werden durch neue Kompetenzen und neue In-
stitutionen keinen einzigen Arbeitsplatz schaffen. 
Ein soziales Europa kann kein Europa der Verge-
meinschaftung von Verantwortung sein, sondern nur 
ein Europa, in dem durch Koordination und Koopera-
tion eigene Verantwortungen für den funktionieren-
den Sozialstaat wirksam wahrgenommen werden. 

Auch soziale Grundrechte, wie sie von der Opposi-
tion immer wieder gefordert werden, können keinen 
Ersatz für konkret verantwortete Aktionen bilden. 
Ein Recht auf Arbeit, Bildung, Wohnung usw. klingt 
wunderschön, verkommt aber zu einem leeren Pro-
grammsatz, wenn es nicht auf die praktischen Vor-
aussetzungen zu seiner Verwirklichung trifft. Wir 
lehnen derartige formale Garantien ab, weil sie fal-
sche Erwartungen wecken würden - als wäre Arbeit 
schon mit ihrer rechtlichen Postulierung geschaffen. 
Worthülsen sind kein Ersatz für innovative Wachs-
tums- und Beschäftigungspolitik. 

Wir unterstützen die Bundesregierung in ihrem Be-
mühen, das Sozialprotokoll in den Maast richter Ver-
trag zu integrieren. Wir brauchen im Vertrag jedoch 
keine besonderen Bestimmungen für eine europäi-
sche Beschäftigungspolitik und auch keine Überwa-
chung durch eine europäische Bürokratie. Es kann  

auch nicht so sein, daß wir die deutsche Tarifautono-
mie für ein Linsengericht auf europäischer Ebene 
verkaufen, was wir durch eine vergemeinschaftete 
Politik unweigerlich täten. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Frau Kol-
legin. 

Dr. Susanne Tiemann (CDU/CSU): Statt dessen 
müssen wir den sozialen Dialog in Europa fördern. 
Wir müssen hierzu Institutionen, die es bereits gibt, 
nämlich den sozialen Dialog, den Wirtschafts- und 
Sozialausschuß, den Ausschuß der Regionen, noch 
besser als bisher nutzen. 

Die Quintessenz unserer heutigen Debatte muß 
also lauten: für die soziale Dimension als gleichwerti-
ger Partner der wirtschaftlichen und politischen Di-
mension - 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin. 

Dr. Susanne Tiemann (CDU/CSU): - ich komme 
zum Schluß -, für eine Politik realistischer Minder-
standards, gegen eine inflationäre Programmpolitik 
und für die historisch und regional gewachsene Viel-
falt der sozialen Sicherungssysteme. Die Bundesre-
gierung bekennt sich dazu. Wir unterstützen sie da-
bei. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/5734. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Enthal-
tungen? - Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union empfiehlt unter Nr. 1 seiner Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 13/4922 die An-
nahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu dem An-
trag der Fraktion der SPD zu Forderungen an die 
Konferenz zur Überprüfung des Maastricht-Vertra-
ges zur Schaffung eines europäischen Beschäfti-
gungspaktes und einer europäischen Sozialunion, 
Drucksache 13/4922 Nr. 2 a: Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/ 
4002 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu dem An-
trag der Gruppe der PDS zu einer gemeinsamen Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik, Drucksache 13/4922 
Nr. 2 b: Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 



11442 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode — 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Vizepräsident Hans Klein 
Drucksache 13/4072 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Wer stimmt dagegen? 
- Wer enthält sich der Stimme? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der 
PDS bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen an-
genommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu dem An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Regie-
rungskonferenz 1996 als Wegbereiterin für eine so-
ziale und ökologische Reform der Europäischen 
Union, Drucksache 13/4922 Nr. 2 c: Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/4074 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
der Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD angenommen. 

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zu 
dem Antrag der Gruppe der PDS zu den Grundrech-
ten für die in der Europäischen Union lebenden Men-
schen, Drucksache 13/4499: Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag der PDS auf Drucksache 13/2457 abzu-
lehnen. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - 
Wer enthält sich der Stimme? - Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS bei Enthaltung von Bündnis 90/Die 
Grünen angenommen. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage - - 

(Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD] 
meldet sich zur Geschäftsordnung - Zuruf 
von der CDU/CSU: Wir sind in der Abstim

-

mung - Gegenruf des Abg. Joachim Hörster 
[CDU/CSU]: Sie hat schon recht!) 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Präsident! 
Unsere Fraktion beantragt, über diesen Antrag abzu-
stimmen. Das hatten wir auch mitgeteilt. Es ist aber 
anscheinend nicht entsprechend ausgedruckt wor-
den. Wir wollen hier über den Antrag der SPD auf 
Drucksache 13/5723 abstimmen. Das ist auch verein-
bart worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Das liegt dem Tagungs-
präsidium nicht vor. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Es ist 
aber vereinbart!) 

- Ja, schön, aber dann müssen die Geschäftsführer 
dies dem Tagungspräsidium mitteilen. Daß mitten im 
Abstimmungsprozeß ein solcher Antrag gestellt wird, 
ist schon höchst ungewöhnlich. Es ist ja die Zeit da, 
das vorher zu sagen. 

Sie wollen also - - 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Darf ich 
es Ihnen erklären?) 

- Ja, bitte. Wenn Sie die Änderung noch einmal ver-
bal formulieren, können wir gleich über den Antrag 
abstimmen. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Wir wollen, daß 
über den Antrag der SPD auf Drucksache 13/5723 
abgestimmt wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, entgegen der ursprünglichen interfraktionellen 
Vereinbarung, den Antrag der SPD auf Drucksache 
13/5723 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse zu überweisen, beantragt die Fraktion 
der SPD, über den Antrag jetzt abzustimmen. Wer 
stimmt für diesen Antrag? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 e sowie 
die Zusatzpunkte 3 bis 6 auf: 

3. a) Vereinbarte Debatte zur Deutschen Einheit 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung Aufbau Ost - Chancen und 
Risiken für Deutschland und Europa 
- Drucksache 13/5657 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

c) Zweite und Dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Dr. Christa Luft, Dr. Gregor 
Gysi und der Gruppe der PDS eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur teilweisen 
Erstattung des bei der Währungsunion 
1990 2 : 1 reduzierten Betrages vorerst für 
ältere Bürgerinnen und Bürger sowie 
Alleinerziehende 
- Drucksache 13/1737 - 

(Erste Beratung 61. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/3785 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Reiner Krziskewitz 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Abgeordneten 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 

Entwurf eines Verfahrensgesetzes zu Arti-
kel 44 des Vertrages zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Her-
stellung der Einheit Deutschlands - Eini- 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode — 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 	11443 

Vizepräsident Hans Klein 

gungsvertrag - vom 31. August 1990 
- Drucksachen 13/1080, 13/4005 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Wolfgang Götzer 
Hans-Joachim Hacker 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Anpassung, Änderung und Ergänzung des 
Einigungsvertrages sowie konsequente 
Verwirklichung der in ihm enthaltenen 
Rechtsansprüche der Bürgerinnen und 
Bürger der neuen Bundesländer 

- Drucksachen 13/2226, 13/4412 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hans-Joachim Hacker 
Dr. Michael Luther 
Dr. Dietrich Mahlo 

ZP3 Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zum wirtschaftlichen Aufbau in den 
neuen Bundesländern 

ZP4 Beratung des Antrags des Abgeordneten Wer-
ner Schulz (Berlin) und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Aufbau Ost wirksam voranbringen 

- Drucksache 13/5722 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß 

ZP5 Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf 
Schwanitz, E rnst Bahr, Wolfgang Behrendt 
und der Fraktion der SPD 

Eine Zuspitzung der sozialen und wirtschaft-
lichen Krise in Ostdeutschland abwenden 

- Drucksache 13/5732 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuß 

ZP6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf 
Schwanitz, Ernst Bahr, Wolfgang Behrendt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Bericht der Bundesregierung zur deutschen 
Einheit 

- Drucksache 13/5731 - 

Nach einer - hoffentlich nicht in Frage gestellten - 
interfraktionellen Vereinbarung sind für die Ausspra-
che im Anschluß an die Regierungserklärung einein-
halb Stunden vorgesehen. - Dagegen erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Das Wort  zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Günter 
Rexrodt. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor genau einer Woche hat sich die deutsche 
Vereinigung zum sechstenmal gejährt. Das ist viel-
fach Anlaß gewesen, Bilanz zu ziehen: in Zeitungsar-
tikeln, Interviews und Fernsehdiskussionen und 
heute im Bundestag. 

Man kann Bilanz allein an Hand volkswirtschaftli-
cher, gesamtwirtschaftlicher Daten ziehen, also in D-
Mark, in Straßenkilometern oder in Wohnungsein-
heiten. Aber damit würde der Bedeutung dieses Jah-
restages für das Land und die Menschen nur zum 
Teil Rechnung getragen. Ich weiß sehr wohl, diese 
gesamtwirtschaftlichen Daten sind nur die eine Seite 
der Medaille. Bilanz ziehen, das heißt für Millionen 
von Menschen, abzuwägen, was für sie persönlich, 
für ihre Familie und ihre Freunde die deutsche Ein-
heit gebracht hat. Das kann man auch in Zahlen tun, 
aber nicht nur. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich weiß, es gibt eine nicht geringe Anzahl von 
Menschen in Ost- und auch in Westdeutschland, die 
sich subjektiv als Verlierer der Einheit sehen. Für sie 
mag die Tatsache, den Arbeitsplatz verloren zu ha-
ben, mehr gelten, als nunmehr in einem Rechtsstaat 
zu leben und sich frei äußern und bewegen zu kön-
nen. Ich habe für diese Menschen Verständnis, und 
wir müssen alles daransetzen, um vor allem mit der 
Arbeitslosigkeit, und das gerade in den neuen Bun-
desländern, fertig zu werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Niemand hat dafür ein Patentrezept, auch die Op-
position nicht, die das fairerweise auch einräumt. Die 
Bundesregierung ist jedoch überzeugt: Die Arbeitslo-
sigkeit läßt sich zurückdrängen; sie läßt sich in dem 
Maße zurückdrängen, wie es gelingt, die Wi rtschaft 
im vereinten Deutschland auf den globalen Märkten 
wettbewerbsfähiger zu machen. 

Ich weiß, für denjenigen, der heute keinen Arbeits-
platz hat, ist dies kaum ein Trost. Aber niemand darf 
vergessen: Erstens. Es hat nie eine realistische, von 
Wunschdenken freie Alte rnative zur raschen Einfüh-
rung der Marktwirtschaft in den neuen Bundeslän-
dern gegeben. Wer ernsthaft behaupten wollte, daß 
es eine solche Alternative gegeben hätte, verkennt 
bewußt die ökonomische und die gesellschaftliche 
Situation der DDR im Jahre 1990. 

Zweitens - das scheint mir sehr wichtig -: Es gibt 
eine übergroße Mehrheit von Menschen in West und 
Ost, die mit der deutschen Einheit Zufriedenheit, Be-
freiung und ein großes Glücksgefühl verbinden, und 
zwar unabhängig davon, ob sich das auch in Mark 
und Pfennig ausdrücken läßt. 

Meine Damen und Herren, wir haben beileibe 
nicht alles erreicht, was wir uns gewünscht und vor-
genommen haben, aber wir haben immens viel er-
reicht und viel mehr erreicht, als wir zu hoffen ge- 
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wagt hatten. Vor allem: Was wir erreicht haben, ha-
ben die Menschen in Ost und in West gemeinsam er-
reicht. Nichts wäre gelaufen, nicht eine Mark hätte 
etwas gefruchtet ohne den enormen Einsatz und die 
gewaltige Reformbereitschaft der Menschen in Ost-
deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Hier sind Umbrüche in allen Lebenssituationen be-
wältigt und persönliche Anpassungsleistungen er-
bracht worden, von denen sich im Westen bis heute 
so mancher keine rechte Vorstellung macht oder 
auch machen will . 

Genauso unverzichtbar für die gemeinsame Auf-
bauleistung war in den vergangenen Jahren aber 
auch das persönliche Engagement vieler Westdeut-
scher in Wirtschaft und Verwaltung. Auch dürfen wir 
die jährlichen West-Ost-Transfers für Sozialleistun-
gen und Investitionen in dreistelliger Milliardenhöhe 
nicht vergessen. Es ist eine Gemeinschaftsleistung, 
die hier erbracht worden ist, die sich sehen lassen 
kann und auf die wir alle stolz sein können. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat vor kurzem den zweiten 
Bericht zum Aufbau Ost vorgelegt. Er enthält volks-
wirtschaftliche Gesamtdaten, an denen keiner vor-
beigehen kann. 

Die Habenseite der Bilanz ist beachtlich und ermu-
tigend. Die Leistung pro Beschäftigten hat sich in der 
ostdeutschen Wirtschaft seit 1991 mehr als verdop-
pelt. Die Investitionsquote ist mit über 50 Prozent 
mehr als doppelt so hoch wie zu Zeiten des westdeut-
schen Wirtschaftswunders in den 50er und frühen 
60er Jahren. Es gibt heute in Ostdeutschland über 
500 000 mittelständische Unternehmen mit zusam-
men mehr als 3,4 Millionen Beschäftigten. Die Brut-
toeinkommen je Beschäftigten stiegen in den letzten 
vier Jahren um 80 Prozent. 

Ich möchte auch die Verbesserungen der Infra-
struktur, die 6 Millionen Telefonanschlüsse, die es 
heute gibt, sowie die Tatsache erwähnen, daß 
90 Prozent der Bundesfernstraßen - das sind 
11 000 Kilometer - und 4 500 Kilometer Schienen-
strecke ausgebaut oder neugebaut worden sind. 
Mehr als die Hälfte aller Wohnungen in den neuen 
Bundesländern wurden mit Bundesmitteln saniert 
oder modernisiert. 

So weit, so gut, meine Damen und Herren. Dem 
steht eine Sollseite gegenüber, die ich nicht ver-
schweigen möchte. Auf ihr haben wir zu verzeich-
nen: Der Anteil der ostdeutschen Produktion an der 
ostdeutschen Nachfrage ist mit knapp zwei Dritteln 
nach wie vor sehr gering. Produktivität und Lohnent-
wicklung klaffen weiterhin ganz erheblich auseinan-
der. Die industrielle Basis in den neuen Ländern ist 
viel zu schmal. Vor allem: Von denen, die in Ost-
deutschland arbeiten wollen, hat derzeit jeder vie rte 
keine Beschäftigung auf dem normalen Arbeits-
markt. 25 Prozent der Arbeitsplätze fehlen. 

Meine Damen und Herren, trotz allem, was wir er-
reicht haben, ist Ostdeutschland wi rtschaftlich gese-
hen nach wie vor nicht gesund. Aber wir dürfen uns  

die gewaltige Aufbauleistung auf der anderen Seite 
auch nicht kleinreden lassen, besonders nicht ange-
sichts des bedrückenden Erbes von vier Jahrzehnten 
Planwirtschaft. Es ist zu einfach, die Schuld für die 
Sollseite, die nach wie vor offen ist, bei der Bundesre-
gierung oder bei den Prinzipien und Konzepten un-
serer Wirtschaftspolitik abzuladen. Tatsache ist, daß 
wir vier Jahrzehnte Planwirtschaft, vier Jahrzehnte 
mangelnder Vorbereitung der ostdeutschen Wirt

-schaft auf den Weltmarkt zu bewältigen haben. Das 
kann man eben nicht in drei Jahren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Angesichts dieses Erbes ist die Notoperation deut-
sche Einheit erstaunlich gut verlaufen. Wenn Sie ins 
Ausland sehen, werden Sie das auch überall bestä-
tigt finden. 

Wir müssen uns auf etwas längere Zeithorizonte 
einstellen, bis sich die ostdeutsche Wirtschaft im 
Wettbewerb behauptet, genügend Chancen für Ein-
kommen und Beschäftigung bietet und nicht mehr 
auf die Transfers aus dem Westen angewiesen ist. 
Der Aufbau Ost wird um so eher gelingen, je schnel-
ler wir die noch bestehenden strukturellen Defizite 
abbauen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

An erster Stelle möchte ich hier die im Vergleich zu 
Westdeutschland viel zu hohen Lohnstückkosten 
nennen, deren Differenz in letzter Zeit wieder größer 
geworden ist. Für die Wettbewerbsfähigkeit der ost-
deutschen Betriebe ist sie eine enorme Hypothek. Ich 
weiß sehr wohl, daß dies gerade im Osten Deutsch-
lands ein höchst sensibles Thema ist. Aber an der 
ökonomischen Selbstverständlichkeit, daß nur ge-
zahlt werden kann, was auch erwirtschaftet worden 
ist, führt kein Weg vorbei. Wer dies auf Dauer miß-
achtet, gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit, den Be-
stand der Unternehmen und damit die Arbeitsplätze 
in den neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht gibt es keinerlei 
Spielraum mehr für undifferenzie rte Lohnerhöhun-
gen und für eine schnelle generelle Lohnangleichung. 
Den Wunsch danach kann man subjektiv für die Be-
troffenen nachvollziehen, hierfür ist aber objektiv 
kein Spielraum vorhanden. Wir brauchen vielmehr 
eine Lohnpolitik, die der unterschiedlichen Lage in 
den Betrieben gerecht wird, die insbesondere do rt  Zu-
rückhaltung übt, wo die Produktivität hinter den Löh-
nen herhinkt. Gefordert sind eine Differenzie rung, 
Flexibilität und Kreativität. In vielen ostdeutschen Un-
ternehmen haben Management und Belegschaft dem 
schon gemeinsam Rechnung getragen. 

Meine Damen und Herren, die ostdeutschen Un-
ternehmen brauchen auch an anderer Stelle Entla-
stung. Hier müssen die Maßnahmen greifen, mit de-
nen die Bundesregierung die Standortbedingungen 
in ganz Deutschland verbessert. Zusammen mit der 
anstehenden Steuerreform und der Reform der Al-
terssicherungssysteme bilden diese Maßnahmen aus 
unserer Sicht ein in sich geschlossenes Konzept, ein 
Konzept für mehr Wachstum und Beschäftigung. Da- 
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mit verbreitern wir auch die gesamtwirtschaftliche 
Basis für die Erwirtschaftung der weiter notwendigen 
Transfers. Ostdeutschland wird weiterhin auf eine 
besondere Unterstützung aus dem Westen angewie-
sen sein. Hierzu steht die Bundesregierung ohne 
Wenn und Aber. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Hier möchte ich zwei Punkte in besonderer Weise 
ansprechen. Dies ist erstens die Wirtschaftsförde-
rung Ost. Meine Damen und Herren, wir werden die 
Wirtschaftsförderung Ost auf absehbare Zeit auf ho-
hem Niveau fortsetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Strukturen dafür liegen mit unserem mittelfri-
stigen Förderkonzept bis Ende 1998 fest. Schwer-
punkte bleiben die Investitionen vor allem im verar-
beitenden Gewerbe und im Mittelstand. Im Haus-
haltsentwurf 1997 stellen wir trotz der äußerst knap-
pen Mittel das dafür Notwendige zur Verfügung. 
Über die Einzelheiten der Förderung nach 1998 wer-
den wir früh im Jahre 1997 entscheiden, und dies 
auch mit Blick auf die Ergebnisse und Vorschläge der 
Steuerkommission. 

Ein Aspekt erscheint mir besonders wichtig, das ist 
das p rivate Kapital, das wir in Ostdeutschland insbe-
sondere für Forschung und Entwicklung brauchen. 
Hier schafft die Bundesregierung zur Zeit wichtige 
Voraussetzungen für die Belebung des Marktes für 
Wagnisfinanzierung. Wir wollen es zum Beispiel Ka-
pitalbeteiligungsgesellschaften erleichtern, ebenfalls 
die günstige steuerliche Behandlung von Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften in Anspruch neh-
men zu können. Wir wollen für mittelständische Un-
ternehmen den Börsengang erleichtern und in dem 
Zusammenhang die Prospekthaftung und die Publi-
zitätspflichten verändern. Davon werden innovative 
kleine und mittlere Unternehmen in ganz Deutsch-
land, vor allem aber im Osten, profitieren. 

Speziell mit Blick auf Ostdeutschland haben wir 
vor kurzem gemeinsam mit den neuen Bundeslän-
dern eine Investoren-GmbH gegründet. Deren Auf-
gabe ist es, zielgerichtet Investoren aus dem Ausland 
anzusprechen und weltweit für den Wirtschafts-
standort Ostdeutschland, für den Wirtschaftsstandort 
neue Bundesländer zu werben. Ich bin sehr froh dar-
über, daß es gelungen ist, den Aufsichtsrat dieser 
neuen Gesellschaft unter anderem mit hochrangigen 
Vertretern der deutschen Wi rtschaft, und zwar mit 
solchen, die weltweite Kontakte und Verbindungen 
haben, zu besetzen. 

Neben der Förderung und der Fortsetzung der För-
derung möchte ich einen zweiten Punkt ansprechen: 
die ABM. Wir werden zwar die arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente weiter zurückfahren, aber wie bis-
her, das heißt, in Ruhe und mit Augenmaß, und das 
heißt auch, in Abhängigkeit von Lage und Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt in den neuen Ländern 
insgesamt, in der jeweiligen Region sowie unter lo-
kalen und betrieblichen Aspekten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was heißt das 
konkret? Das möchte ich wissen!) 

- Ich komme darauf, Frau Fuchs. - Es kann nicht 
sein, daß die ABM-Entlohnung teilweise deutlich 
über dem liegt, was am ersten Arbeitsmarkt verdient 
werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist - das wissen Sie genau - nicht selten der Fall, 
und das müssen wir abstellen. Es kommt darauf an, 
die Kosten pro Maßnahme, die in Ostdeutschland re-
lativ hoch sind, zu senken. 

Ich sage ausdrücklich, Frau Fuchs: Es wird keinen 
Kahlschlag geben; aber wir müssen die Förderung 
bei ABM mit Augenmaß und unter Beachtung der re-
gionalen Arbeitsmarktverhältnisse zurückfahren. Wir 
haben uns das ausdrücklich unter Beachtung der Ar-
beitsmarktlage vorgenommen, nicht blindlings, nicht 
schematisch und nicht generell irgendwelchen Stati-
stiken folgend, sondern so angelegt, wie es die Situa-
tion in der jeweiligen Region und bei der jewei ligen 
Maßnahme verlangt. 

Auch Länder und Kommunen müssen ihren Bei-
trag zum Aufbau Ost leisten, zum Beispiel durch 
mehr und ernstgemeinte Privatisierungen bei Wasser 
und Abwasser. Der Kompromiß bei den kommunalen 
Altschulden schafft bei den Kommunen Spielräume. 
Diese müssen jetzt gezielt für Maßnahmen genutzt 
werden, die in den Kommunen Wachstum und Be-
schäftigung fördern. Die Kommunen haben hier 
Handlungsspielräume, um in diesem Sinne tätig zu 
werden. 

Auf der anderen Seite bleibt die westdeutsche 
Wirtschaft aufgefordert, ihr Engagement in Ost-
deutschland zu verstärken. Dringend nötig ist eine 
zweite Welle von Investitionen insbesondere in der 
Industrie. Wir haben in den Jahren 1991 und auch 
noch 1992 erfreulicherweise eine erste Welle gehabt, 
die dann aus nachvollziehbaren, aber nicht akzepta-
blen Gründen abgeflacht ist. Wir brauchen nun eine 
neue Welle von Investitionen. Dazu möchte ich die 
deutsche Wirtschaft ausdrücklich auffordern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wichtig bleibt im übrigen auch künftig die Unterstüt-
zung der Europäischen Union beim Aufbau Ost. Den 
unmittelbaren innenpolitischen wie auch europapoli-
tischen Zündstoff, der im Spannungsverhältnis von 
Beihilfegewährung und Beihilfekontrolle liegt, wer-
den wir entschärfen, haben wir schon entschärft. 

Nun ist der nächste Schritt, daß wir zu A rt . 92 
Abs. 2 c des EG-Vertrages über Sonderhilfen auf 
Grund der deutschen Teilung in wenigen Monaten - 
Ziel ist bis Weihnachten - ein Modell realisieren, mit 
dem sowohl die Europäische Union als auch wir un-
ter Beachtung der unvergleichbaren Sondersituation 
der neuen Länder leben können. 

Wir wollen im übrigen auch die großen Einzelfälle, 
die auf dem Tisch liegen - Sket, die Werften, Best

-

wood und andere -, in Gesprächen mit der Europäi-
schen Union lösen. Schwierige und ha rte Verhand-
lungen erwarte ich über die Förderkulisse der Ge-
meinschaftsaufgabe, wo es erste Gespräche bereits 
vorgestern abend gegeben hat. 
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Ich werde mich - das sage ich auch mit Blick auf die 

eigenen Reihen - mit allem Nachdruck dafür einset-
zen, daß der von Bund und Ländern beschlossene 
Rahmenplan in Brüssel Zustimmung findet. Das ist ein 
schwieriges Geschäft; aber das Engagement der Bun-
desregierung steht hier außerhalb jedes Zweifels. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Vollendung der Einheit, das menschliche, kul-
turelle und gesellschaftliche Zusammenwachsen von 
Ost und West auf allen Ebenen, hat sich seit dem 
3. Oktober 1990 als schwieriger erwiesen, als viele 
zunächst erwartet und viele erhofft hatten. 

Wir sollten darüber aber nicht vergessen, wieviel 
mehr es an Verbindendem als an Trennendem zwi-
schen Ostdeutschen und Westdeutschen, zwischen 
Ostdeutschland und Westdeutschland gibt. Das Ver-
bindende zu bewahren und auszubauen und das 
noch Trennende zu beseitigen ist unsere gemein-
same Aufgabe. 

Der Aufbau Ost kann nur als Gemeinschaftsauf-
gabe gelingen. Das ist kein ungedeckter Wechsel auf 
die Zukunft. Daß wir gute Chancen haben, den Weg 
fortzusetzen und erfolgreich zu sein, kann jeder er-
kennen, der vorurteilsfrei auf das schaut, was wir ge-
schafft haben. Das läßt auch keinen Zweifel daran: 
Wir sind auf dem richtigen Weg und wir werden die-
sen Weg fortsetzen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Rolf Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nach Ihrer Rede, Herr 
Bundesminister Rexrodt, verstehe ich schon, daß es 
der Bundeskanzler vorgezogen hat, sich mit dem Prä-
sidenten der Republik Peru zu treffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das war die alte Rhetorik, die wir schon seit Jahren 
kennen, das Abspulen von Statements aus der Ver-
gangenheit nach dem Motto: „Weiter so". 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das ist ein 
Feuerwerk von Ihnen!) 

Was wir heute von Ihnen hätten erwarten können, 
wäre eine kritische und schonungslose Bilanz der 
wirtschaftlichen Situation im Osten; dazu von Ihnen 
kein Wort . 

(Beifall bei der SPD - Dr. Guido Wester

-

welle [F.D.P.]: Intellektuell bri llant!) 

In den vergangenen Monaten haben wir einen 
atemberaubenden Absturz der wirtschaftlichen Tä-
tigkeit in den neuen Bundesländern erlebt. Die 
Wachstumsraten sind von 9,6 Prozent im vie rten 
Quartal 1994 auf minus 1,2 Prozent im ersten Quartal 
1996 zurückgefallen. Mich alarmiert dieser wi rt

-schaftliche Absturz, Sie, Herr Minister, offensichtlich 
nicht. 

Was steht hinter diesen Zahlen? Hinter diesem 
Absturz werden die elementaren Schwächen des 
wirtschaftlichen Aufbaus in Ostdeutschland sicht-
bar. Das sind keine konjukturellen Auf und Abs, 
wie wir sie von den üblichen zyklischen Bewegun-
gen aus der Vergangenheit kennen. Hier werden 
tiefgreifende Strukturverwerfungen sichtbar. Mehr 
noch: Hier wird deutlich, daß das Aufbaukonzept 
dieser Bundesregierung für Ostdeutschland am 
Ende ist. Sie, Herr Bundesminister Rexrodt, stellen 
sich heute hier hin und tun so, als sei überhaupt 
nichts passiert. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das hat er 
aufgeschrieben, als er die Rede noch nicht 

kannte!) 

Die Wirtschaftsdaten des Jahres 1996 und die Pro-
gnosen für 1997 machen eines ganz deutlich: Die 
wirtschaftliche Aufholjagd in den neuen Ländern 
gegenüber dem Westen ist praktisch zum Erliegen 
gekommen. Der wirtschaftliche Aufbau stockt je-
doch nicht nur. Wichtige Wirtschaftsdaten zeigen 
uns, daß der Osten gegenüber dem Westen wieder 
zurückfällt. Das ist im Herbst 1996 die wirkliche Si-
tuation. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wirtschaftsdaten für Ostdeutschland zeigen 
seit anderthalb Jahren einen eindeutigen Trend: Es 
ist ein Trend, der besagt, daß die ostdeutsche Wi rt

-schaft kaum mehr schneller wächst als die westdeut-
sche. Alle Wirtschaftsinstitute sagen das. Nur der 
Bundeskanzler faselt noch von „blühenden Land-
schaften", Sie, Herr Minister Rexrodt, von den 
„Wirtschaftswunderjahren" in Ostdeutschland oder 
die CDU/CSU-Fraktion - vor kurzem in einer Presse-
erklärung - vom „starken Aufschwung" im Osten im 
nächsten Jahr 1997. So biegen Sie sich die Wirklich-
keit zurecht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, hören 
Sie mit diesen Albernheiten auf. Hören Sie auf, die 
wirtschaftliche Situation in den neuen Bundeslän-
dern zu beschönigen und zu verharmlosen. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Wer hat denn das 
gesagt?) 

Mit diesen Märchen schaden Sie uns allen, nicht nur 
der Glaubwürdigkeit und Verläßlichkeit Ihrer Politik. 
Sie schaden aber vor allem den Menschen in Ost-
deutschland, weil Sie das Vertrauen überhaupt in die 
Politik zerstören und mit Hoffnung und Wünschen 
der Menschen in Ostdeutschland Schindluder trei-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Dürfen Sie sich eigentlich wundern, wenn in den 
Ländern der Europäischen Union der Eindruck ent-
standen ist, daß sich die Lage in Ostdeutschland all-
mählich normalisiert hat und besondere Hilfen des-
halb nicht mehr notwendig sind? Das ist doch der 
Kern  des Konflikts zwischen Sachsen und der Euro-
päischen Kommission. Die Arbeitnehmer in Zwickau 
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und in Chemnitz löffeln jetzt die Suppe aus, die die 
Bundesregierung den neuen Ländern eingebrockt 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, Herr Minister, haben es in Brüssel versäumt, 
die Schwere und das wahre Ausmaß der Probleme 
des wirtschaftlichen Aufbaus in Ostdeutschland klar-
zumachen. Es gibt keine Region in Europa mit sol-
chen Problemen wie die neuen Bundesländer in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Doch Sie haben die Probleme Ostdeutschlands 
schöngeredet und kleingeschrieben. Das geht schon 
los bei der unsäglichen Prognose des Bundeskanz-
lers im Herbst 1990, in drei bis fünf Jahren sei der 
Wirtschaftsaufbau in Ostdeutschland geschafft, und 
es reicht bis in die jüngst auf den Tisch gelegten Re-
gierungsdokumente hinein. 

Im übrigen, der Bundeskanzler hat seine fatalen 
Äußerungen von damals bis jetzt kein einziges Mal 
korrigiert: Im Gegenteil, noch am 2. September 1995 
meinte er - ich zitiere -: 

Sie sind da, die blühenden Landschaften, das läßt 
sich nicht leugnen. 

Sie machen es der EU-Kommission wirk lich einfach. 
Karel van Mie rt  braucht nur die Bundesregierung 
und den Bundeskanzler zu zitieren, um die Notwen-
digkeit von Hilfen für Ostdeutschland weiter in Zwei-
fel zu ziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es sind ja nicht nur Ihre Wo rte, es sind auch Ihre 
Taten, die die glaubwürdige Vertretung ostdeutscher 
Interessen in Brüssel untergraben. Sie, die Bundesre-
gierung ist es doch, die die Finanzierung des wirt-
schaftlichen Aufbaus unterminiert. Sie sind es doch, 
die die investiven Ausgaben des Bundes für Ost-
deutschland kürzen. Sie sind es doch, die die steuer-
liche Investitionsförderung brutal zusammengestri-
chen haben. Und Sie sind es doch, die die Arbeits-
marktpolitik - hier gerade wieder bestätigt - für Ost-
deutschland aushöhlen wollen. 

Karel von Miert  braucht Ihnen doch nur Ihre ei-
gene Politik vorzuhalten. Warum sollte eigentlich die 
Europäische Kommission Ostdeutschland höchste 
Prioritäten in der Förderung zuerkennen, wenn Sie 
es selbst noch nicht einmal machen? Das gibt doch 
gar keinen Sinn, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, jeder weiß, der wirt-
schaftliche Aufbauprozeß ist bei weitem noch nicht 
abgeschlossen. Jeder weiß, daß von einer selbsttra-
genden wirtschaftlichen Entwicklung, ja, von einer 
funktionierenden Marktwirtschaft in den neuen Län-
dern noch keine Rede sein kann. 

Kurt Biedenkopf hat doch recht, wenn er darauf 
hinweist, daß der Aufbauprozeß, daß die Anglei-
chung der Lebensverhältnisse zwischen West und 
Ost noch 70 Jahre dauert, wenn der wirtschaftliche 
Trend der letzten anderthalb Jahre auch in Zukunft 
anhält. 

Nur, wer soll denn das eigentlich in Deutschland 
aushalten? Das halten weder die Menschen in Ost-
deutschland noch die Menschen in Westdeutschland 
aus. Wenn die Arbeitsplätze nicht in die neuen Län-
der kommen, dann gehen die Arbeitskräfte zu den 
Arbeitsplätzen in den Westen. So einfach ist das, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS] - Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]: Oder ins Ausland! Das ist das grö-

ßere Problem!)  

Deshalb brauchen wir mehr als eine Politik des blo-
ßen „Weiter so". Wir brauchen einen neuen Anfang. 
Wir brauchen eine grundlegende Neuorientierung 
des wirtschaftlichen Aufbaukonzepts für Ostdeutsch-
land. Wir brauchen eine umfassende Bilanz der bis-
herigen Förderpolitik. Wir brauchen eine unge-
schönte Bewertung der Förderinstrumente. Wir brau-
chen eine schonungslose Aufdeckung der Fehlent-
wicklungen und Mißstände beim bisherigen wirt-
schaftlichen Aufbau in Ostdeutschland. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das größte Problem von 
allen ist die Arbeitslosigkeit. Ich stelle immer wieder 
fest, daß den meisten Menschen in Westdeutschland 
die katastrophale Lage des ostdeutschen Arbeits-
marktes überhaupt noch nicht bekannt ist. 

Wer weiß denn schon in den alten Bundesländern, 
daß 75 Prozent aller Arbeitnehmer in Ostdeutschland 
nach 1989 ihren Arbeitsplatz verloren haben? Wenn 
ich das einmal auf westdeutsche Verhältnisse hoch-
rechne, heißt das, daß sage und schreibe 21 Mil lionen 
Beschäftigte in den alten Bundesländern innerhalb 
weniger Jahre ihren Arbeitsplatz verloren hätten. Ich 
möchte mir gar nicht ausmalen, was das für die so-
ziale und politische Stabilität der Bonner Republik 
bedeutet hätte. Nur, den Menschen in der ehemali-
gen DDR hat man - ich sage es offen - die soziale Ka-
tastrophe zugemutet. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Welche 
Alternative gab es denn?) 

Wer weiß denn schon in Westdeutschland, daß seit 
der Vereinigung 40 Prozent der Arbeitsplätze in der 
ostdeutschen Gesamtwirtschaft und 80 Prozent der 
Arbeitsplätze in der ostdeutschen Indust rie vernich-
tet wurden? 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wer ist 
denn schuld an dieser Situation?) 

Woher sollten es die Westdeutschen auch wissen, 
wenn sie von einer Bundesregierung regiert werden, 
die systematisch die Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
ignoriert, kleinredet, frei nach dem Motto: Kopf in 
den Sand, und weg ist das Problem. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Guido Wester-
welle [F.D.P.]: Sie haben die Rede von Herrn 
Rexrodt überhaupt nicht aufgenommen. 
Das kommt davon, wenn man geschriebene 

Reden hält!) 

Meine Damen und Herren, deshalb sagen wir: 
Hände weg von den arbeitsmarktpolitischen Maß- 
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nahmen! Hände weg von den Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen! Hände weg von den Maßnahmen für 
Fortbildung und Umschulung! 

In den nächsten Jahren darf es noch nicht zu einer 
Absenkung der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
in Ostdeutschand auf westdeutsches Niveau kom-
men. Das hat nichts mit P rivilegien für Ostdeutsche 
zu tun. Das sind notwendige Maßnahmen, die die so-
ziale Katastrophe abmildern und politische Destabili-
sierungen in Ostdeutschland verhindern. Das ist 
doch wohl im Interesse von allen in Ostdeutschland 
und in Westdeutschland. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge hinzu: Es ist auch kein Ausweg, wenn die 
ABM-Tarife abgesenkt werden, wie es manchen Kol-
legen aus der Koalition heute hier wieder vor-
schwebt. Eine Absenkung der ABM-Löhne auf 
75 Prozent des Tariflohns einer Branche bedeutet in 
Wahrheit, daß die Arbeitnehmer, die in ABM be-
schäftigt sind, weniger in ihrer Lohntüte haben, als 
ein Arbeitsloser mit Arbeitslosengeld oder mit Ar-
beitslosenhilfe. 

Und im übrigen: Ein paar Wochen Arbeit in einer 
ABM beim Teichentschlämmen oder bei Forstarbei-
ten in den Wäldern, bei Wind und Wetter 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist gesund!) 

und bei 90 Prozent Tariflohn würde ich manchem in 
diesem Hause auch wünschen. Dann gingen manche 
leichten Sprüche dieser Koalition nicht so einfach 
über die Lippen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, es 
gibt keinen Weg an einer klaren Entscheidung vor-
bei. Wir brauchen das derzeitige Niveau der Arbeits-
marktpolitik in Ostdeutschland auch weiterhin. Jetzt 
darf die Rutschbahn nach unten nicht noch steiler 
werden. Ich weiß nicht, welcher Abgeordnete aus 
Ostdeutschland, unabhängig davon, welcher Pa rtei 
er angehört, hierfür überhaupt seine Stimme geben 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Arbeitsmarktpolitik ist wichtig, existentiell wichtig 
für Ostdeutschland. Doch Arbeitsmarktpolitik ist nur 
eine Hilfe für den Notfall. Im besten Fall ist sie eine 
Brücke für den ersten Arbeitsmarkt. Entscheidend 
kommt es darauf an, Arbeitsplätze auf dem ersten 
Arbeitsmarkt zu schaffen. Daran sind viele beteiligt, 
zuerst und vornehmlich die Tarifvertragsparteien. 
Ostdeutschland wird aber nicht von den unsichtba-
ren Händen des Marktes allein aufgebaut, wie es 
sich einige Steinzeitliberale von der F.D.P. so vorstel-
len. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Können Sie 
bitte Namen nennen? Ich würde gerne 
Namen hören! - Gegenruf von der SPD: 

Westerwelle!) 

Gerade beim Aufbau neuer Wi rtschaftsstrukturen ist 
ganz besonders auch der Staat gefordert. Auch bei 
knappen Kassen bleibt dies richtig. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute kommt es darauf an, die finanziellen Hilfen 
dort  zu konzentrieren und zu verstärken, wo sie am 
dringendsten gebraucht werden: beim Wiederaufbau 
der Industriebasis in Ostdeutschland. Für mich heißt 
das: Wir müssen gerade auch dem p rivaten Unter-
nehmenssektor verstärkt unsere Aufmerksamkeit 
schenken. Hier müssen zukunftssichere, innovative 
und wettbewerbsfähige Arbeitsplätze entstehen, 
denn die fehlen in Ostdeutschland noch in Millionen-
höhe. 

Wir sagen deshalb: Laßt uns doch noch in diesem 
Winter Maßnahmen zur Stärkung der industriellen 
Basis in den neuen Ländern ergreifen. Wenn Sie uns 
in diesen Dingen schon nicht glauben, fragen Sie, 
was Unternehmerverbände, was Wirtschaftswissen-
schaftler oder was Banken zu diesen Dingen sagen. 
Es ist Zeit zum Entscheiden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]: Donnerwetter!) 

Es ist absurd, daß die Bundesregierung alle zwei 
Jahre neu über die Konditionen der steuerlichen In-
vestitionsförderung für Ostdeutschland entscheidet. 
Das muß doch entweder zu hektischen Überreaktio-
nen oder zu einem lähmenden Attentismus führen. 
Deshalb sagen wir: Die steuerliche Investitionsförde-
rung für Ostdeutschland einschließlich Berlins muß 
in einem mittelfristig angelegten Programm auf der 
Basis der Förderanstrengungen von 1996 - hier un-
terscheiden wir uns offensichtlich noch sehr stark - 
festgeschrieben und über das Jahr 1998 hinaus ver-
längert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch bei einer grundlegenden Reform der Einkom-
men- und Körperschaftsteuer darf die steuerliche In-
vestitionsförderung für Ostdeutschland in den näch-
sten Jahren nicht zur Disposition stehen. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Warum leh

-

nen Sie die denn dann ab? - Gegenruf des 
Abg. Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 
Herr Westerwelle, lassen Sie doch das Kas

-

perletheater!) 

In dem von meiner Fraktion eingebrachten Antrag 
fordern wir eine Aufstockung der Investitionszulage 
für Ausrüstungsinvestitionen im industriellen Sektor 
auf 15 Prozent sowie eine 20prozentige Investitions-
zulage für das mittelständische verarbeitende Ge-
werbe. Wir brauchen diese Korrektur des Jahressteu-
ergesetzes 1996 so bald wie möglich. Jeder, der et-
was von der Sache versteht, weiß, daß eine 5prozen-
tige Investitionszulage im Kern nichts bringt, reine 
Mitnahmeeffekte hat. Dadurch wird keine zusätzli-
che Investition angeregt und kein zusätzlicher Ar-
beitsplatz geschaffen. Das ist eigentlich nichts ande-
res als Geldverschwendung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Wir müssen jetzt handeln. Wir müssen Motzen und 
nicht kleckern, bevor es zu spät ist und die Konjunk-
turdaten uns noch weiter in den Ke ller gehen. 

Meine Damen und Herren, ein Wo rt  zum Altschul-
denkompromiß vom vergangenen Mittwoch; Herr 
Rexrodt hat ihn auch angesprochen. Wir begrüßen 
die Überführung der kommunalen Altschulden in 
den Erblastentilgungsfonds. Das ist eine alte Forde-
rung der SPD, die noch im Juni von den Koalitions-
parteien, übrigens auch mit allen Stimmen der CDU- 
Abgeordneten aus den neuen Bundesländern, hier 
abgelehnt worden ist. Es ist richtig, daß dies jetzt kor-
rigiert worden ist. 

Wir begrüßen auch ausdrücklich, daß die ostdeut-
schen Kommunen nun endlich Sicherheit vor den un-
gerechfertigten Forderungen des Bundes haben. Was 
wir kritisieren, ist die hälftige Übernahme des Schul-
dendienstes durch die neuen Länder. Das ist unge-
rechtfertigt: erstens weil die GAW bereits selber ihre 
Forderungen - oder Teile ihrer Forderungen - fa llen-
gelassen hat, zweitens wegen eines notwendigen Sa-
nierungsabschlags auf Grund maroder Bauten in den 
ostdeutschen Kommunen und drittens weil Sie unge-
rechtfertigte Zinseszinsen einfordern - im Wider-
spruch zur schon längst geltenden Rechtsprechung. 
Wenn schon ein Kompromiß erzielt werden soll, dann 
muß man auch von einer gerechten Verhandlungsba-
sis ausgehen. Die Gesamtforderungen des Bundes 
von 8,4 Milliarden DM sind es jedenfalls nicht. Des-
halb sagen wir grundsätzlich ja zu dem gefundenen 
Kompromiß, aber wir sagen nein zu der hälftigen 
Übernahme des Schuldendienstes. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, Herr Bohl meinte nach 
den Altschuldenverhandlungen am vergangenen 
Mittwoch, nun, nachdem ein solcher Kompromiß zu-
stande gekommen sei, könnten auch die 250 Mil-
lionen DM aus dem DDR-Parteienvermögen aus-
gezahlt werden. Mir hat diese Äußerung eines Mi-
nisters der Bundesrepublik Deutschland fast die 
Sprache verschlagen. Ich halte es für unerträglich, 
was die Bundesregierung sich hier geleistet hat. 

(Beifall der Abg. Dr. Christine Lucyga 
[SPD]) 

Um Druck auf die Verhandlungspartner beim Alt-
schuldenpoker auszuüben - hier ging es nicht um ir-
gendwelche Verhandlungspartner, sondern um Ver-
fassungsorgane -, verweigerte die Bundesregierung 
- ganz ungeniert und offensichtlich ohne jedes Un-
rechtsbewußtsein - die Auszahlung eines Teilbetra-
ges des Vermögens der DDR-Parteien und der Mas-
senorganisationen. - Dies sagt übrigens sehr viel 
über die Glaubwürdigkeit Ihrer Wi rtschaftsförderung 
für Ostdeutschland, Herr Rexrodt. - 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Dieses Vermögen steht dem Bund gar nicht zu, ja er 
verwaltet es noch nicht einmal treuhänderisch. Das 
tun die BvS und die Unabhängige Kommission. Das 
Verhalten der Bundesregierung ist eindeutig rechts-
widrig. Es verstößt ganz offensichtlich gegen den 
klaren Auftrag des Einigungsvertrages. Das 

Schlimme dabei ist, daß die Bundesregierung das 
weiß und sich trotzdem darüber hinwegsetzt. 

Wir haben aus dieser, wie ich meine, einmaligen 
und unentschuldbaren Erpressungssituation die Kon-
sequenz gezogen. Wir werden dem Deutschen Bun-
destag einen Antrag vorlegen, mit dem erreicht wer-
den soll, daß die treuhänderische Verwaltung des 
DDR-Parteienvermögens der BvS entzogen und den 
neuen Ländern übertragen wird. Denn es geht nicht 
an, daß die Umstände, die zu diesem Altschulden-
kompromiß geführt haben, in dieser Republik Schule 
machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der wi rtschaftliche Auf-
bau Ostdeutschlands steht an einem Wendepunkt. 
Ein bloßes „Weiter so!" führt die neuen Länder ins 
soziale und wirtschaftliche Abseits. Gefragt ist eine 
grundlegende  Neuorientierung des wirtschaftlichen 
Aufbaukonzepts für Ostdeutschland. Gefragt ist aber 
auch eine Reihe von sozialen und wirtschaftlichen 
Sofortmaßnahmen, ein „Feuerwehrprogramm", da-
mit es nicht zu einer weiteren Zuspitzung der Krise in 
den neuen Ländern kommt. Das ist der Inhalt unse-
res Antrages, den wir heute dem Deutschen Bundes-
tag zugeleitet haben. 

Entscheidend kommt es in den nächsten Tagen 
und Wochen darauf an, daß die Bundesregierung 
und die Arbeitgeberverbände ihre Konflikt- und 
Konfrontationsstrategie aufgeben. Die Menschen in 
unserem Land sind zu grundlegenden Reformen und 
notwendigen Veränderungen bereit, und sie sind 
auch bereit, notfalls dafür Opfer zu bringen. Vor al-
lem die Menschen in Ostdeutschland haben das in 
den letzten Jahren unter Beweis gestellt. Aber für 
Klientelpolitik, wie sie von Ihnen in den letzten Mo-
naten vorgeschlagen und bet rieben wurde, haben sie 
kein Verständnis. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Paul 
Krüger, Sie haben das Wo rt . 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Lage 
in Ostdeutschland ist in der letzten Zeit wieder häufi-
ger Thema von Debatten im Deutschen Bundestag. 
Dies ist einerseits erfreulich; es zeigt aber anderer-
seits, vor welchen Problemen wir in Ostdeutschland 
noch stehen. Diese Tatsache ist ferner ein Ausdruck 
der enormen Aufbauleistung, die wir vollbracht ha-
ben. Trotzdem befinden wir uns noch in einer 
schwierigen Situation. 

Das Bild, das Herr Schwanitz hier gezeichnet hat, 
das Horrorszenario, ist nach meiner Meinung kein 
Beitrag zum Aufbau in den neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Mit Falschbehauptungen und dem Verschweigen der 
tatsächlichen Entwicklungen, die in den neuen Bun-
desländern stattfinden, kommen wir nicht weiter. Es 
ist schon erschreckend, wenn ich höre, mit welchen 
Falschbehauptungen, die hier bezüglich der steuerli-
chen Förderung und der Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen geäußert wurden, Sie auf die Menschen in 
den neuen Bundesländern losgehen. 

Ich möchte deshalb versuchen, ein realistisches 
Bild der Situation in den neuen Ländern zu zeichnen 
- hören Sie gut zu, Herr Schwanitz! -: Wir schätzen 
ein, daß die Eigenleistungsfähigkeit der ostdeut-
schen Wirtschaft noch zu schwach ist. Wir sagen, daß 
die Lohnstückkosten erheblich zu hoch sind. Die in-
dustrielle Basis ist zu schmal, und die Forschungs- 
und Entwicklungskapazitäten in den Unternehmen 
sind zu gering, weil in der Tat ein Großteil des Ent-
wicklungspotentials brachliegt. Dies a lles sind Indi-
katoren, die die wirtschaftliche Lage in Ostdeutsch-
land kennzeichnen, die aber auch den gesamten 
Standort Deutschland in ganz beträchtlichem Um-
fang belasten. 

Gerade deshalb ist es wichtig, die Situation weder 
optimistisch noch pessimistisch, sondern realistisch 
zu beurteilen und mit Besonnenheit auf diese Her-
ausforderungen zu reagieren. 

(Zurufe von der SPD: Sehr richtig! - Dann 
fangen Sie einmal damit an!) 

So gilt es nüchtern zu konstatieren, daß es trotz der 
enormen Anstrengungen der Vergangenheit - dar-
über hat Bundesminister Rexrodt berichtet - nicht 
möglich war, aus einer maroden Zentralverwaltungs-
wirtschaft einen selbsttragenden Aufschwung zu or-
ganisieren. 

Selbst bei pointierter Darstellung der Probleme ist 
das im Antrag der SPD formulierte Szenario zumin-
dest als übertrieben und unrealistisch zu bezeichnen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wieso?) 

Aber immerhin scheint die SPD die neuen Länder 
nunmehr als politisches Thema entdeckt zu haben, 
nachdem wir bereits seit 6 Jahren erfolgreich mit 
dem Aufbau in den neuen Bundesländern beschäf-
tigt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Ha! Ha! Ha!) 

Sie tut dies jedoch übertrieben miesmacherisch und 
unglaubwürdig. Sie verunsichert die Wi rtschaft vor 
allem dadurch, daß sie den Standort Ostdeutschland 
schlechtredet. Noch schwerer wiegt jedoch, daß sie 
die Bevölkerung in Ostdeutschland irreführt und ver-
unsichert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Ihr Kollege Schreiner heute behauptet, wir 
hätten demnächst in den neuen Bundesländern eine 
Arbeitslosenquote von 50 Prozent, 

(Zuruf von der SPD: Stimmt doch!) 

dann frage ich mich, ob Sie sich ausmalen können, 
welche verheerende Wirkung diese Behauptung hat. 
Es ist verantwortungslos, so zu reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Gegensatz zu Ihrer Behauptung, meine Damen 
und Herren von der SPD-Opposition, hat die Bundes-
regierung im vorliegenden Be richt ein sehr realisti-
sches Bild der Situation dargestellt. Sie erwähnt nicht 
nur die Aufbauleistung, wie sie - ich sage nur diese 
eine Zahl - durch einen Nettotransfer von insgesamt 
900 Milliarden DM für alle sichtbar geworden ist - 
die  Entwicklungen und die Veränderungen sind den 
Menschen in den neuen Bundesländern bewußt -, 
sondern die Bundesregierung stellt auch ausdrück-
lich fest, daß weiterhin Schwierigkeiten und Defizite 
bei der wirtschaftlichen Erneuerung in Ostdeutsch-
land bestehen. - Dies zeigt, daß die Antragsteller von 
der SPD anscheinend den Bericht der Bundesregie-
rung nicht gelesen haben. 

(Widerspruch der Abg. Dr. Ch ristine Lucyga 
[SPD]) 

Wahrscheinlicher ist jedoch, daß sie ihn zwar gelesen 
- das beweisen die vielen Fakten in Ihrem Antrag, 
die Sie aus diesem Be richt abgeschrieben haben -, 
ihn aber nicht zur Kenntnis genommen haben. Sie 
sind offensichtlich schlecht informiert, auch Sie, Frau 
Lucyga. 

Zum Beispiel haben wir die von Ihnen in Ihrem so-
genannten Feuerwehrprogramm geforderte 20pro-
zentige Investitionszulage für das mittelständische 
verarbeitende Gewerbe schon vor zirka vier Jahren 
eingeführt. Leider ist diese Zulage von der EU später 
auf 10 Prozent abgesenkt worden, weil die Förder-
höhe der EU zu hoch erschien. Wir haben immerhin 
schon vor vier Jahren in den Bereichen gehandelt, in 
denen Sie heute Ihre Forderungen aufstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die SPD das Augenmerk auf die Entwick-
lung der investiven Ausgaben des Haushalts lenkt, 
so liegt sie ausnahmsweise einmal goldrichtig. Besser 
wäre es jedoch gewesen, Sie würden diese Forde-
rung dort  umsetzen, wo Sie in direkter Regierungs-
verantwortung stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vergleichen wir einmal wichtige Kennzahlen in 
den Haushalten der unionsregierten und der SPD-re-
gierten Länder: Niedersachsen und das Saarland ha-
ben mit 10,9 Prozent bzw. 10,4 Prozent die niedrigste 
Investitionsquote der westdeutschen Flächenländer, 
zum Beispiel gegenüber Bayern mit 18,2 Prozent - 
fast  doppelt so hoch. Niedersachsen hat unter Schrö-
der mit 42,6 Prozent die mit Abstand höchste Perso-
nalausgabenquote a ller westdeutschen Flächenlän-
der und hat demgegenüber die Ausgaben für Inno-
vationsförderung drastisch zurückgeführt. Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz und das Saarland haben 
mit 50,9 bis 58,9 Prozent den höchsten Anstieg der 
Kreditmarktverschuldung seit 1989. Demgegenüber 
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steht Bayern mit 18,8 Prozent, was nur einem Drittel 
entspricht. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da sollte 
man genau hinhören! - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Jetzt erzählen Sie mal was über Hes -

sen, Herr Kollege!) 

Nicht von ungefähr sagte der Kollege Rudolf Schar-
ping im „Ste rn ", Ausgabe 28/95, über seinen Troika

-

Genossen: „Gerhard Schröder hat in Niedersachsen 
den Landeshaushalt total ruiniert." 

Genau das gleiche Bild - das ist bemerkenswert; 
Sie haben ja verlangt, daß ich über die neuen Länder 
rede - zeigt sich leider in den neuen Ländern: Das 
CDU-regierte Sachsen hat mit 31 Prozent die höchste 
Investitionsquote und zugleich mit 3 619 DM pro Ein-
wohner die niedrigste Kapitalmarktverschuldung, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was „lernt" uns 
das?) 

während die SPD-regierten Länder Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg mit 27,7 bzw. 27,4 Prozent die 
niedrigsten Investitionsquoten und mit 5 963 bzw. 
7 343 DM pro Einwohner eine rund doppelt so hohe 
Kreditmarktverschuldung wie Sachsen aufweisen. 

„Was ,lernt' uns das?", haben Sie eben gefragt. 
Deutlicher kann man wohl kaum lernen, welche Poli-
tik es braucht und welche es nicht braucht, um die 
anstehenden Probleme in den neuen Bundesländern 
zu lösen, um Arbeitsplätze zu schaffen und um die 
Weichen für die Zukunftsgestaltung zu stellen, 
meine Damen und Herren. Wenn ich die Arbeitslo-
sigkeit zwischen SPD- und unionsregierten Ländern 
vergleiche, komme ich auf ein noch makabereres 
Bild; ich erspare mir das. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

Ratschläge von der SPD sind das letzte, was uns in 
dieser Situation helfen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb werden wir unseren Kurs des kontinuierli-
chen Aufbaus der Infrastruktur, der konsequenten 
und zielgerichteten Investitionsförderung, der Unter-
stützung unternehmerischer Initiativen und nicht zu-
letzt der nachhaltigen Innovationsförderung konse-
quent fortsetzen, wie es auch Bundesminister Rex-
rodt hier dargestellt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Trotz all dieser Bemühungen bleibt ein Hauptpro-
blem in den neuen Bundesländern die hohe Arbeits-
losigkeit. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ach nee, auf ein

-

mal!) 

- Hören Sie gut zu! - Deshalb bleibt es unumgäng-
lich, die Anzahl arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, 
zum Beispiel ABM und Maßnahmen nach § 249 h 
AFG, aufrechtzuerhalten, solange die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Situation keine Entspannung auf 
dem Arbeitsmarkt zuläßt. Dies entspricht übrigens ei-
nem Beschluß der Koalitionsfraktionen zum „Bünd-
nis für mehr Wachstum und Beschäftigung" vom 

April dieses Jahres. Auch das haben Sie nicht zur 
Kenntnis genommen, oder Sie wollen es nicht zur 
Kenntnis nehmen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was heißt das 
konkret?) 

- Herr Rexrodt hat das hier erst interpretiert. 

(Rolf Schwanitz [SPD]: Er hat was anderes 
gesagt!) 

Gleichwohl gilt es, die Instrumente der Arbeits-
marktpolitik effektiver zu gestalten und aufgetretene 
Fehlentwicklungen abzustellen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Ja, wenn Sie mir 
die Zeit nicht anrechnen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Natürlich nicht. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Kollege, darf ich 
Ihr feuriges Plädoyer dafür, daß Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen auch künftig in Ostdeutschland unver-
zichtbar sind, dahin deuten, daß Sie dem vorgesehe-
nen Arbeitsförderungs-Reformgesetz nicht zustim-
men werden? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Frau Lucyga, ich 
werde dem Gesetz, so wie es sich mir jetzt darstellt, 
wahrscheinlich mit großer Freude zustimmen, weil 
wir eine ganze Menge an Änderungen hineinge-
bracht haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

die dazu führen werden, daß wir die Arbeitsmarktpo-
litik in den neuen Bundesländern nicht nur kosten-
günstiger, sondern vor allem viel effizienter gestalten 
und auf mehr Wirtschaftskraft hinführen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich werde Ihnen dazu, wenn Sie bereit sind, zuzuhö-
ren, nachher einige Beispiele nennen. 

Gleichwohl gilt es - ich wiederhole es -, die Instru-
mente der Arbeitsmarktpolitik effektiver zu gestal-
ten. Insbesondere, meine Damen und Herren, kön-
nen wir es nicht hinnehmen - das sagte der Wirt-
schaftsminister bereits -, daß einzelne ABM-Kräfte 
eine höhere Entlohnung erhalten als bei einer glei-
chen Tätigkeit in daneben existierenden Wirtschafts-
unternehmen. Die hierzu vorgesehene Absenkung 
der ABM-Entlohnung hat aber gleichermaßen für 
Ost und West zu gelten. 

Bei aller Notwendigkeit arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen ist zu beachten, daß sie von vielen Men-
schen nur als eine spezifische Form der Arbeitslosig-
keit empfunden werden. - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Deswegen schaf-
fen wir sie ab!) 
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Reden Sie einmal mit den Menschen! - Um dem ent-
gegenzuwirken und dauerhafte Lösungen zu errei-
chen, gilt es, die arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men in ihrer Gesamtheit so auszurichten, daß sie bes-
ser als bisher geeignet sind, Menschen schrittweise 
in die Wirtschaft und damit in dauerhafte Arbeits-
plätze zu integrieren. Damit erhalten die Betroffenen 
eine reelle Chance zur Einbindung in den Arbeits-
markt und empfinden die arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen nicht mehr als bloße Beschäftigungsthe-
rapie. 

Der Entwurf des neuen AFRG, Frau Lucyga, setzt 
dies bereits mit einer Reihe von Maßnahmen um: 
Durch Begünstigung von Vergabe-ABM, das heißt 
durch eine stärkere Vermittlung von ABM-Kräften 
direkt in Wirtschaftsunternehmen, werden Teilneh-
mer an ABM künftig näher an den ersten Arbeits-
markt herangeführt. 

Bei der Neugründung von Unternehmen können 
künftig Einstellungszuschüsse für die Beschäftigung 
von Arbeitslosen gewährt werden. 

Durch die Erweiterung des Anwendungsbereiches 
von § 249 h des Arbeitsförderungsgesetzes können 
künftig auch denkmalpflegerische Maßnahmen so-
wie Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfel-
des durch Lohnkostenzuschüsse in Vergabe geför-
dert werden, wenn Wirtschaftsunternehmen hierzu 
Arbeitslose einstellen. 

Um der besonderen Situation in den neuen Bun-
desländern stärker als bisher gerecht zu werden, ist 
es richtig, Maßnahmen nach § 249h für alle Bereiche 
der Wirtschaft zu öffnen. Der bef ristete Einsatz von 
Arbeitslosen im Sinne von „learning by doing" ist je-
doch pro Unternehmen auf einen minimalen Anteil 
der Belegschaft zu begrenzen, um Einflüsse auf den 
Wettbewerb und vor allem Mitnahmeeffekte zu ver-
hindern oder zu minimieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu denken ist hierbei an eine Förderungsdauer von 
einem Jahr, wobei die Förderung auf kleine und mitt-
lere Unternehmen begrenzt sein sollte. Damit kön-
nen wir ein Instrumentarium schaffen, das der gro-
ßen Zurückhaltung der Unternehmen hinsichtlich 
Neueinstellungen entgegenwirkt und Arbeitslosen 
eine wirkliche Chance bietet, sich zu qualifizieren, 
sich auf einem neuen Arbeitsplatz zu bewähren und 
sich damit eine dauerhafte Anstellung zu sichern. 

Auch im Bereich von Fortbildung und Umschulung 
ist eine konsequentere Orientierung auf den späte-
ren Einsatz in einem Unternehmen anzustreben. 
Maßnahmen sind also stärker als bisher auf die kon-
kreten Bedürfnisse der Unternehmen in den jeweili-
gen Regionen zuzuschneiden. 

Meine Damen und Herren, das Kardinalproblem 
aber, vor dem wir derzeit in den neuen Ländern ste-
hen, sind die viel zu hohen Lohnstückkosten. Da der 
Begriff "Lohnstückkosten" die Kurzformel für das 
Verhältnis zwischen ausgezahlten Löhnen auf der ei-
nen Seite und erzeugter Produktionsleistung auf der 
anderen Seite darstellt, ergeben sich für uns zwei 
Schwerpunktaufgaben: 

Zum einen sind die Lohnkosten mit der im jeweili-
gen Betrieb erreichten Produktivität in Einklang zu 
bringen. - Immerhin erkennt auch die SPD in ihrem 
jüngsten Antrag endlich einmal diesen Zusammen-
hang an. - Zum anderen ist die Steigerung des Pro-
duktivitätsniveaus durch Innovation, durch neue und 
bessere Produkte und Verfahren von gleichrangiger 
Bedeutung. - Hierauf müssen wir unser Augenmerk 
genauso konzentrieren wie auf den Abbau der hohen 
Lohnkosten. - Je höher der Gebrauchswert von Er-
zeugnissen und Dienstleistungen, je größer ihre Ab-
satzchancen, desto höher können die gezahlten 
Löhne sein. 

Beide Aufgaben können wir aber nur mit Aussicht 
auf Erfolg angehen, wenn wir die Menschen für das 
Mitmachen gewinnen. Nur wenn Bet riebe und Mit-
arbeiter bei der Lohnvereinbarung Augenmaß wal-
ten lassen und ihre Innovationspotentiale ausschöp-
fen, wird es uns gelingen, diese Probleme zu mei-
stern. 

Die erfolgreiche Bewältigung dieser Herausforde-
rungen setzt vor allem Innovationsfähigkeit und 
Veränderungsbereitschaft voraus. 

Vizepräsident Hans Klein: Ihre Redezeit ist zu 
Ende. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Herr Präsident, 
ich bin sofort am Ende meiner Rede. 

Gerade die Menschen in den neuen Ländern ha-
ben ein in den Unzulänglichkeiten des DDR-Systems 
ständig geschultes und in der Nachwendezeit immer 
wieder neu erprobtes Improvisationsvermögen, un-
gebrochene Kreativität und ein hohes Niveau beson-
ders in der wissenschaftlich-technischen Ausbildung 
sowie eine große Übung im Umgang mit Risiken und 
vor allem im Umgang mit und in der Bewältigung 
von Veränderungen. Wenn es uns gelingt, diese Stär-
ken besser als bisher zu nutzen, werden wir auch die 
zweite Hälfte des Weges beim Aufbau Ost mit Konti-
nuität und Zuversicht meistern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion erteile ich dem Kollegen Ottmar Schreiner das 
Wort . 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich habe mich zu einer 
Kurzintervention gemeldet, weil Kollege Krüger 
mich kritisiert hat, ich hätte in unverantwort licher 
Weise falsche Zahlen in die Welt gesetzt. Herr Kol-
lege Krüger, ich habe heute morgen in meinem Bei-
trag in der Europadebatte darauf hingewiesen, daß 
dann, wenn es bei den Plänen der Bundesregierung 
bleibt, nämlich die Arbeitsmarktinstrumente in Ost-
deutschland an das westdeutsche Niveau anzuglei-
chen, und wenn die ökonomische Wertschöpfungs-
kette in Ostdeutschland weiter einen eher pessimi-
stischen Verlauf nimmt, in Ostdeutschland an die 
300 000 Menschen jährlich zusätzlich arbeitslos wer- 
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den, die bislang in Überbrückungsmaßnahmen tätig 
sind, so daß dann in einzelnen Regionen in Ost-
deutschland die Arbeitslosigkeit an die 50 Prozent 
heranreichen kann. Das sind Aussagen von Sachver-
ständigen in den Anhörungen des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung zu den in Rede stehenden 
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gewesen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Fakten!) 

Nichts anderes habe ich gesagt. Es macht überhaupt 
keinen Sinn, den Menschen Sand in die Augen zu 
streuen. Die ostdeutschen Abgeordneten der CDU/ 
CSU müßten in ihrer Fraktion wie ein Mann stehen, 
um dieses Drama zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und des Abg. Dr. Helmut Lip

-

pelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich will bei dieser Gelegenheit ein Zweites anspre-
chen. Sie haben - wie ich finde, zu Recht - auf die 
Lohnstückkostenproblematik in Ostdeutschland 
hingewiesen, die tatsächlich besteht. Aber Sie haben 
mit keinem einzigen Satz gesagt, wie Sie diese Pro-
blematik auflösen wollen. Sie werden die Problema-
tik nicht dadurch auflösen können, daß Sie die Löhne 
weiter absenken. Dann werden nämlich in Ost-
deutschland, wo wir inzwischen ein dem westdeut-
schen angenähertes Preisniveau haben, Hunger-
löhne gezahlt werden, von denen die Menschen sich 
nicht ernähren können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und des Abg. Dr. Helmut Lip

-

pelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das heißt, es kann nicht darum gehen, die Löhne ab-
zusenken. 

Ich versuche, Ihnen das an einem kleinen Beispiel 
deutlich zu machen: Ich war vorige Woche in der 
Nähe von Dresden in einer Maschinenbaufabrik, 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Oh!) 

die seit 1835 besteht. Sie stellt Maschinen für Pro-
duktion von Schokolade her. Sie hat einen einzigen 
Konkurrenten, der in der Schweiz sitzt. Ich fragte die 
Firmenvertreter: Wie können Sie eigentlich damit 
konkurrieren? - Ihre Antwort: Das ist ganz einfach. 
Wir zahlen 17 DM pro Stunde, und die Schweizer 
Firma zahlt 29 DM pro Stunde. In unserer Fabrik in 
der Nähe von Dresden stehen Maschinen aus dem 
Jahre 1926. Wir haben nicht das Geld, den Maschi-
nenpark so zu modernisieren, daß wir auf längere 
Sicht konkurrenzfähig bleiben, weil die neuen Eig-
ner aus Westdeutschland sich weigern, irgendein fi-
nanzielles Risiko einzugehen und in das Unterneh-
men zu investieren. 

Wenn der nächste Modernisierungsschub in der 
Schweiz kommt, steigt do rt  die Arbeitsproduktivität, 
und das ostdeutsche Unternehmen steht dann in der 
Tat vor der Pleite. Die einzige Möglichkeit, konkur-
renzfähig zu bleiben, wenn der Maschinenpark nicht 
erneuert werden kann, wäre, weiter die Löhne abzu-
senken. Dann hätten Sie das Hungerlohnproblem in 
Ostdeutschland. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
ein ostdeutscher CDU-Kollege hier dafür plädieren  

kann, die schwierige Lohnstückkostenproblematik in 
Ostdeutschland dadurch aufzulösen, daß die noch 
verbliebene Industriearbeitnehmerschaft in Ost-
deutschland in Hungerlöhne hineingepreßt wird. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Zurufe von der CDU/CSU: 

Reine Demagogie!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Krüger zur 
Replik. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Lieber Herr 
Schreiner - - 

(Hans-Peter  Repnik [CDU/CSU]: Lieb ist 
der nicht! Das war demagogisch! - Ottmar 
Schreiner [SPD]: Für meine Verhältnisse 

war das sehr lieb!) 

- Herr Schreiner, unabhängig davon, ob das lieb war 
oder nicht, finde ich es unverantwo rtlich, den Men-
schen in den neuen Ländern so etwas zu servieren, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD und der PDS) 

weil gerade sie besonders verunsichert sind, weil sie 
- das wissen wir beide - mehr als in den alten Bun-
desländern wirklich Arbeit suchen, weil sie wirklich 
arbeiten wollen, aber im Moment auf dem ersten Ar-
beitsmarkt keine Arbeit finden. 

Deshalb habe ich einen großen Teil meiner Rede 
diesem Problem gewidmet. - Ich weiß nicht, mögli-
cherweise haben Sie nicht zugehört. - Ich habe den 
Menschen versichert, daß wir, solange der Arbeits-
markt sich nicht entspannt - das entspricht der Be-
schlußlage der ganzen Koalition, 

(Rolf Schwanitz [SPD]: Die Koalition hat 
beschlossen, daß sich die Lage nicht ent-

spannt!) 

die Sie einfach nicht zur Kenntnis nehmen wollen; 
genau deshalb ist es unverantwort lich, den Men-
schen etwas anderes zu sagen -, die Maßnahmen 
umsetzen, die Gott sei Dank jetzt schon im AFRG 
festgeschrieben werden, so daß sie ganz schnell wir-
ken, die dazu führen, daß sie sich nicht in irgendwel-
chen ABM-Gesellschaften sinnlos beschäftigt fühlen 
müssen, sondern daß sie tatsächlich stärker an den 
ersten Arbeitsmarkt herangeführt werden, 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Diese 
Maßnahmen wirken zur Arbeitslosigkeit 

hin!)  

und die sogar durch Unternehmensneugründungen 
und stärkere unternehmerische Initiative dazu beitra-
gen, daß mehr wirtschaftliches Wachstum entsteht. 

Ich halte das für einen besseren Weg als den Weg, 
den ich als Horrorszenario bezeichnet habe, das die 
SPD-Länder derzeit entwerfen, indem sie quasi mit 
sozialistischen Methoden, 

(Zurufe von der SPD: Ach! Ach!) 
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die wir lange genug kennengelernt haben, ihre 
Haushalte überstrapazieren und somit nicht zu mehr 
Beschäftigung und schon gar nicht zu mehr Wi rt

-schaftskraft kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.] - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 

[SPD]: Sonst fällt Ihnen nichts mehr ein!) 

Das Beispiel Dresden kann ich jetzt im Detail nicht 
nachvollziehen. Herr Schreiner, ich bin häufig in Un-
ternehmen in den neuen Bundesländern. Darum be-
mühen wir uns, wenn wir es auch nicht immer garan-
tieren können: daß alle Unternehmen, die ein gutes 
Konzept haben, die eine Chance am Markt haben, 
ausreichend finanziert werden. Dazu haben wir im 
letzten Jahr die „Runden Tische" eingeführt, um ab-
zusichern, daß die Unternehmen auch im internatio-
nalen Geschäft, wo sie stärker wirksam werden müs-
sen, wettbewerbsfähig werden. 

Wir haben damit eine ganze Reihe guter Erfolge 
erzielt. Wir sind gar nicht in der Lage, das ganze 
Spektrum an vielfältigen Maßnahmen, die wir durch-
führen, um Unternehmertum in den neuen Bundes-
ländern zu stärken und damit genau das zu tun, was 
Herr Schwanitz hier angeprangert hat, um also letzt-
lich Arbeitsplätze zu sichern, in einer kurzen Rede 
darzustellen. Ich würde Sie aber bitten, sich tatsäch-
lich intensiver mit den Maßnahmen zu beschäftigen, 
die wir für die neuen Bundesländer ergreifen. 

Als ich Ihren Namen heute erwähnte, Herr Schrei-
ner, ging es mir nur darum, darzustellen, daß ich es 
nicht für gut halte, wenn die Menschen verunsichert 
werden, wenn sie mit Verzweiflung infiziert statt ge-
gen Verzweiflung immunisiert werden und ihnen 
keine Hoffnung gegeben wird. Ich denke, wir kön-
nen gerade hinsichtlich der Menschen in den neuen 
Bundesländern mit Optimismus und Zuversicht in 
die Zukunft schauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Werner Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Sechs Jahre deutsche Einheit - und wo stehen wir 
heute? Allein diese Fragestellung verrät das eigentli-
che Problem. 

Die deutsche Einheit ist weitaus besser als ihr Ruf; 
das kann man allenthalben im Ausland hören. 

(Beifall des Abg. Hans-Peter Repnik [CDU/ 
CSU]) 

Die Befürchtung, es könne ein national aufgeblähtes, 
großspuriges Deutschland entstehen, ist glücklicher-
weise ausgeräumt worden. 

Von Osteuropa aus betrachtet sitzen die deutschen 
Brüder und Schwestern längst wieder im warmen 
Wasser, in einer großen, bequemen Familienwanne 
und streiten sich um die Luxusseife. Das Problem ist 
allerdings: Sie sitzen Rücken an Rücken und reden  

mehr übereinander - und zwar schlecht - als mitein-
ander. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

des Abg. Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]) 

Nicht das verflixte siebte Jahr oder die Tatsache, daß 
der Euphorie Ernüchterung und Enttäuschung ge-
folgt sind, ist unser Problem, sondern dieser rasende 
Stillstand, dieses unheimliche Grummeln und Grol-
len unter einer verkrusteten Oberfläche. 

Wenn wir einmal ehrlich sind in diesem Hause, 
richtig ehrlich, was uns selten gelingt, dann hat doch 
niemand in Ost und West in den 80er Jahren mit die-
ser Wiedervereinigung gerechnet. Vielleicht liegt da 
der Grund, daß es uns nicht gelungen ist, diesen 
Freudentaumel für einen Bewußtseinswandel zu nut-
zen; denn: Wo findet wirklich eine neue Politik statt, 
außer in Feiertagsreden und Regierungsabsichtser-
klärungen, wie wir sie hier heute wieder gehört ha-
ben? Wo findet die neue Wirtschafts-, Sozial-, Me-
dien-, Bildungs-, Technologie- und Außenwirt-
schaftspolitik statt, eine Politik, die wir in diesem 
Epochenumbruch, in dieser Zeitenwende wirklich 
brauchen? 

Offenbar hält die Bundesregierung ihre Einsparpo-
litik - es ist keine Sparpolitik, weil sie keine Rückla-
gen für Zukunftsinvestitionen bildet; das wissen Sie 
genausogut wie ich - schon für Politik an sich oder 
für Reformpolitik. Das ist sie aber eben nicht. 

Leider wurde der Osten allzuschnell auf Einheits-
maß gebracht, ohne daß genau hingeschaut wurde, 
was dort  überhaupt war und was man behalten 
konnte oder ob das, was übergestülpt wird, paßt. 
Stichworte: 13. Schuljahr - damit plagen wir uns 
heute herum -, Polytechnische Oberschulen, Polikli-
niken. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Völlig rich-
tig! - Frederick Schulze [CDU/CSU]: Das 
macht ihr doch in Sachsen-Anhalt! - Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

- Aber warum wurde die Vereinigung denn nicht für 
eine Verwaltungsreform genutzt? Warum stoßen wir 
erst im Versorgungsbericht auf haushohe Probleme 
bei der Übertragung des Berufsbeamtentums? 
Warum haben wir nicht gleich den Ansatz zu einem 
Neuzuschnitt der Bundesländer gewagt? Warum 
mußten wir uns erst eine gescheiterte Fusion von 
Berlin und Brandenburg einhandeln? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schulz, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Wester-
welle? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich habe eine Zwi-
schenfrage im Hinblick auf Ihre Bemerkung zum 
13. Schuljahr, die, wenn ich Sie richtig verstanden 
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habe, doch wohl bedeutet, daß Sie vorschlagen, das 
Modell „13. Schuljahr" nicht in den Osten zu holen, 
sondern sich darüber Gedanken zu machen, ob das 
Modell „12. Schuljahr" nicht auf den Westen übertra-
gen werden könnte. 

Die Frage an Sie als Politiker einer Partei, die in ei-
ner Landesregierung Verantwortung mitträgt, ist, ob 
ich Sie richtig verstehe, daß Sie mit dafür sorgen wer-
den, sich mit dafür einsetzen werden, daß das 
12. Schuljahr als Modell angeboten wird und das 
13. Schuljahr nicht eingeführt werden muß. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben das völlig richtig verstanden. Ich 
habe hier ein Plädoyer für zwölf Schuljahre gehalten. 
Ich habe das selbst so erlebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, daß man nach einer solch kurzen Zeit ein 
sehr profundes Abitur ablegen kann. Wir müssen 
diese Debatten hier führen. Denn ich halte nichts da-
von, daß man, so wie Sie, Herr Westerwelle, die Pro-
grammatik über den „Playboy" verkündet; dann sind 
wir wirklich beim „nackten Populismus" angelangt. 

(Heiterkeit - Siegf ried Hornung [CDU/ 
CSU]: Das ist Populismus!) 

Ich meine, daß wir hier diese Debatten führen sollen. 

Wir haben es verpaßt, die Inventur mit der Macht-
frage zu koppeln. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Aber gele

-

sen haben Sie den „Playboy" auch!) 

- Ich habe ihn durchgeblättert, weil ich Ihren Namen 
auf dem Titelblatt gesehen habe. 

(Heiterkeit) 

Ich dachte, ich finde ein Bild von Ihnen da drin. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Da waren 
auch drei drin! - Zuruf von der SPD: Was 
sind denn das für Annäherungsversuche 
hier! - Gegenruf des Abg. Dr. Guido 
Westerwelle [F.D.P.]: Nun werde nicht nei

-

disch!) 

Warum wurde die Veränderungsbereitschaft Ost 
nicht gleich mit der Veränderungsnotwendigkeit 
West verbunden? Warum wurde diese mutige Ent-
scheidung zur Einheit Deutschlands dann mit einer 
solch kleinmütigen Politik untersetzt? Das ist eigent-
lich der Inhalt der Großen Anfrage, die man nach 
sechs Jahren deutscher Einhei an die Bundesregie-
rung richten muß. 

Wieso brauchen wir zehn Jahre für einen Umzug 
von Bonn nach Berlin? Wenn ich den merkwürdigen 
Antrag sehe, der heute auf der Tagesordnung steht, 
dann gibt es sogar eine Gruppe, der das noch zu 
schnell geht. Also: Warum ist die Sofortabwicklung 
Ost nicht von einer Umstellung West begleitet wor-
den? 

Die Preisfrage der inneren Einheit ist doch weniger 
die, was es kosten wird oder wie lange es dauern 
wird, bis sich die Lebensverhältnisse im Osten denen  

des Westens angenähert haben werden, sondern die 
Preisfrage ist: Wie lange wird der Westen, die alte 
Bundesrepublik, brauchen, sich auf die neuen Ver-
hältnisse einzustellen? Viel zu lange haben die alten 
Bundesländer im weltpolitischen Schatten der Mauer 
und im Aufwind ständiger Einkommenszuwächse 
gelebt und sich daran gewöhnt, daß man Wohlstand 
und Freiheit in Anspruch nehmen kann und für 
beide eine dauerhafte Garantie hat. Wann werden 
Sie einsehen, daß das heute wieder neu erarbeitet 
und verteidigt werden muß? 

Ich habe eher den Eindruck, daß heute die Ent-
wicklung im Osten instrumentalisiert wird, um eine 
Säule dieser Gesellschaft, die Soziale Marktwirt-
schaft, einzureißen. Denn bald geht es nicht mehr 
nur um die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, son-
dern wahrscheinlich um die Löhne selbst; bald geht 
es nicht mehr nur um die tarifliche Arbeitszeitrege-
lung, sondern um die Flächentarife selbst. Ich habe 
ebenfalls den Eindruck, daß es nicht mehr um die 
Gesundheitsreform geht, sondern darum, wann die 
Patienten finanziell zusammenbrechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Das sind, meine ich, die Probleme, an denen wir 
heute kranken. 

Ich frage mich: Warum ist denn ausgerechnet die 
rigorose Methode der DDR übernommen worden? 
Da, wo wir eine steuerfinanzierte Pflegeversicherung 
brauchen, ist - ritsch, ratsch - von oben ein kirchli-
cher Feiertag abgeschafft worden. Das ist die Me-
thode DDR. So hat man den arbeitsfreien Samstag 
eingeführt, ohne Volksmurren. 

Warum haben wir denn nicht aus den Negativer-
fahrungen dieses Systems gelernt? Wir haben doch 
beispielsweise erlebt, wie ein System zusammenbre-
chen muß, wenn es zu Massenflucht kommt. Momen-
tan gibt es bei uns eine Massenabwanderung von Ar-
beitsplätzen. Wir haben erlebt, wie ein System bank-
rott gegangen ist, als es total überschuldet war. Also 
reden wir auch über die Finanzierung der Einheit, 
weil die Probleme von heute, die Staatsverschul-
dung, die leeren öffentlichen Kassen, mit den Ver-
säumnissen von gestern zusammenhängen. Heute 
kann man mit der billigen und unterschwellig vorge-
tragenen F.D.P.-Parole „Keine müde Mark mehr für 
den Osten" 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Was? Was?) 

sogar die Stimmung im Westen ausnutzen, um den 
Solidarbeitrag abzuschaffen. 

Dem ist vorausgegangen, daß die Regierung Kohl/ 
Genscher so getan hat, als könne man den Aufbau 
Ost ohne Steuererhöhung finanzieren. Das Resultat 
sind exorbitante Schulden und die Zweckentfrem-
dung der Sozialversicherung. Ein Schwindel folgt 
dem anderen - Schattenhaushalte, Milliardenlücken, 
Milliardendefizite. Hier müßte eigentlich der Finanz-
minister sitzen, aber der sitzt nicht auf der Regie-
rungsbank; denn wir haben keinen Finanzminister, 
sondern den Vorsteher eines Verschiebebahnhofs. 

Wer sich das Einsparpaket genau betrachtet, der 
merkt, daß das ein Ergebnis der verfehlten Einheits- 
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politik der Bundesregierung ist. Heute werden Ost 
und West durch eine Vermögensgrenze getrennt. In 
den ersten drei Jahren nach der deutschen Einheit ist 
die Zahl der Millionäre im Westen sprunghaft, um 
40 Prozent, gestiegen. Es hat sich offensichtlich für 
einige gelohnt, daß es in der Folge der deutschen 
Einheit hochrentable Staatsanleihen gab. 

Aber nicht nur die materiellen Probleme bedrük-
ken uns. Die Deutschen leben mental und kulturell 
immer noch in zwei Gesellschaften. Die Neugierde 
hat nachgelassen. Es gibt einen Rückzug auf das je-
weils Vertraute. An die Stelle von Begegnungen und 
Gesprächen treten heute Vorwürfe und Klischeebil-
der. Aber ich denke, wir haben uns noch eine Menge 
zu sagen. Es gibt noch viele Austauschmöglichkei-
ten. Deshalb brauchen wir eine Wiederbelebung des 
Dialogs, wir brauchen Städtepartnerschaften, wir 
brauchen Schüler- und Kulturaustausch. 

Warum veranstalten wir nicht ein Pfingsttreffen 
der Jugend in Berlin unter der Schirmherrschaft des 
Bundespräsidenten? Ich weiß, das gab es zu DDR- 
Zeiten. Das war aber nicht nur FDJ-Propaganda; son-
dern da gab es Ost-West-Begegnungen. Dahin sind 
viele aus kulturellen Ansprüchen hingefahren. Über-
lassen wir doch nicht alle Erfahrungen der PDS. 
Auch das ist ein Problem der deutschen Einheit. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Im Juni haben wir das letzte Mal über den Auf-
schwung Ost diskutiert. Es gibt nicht viel Neues zu 
berichten. Der Aufschwung ist zum Erliegen gekom-
men, obwohl der Aufbau noch längst nicht abge-
schlossen ist. Im Schatten dieser staatlichen Rotstift-
politik gibt es keine Konjunkturbelebung. 

Allein die Anzahl der Insolvenzen sagt etwas über 
die katastrophale Wirtschaftspolitik dieser Bundesre-
gierung aus. Die Fakten sind bekannt: Infrastruktur 
und Lebensqualität kommen viel schneller voran als 
Industrie, Dienstleistungsgewerbe, Arbeitsplätze 
und Export . Die Kostenstruktur im Osten ist ein-
schneidend. Es handelt sich nicht nur um die Lohn-
kosten, sondern auch um höhere Energiekosten, hö-
here Wasser- und Abwasserkosten, also um kommu-
nale Kosten. Dazu gehört auch die vorhandene Risi-
kobereitschaft, der kein ausreichendes Risikokapital 
gegenübersteht. Das alles sind bekannte Fakten. 

Auch die Forderungen sind bekannt: Wir brauchen 
eine andere Förderpolitik - keine Pauschalförde-
rung mehr, sondern neue Wege der Absatzförderung, 
der Importsubstitution; denn der beste Markt für den 
Osten ist noch immer Ostdeutschland selbst. Wir 
brauchen ein zielorientiertes Konzept für eine mittel-
ständische Wirtschaft usw. 

Die wohl wichtigste Erkenntnis im sechsten Jahr 
der deutschen Einheit lautet aber: Der Osten hat 
seine Sprache wiedergefunden. Selbstbewußtsein 
und Selbstwertgefühl steigen - gewiß auch durch 
die enormen Eigenleistungen im Zuge der völligen 
Lebensumstellung. 

Was Meinungsumfragen nicht zutage fördern, ist: 
Der Osten hat seinen Witz wiedergefunden. Es gibt  

wieder politische Witze; es gibt Kanzlerwitze, es gibt 
Kohl-Witze. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das wurde 
aber auch Zeit! - Hans-Peter Repnik [CDU/ 

CSU]: Erzählen Sie mal!) 

Einer dieser neuen Witze - es ist keiner - könnte so 
lauten: Die Ostdeutschen beschweren sich beim 
Kanzler, daß er seine Versprechen - blühende Land-
schaften, keine Steuererhöhungen - gebrochen hat. 
Darauf der Kanzler: Nun jamme rt  nicht rum; ich geb' 
euch ein neues Versprechen - Halbierung der Ar-
beitslosigkeit bis zum Jahr 2000. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Allein, die Sprache ist verräterisch. Halbierung 
würde bedeuten: 2 Millionen Arbeitslose im Westen, 
2 Millionen Arbeitslose im Osten. Wenn die Anzahl 
der ABM gesenkt wird, wie Sie das vorhaben, wer-
den wir uns dem annähern. 

Aber wer ABM abschaffen oder ihre Anzahl sen-
ken will, muß natürlich auch sagen, wie der Aufbau 
Ost ohne zweiten Arbeitsmarkt vorankommen soll, 
wie all die Projekte im Bereich der Kulturarbeit, der 
Sozialarbeit, der Altenpflege, der Denkmalpflege 
usw. weiter ohne ABM durchgeführt werden können. 
Der Osten ist auf ABM angewiesen. Das hat er sich, 
glaube ich, nicht gewünscht und ausgedacht. Die 
Leute würden lieber Arbeit als ABM annehmen. 

Ich will  noch auf einen anderen Zusammenhang 
hinweisen, den ich für wichtig halte, und zwar den 
zwischen Demokratie und Sozialstaat. Auch das 
zeigt sich im sechsten Jahr der deutschen Einheit: 
Das Vertrauen in die Demokratie, in die Soziale 
Marktwirtschaft ist in Mißtrauen umgeschlagen - be-
sonders im Osten, ein Trend, den Sie aber auch im 
Westen verfolgen können. 

Es ist modern  geworden, den Sozialstaat als unbe-
zahlbar ad acta zu legen. Sicherlich brauchen wir 
mehr soziale Staatsbürger im Sozialstaat. Darüber 
kann man sich sehr schnell verständigen. Wir brau-
chen also mehr Eigenverantwortung, mehr Selbst-
organisation. Aber wir dürfen den Zusammenhang 
zwischen Demokratie und Sozialstaat nicht aufge-
ben. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Da hat er 
recht!) 

Ich sage Ihnen klipp und klar: Jeder Arbeitslose, 
jeder Obdachlose ist ein Demokrat weniger in die-
sem Land. Jede fehlende Lehrstelle bewirkt den Ar-
beitslosen und Erwartungslosen, womöglich auch 
den Gewalttäter von morgen. Die Regierung fühlt 
sich in diesem Land offenbar mit dem Bundesver-
band der Deutschen Industrie solidarischer als mit 
denen, die wirklich Hilfe brauchen und verlangen. 

Aber es gibt auch eine deutsche Gemeinsamkeit: 
Das ist die Sorge um die Zukunft. Im Osten scheint 
es mehr die Unsicherheit zu sein, ob man das Ärgste 
bereits hinter sich hat oder ob man jetzt in einem Sy-
stem lebt, das mal bessere Zeiten erlebt hat. Im We- 
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sten geht die Befürchtung um, daß der Osten die Zu-
kunft vorausnimmt. 

Vielleicht sollten wir uns die Worte des russischen 
Dichters Jewgeni Jewtuschenko zu eigen machen: 

Grenzenloser Optimismus ist Mangel an Wissen, 
grenzenloser Pessimismus Mangel an Phantasie. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Zwischen übertriebenem Optimismus und Pessi-
mismus sollte der Weg des vereinten Deutschlands 
liegen. Mit Wissen und Phantasie müssen wir in ein 
gemeinsames Europa gehen - diesmal haben wir die 
Chance, etwas aufzubauen und nicht wieder etwas 
zu zerstören, was uns in diesem Jahrhundert schon 
zweimal gelungen ist - haben wir die Chance, den 
dafür erforderlichen ökologisch-sozialen Struktur-
wandel - das ist das Thema des nächsten Jahrhun-
derts - voranzubringen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Uwe Lühr, Sie 
haben das Wort . 

Uwe Lühr (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Verehrter Kollege Schulz 
- vielleicht hören Sie mir einmal zu -, ich möchte 
mich bei Ihnen für diese Rede bedanken, für die zum 
Ausdruck gekommene Tiefsinnigkeit, für diese 
Nachdenklichkeit. Sie werden verstehen, daß ich na-
türlich nicht allen Intentionen Ihrer Rede folgen 
kann. Aber über einige Dinge sollten wir intensiv 
nachdenken. Dafür schönen Dank! 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.] sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU) 

Aber eines will ich hier gleich richtigstellen: Es hat 
niemals, zu keiner Zeit, die Drohung der F.D.P. gege-
ben - auch nicht eine versteckte - dahin gehend, daß 
wir die Förderinstrumente, die Transferleistungen 
nach Osten in irgendeiner A rt  und Weise beschrän-
ken wollten, solange sie gebraucht werden. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Im Gegenteil!) 

Ich lege Wert auf diese Feststellung. Das war eine 
boshafte und arglistige Unterstellung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, „nichts 
wird so bleiben, wie es einmal war" - so hatte der 
ehemalige Bundesaußenminister die Perspektiven 
für das wiedervereinigte Deutschland gekennzeich-
net. Wir alle, Westdeutsche wie Ostdeutsche, haben 
das Alarmsignal offensichtlich überhört, kurzerhand 
unterbunden oder umgeleitet in falsche Hoffnungen, 
die allerdings auch durch die Politik genährt wurden. 
Heute muß man den Satz, so meine ich, ergänzen: 
Nichts war so und nichts wird sich so entwickeln, wie 
wir Deutschen es uns damals gedacht hatten. Jede 

Seite hatte ein nicht ganz stimmiges Bild der eigenen 
und der anderen. 

„Keinem wird es schlechter gehen" war eine Ga-
rantie, die augenscheinlich gleich zu Beginn einge-
löst wurde, in Ost und West: Die Konjunktur sprang 
an, die Währungsunion - mit dem Umtausch der Ost-
mark von 1 : 1 und 1: 2 - machte die Ostdeutschen im 
Vergleich zu ihren östlichen Nachbarn vorüberge-
hend zu Königen. 

Der Aufschwung Ost sollte sich selbst tragen. Aber 
diese Hoffnung trog. Ich habe hohen Respekt vor der 
Art  und Weise, wie die Menschen in Ostdeutschland 
die mit der Einheit verbundenen Umbrüche und Um-
stellungen, die ja in fast jeden Lebensbereich hinein-
wirken, gemeistert haben und nach wie vor meistern. 
Ich habe einen ebenso hohen Respekt vor all denen, 
die sich in Westdeutschland zur Verfügung gestellt 
haben und mit ehrlichem Engagement nach Ost-
deutschland gekommen sind, um hier Hilfe beim 
Aufbau und bei der Umstellung zu leisten. 

Dennoch wurde die gemeinsame Freude von den 
Problemen des Alltags verschlissen, ist sie zuse-
hends der Ernüchterung gewichen - und das alles, 
obwohl wir als Gesamtstaat, aufgenommen von unse-
ren europäischen Nachbarn, die Hälfte unserer Sol-
daten nach Hause schicken konnten, obwohl in den 
neuen Bundesländern zum Beispiel eine Rentnerge-
neration solidarisch aufgenommen wurde in ein so-
ziales Sicherungssystem, das dynamisch an die Lohn-
entwicklung gekoppelt ist, obwohl modernste Ver-
kehrsinfrastruktur, Fernmelde- und Datenübertra-
gungssysteme installiert wurden. Wissen wir ostdeut-
schen Abgeordneten eigentlich noch, daß wir 1990 
und 1991 unsere Fami lien oder unsere Wahlkreisbü-
ros nur unter größten Schwierigkeiten hier von Bonn 
aus erreichen konnten? 

Obwohl Gesundheits- und Bildungswesen, ja, fast 
alle Lebensbereiche innerhalb erstaunlich kurzer 
Zeit auf den so heiß erstrebten Weststandard ge-
bracht werden konnten, empfinden sich doch viele 
Menschen nicht als Gewinner dieser Einheit. West-
standard war nun auch die Meßlatte der ostdeut-
schen Befindlichkeiten. Ich beklage das nicht, aber 
ich stelle das fest. 

Zum Weststandard gehört der Begriff des Besitz-
standes. Der Besitzstand, ein in Westdeutschland zu-
nächst nur mit Eigentumsgarantie gehätscheltes Pri-
vileg des nicht konkursfähigen öffentlichen Dienstes, 
wurde zu einer Falle des deutschen Arbeitsmarktes 
in Ost wie in West. Das Besitzstandsprinzip schließt 
Korrekturen nach unten aus und gilt - wie könnte es 
anders sein - natürlich nur für die, die Besitzstand 
haben, nämlich einen tariflich abgesicherten Arbeits-
platz. 

Anstatt nun den Fehler der Politik zu kompensie-
ren, die die Problemzone der neuen Bundesländer 
unter anderem in ein Niedrigsteuergebiet hätte wan-
deln müssen, powerten westdeutsche Gewerk-
schaftsfunktionäre die ostdeutschen Löhne und Ge-
hälter mit Macht nach oben, oftmals über die 
Schwelle der Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen 
Betriebe. 
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Natürlich ist richtig, daß die DDR-Industrie in ei-
nem beispiellosen Chaos zusammengebrochen ist, 
aber es ist auch richtig, daß es keine objektive Alter-
native für sie gab. Bei fast völligem Fehlen des 
Dienstleistungssektors in der ehemaligen DDR und 
staatlich verhinderter Arbeitslosigkeit mußte diese 
Industrie die verdeckte Arbeitslosigkeit auf Kosten 
der Substanz über 40 Jahre hindurch finanzieren. 

Natürlich ist richtig, daß für Ostdeutsche fehlendes 
Eigenkapital das am häufigsten anzutreffende Inve-
stitionshemmnis ist, aber es ist auch richtig, daß für 
potentielle Investoren in Ost- wie Westdeutschland 
oder gar im Ausland gilt, daß die zu geringe Rendite-
aussicht das bedeutendste Innovationsproblem ist. 

Natürlich ist richtig, daß teilweise Preise und Mie

-

ten Westniveau erreicht haben, während die Einkom-
men infolge von Arbeitslosigkeit nicht einmal durch-
schnittliches Ostniveau erreichen. Es ist aber auch 
richtig, daß in vielen Fällen die Höhe der Mietein-
nahmen nicht einmal die Renovierung der maroden 
Bausubstanz zuläßt. 

Deshalb ist selbstverständlich die Forderung ge-
rechtfertigt, daß für spezifische Mängel in den neuen 
Bundesländern die staatliche Förderung solidarisch 
fortgesetzt werden muß. Wenn man jetzt auf Grund 
genauerer Kenntnis die Voraussage wagen kann, 
daß die besondere Förderung voraussichtlich noch 
ein Jahrzehnt anhalten muß, dann werden wir diese 
Forderung eben auf zehn Jahre anlegen müssen und 
das auch können. 

Wir werden weiter auf dem Weg, den wir einge-
schlagen haben, vorankommen; denn er ist insge-
samt erfolgreich, wenn auch in der Debatte um Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall, ABM und andere 
wichtige Detailfragen der Blick auf die sichtbaren Er-
folge nach sechs Jahren deutscher Einheit, die ich 
bereits genannt habe, verstellt ist. 

Viele Probleme, die sowohl Ostdeutschen als auch 
Westdeutschen als Einigungsfolgen erscheinen, sind 
es in Wirklichkeit nicht, sondern sie sind Folgen der 
weltweiten Veränderungen, der Globalisierung, de-
nen sich die Bundesrepublik alt vor der Wiederverei-
nigung nicht oder nicht genügend gestellt hat, denen 
sich jetzt die Bundesrepublik neu aber stellen muß. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Zunehmender Mangel an Arbeitsplätzen und 
wachsende Staatsquoten zum Zweck der sozialen 
Absicherung formen sich in dieser Zeit nicht nur bei 
uns zu einem Strudel, in dessen Sog nicht nur die So-
zialsysteme zu kollabieren drohen, sondern auch die 
demokratische Stabilität insgesamt. Natürlich ist es 
eine hohe Zeit für die Pessimisten und Schwarzseher, 
was die Zukunft unseres Landes, Europas, ja der 
Welt insgesamt angeht. 

Diesmal gründet sie sich nicht auf ökologische 
Schreckensmeldungen wie das Abschmelzen der 
Pole oder das Wachsen des Wüstengürtels, sondern 
auf andere Trends, denen wir angeblich tatenlos zu-
sehen oder durch unsere politische Gestaltung noch 
Vorschub leisten. Das beginnt bei dramatisch stei-

genden Arbeitslosenzahlen trotz anlaufender Kon-
junktur und Arbeitsmarktpolitik, der Umkehrung der 
Alterspyramide, explodierender Sozialkosten, trotz 
Dämpfungsgesetzen und Reformen, reicht über eine 
nicht auszugleichende Deckungslücke im Haushalt 
1997 bis zu der vom „Spiegel" entdeckten Globalisie-
rungsfalle. 

Das Verhängnis ist aber nicht unausweichlich. Poli-
tik kann Auswege aufzeigen, und ich denke, die 
Bundesregierung und die sie tragende Koalition ha-
ben das getan. Die Wege, die wir jetzt eingeleitet ha-
ben, müssen aber natürlich auch die am Arbeits-
markt beteiligten Akteure, nämlich die Tarifpartner, 
gehen. Der Staat muß seine Einnahmen begrenzen 
und senken, seine Ausgaben anpassen und seine 
Aufgaben einschränken, um auch künftig zukunfts-
fähig zu sein. 

Noch zu wenig im Blickfeld der Öffentlichkeit ist 
der eigentliche Garantieschein, der diese notwendi-
gen Reparaturen vor Ort rentierlich erscheinen und 
werden läßt, nämlich die europäische Einigung. Die 
europäische Integration, die für alle Partner, aber 
vor allem für Deutschland wirtschaftlichen und sozia-
len Fortschritt brachte und bringt, steht kurz vor ei-
ner ihrer wichtigsten Phasen: der Vollendung des 
Binnenmarktes in der Union durch eine einheitliche 
Währung. 

Sie ist darauf angelegt, daß es nur Gewinner gibt. 
Es hat in der Geschichte kein ähnliches Projekt gege-
ben; ein Vorbild gibt es dafür also nicht. Deshalb sind 
Mut und Vertrauen zur Verwirklichung dieser Vision 
gefragt. 

Meine Damen und Herren, ich habe meine Rede 
mit einem Zitat des ehemaligen Bundesaußenmi-
nisters begonnen. Lassen Sie mich mit einer lang ge-
stellten Forderung des Kollegen Genscher schließen: 

Vor der deutschen Einheit war es üblich, daß die 
Bundesregierung jährlich vor diesem Hohen 
Hause einen Be richt zur Lage der Nation im ge-
teilten Deutschland abgegeben hat. Ich denke, es 
ist nun höchste Zeit, und es wäre ein Stück hin zu 
gesamtdeutscher Identität, wenn die Bundesre-
gierung jährlich einen Be richt zur Lage der Na-
tion im vereinten Deutschland in einem zusam-
menwachsenden Europa abgäbe. 

Dieser Forderung schließe ich mich mit Nachdruck 
an. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat die Kolle-
gin Christa Luft. 

Dr. Christa Luft (PDS): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Sechs Jahre liegen seit 
dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutsch-
land hinter uns. Damit sind wir schon die doppelte 
Frist über den Zeitpegel hinaus, den der Bundes-
kanzler 1990 für die Errichtung blühender Land-
schaften gesetzt hatte. Kein Zweifel kann daran be- 
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stehen, daß es auf manchen Gebieten Fortschritte 
gibt. Es wäre töricht, das zu leugnen. 

Aber was weder der vorgelegte Be richt noch der 
Debattenbeitrag des Bundeswirtschaftsministers 
deutlich gemacht haben, ist zumindest zweierlei. Er-
stens. Die mit der Einigung der beiden deutschen 
Staaten gegebene Chance, in beiden Teilen Deutsch-
lands und damit eben für das Ganze neue Antworten 
auf die globalen und auch regionalen Herausforde-
rungen der Zeit zu finden, ist bisher vertan worden. 
Statt dessen wurde den neuen Ländern all das, was 
es an überholten, an auslaufenden Strukturen in den 
alten Ländern gibt, oktroyiert. Daraus ergeben sich 
jetzt demotivierende Fristen für die Angleichung des 
ökonomischen und sozialen Niveaus. Auch CDU- 
Politiker und viele Wirtschaftsforschungsinstitute ge-
hen inzwischen davon aus, daß selbst dann, wenn es 
in den neuen Ländern in den nächsten Jahren we-
nigstens 4 Prozent Wachstum - das ist schon wenig 
genug - geben würde, eine Angleichung des wirt-
schaftlichen Niveaus auf 80 Prozent des jetzigen 
westdeutschen Niveaus bis zum Jahr 2028 dauern 
würde. Die Zeitspanne von 1996 bis zum Jahr 2028 
nennt sich dann die zweite Hälfte des Weges, den 
wir noch vor uns haben. Ich dachte immer, der Wi rt

-schaftsminister hat mit Wirtschaftspolitik nicht viel 
am Hut, das sagt er selbst. Aber daß er nun auch mit 
Wirtschaftsmathematik nichts am Hut hat, ist schon 
verwunderlich. 

(Beifall bei der PDS) 

Denn die zweite Hälfte könnte im Grunde nicht län-
ger sein als die erste Hälfte, so jedenfalls habe ich es 
in der Schule gelernt. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Jawohl, 
Frau Lehrer!) 

Die zweite Problematik, die ich bei dem Eingangs-
statement des Ministers vermißt habe, ist, daß im Ei-
nigungsvertrag doch Festlegungen enthalten sind, 
die zum Teil bisher nicht eingehalten worden sind, 
zum Teil sogar bewußt übersehen werden. Dadurch 
werden Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten für 
ostdeutsche Bürgerinnen und Bürger konserviert. Ich 
nenne nur den „treuhänderischen" Umgang mit dem 
Volkseigentum, bei dem es überhaupt nicht gelun-
gen ist, irgendwelche Vergaben von Anteilsrechten 
an die Bürgerinnen und Bürger vorzunehmen. Es ist 
sogar die Chance für sehr viele, für Mil lionen Men-
schen vertan, durch eigene Arbeit zur Einkommens-
bildung und zur Eigentumsbildung beizutragen. Ich 
erinnere an die Fortgeltung der Bodenreform, die ei-
nigungsvertraglich festgelegt ist; immer wieder wird 
sie in Zweifel gezogen. Ich erinnere an den Vertrau-
ensschutz für die Außenwirtschaft. Er ist aber viel zu 
schnell ausgelaufen. Man müßte weitere Fakten her-
vorheben. 

Wir haben zur Einhaltung des Einigungsvertrages 
und zur Rechtswahrung dortiger Festlegungen An-
träge eingebracht und fordern vor allen Dingen Ge-
staltungswillen der Bundesregierung im Interesse 
der Allgemeinheit. Ich kann aus meinem Umfeld nur 
sagen: Ich kenne in Ostdeutschland nur Menschen, 
die mit Kreativität, mit Selbstbewußtsein, mit ihren 

Erfahrungen zu der Gestaltung eines neuen einheitli-
chen Deutschlands beitragen wollen. 

Wirtschaftspolitik, ich sagte es schon, wird vom 
Wirtschaftsminister dezidiert abgelehnt. Die Markt-
gläubigkeit und die wirtschaftliche Abstinenz haben 
nun aber Millionen Menschen in den neuen Bundes-
ländern mit Arbeitslosigkeit, mit Aussichtslosigkeit 
bezahlen müssen. Weitere Hunderttausende von 
Menschen bangen nach dem Streichpaket, das be-
schlossen worden ist, um ihren Arbeitsplatz. Ausbil-
dungsplätze sind inzwischen Luxus geworden. Sie 
werden, Herr Minister, so viele kostspielige Existenz-
gründerprogramme gar nicht auflegen können, wie 
Ihre Politik dabei ist, täglich Beschäftigungsverhält-
nisse zu vernichten. Es ist also schon eine andere 
Politik erforderlich als immer nur ein „Weiter so". 

Zugesehen hat die Regierung, wie mit Hilfe der 
Treuhand auf dem Binnen- und dem Außenmarkt 
mißliebige ostdeutsche potentielle Konkurrenz aus 
dem Weg geräumt worden ist. 

Immobilien konnte man gut gebrauchen, das For-
schungs-Know-how hat man gern genommen, die 
Kundenkarteien selbstverständlich auch. A lles an-
dere, vor allem die Belegschaften, ist auf dem Müll 
gelandet. 

(Beifall bei der PDS) 

Ein Großunternehmen nach dem anderen ist zer-
legt und damit als möglicher Wettbewerber auf über-
regionalen und internationalen Märkten ausgeschal-
tet worden. SKET Magdeburg ist das aktuellste Bei-
spiel. Es ist eine über die Grenzen hinaus bekannte 
traditionsreiche Firma. Sie soll offenbar die nächste 
sein, die von den wenigen 1 000-Mann-Unterneh-
men in den neuen Ländern zergliedert werden und 
ausbluten soll. Die Hälfte der Belegschaft bangt nach 
dem neuerlichen Sanierungskonzept um blaue 
Briefe. Diese Menschen haben aber auch die These 
der Bundesregierung im Ohr, sie wolle die Arbeitslo-
sigkeit bis zum Jahr 2000 halbieren. Was ihnen jetzt 
ins Haus steht, ist eine Halbierung der Belegschaft. 

Herr Minister, diese Menschen schätzen sehr wohl 
die neu gewonnenen individuellen Freiheiten. Wer 
aber um seinen Arbeitsplatz zittern muß und darum, 
ob er seine Familie morgen noch ernähren kann, der 
macht von Redefreiheit und Pressefreiheit keinen 
Gebrauch. Wir erleben dies täglich. Insofern kom-
men auch diese individuellen Freiheiten in große Ge-
fahr, wenn es mit dem Sozialabbau so weiter geht. 

(Beifall bei der PDS) 

Herr Minister, lassen Sie nicht zu, daß aus der in 
den neuen Bundesländern ohnehin arg deformierten 
Unternehmenslandschaft nun auch die letzten Groß-
betriebe verschwinden. Sonst müßten Sie wirk lich 
aufhören, über die Rolle des Mittelstandes zu reden. 
Ohne Großbetriebe hat der Mittelstand in den neuen 
Ländern keine Korsettstange. Dann müssen Sie sich 
bitte auch von der anderen These verabschieden. 

Es ist von der öffentlichen Hand viel Geld bereitge-
stellt worden, um über Sonderabschreibungen, Steu-
ervergünstigungen, Investitionszulagen usw. große 
Handelseinrichtungen auf der grünen Wiese, viele 
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neue Bürohochhäuser zu errichten. Gemessen daran 
ist das, was zum Markterhalt und zum Ausbau von 
Märkten für die ostdeutschen Unternehmen getan 
wurde, kaum erwähnenswert. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Wir haben in den neuen Bundesländern eine Ab-
surdität: Dort  soll eine Marktwirtschaft entstehen, 
aber es gibt do rt  weit und breit keine Märkte. Dies ist 
in der Tat absurd. 

Die von dem Bundesminister erwähnten 11 000 Ki-
lometer ausgebaute Bundesstraßen sind für die ost-
deutschen Unternehmer sicher auch wichtig. Aber, 
Herr Minister, die Existenz ostdeutscher Unterneh-
men ist dadurch nicht sicherer geworden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das behaupten 
Sie!)  

Ich behaupte, daß davon vor allem die westdeut-
schen Produzenten und Lieferanten profitiert haben, 
die im Osten einen jährlichen Mehrabsatz von 220 
bis 250 Milliarden DM haben, ohne dafür zu investie-
ren oder ihrerseits die Bezüge in den neuen Ländern 
zu erhöhen. 

(Beifall bei der PDS) 

Natürlich wissen wir auch, daß Sanierung der Wi rt
-schaft sowie Erhalt und Schaffung von Arbeitsplät-

zen Geld kostet. Niemand sollte versuchen, das druk-
ken zu wollen. Hierin sind wir uns wohl einig. 

Wir fordern: Verzichten Sie 1997 auf die Absen-
kung des Solidarzuschlages, beginnen Sie sofort mit 
der energischen Bekämpfung von Steuerhinterzie-
hung und Steuerflucht und nicht erst dann, wenn Sie 
sich nach langwierigen und noch Jahre anhaltenden 
Diskussionen über eine Steuerreform einig sind. 
Auch für die stärkere Besteuerung von Spekulations-
gewinnen - das diskutiert inzwischen selbst die Ko-
alition, man höre und staune - 

Vizepräsident Hans Klein: Ihre Redezeit, Frau Kol-
legin. 

Dr. Christa Luft (PDS): - und für ein entschiedenes 
Vorgehen gegen Subventionsbetrug müssen Sie 
nicht bis 1999 warten. Bitten Sie die zur Kasse, die 
inzwischen aus der deutschen Einheit Gewinne ge-
schöpft haben, ohne sich an den Risiken und an den 
Kosten beteiligen zu wollen! 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Da wird sich der Gregor aber freuen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, Ihre Re-
dezeit ist um. 

Dr. Christa Luft (PDS): Ich komme zum Schluß. 
Lassen Sie die Hände weg von der Kürzung der 
ABM-Mittel im Osten, bevor sich do rt  die Beschäfti-
gungsverhältnisse nicht gebessert haben. Hören Sie 
auf, diese ABM-Maßnahmen zu diffamieren. Do rt 

 werden Werte geschaffen, dort  werden kommunale 

Pflichtaufgaben gelöst, die sonst keine Finanzie-
rungsgrundlage haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion auf den vorhergehenden Redner, auf den Kolle-
gen Lühr, hat sich der Kollege Gysi gemeldet. Ich er-
teile ihm hiermit das Wort . 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident, der Kollege 
Lühr hat erklärt, daß es den Gewerkschaftsfunktio-
nären zu verdanken wäre, daß die Löhne im Osten 
zu hoch sind und über das Niveau gehen, das sich 
bestimmte Unternehmen leisten können. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ist das jetzt 
zu Frau Luft?) 

Herr Lühr, darf ich Sie daran erinnern, daß die 
Löhne, aber nicht nur die Löhne, sondern sämtliche 
Einkommensschienen in den neuen Bundesländern 
nach wie vor wesentlich geringer sind als in den al-
ten Bundesländern, 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Jetzt über-
springen wir jemanden!) 

daß aber die Lebenshaltungskosten zum Teil fast 
schon über westdeutschem Niveau liegen und daß 
deshalb dieser Vorwurf an die Gewerkschaftsfunktio-
näre völlig falsch ist. Dann hätten Sie eine Politik ma-
chen müssen, die die Lebenshaltungskosten entspre-
chend gering hält. 

(Beifall bei der PDS) 

Im übrigen liegt es auch in Ihrer Verantwortung, daß 
die Treuhandanstalt den Hauptauftrag Privatisierung 
und nicht Sanierung hatte. Die Sanierung aber wäre 
Voraussetzung gewesen, um die Unternehmen zu er-
halten. Das Fehlen der Sanierung ist die eigentliche 
Ursache für den Verlust von Unternehmen. 

Zum Schluß haben Sie erklärt, daß Sie den Vor-
schlag von Herrn Genscher unterstützen, daß die 
Bundesregierung jährlich eine Erklärung zur Lage 
der Nation abgibt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dazu ist sie doch 
verpflichtet!) 

Dem stimme auch ich voll zu. Ich hätte nur von Ihnen 
erwartet, Herr Kollege Lühr, daß Sie dann auch er-
klären, warum Sie vor zwei Jahren, als wir diesen 
Antrag in den Bundestag eingebracht haben, dage-
gen gestimmt haben, daß die Bundesregierung jähr-
lich eine solche Erklärung abgeben muß. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lühr zur 
Replik. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Herr Kollege Gysi, es ist immer 
leicht, etwas aus dem Zusammenhang herauszugrei-
fen. Ich habe in meiner Rede versucht, auf all diese 
Zusammenhänge hinzuweisen. Tatsache ist, daß es 
natürlich erstrebenswert ist, im Osten so schnell wie 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 	11461 

Uwe Lühr 

möglich gleiche Verhältnisse im Lohn- und Einkom-
mensniveau zu erreichen. Aber das muß so sozialver-
träglich und so sinnvoll wie möglich passieren. Da ist 
es für mich schon ärgerlich gewesen, daß zu Beginn 
der 90er Jahre viel zu hohe Tarife vereinbart wurden. 
Das hat Ostdeutschland einen entscheidenden 
Standortvorteil hinsichtlich Investitionen für Arbeits-
plätze genommen. Teilweise haben die leider über-
höhten Löhne und Einkommen dazu geführt, daß im 
Osten massenhaft Arbeitskräfte freigesetzt wurden. 
Das kann ich nicht als sinnvolle Ökonomie betrach-
ten. 

Deshalb leben wir in einem Zwiespalt: Wir müssen 
gleiche Verhältnisse so sozialverträglich wie möglich, 
aber auch so effizient wie möglich herstellen. An die-
sem Prozeß wird gearbeitet. Hier haben meines Er-
achtens nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch 
die anderen Tarifpartner leichtfertig gehandelt. Das 
halte ich für eine negative Entwicklung, die die Men-
schen in Ostdeutschland besonders schwer trifft. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Ulrich Petzold das Wort . 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Be richt der 
Bundesregierung „Aufbau Ost - Chancen und Risi-
ken für Deutschland und Europa" beeindruckt mit 
seinen Zahlen über die wirtschaftliche Entwicklung 
in den neuen Bundesländern und rückt manches ge-
rade, was der Bevölkerung in letzter Zeit - bewußt 
oder unbewußt - an Horrorberichten vorgesetzt 
wurde. 

Für mich ist interessant, daß die Bundesregierung 
in ihrer Einschätzung durchaus eine breite Unterstüt-
zung findet. Sogar die Landesregierung Sachsen-An-
halts, die nun wahrlich nicht im Verdacht einer zu 
großen Nähe zur Bundesregierung steht, führt durch 
ihren Wirtschaftsminister aus: 

... derzeitige Bestellungen im verarbeitenden 
Gewerbe Sachsen-Anhalts deuten auf eine deut-
liche Verbesserung der Situation hin. 

Der Wirtschaftsminister fährt fo rt : 

Wir können daher mit Zuversicht auf die kom-
mende Entwicklung blicken, zumal sich die Bele-
bung der Konjunktur in den alten Bundesländern 
auch auf uns auswirkt. 

Wenn der Wi rtschaftsminister des Bundeslandes 
mit den brisantesten Konjunkturdaten der Bundes-
republik dem Aufbau Ost eine derartige Wirkung 
bescheinigt, sollte man das nicht einfach vom Tisch 
wischen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Selbstverständlich, die Schwierigkeiten in den 
neuen Bundesländern sind enorm. Die Defizite beim 
Anteil des verarbeitenden Gewerbes in den neuen 
Bundesländern an der gesamtdeutschen Bruttowert-
schöpfung sind sehr hoch. Sieht man sich jedoch das 

Verhältnis der Arbeitsplätze im verarbeitenden Ge-
werbe zu den Gesamtarbeitsplätzen in den neuen 
Bundesländern an, so stellt man fest, daß dieses Ver-
hältnis durchaus den Zahlen in den USA entspricht. 
Es ist für die Zukunft fraglich, ob in diesem Verhält-
nis eine größere Steigerung möglich ist. 

Für eine Steigerung der Bruttowertschöpfung wä-
ren umfangreiche Existenzgründungen notwendig. 
Hier stellt jedoch das Wirtschaftsforschungsinstitut 
Halle fest: 

Sie 

- das heißt die Existenzgründer - 

scheitern nicht selten an einem Kostenproblem, 
das mit der geringen Produktivität einhergeht. 

Die Durchschnittslöhne liegen nach der Berech-
nung der Wirtschaftsforscher aus Halle bei 
72,4 Prozent des Westniveaus, gemessen an der ge-
genüber dem Westen geringeren Produktivität. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Von 55 Prozent muß ein Unternehmer im Osten also 
immer noch einen Lohnkostennachteil von fast ei-
nem Drittel im Vergleich zu seinem westdeutschen 
Konkurrenten ausgleichen. 

(Otto Schily [SPD]: Wie ist es denn mit der 
Eigenkapitalausstattung?) 

Genau auf die gleiche Wunde legte eine Gruppe 
hochrangiger EU-Beamter ihren Finger, als sie Mitte 
September die neuen Bundesländer besuchte. Ca-
therine Day aus dem Kabinett von Sir Leon B ritten 
formulierte unterschwellig den Vorwurf, daß man bei 
einer so hohen Arbeitslosigkeit im Osten nicht so 
hohe Löhne zahlen könne. Man braucht diese An-
sicht nicht zu teilen; aber es ist schon bedeutsam, wie 
Beamte in Brüssel über die neuen Bundesländer den-
ken. Wichtig für die neuen Bundesländer war jedoch 
die Feststellung des Generaldirektors des Generalse-
kretariats Marc Lepoivre aus Belgien, daß das Wohl-
standsgefälle zwischen Ost- und Westdeutschland 
bei weitem krasser ist als zwischen Flandern und 
Wallonien, welches in seiner Heimat zu immer wie-
derkehrenden Spannungen führt. 

Ich hoffe, daß in diesem Zusammenhang die Auf-
fassung der EU-Beamten zur Ausgleichsklausel des 
Art . 92 Abs. 2 c des EW-Vertrages eine Änderung er-
fuhr. Ich gehe davon aus, daß mir die übergroße 
Mehrheit von Ihnen, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, in meinen Behauptungen zustimmt, daß ein 
Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile, die durch die 
Teilung Deutschlands entstanden sind, in den neuen 
Bundesländern noch längst nicht erreicht ist. 

Nähme man als Basisjahr das Jahr 1939, in dem 
23 Prozent der deutschen Bevölkerung auf dem Ge-
biet der neuen Bundesländer lebten, müßte man von 
einem Anteil an der Industrieproduktion von 
26,5 Prozent, einem Anteil am Maschinenbau von an-
nähernd 30 Prozent, einem Anteil an der Chemiepro-
duktion von über 30 Prozent und von einem Anteil an 
der Automobilindustrie von zirka 26 Prozent ausge-
hen. 
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Die Forderung des A rt . 92 Abs. 3 c des EWG-Ver-
trages, wonach „Beihilfen zur Förderung der Ent-
wicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wi rt

-schaftsgebiete" nur zulässig sind, „soweit sie die 
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verän-
dern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft", 
darf noch nicht als Grundsatz auf alle Investitionen 
in den neuen Bundesländern restriktiv angewendet 
werden. Soweit dieser A rtikel zur Anwendung 
kommt, sollte gerade das Interesse der Gemeinschaft 
dahin gehen, daß durch eine intensive Förderung die 
Schere zwischen Nachfrage und Eigenleistung, die 
nirgendwo in Europa so weit offen ist wie in den 
neuen Bundesländern, wieder stärker geschlossen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nach Art. 92 Abs. 2 c des EWG-Vertrages muß in 
den neuen Bundesländern noch umfangreiche Hilfe 
zum Ausgleich der Teilungsnachteile infolge des 
kommunistischen Machtstrebens geleistet werden. 
Genauso wie im November 1991 Außenminister Gen-
scher die Beibehaltung des Abs. 2 c im A rt . 92 durch-
setzte, ist jetzt ein Einsatz der Bundesregierung für 
die Ausgestaltung dieses Absatzes im EWG-Vertrag 
erforderlich. Die ostdeutschen CDU-Abgeordneten 
des Bundestages stehen dabei voll an der Seite der 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Rolf Schwanitz 
[SPD]: Aber reichlich spät!) 

Eine sinnvolle Investitionsförderung in den neuen 
Bundesländern darf nicht an Bedenkenträgern in 
Brüssel scheitern. Solche haben wir bei der Förde-
rung von investiven Maßnahmen der Infrastruktur an 
anderen Stellen wahrlich genug. Die allmähliche 
Überwindung des Wohlstandsgefälles zwischen Ost- 
und Westdeutschland, deren Ansätze für jeden zu se-
hen sind, der nur sehen wi ll, sind eine Chance für 
Deutschland und Europa. Nur so kann die europäi-
sche Integrationsfähigkeit nachgewiesen werden. 
Schafft Europa diesen Schritt nicht, wird sich die Be-
geisterung der Bevölkerung in zukünftigen Beitritts-
ländern in sehr engen Grenzen halten. 

Die Menschen in den neuen Bundesländern zei-
gen, daß sie durchaus bereit sind, für den Aufbau ih-
res Landes Nachteile und Lasten in Kauf zu nehmen. 
In einem Vortrag erläuterte gestern der Präsident des 
Verbandes Schiffbau und Meerestechnik, Dr. Ache, 
die Notwendigkeit, Investitionshilfen für die vom 
Vulkan-Betrug geschädigten ostdeutschen Werften 
in vollem Umfang zur Verfügung zu stellen. Beein-
druckend war dabei die Schilderung, wie die Be-
schäftigten der Werften durch Verzicht auf übertarif-
liche Zahlungen bei gleichzeitiger Modernisierung 
die Lohnstückkosten auf einen Punkt bringen, an 
dem sich Schiffbau in Deutschland wieder ohne Sub-
ventionen trägt. 

Nicht destruktive Schuldzuweisung und Verharren 
in Pessimismus, sondern ein Werben für Vernunft 
und arbeitsplatzschaffende Investitionen bringt un-
ser Land voran. Optimistische Realisten sind gefragt. 

Der Bericht der Bundesregierung zum Aufbau Ost 
stimmt uns darauf ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun bekommt 
das Wort  die Kollegin Anke Fuchs. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch zu Beginn des siebten Jah-
res der deutschen Einheit gehöre ich zu denen, die 
die deutsche Einheit als Glück für unser Volk, für un-
ser Land begreifen, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

und ich stimme all denen zu, die sagen, daß wir sehr 
viel Positives erreicht haben. Sie wissen, daß ich 
mich in Sachsen mit mäßigem Erfolg engagiert habe. 
Ich erwähne das nur deswegen, weil ich seit dieser 
Zeit die Entwicklung in Ost und West aufmerksam 
verfolgt und versucht habe zu helfen. Ich denke, 
auch heute muß man wieder einmal feststellen: In 
der Tat, es hat sich vieles bewegt, es hat manches 
sehr gut funktioniert, und wir sollten alle miteinan-
der nach wie vor froh darüber sein, daß es gelungen 
ist, die deutsche Einheit wiederherzuste llen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Gleichwohl kann man, wenn es Schwachstellen 
gibt, Herr Minister Rexrodt, nicht sagen: Vieles ist 
gut gelaufen, und das, was nicht gut gelaufen ist, 
können wir nicht ändern: Die Botschaft des heutigen 
Tages ist: Der Kollege Krüger freut sich darüber, daß 
es weitere 200 000 Arbeitslose in Ostdeutschland ge-
ben wird; denn er will ja den ABM-Kürzungen zu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Schwachsinn!) 

Herr Rexrodt sagt: Es ist noch viel zu tun. Das heißt 
also: Wer arbeitslos ist, bleibt arbeitslos; denn ändern 
wollen Sie Ihre Politik ja nicht. Es sei alles richtig ein-
gefädelt; es ist a lles so, wie es halt ist; wir machen 
weiter so. Deswegen komme ich zu dem Ergebnis: 
Sie nehmen die steigende Arbeitslosigkeit auch im 
Osten weiterhin in Kauf, meine Damen und Herren. 
Das müssen Sie sich dann aber auch so vorhalten las-
sen, zumal Sie dagegen nichts tun wollen und auch 
nichts tun werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will  auf die grundsätzliche Diskussion einge-
hen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Krüger? 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Bitte sehr. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Frau Fuchs, weil 
ich jetzt nicht sicher bin, ob Sie heute morgen dabei 
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waren, als ich meinen Debattenbeitrag geleistet habe 
- sonst hätten Sie eigentlich das Folgende zur Kennt-
nis nehmen müssen -, frage ich Sie: Nehmen Sie 
denn jetzt zur Kenntnis, daß ich heute morgen ganz 
deutlich gesagt habe, daß ein Abbau der arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen in den neuen Bundes-
ländern nur in einem Maße erfolgen kann, wie das 
die Arbeitsmarktdaten in bezug auf den ersten Ar-
beitsmarkt zulassen werden, und daß wir es im Ge-
gensatz zu dem, was hier immer behauptet wird, 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

nicht zulassen wollen, daß eine Erhöhung der Ar-
beitslosenzahl in den neuen Ländern durch ein Zu-
rückfahren der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
erfolgt? Dies wurde bereits im April dieses Jahres so 
beschlossen. 

Ich frage Sie zum zweiten - ich habe schon eine 
Frage gestellt -: Ist Ihnen bekannt, daß wir das im 
April dieses Jahres beschlossen haben, und ist Ihnen 
auch bekannt, daß wir darüber hinaus ein ganzes 
Spektrum von Maßnahmen mit dem AFRG beschlie-
ßen werden, was dazu führen wird, daß die Arbeits-
kräfte in den neuen Bundesländern, die wirklich ar-
beitswillig sind - und das sind die meisten von ihnen -, 
tatsächlich auch eine Chance bekommen werden, 
besser in den ersten Arbeitsmarkt integriert zu wer-
den, als das bisher der Fall war? Sind Sie bereit, das 
zur Kenntnis zu nehmen? Denn dann, Frau Fuchs, 
könnten Sie eine solche Rede, wie Sie sie eben gehal-
ten haben, nicht halten. 

(Otto Schily [SPD]: Ist das eine Kurzinter

-

vention, oder was ist das hier eigentlich?) 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Herr Kollege, wir haben 
uns ja über diese Frage schon einmal unterhalten; 
aber ich merke, an Ihren Positionen hat sich über-
haupt nichts geändert. Sie werden weiterhin zustim-
men, wenn ein Konzept auf dem Tisch liegt. Herr 
Rexrodt hat gesagt: Wir werden ABM zurückfahren; 
es müsse da auch zurückgefahren werden. Sie wol-
len jetzt die Sätze der Entlohnung ändern. Deswegen 
bleibe ich dabei: Sie freuen sich darüber, daß es in 
Ostdeutschland weiter steigende Arbeitslosigkeit 
und sinkende Löhne gibt. Das ist weiterhin Ihre Poli-
tik. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Eine unerhöhte Polemik ist das!) 

Aber ich wollte zu der Frage zurückkommen: Sind 
die Schwierigkeiten, die wir heute haben, eigentlich 
vom Himmel gefallen, oder sind sie Ergebnis einer 
aus meiner Sicht falschen Politik? Es gibt die grund-
sätzliche theoretische Frage: Wie überführe ich ei-
gentlich eine zentrale Kommandowirtschaft bzw. 
Planwirtschaft in eine soziale und ökologische 
Marktwirtschaft? Das ist der eigentliche Ke rn  der 
ökonomischen Frage. Dazu müssen wir sagen: Sie 
haben dabei mit Ihren Instrumenten versagt. Darauf 
möchte ich gern noch einmal eingehen. Sie haben 
die Einheit auf Pump finanziert oder einseitig zu La-
sten der Beitragszahler. Das war ökonomisch falsch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben mit einer übertriebenen Eigentumsideolo-
gie nach der Devise „Rückgabe vor Entschädigung" 
dafür gesorgt, daß Investitionen verzögert und ver-
hindert wurden. Diese Entwicklung ist nicht vom 
Himmel gefallen, sondern bewußt von Ihnen herbei-
geführt worden. Deswegen müssen Sie sich jetzt 
auch die Nachteile auf Ihrem Schuldenkonto verbu-
chen lassen. 

Sie haben doch - ich erinnere an all die Debatten - 
immer wieder gesagt: Die Marktwirtschaft wird es 
schon richten. Ich glaube sogar, mancher von Ihnen 
hat gedacht, die unternehmerische Wi rtschaft wird 
die Ärmel hochkrempeln, sie wird drüben investie-
ren, und dann wird alles funktionieren. Es ist aber 
anders gekommen. Die westdeutsche Wi rtschaft hat 
den Konjunkturboom genutzt und Gewinne ge-
macht, aber nicht im Osten investiert. Diese Entwick-
lung ist folgerichtig eingetreten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, was haben Sie selbst 
den Menschen erzählt? Sie haben von den blühen-
den Landschaften gesprochen, und der Bundeskanz-
ler hat noch am 2. September 1995 gesagt: Die blü-
henden Landschaften sind da, das läßt sich nicht 
leugnen. - Sie haben zu Beginn des Jahres 1990 den 
Eindruck erweckt: Keinem wird es schlechter gehen; 
allen wird es besser gehen; wir zahlen es aus der Por-
tokasse. Dann haben Sie die Preise freigegeben. Was 
sollten Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
eigentlich anderes machen, als dann für zwei bis drei 
Jahre - so kurz war es doch terminiert - Löhne zu 
vereinbaren, die auch Kaufkraft mit sich bringen, da-
mit man die steigenden Mieten und die steigenden 
Preise überhaupt bezahlen konnte? Das war damals 
ein richtiges Konzept. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Aus Ihren zwei bis drei Jahren werden jetzt a ll
-mählich mindestens zehn Jahre bis 15 Jahre. Deswe-

gen muß man doch fair darüber nachdenken: Woher 
kommen denn solche Tarifabschlüsse? Wie kann es 
denn angehen, daß die Unternehmer zusammen mit 
den Gewerkschaften diese beschlossen haben? 
Wenn wir uns richtig erinnern, wurde gesagt: Das 
muß für diese - aus Ihrer Sicht definierte - kurze 
Übergangszeit so sein; denn sonst gibt es soziale Um-
brüche, die wir alle nicht wollen. Zu solchen Umbrü-
chen ist es dann aber gekommen, weil sich Ihre Sprü-
che nicht bewahrheitet haben und klar wurde, daß 
man die marode Wirtschaft mit einer „mixed policy" 
frei nach Karl Schi ller hätte aufbauen müssen: Soviel 
Staat wie nötig, soviel Markt wie möglich. Sie haben 
allein auf den Markt gesetzt. Mit den Folgen müssen 
wir heute fertigwerden. Daran schließt sich die Frage 
nach Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen an. 

(Beifall bei der SPD - Ulrich Heinrich 
[F.D.P.]: Wie kann man bei den Transferlei-

stungen auf Markt kommen?) 

- Auf die Transferleistungen komme ich gleich. 

Ich erinnere an die Debatten, die dann stattfanden, 
als Sie selbst merkten, daß der Arbeitsmarkt ein- 
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bricht. Damals haben Sie doch Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen immer noch abgelehnt. Wenn Sie eine 
Politik gemacht haben, die die Arbeitsmarktpolitik 
begleitete oder auch für Investitionen sorgte, dann 
haben Sie sie zu spät und zu zögerlich gemacht, weil 
Sie diese Instrumente eigentlich gar nicht wollten. 
Mit diesen fatalen Grundsätzen müssen wir uns 
heute auseinandersetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich komme zu den Transferleistungen. Es bleibt 
dabei, Herr Kollege von der F.D.P.: Wir haben die 
Transferleistungen erbracht - das finde ich auch in 
Ordnung; ich habe nichts dagegen -, aber sie sind 
doch ökonomisch falsch eingesetzt worden. Es macht 
überhaupt gar keinen Sinn, wenn ein Teil der Trans-
ferleistungen dazu genutzt wird, um Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosenhilfe zu bezahlen. Ich möchte, 
daß die Menschen Arbeit haben, damit sie Steuern 
und Beiträge zahlen können. Dazu haben Sie keinen 
richtigen Beitrag geleistet, weil Sie von einer fal-
schen ökonomischen Grundsatzposition ausgegan-
gen sind. Das bleibt Ihr Fehler. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zuruf 
von der F.D.P.: Sie wollten die Staatswirt

-

schaft erhalten!) 

- So ein Quatsch. Sie haben davon überhaupt keine 
Ahnung. 

Es bleibt aber doch wohl wahr: Die Planwirtschaft 
in eine soziale und ökologische Marktwirtschaft zu 
überführen ist mehr, als Herrn Rexrodt sagen zu las-
sen, Wirtschaft finde in der Wirtschaft statt. Hierzu 
braucht man ein Geflecht von Instrumenten. Das ha-
ben Sie nicht genutzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich finde, die Folgen sind auch deswegen so fatal, 
weil neben der positiven Seite, die ich vorhin aus-
drücklich erwähnt habe, die Menschen das Ver-
trauen in die Demokratie verlieren. In Abgrenzung 
zur PDS will  ich Ihnen sagen: Ich möchte, daß unsere 
soziale Demokratie der Sieger in dieser Auseinander-
setzung ist. 

(Frederick Schulze [CDU/CSU]: Dann 
sagen Sie das mal Herrn Höppner!) 

Ich bin traurig darüber, daß" die Menschen in Ost-
deutschland als erstes die Negativseite der Markt-
wirtschaft kennengelernt haben, nämlich Arbeitslo-
sigkeit, Sozialabbau und Lebensverhältnisse, wie ich 
sie uns im Westen nie gewünscht hätte. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Dann 
müssen Sie noch enger mit der PDS zusam

-

menarbeiten!) 

Das liegt doch daran, daß Sie es so wollen. Sie wollen 
doch auch heute Sozialabbau. Sie setzen doch auch 
heute auf eine Konfliktstrategie und sind nicht bereit, 
die vernünftigen ökonomischen und sozialen Instru-
mente zu nutzen, um Vertrauen in die Demokratie zu 
festigen und Vertrauen in die Demokratie auch in 
Ostdeutschland zu verankern. 

(Beifall bei der SPD) 

Arbeit und bezahlbare Wohnungen sind die 
Grundbedürfnisse und die andere Seite der Freiheit. 
Wenn es nicht gelingt, bei den Menschen in Ost-
deutschland diese Grundbedürfnisse zu befriedigen, 
dann müssen wir uns doch nicht wundern, wenn sich 
das Vertrauen in eine demokratische Entwicklung 
nicht festigen kann. Nun tun Sie doch nicht so, als 
wüßten Sie nicht, welch b risante Situation schon ent-
standen ist und wie schwer es sein wird, für demo-
kratisches Verständnis, für demokratisches Miteinan-
der zu werben, wenn die Menschen selbst erst ein-
mal jeden Tag um ihre eigene Existenz kämpfen 
müssen. Auch darum geht es in dieser Auseinander-
setzung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe mich ein bißchen gefreut, als der Wi rt
-schaftsminister sagte - man höre und staune -: 

„Wirtschaftsförderung heute erspart Sozialleistungen 
von morgen." Diesen Satz mußte er aufnehmen, weil 
er Herrn Biedenkopf zuliebe in der Europäischen 
Union für die Subventionen für das Volkswagen-
werk kämpfen muß. Herr Rexrodt, ich verspreche Ih-
nen: Alles, was Sie zu diesem Thema in Richtung Eu-
ropa sagen, werden wir uns anschauen. Dann wollen 
wir doch mal sehen, welche wirtschaftspolitischen In-
strumente Sie in Europa richtig finden, die Sie hier 
bei uns ablehnen. 

Wie kann es denn sein, daß Sie, wenn wir versu-
chen, Stabilität in den Arbeitsmarkt zu bringen oder 
Investitionsprogramme aufzulegen, für einen Abbau 
von Subventionen eintreten, aber andererseits in ei-
nem eleganten B rief an die Europäische Union sa-
gen: „Wirtschaftsförderung heute erspart Soziallei-
stungen von morgen"? Ich bin mit diesem Satz ein-
verstanden. Sie können sicher sein, wir werden Sie 
immer wieder an diesen schönen Satz erinnern. 
Meine Hoffnungen, daß Sie doch von einem libera-
len Wirtschaftspolitiker zu einem Wirtschaftspolitiker 
à la Karl Schiller werden, sind zwar nicht groß; aber 
ein Stückchen in die richtige Richtung könnte es 
durchaus gehen. Das wäre gar nicht so falsch. 

(Beifall bei der SPD - Frede rick Schulze 
[CDU/CSU]: Und weshalb ist Karl Schi ller 

zurückgetreten?) 

Nun habe ich eine Bitte an Herrn Lühr. Herr Lühr, 
Sie haben zu Recht gesagt: Der Deutsche Bundestag 
hat im Mai beschlossen, daß die Bundesregierung 
aufgefordert werde, jedes Jahr einen Bericht zur 
deutschen Einheit vorzulegen. Das hat sie aber 
schlicht nicht gemacht. Wir als Parlamentarier dürfen 
uns nicht gefallen lassen, daß ein Auftrag des Deut-
schen Bundestages schlicht nicht erledigt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abg. Margareta Wolf [Frankfu rt ] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Denn Herr Rexrodt hat heute eine schwache Rede 
zur schlechten wirtschaftlichen Situation in Ost-
deutschland vorgetragen, eine Rede ohne Perspek-
tive für die Menschen: Alles bleibt so, wie es ist; wir 
nehmen die Arbeitslosigkeit in Kauf. Das war kein 
kompetenter Bericht der Bundesregierung zur Lage 
in Ost und West. Herr Lühr, springen Sie in diesem 
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kleinen Punkt einmal über Ihren Schatten; da ist der 
Kanzler auch nicht so böse. Sie dürfen heute gerne 
unserem Antrag zustimmen, der das parlamentari-
sche Recht durchsetzen wi ll  und besagt: Wir mißbilli-
gen, daß die Bundesregierung ihrem Auftrag, einen 
Bericht vorzulegen, immer noch nicht nachgekom-
men ist, und fordern sie auf, diesen Be richt noch in 
diesem Jahr vorzulegen. Vielleicht helfen Sie uns, 
daß wir eine Mehrheit bekommen. Dann können wir 
diesen Punkt, der, so finde ich, auch unser Selbstver-
ständnis berührt, vielleicht einvernehmlich miteinan-
der regeln. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Christa Reichard das Wo rt . 

Christa Reichard (Dresden) (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Es ist Unglaubli-
ches geschehen. Wer hätte vor zehn Jahren daran ge-
glaubt? Ich konstatiere, und dies mit Freude und 
Dankbarkeit, Herr Schwanitz, daß die Flüsse saube-
rer geworden sind, daß die Luft klarer ist und daß der 
Müll geordnet entsorgt wird, und das seit sechs Jah-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.] - Zuruf des 

Abg. Dr. Gregor Gysi [PDS]) 

Frau Fuchs, es gibt auch blühende Landschaften. 

(Rolf Schwanitz [SPD]: Ja, im Frühling!) 

Sie müssen nur mit offenen Augen durch das Land 
gehen 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und sich bewußt machen, daß die Blüte und die 
Ernte zu unterschiedlichen Zeiten stattfinden und 
daß wir natürlich noch etwas tun müssen. Die Blu-
men müssen noch gepflegt und gegossen werden, 
damit wir ernten können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Im Herbst riecht es inmitten unserer Städte mehr 
nach gefallenem Laub als nach Rauch, wie noch zu 
DDR-Zeiten. Die Elbe liegt nicht mehr im Todes-
kampf. 

Wir haben ein schlimmes Umwelterbe übernom-
men, die Folgen des real existierenden Sozialismus. 
Dazu fällt mir immer wieder das Bibelwort ein: „An 
ihren Früchten werdet ihr sie erkennen." Was sind 
das für Früchte, die uns überlassen worden sind? - 
Nur drei Prozent der Wasserläufe und ein Prozent der 
stehenden Gewässer waren ökologisch intakt. Eine 
Abwasserbehandlung fand gar nicht oder nur unzu-
reichend statt. Die DDR war Weltmeister im CO2- 
Ausstoß. Von 11 000 Müllablagerungen besaßen nur 
120 den Charakter einer geordneten Deponie. Altla-

sten aus Industrie, Bergbau und Militär sind so gi-
gantisch, daß sie kaum zu beziffern sind. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Dafür tra

-
gen Sie die Verantwortung, Frau Luft!) 

Wunderbare Landschaften und Naturräume sind 
uns trotz alledem erhalten geblieben, aber nicht als 
Früchte des Sozialismus; die Zerstörung hat vielmehr 
glücklicherweise nicht flächendeckend stattgefun-
den. Diesen Teil des Erbes wollen wir gern bewah-
ren; wir wollen auch etwas dafür tun. 

Für den wirtschaftlichen Aufbau in den neuen Län-
dern war und ist die Verbesserung der Umweltsitua-
tion von hoher Bedeutung, und sie wird es auch blei-
ben, wie wir dem vorliegenden Be richt der Bundesre-
gierung entnehmen können. Wir sind auf gutem 
Weg, aber noch lange nicht am Ziel. Kein Unterneh-
mer, kein Arbeitnehmer und sicher auch keiner von 
Ihnen möchte mit seiner Familie in ökologisch bela-
steten Gebieten leben. 

Eine Voraussetzung für Gewerbeansiedlung ist der 
Anschluß an die Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung. Niemand wi ll  auf Altlastenverdachtsflä-
chen Investitionen tätigen. Eine enge Verbindung 
zum wirtschaftlichen Aufbau ergibt sich auch aus der 
Tatsache, daß infolge der Umweltsanierung ein er-
hebliches Auftragsvolumen für die mittelständische 
Wirtschaft entsteht. 

Wenn Sie mit dem Auto durch die neuen Länder 
fahren, müssen Sie sehr häufig stehen, verursacht 
durch die vielen Baustellenampeln auf Grund von 
Arbeiten an der Kanalisation. Beträchtliche Investi-
tionen für den Ausbau der Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung sind erforderlich. Es wird 
also auch weiterhin umfangreiche Aufträge an die 
Wirtschaft geben. Allein in Sachsen wird das Ge-
samtinvestitionsvolumen im Bereich der Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung auf 40 Mil liarden 
DM geschätzt, die nicht nur durch öffentliche Mittel, 
sondern auch durch Gebühren zu erbringen sind. 

Ständig steigende Gebühren sind besonders in 
den neuen Ländern ein umstrittenes Dauerthema. 
Ich möchte endlich erleben, daß die steuerliche 
Gleichbehandlung von öffentlich-rechtlichen und 
privatrechtlichen Organisationsformen umgesetzt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Durch Wettbewerb sollen Kostenminderung und Ge-
bührensenkung erreicht werden. 

Mehr als 20 Milliarden DM sind in den nächsten 
Jahren für die Beseitigung ökologischer Altlasten 
vorgesehen. Auch dies hat wirtschaftliche Auswir-
kungen. Das größte zusammenhängende Umwelt-
projekt in Deutschland ist die Sanierung der Braun-
kohlegebiete. Ein Gutachten zu arbeitsmarktpoliti-
schen Effekten der Braunkohlesanierung besagt 
u. a., daß durch das Auftragsvolumen - neben den 
beschäftigungspolitischen Maßnahmen in diesem 
Bereich - allein 1995 3 450 Arbeitsplätze auf dem er-
sten Arbeitsmarkt gesichert werden konnten. Rund 
7 Milliarden DM werden von 1993 bis 1997 für die 
Braunkohlesanierung investiert. Es ist jetzt an der 



11466 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Christa Reichard (Dresden) 

Zeit, den Rahmen für die Zeit bis 2002 festzulegen, 
um die bisher erreichten Erfolge nicht in Frage zu 
stellen. 

13 Milliarden DM werden vom Bund für die Wis-
mut-Sanierung zur Verfügung gestellt, ein Riesen-
projekt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das muß einmal 
gewürdigt werden!) 

Der Rückbau der Kernkraftwerke in Rheinsberg und 
Greifswald hat begonnen. 

Die ökologische Sanierung in den neuen Ländern 
führt dazu, daß neue Technologien entstehen. Mit 
Hilfe der gewonnenen Erfahrungen können wir auch 
einen wichtigen Beitrag zur Lösung von Umweltpro-
blemen in Mittel- und Osteuropa leisten. Dort  mitzu-
helfen liegt in der Verantwortung gerade der neuen 
Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit besonderer Freude konnte ich nach mehrjähri-
ger Beteiligung an der Vorbereitung die Eröffnung 
des Internationalen Transferzentrums für Umwelt-
technik mit dem hübschen Kurznamen ITUT und 
dem Sitz in Leipzig erleben. Vor allem für die mittel-
ständischen Unternehmen soll mit Hilfe dieses Insti-
tuts der Weg zu neuen Märkten erleichtert werden. 
Beim Export  von Umwelttechnik können wir einen 
Beitrag sowohl für eine gesunde Umwelt als auch für 
die Sicherung von Arbeitsplätzen im eigenen Lande 
leisten. 

Jeder Schritt zählt auf dem steinigen Weg zum 
selbsttragenden Wirtschaften. Das ist und bleibt un-
ser Ziel. Bei aller Dankbarkeit für die auch weiterhin 
benötigten Transfers wollen wir uns doch das Vermö-
gen bewahren, zwischen der geschenkten und der 
erarbeiteten Mark zu unterscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Kollegen Jürgen Türk. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Werte Frau Kollegin 
Fuchs, Sie haben ja davon gesprochen, daß die Men-
schen den Glauben - ich hätte bald gesagt: an die 
Bürokratie - an die Demokratie verlieren. 

(Rolf Schwanitz (SPD): Das aber auch!) 

Ich glaube nicht, daß dies daran liegt, daß wir nichts 
tun. Vielmehr hat es etwas damit zu tun, wie wir mit-
einander umgehen, und insbesondere damit, daß wir 
uns gegenseitig blockieren. Dieses Affentheater - so 
sehe ich das jedenfalls - haben die Leute wirk lich 
über. Ich habe jetzt wieder auf einem Volksfest ge-
merkt - da unterhält man sich mit den Menschen -, 
daß es die Leute insgesamt schlecht finden, daß wir 
in der Situation, in der sich Deutschland befindet, 
nicht miteinander klarkommen. 

Aber jetzt zum Thema. Es geht ja immer noch um 
den Aufbau Ost. Das hat der Wirtschaftsminister ein-
deutig klargemacht, auch wenn ihm keiner von der 

SPD zugehört hat, wie ich feststellen mußte. Der Auf-
bau Ost ist für die deutsche Einheit wichtig; aber die 
Einheit wird nur gelingen - das muß man auch im-
mer wieder sagen -, wenn wir den Strukturwandel 
nicht nur im Osten, sondern gerade in ganz Deutsch-
land herbeiführen. Das heißt, wir müssen in den 
neuen Bundesländern neue Strukturen schaffen und 
die Verkrustungen hier im Westen aufbrechen, die 
immer stärker werden, wenn wir so weitermachen 
wie bisher und weiterhin über die Verhältnisse le-
ben. Der gute Leitsatz „Spare in der Zeit, dann hast 
du in der Not" ist leider verschüttet worden. 

Wenn wir unseren Sozialstaat nicht kaputtmachen 
wollen, müssen wir jetzt endlich mit den Reformen 
anfangen. Wir versuchen das; aber wir werden im-
mer wieder blockiert. Dann ist es natürlich sehr 
schwer, Reformen auf die Bahn zu bringen. Das be-
deutet aber auch, daß wir erst denken müssen, bevor 
wir verteilen. Wir dürfen also nicht planlos verteilen; 
das kann nicht gutgehen. 

Falsch wäre es, sich bei den Einsparungen vor al-
lem am Aufbau Ost schadlos zu halten - das sage ich 
ganz eindeutig -; denn der selbsttragende Auf-
schwung ist noch nicht erreicht, wie es hier heute 
schon viele festgestellt haben. Aber das tun wir auch 
nicht. Dieser Aufschwung kann auch noch nicht er-
reicht sein, weil eben 45 Jahre in sechs Jahren nicht 
aufzuholen sind. Das ist ganz realistisch, unabhängig 
von dem Spruch, den es da gibt. 

Wenn Sparen und effizienter Mitteleinsatz notwen-
dig sind, muß natürlich versucht werden, alle daran 
zu beteiligen. Das ist für mich klar. Wir brauchen 
Spargerechtigkeit; so möchte ich das einmal nennen. 
Anderenfalls braucht man sich nicht zu wundern, 
wenn das nicht akzeptiert wird. Aber dafür sorgen 
wir auch. Die Steuerkommission denkt darüber nach, 
wie wir Steuerprivilegien bei Arbeitnehmern und 
Unternehmern beseitigen können. Durch den Abbau 
von Vergünstigungen und die Beseitigung von Miß-
brauchsmöglichkeiten sind Milliarden einzusparen; 
das muß man immer wieder betonen. Ich habe kein 
Verständnis dafür, daß bereits im Vorfeld dieses 
Nachdenkens Klientelpolitik betrieben wird, die 
diese Reform schon wieder blockiert. 

Zur Gerechtigkeit gehört zum Beispiel auch, daß 
alle Abstriche bei der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall machen. Wenn wir das von den Bürgern for-
dern, dann müssen wir bereit sein, das auch für uns 
selbst gelten zu lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Die F.D.P. steht dazu. Wir erneuern unseren Vor-
schlag, sofort in Verhandlungen einzutreten und das 
auch bei den Abgeordneten zu machen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Da wir gerade von der Gerechtigkeit beim Sparen 
sprechen: 

Das Sparen kann nicht nur den Bund betreffen, 
sondern muß auch die Länder und Gemeinden be-
treffen. Da sind gemeinsame Anstrengungen erfor-
derlich. Obwohl das allen klar ist - jedenfalls be- 
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teuern es alle -, leisten wir uns weiterhin ideologisch 
verbrämte Schaukämpfe und erheischen dafür noch 
Beifall. Ich glaube nicht, daß wir insgesamt dafür Bei-
fall erhalten. 

Herr Schwanitz, ich spreche Sie jetzt direkt an. Sie 
wissen, welchen Schaden die Gewerbekapitalsteuer 
- ein altes Thema - in Ostdeutschland anrichten 
würde, wenn wir sie denn 1997 einführen müßten. 
Meine Eindrücke diesbezüglich sind noch frisch: Wir 
haben gestern mit der VEAG, mit der ostdeutschen 
Stromindustrie gesprochen. Für die wäre dies eine 
zusätzliche Belastung von 100 Millionen DM pro 
Jahr. Das kann man doch nicht wollen. Das gleiche 
gilt für die betriebliche Vermögensteuer. 

Lassen Sie uns doch endlich diese Ideologiekiste 
beiseite packen und wirklich pragmatische Dinge 
angehen. 

(Rolf Schwanitz [SPD]: Beenden Sie doch 
einmal Ihre Blockade bei den Steuerver

-

handlungen!) 

- Wir beide müssen uns wahrscheinlich aufeinander 
zu bewegen. Das ist richtig. 

Ob wir uns weiterin aus ideologischen Gründen 
eine Blockade leisten können, ist wirklich die Frage. 

Ich denke schon, daß die Menschen kein Verständ-
nis mehr für unser Pingpongspiel, bei dem nichts her-
auskommt, haben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir alle verlieren - davon bin ich überzeugt -, wenn 
wir nicht endlich zu einem konstruktiven Meinungs-
streit zurückkehren. Mir ist gesagt worden, daß es 
das früher einmal gegeben habe. Wenn die Zeiten 
hart  sind, dann sollte man den Streit zwar nicht ver-
gessen, aber man sollte doch einen ergebnisorientier-
ten Streit führen. 

Warum nicht einmal Wettbewerb miteinander? 
Warum immer gegeneinander? Es mag ja sein, daß 
das eine Illusion ist. Ich bin ein unverbesserlicher 
Optimist. Das bedeutet: Wer die besten Ideen hat, 
bekommt die meisten Punkte. Das klingt sehr illusio-
när. Aber, Herr Schwanitz, wir haben das schon ein-
mal geschafft. Bei dem dringenden Problem der An-
passung des Bergbaurechtes haben wir ganz prag-
matisch zusammengesessen und Ergebnisse erzielt. 

(Rolf Schwanitz [SPD]: Wobei wir Ihnen hel

-

fen mußten!) 

- Ja, wir haben uns gegenseitig geholfen und dabei 
meines Erachtens alle gewonnen. 

Vielleicht schaffen wir das auch bei dieser umstrit-
tenen ABM-Problematik. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Da helfen wir 
Ihnen gerne!) 

Natürlich kann es nicht nur pauschale Kürzungen 
geben - genauso wenig wie pauschale Aufstockun-
gen. Die Frage ist, wie wir die knappen Mittel effi-
zienter einsetzen. Wir haben uns viel zu selten die 
Frage gestellt, wie wir durch einen effizienteren Mit-
teleinsatz erreichen können, daß nicht mehr Men-
schen arbeitslos werden. Das gilt nicht nur für den 
ABM-Bereich. 

Eine weitere Frage ist: Wie können wir erreichen, 
daß wieder mehr Menschen in den ersten Arbeits-
markt gelangen? Darüber muß man sich einfach ein-
mal austauschen. Ich bin sicher, daß man dann auch 
zu einer Lösung kommt. Warum kann das nicht in-
nerhalb einer Arbeitsmarktkommission bearbeitet 
werden? Man könnte in dieser Kommission gemein-
sam darüber nachdenken: Wie kommen wir zu ei-
nem besseren Ergebnis, so daß wir am Ende nicht 
mehr Arbeitslose haben, sondern weniger? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Türk, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Luft? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ja, bitte. 

Dr. Christa Lu ft  (PDS): Herr Kollege Türk, wir 
beide kommen aus den neuen Bundesländern. Ich 
möchte Sie erstens fragen: Stimmen Sie meinem Ein-
druck zu, daß das Ergebnis der Arbeitsbeschäfti-
gungsmaßnahmen in den neuen Bundesländern 
nicht irgendwelche dünnen Bretter sind, die die 
Menschen bohren, die im ABM-Bereich beschäftigt 
sind, sondern daß es unter anderem um Tätigkeiten 
geht, die, da sie Aufgabe der Kommunen sind, kei-
nerlei Finanzierungsgrundlage hätten? In den ost-
deutschen Kommunen werden soziale und kulturelle 
Pflichtaufgaben zu einem ganz großen Teil durch 
ABM-Maßnahmen erfüllt, weil es keine anderen Fi-
nanzierungsquellen gibt. 

Können Sie mir zweitens zustimmen, daß es in wei-
ten Teilen durch ABM eine Wertschöpfung gibt? Ich 
nenne Ihnen aus meinem Wahlkreis ein Beispiel: 
Dort  werden durch ansonsten arbeitslose Bauarbeiter 
Industriebrachen demontiert - und dies bei weitem 
nicht zum Tariflohn der Bauarbeiter. In Magdeburg 
und Merseburg sind arbeitslose Wissenschaftler da-
bei, in Form von ABM-Maßnahmen ehemalige DDR- 
Patente im Hinblick auf ihre Verwendungsmöglich-
keiten für kleine Unternehmen und Handwerksbe-
triebe durchzuchecken. Sie werden dabei fündig. 

Ich finde, das sind Dinge, die hier gesagt werden 
müssen, damit wir von der Diffamierung der ABM- 
Maßnahmen wegkommen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Sie überschreiten die Möglichkeiten einer Frage. Sie 
können sie nicht zu einer Kurzintervention umgestal-
ten. 

Dr. Christa Lu ft  (PDS): Meine Frage war also: Stim-
men Sie mir erstens zu, daß im Osten sehr viele 
Pflichtaufgaben der Kommunen über ABM erledigt 
werden, weil es anderweitig keine Finanzierung 
gibt, und stimmen Sie mir zweitens zu, daß im Osten 
in vielen Fällen ABM zu Wertschöpfungen führen? 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ich stimme Ihnen natürlich zu, 
daß ABM ein sinnvolles Brückeninstrument sind. Das 
schließt aber nicht aus, daß wir uns gemeinsam dar- 
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über Gedanken machen müssen - ich schlage eine 
Arbeitsmarktkommission vor -, wie wir sie effizienter 
machen. In dieser Arbeitsmarktkommission, wenn 
sie zustande kommt, müssen wir das differenzie rt  be-
trachten. Wir müssen uns also Gedanken darüber 
machen, wie große ABM effizienter werden. Wir 
müssen uns Gedanken darüber machen, wie wir die 
notwendigen ABM-Stellen für soziale Infrastruktur 
bei den Kommunen absichern; mein Vorschlag ist, 
die Mittel umzuschichten und aus ABM Dauerar-
beitsverträge zu machen, wenn gewährleistet und 
abgesichert ist, daß die Stellen wirklich notwendig 
und nicht nur Beschäftigungstheorie sind. Da stimme 
ich Ihnen zu. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Türk, gestatten sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Brecht? - Bitte schön, Herr Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Kollege Türk, Sie 
haben eben so wortreich die Notwendigkeit gemein-
samer Aktionen der ostdeutschen Abgeordneten be-
schworen. Ist Ihnen bekannt, daß es eine solche ge-
meinsame Gesprächsrunde gegeben hat und daß 
diese Gesprächsrunde von seiten der Koalition auf-
gelöst wurde? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Mir ist bekannt, daß es das 
gegeben hat und daß es da nicht weitergegangen ist. 
Ich habe bei meiner Anmerkung eineindeutig - man 
muß ja der Realität Rechnung tragen - gemeint, daß 
wir, Koalition und Opposition, sprich Bundesrat, uns 
auf dieser Ebene nicht weiter blockieren sollten. 

Wenn wir schon bei Vorschlägen wie der Arbeits-
marktkommission sind: Ich finde, daß wir zu einem 
Stabilitätspakt II kommen müssen. So etwas gab es ja 
schon einmal. Der Stabilitätspakt I steht. Jetzt ist es 
einfach notwendig, daß Bund, Länder und Gemein-
den ein Paket II hinkriegen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Nur: 
Die Stabilität hat nicht stattgefunden!) 

- Das wollen wir doch erst zustande bringen. Das 
setzt voraus, daß wir erst einmal miteinander reden 
und dann etwas Vernünftiges aufschreiben. Dazu 
dürfen nicht nur punktuelle Sparmaßnahmen gehö-
ren - ich glaube, das ist das unintelligenteste -; viel-
mehr müssen wir Systemveränderungen vornehmen. 

Da bringe ich meinen alten Punkt: das kameralisti-
sche System. Es ist ein Unsinn, daß Bund, Länder 
und Gemeinden in der Situation, in der wir uns befin-
den, immer noch das Dezemberfieber bekommen 
und am Ende des Jahres alles rausschmeißen, was 
rauszuschmeißen ist. Das müssen wir gemeinsam ab-
schaffen. 

(Otto Schily [SPD]: Dann müssen Sie der 
Modernisierung der Verwaltung zustim

-

men!)  

Das bringt Milliarden. Aber dazu muß man sich zu-
sammentun. 

(Otto Schily [SPD]: Stimmen Sie doch der 
Modernisierung zu!) 

Dann wird man sicher eine Lösung finden. Jedenfalls 
geht es so nicht weiter. 

(Beifall des Abg. Hildebrecht Braun [Augs-
burg] [F.D.P.]) 

Man kann nicht nach dem Motto verfahren: Wir ha-
ben das immer schon so gemacht. Das bekommen 
wir immer gesagt: Wir haben das immer schon so ge-
macht; im Westen ist es so gelaufen, also muß es wei-
ter so laufen. - Das ist ein falscher Gedankenansatz. 
Man kann hier wirklich aus unseren schlechten Er-
fahrungen in der DDR lernen. Die DDR ist an diesem 
System kaputtgegangen; das ist so. 

Noch ein Beispiel, ohne das übertreiben zu wollen, 
wo viele Milliarden zu holen sind - ich spreche als 
Bauingenieur -: Das Prinzip „Straße auf, Straße zu, 
Straße auf" kostet Mil liarden. Warum kann man 
nicht in einen solchen Stabilitätspakt schreiben: Wir 
bilden Bauteams oder setzen p rivate Planungsbüros 
ein, um diese Leistungen zu koordinieren? Das bringt 
Milliarden. Das ist keine Illusion oder Wunschvorstel-
lung. In Holland beispielsweise macht man das so. 
Dort  redet man nicht darüber, sondern man macht es 
einfach. 

Was mich immer wieder aufregt - ich sprach ge-
rade von Holland -, ist, daß wir nicht über unseren 
deutschen Tellerrand blicken können. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Bitte sprechen Sie nicht 

mehr von  Holland!)  

Wir reden 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Reden, reden, reden!) 

und beschimpfen uns, machen Polemik. Wir sind 
nicht in der Lage, einmal in die USA zu gucken und 
zu sehen, wie die 10 Mil lionen Arbeitsplätze schaf-
fen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Vergessen Sie Australien 

nicht!) 

Deswegen muß man ja nicht gleich amerikanische 
Verhältnisse einführen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Neuseeland!) 

- Oder die Neuseeländer. Wie haben die es ge-
schafft, in drei Jahren von zwölf auf sechs Prozent Ar-
beitslosigkeit zu kommen? Das kann man sich doch 
einmal anschauen und sollte nicht einfach, wie Frau 
Fuchs es das letzte Mal getan hat, sagen: Neusee-
land ist weit. Natürlich kann man sich angucken, wie 
die das gemacht haben. Das klappt do rt . 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wissen Sie, wie 
die Armut do rt  wächst?) 

- Wir brauchen nicht nach Neuseeland zu gehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie müssen zum Abschluß kommen. 
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Jürgen Türk (F.D.P.): Es reicht, wenn wir nach Cott-
bus gehen; sie sind ja eifrige „Spiegel"-Leser. Die 
Cottbusser jedenfalls sind der Meinung, vom Lebens-
gefühl her die Nummer eins in Ostdeutschland zu 
sein. Ich denke, das ist eine Gegend, die man sich 
einmal ansehen könnte. Dort  hat sich etwas getan. 
Ich lade Sie herzlich ein, einmal nach Cottbus in den 
Spreewald zu kommen und sich ein Bild davon zu 
machen, wie man so etwas machen kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe nun 
dem Abgeordneten Dr. Joachim Schmidt das Wort . 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wenn hier heute über den Aufbau Ost diskutiert und 
debattiert wird, dann darf ein Gebiet nicht ausge-
klammert werden: die Forschung. 

Ich möchte mich zur Situation und zur Zukunft der 
Forschung in den neuen Bundesländern äußern und 
beginne mit zwei Thesen. 

Erstens. Ohne weitere verstärkte Forschung und 
Entwicklung wird der Aufschwung in den neuen 
Bundesländern nicht fortgeführt werden können. 
Deshalb bleibt der Erhalt und die Entwicklung der 
ostdeutschen Forschungslandschaft auch für die Zu-
kunft eine zentrale Aufgabe deutscher Forschungs-
politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweitens. Wir sind hinsichtlich der Konsolidierung 
und der Entwicklung der Forschung in den neuen 
Bundesländern vorangekommen, sind aber erst auf 
halbem Wege. Deshalb ist eine weitere Unterstüt-
zung dieser Forschung über einen längeren Zeitraum 
unbedingt erforderlich. Dies gilt insbesondere für die 
Industrieforschung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Im Lichte dieser Thesen ist zu fragen: Was ist er-
reicht worden? Welche Aufgaben müssen in Zukunft 
noch gelöst werden? 

Zuerst ist festzustellen, daß die Defizite, die die 
Forschung in der DDR belastet haben, im wesentli-
chen überwunden sind. Diese Schwächen lassen sich 
aus der Sicht langjähriger eigener Erfahrungen wie 
folgt beschreiben: 

Wir hatten ein Ausrüstungsniveau, das im Schnitt 
nicht internationalem Standard entsprach. Daraus re-
sultierten unter anderem auch personelle Überbeset-
zungen. 

Die vor allem aus der Abschottungspolitik der DDR 
resultierenden Forschungsthemen waren mit der 
Öffnung der Märkte von heute auf morgen, insbeson-
dere in der Industrieforschung, in überwiegendem 
Maße nicht mehr aktuell; ihre Bearbeitung mußte 
verständlicherweise sofort eingestellt werden. Die 
Gewinnung zukunftsträchtiger und wettbewerbsfä-
higer Forschungsfelder war deshalb eine der Schlüs-

selaufgaben für die ostdeutsche Forschung nach 
1990. 

Die Umsetzung der Forschungsergebnisse vollzog 
sich in der DDR in relativ bescheidenem Umfange. In 
viel zu vielen Fällen war der Endpunkt von intensi-
ver und mit beachtlich hohem intellektuellem Auf-
wand betriebener Forschungsarbeit der Panzer-
schrank, der natürlich innovationspolitisch den Rang 
eines Papierkorbes hatte. 

Dies gilt nicht mehr. Die Ausrüstungen in den For-
schungseinrichtungen, im übrigen auch in denen der 
Industrieforschung, sind gut. Die ostdeutschen For-
schungseinrichtungen arbeiten fast ausnahmslos auf 
wettbewerbs- und zukunftsträchtigen Wissenschafts-
feldern, und die Motivation der Mitarbeiter in For-
schung und Entwicklung läßt nichts zu wünschen 
übrig. 

Die gesamte Forschungslandschaft im Osten 
wurde evaluiert, die außeruniversitäre Forschung 
zum Beispiel durch den Wissenschaftsrat. Später eva-
luierte die Treuhandanstalt die entstandenen For-
schungs-GmbHs. Diese Evaluierung steht den For-
schungseinrichtungen in den alten Ländern noch be-
vor. Sie ist ebenso sicher notwendig. Dabei sollten 
die gleichen Grundsätze und Maßstäbe angewendet 
werden, die im Osten galten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei diesem globalen Umstrukturierungsprozeß ei-
ner Forschungslandschaft wurden natürlich auch 
Fehler gemacht. Die schwerwiegendste Fehlein-
schätzung unterlief dem Wissenschaftsrat, als er 
postulierte, daß an den Hochschulen der DDR keine 
Forschung betrieben worden sei. Das Gegenteil war 
der Fall. Deshalb war das Wissenschaftler-Integrati-
ons-Programm, das positiv evaluierte Forscher der 
ehemaligen Akademie der Wissenschaften an den 
Hochschulen ansiedeln sollte, keine glückliche Kon-
struktion. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat es denn 
gemacht?) 

Ich bin deshalb froh, daß es nach Auslaufen des 
WIP Ende 1996 mit vereinten Kräften gelungen ist, 
den noch in diesem Programm tätigen Forschern eine 
faire Chance zu sichern, weiter aktiv Forschung zu 
betreiben. 

Die außeruniversitäre Forschung kann als konsoli-
diert angesehen werden. Trotzdem ist eine ausgewo-
gene außeruniversitäre Forschungslandschaft zwi-
schen Ost und West noch nicht entstanden. Dabei 
sind die Aktivitäten der Fraunhofer-Gesellschaft an-
zuerkennen; die der Max-Planck-Gesellschaft sind 
auf jeden Fall noch steigerungsfähig. 

Die ostdeutsche Industrieforschung hat infolge 
des totalen Umbruchs der Wirtschaft eine dramati-
sche Reduzierung erfahren: von 86 000 Beschäftigten 
im Jahre 1990 auf 16 000 derzeit. 

Der strukturelle Anpassungsprozeß hat auch zu ei-
nem überproportionalen Abbau der Industriefor-
schungs- und Entwicklungskapazitäten geführt. Ge-
genwärtig hat sich die Industrieforschung auf niedri- 
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gem Niveau stabilisiert. Das ostdeutsche Industrie-
forschungspotential beträgt zur Zeit nur etwa 4 Pro-
zent der in den alten Bundesländern vorhandenen 
Industrieforschungskapazitäten. 

In struktureller Hinsicht ist festzustellen, daß in 
den Betrieben die FuE-Kapazitäten unterentwickelt 
sind. Hauptträger der Industrieforschung sind die in-
novativen Einrichtungen, die vor allem aus den For-
schungszentren und Forschungsinstituten der ehe-
maligen Kombinate hervorgegangen sind. Sie sind 
die hauptsächlichen Pa rtner der kleinen und mittel-
ständischen Betriebe, die keine eigenen Forschungs-
kapazitäten unterhalten. 

Der Aufwärtstrend in der Forschung ist vor allem 
der staatlichen Förderung durch Bund und Länder 
seit 1991 zu verdanken. Seit diesem Zeitpunkt wurde 
die ostdeutsche Forschung mit weit mehr als 3 Mil-
liarden DM jährlich durch den Bund unterstützt. Es 
kann als erfreuliche Tatsache festgestellt werden, 
daß auch im Haushalt 1997 Kürzungen für die ost-
deutsche Forschung vermieden werden konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Welche Schlüsse sind aus dieser Bilanz zu ziehen, 
und welche Aufgaben müssen noch angepackt wer-
den? 

Erstens. Die gesamtdeutsche Forschungsland-
schaft ist noch nicht harmonisiert. Wissenschaftliche 
Neuansiedlungen in den neuen Bundesländern sind 
daher weiter dringend geboten. Wir freuen uns, daß 
mit dem Fusionsreaktor „Wendelstein VII X" in 
Greifswald eine wichtige Forschungsinvestition für 
Mecklenburg-Vorpommern zustande kommt. 

Zweitens. Für die Industrieforschung müssen fol-
gende Maßnahmen getroffen werden. Da der Man-
gel an Eigenkapital das Haupthindernis für Innova-
tionen in Ostdeutschland darstellt, muß der Zugang 
zu Risikokapital unbedingt erleichtert und verbes-
sert werden. Die verstärkte Wiederansiedlung von 
Forschung und Entwicklung in den produzierenden 
Betrieben stellt die forschungspolitische Hauptauf-
gabe dar. Deshalb ist es unbedingt erforderlich, das 
dieser Aufgabe gewidmete BMWi-Programm „Per-
sonalförderung Ost" über das Jahr 1997 hinaus auf 
hohem Niveau weiterzuführen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir können uns aber auch vorstellen, daß dieses Pro-
gramm mittelfristig durch eine Innovationszulage ab-
gelöst wird, nach der Zuschüsse für „weiche" Investi-
tionen, vorzugsweise in den kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen, vom Gesetzgeber festge-
schrieben werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die wirtschaftsnahen innovativen Einrichtungen 
müssen auch weiterhin angemessen unterstützt wer-
den; dazu ist das BMWi-Programm „Marktvorbe-
reitende Industrieforschung" auf hohem Niveau 
fortzuführen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Braune? 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Ich bin im Moment stimmlich nicht so ganz auf 
der Höhe. Ich würde gern meine Rede zu Ende brin-
gen. Wenn Herr Braune dann eine Kurzintervention 
macht, würde ich, soweit ich mit meinen Stimmbän-
dern dazu noch in der Lage sein werde, darauf ant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
bitte fahren Sie fo rt . 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Der Beschleunigung des Transfers von For-
schungsergebnissen in vermarktbare Produkte mit 
Spitzenniveau und der Unterstützung risikoreicher 
und besonders innovativer FuE-Vorhaben gebührt 
forschungspolitischer Vorrang. Das zur Lösung die-
ser Aufgabe in Vorbereitung befindliche BMBF-Pro-
gramm „FUEGO" muß angemessen finanziell ausge-
stattet werden. 

Die Förderung besonders innovativer Existenz-
gründungen ist konsequent fortzusetzen. Das dafür 
vorgesehene Anschlußprogramm „FUTOUR" muß 
kurzfristig umgesetzt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Als Ergebnis vieler Gespräche mit Vertretern der 
ostdeutschen Industrieforschung möchte ich nach-
drücklich darauf hinweisen, daß die Bearbeitungszei-
ten der BMBF- und BMWi-Förderprogramme durch 
die Projektträger unbedingt zu verkürzen sind. 

Die Zusammenarbeit zwischen der westdeutschen 
Wirtschaft und den Forschungseinrichtungen in den 
neuen Bundesländern ist erheblich zu intensivieren. 

Die vom BMWi, der Wirtschaftsinitiative „Wir" und 
den Spitzenverbänden der westdeutschen Indust rie 
und des Handwerks initiierten Aktivitäten werden 
nachhaltig unterstützt. 

Ich komme zum Schluß und möchte noch ein Pro-
blem ansprechen, das aus meiner Sicht für das Fo rt

-kommen der ostdeutschen Forschung besonders 
wichtig ist. Ich bin für eine kritisch-konstruktive Bi-
lanz. Aber Kassandrarufe, die den Niedergang der 
Forschung im Osten gebetsmühlenartig thematisie-
ren und dieser Forschung eine unterentwickelte 
Qualität bescheinigen - wobei vielleicht auch noch 
Krokodilstränen vergossen werden -, schaden dieser 
Forschung und nützen ihr nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem werten sie die Arbeit derer ab, die im 
Osten mit hohem intellektuellem Aufwand und mit 
fachlicher Kompetenz bemüht sind, Forschungser-
gebnisse zu erzielen, die im internationalen Wettbe-
werb Bestand haben. Wer der ostdeutschen For-
schung wirklich helfen will, muß für ihre weitere Un-
terstützung nachhaltig werben und muß denen, die 
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Forschung betreiben, Mut und Motivation vermit-
teln. Dazu möchte ich Sie alle einladen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
zu einer Kurzintervention das Wo rt  dem Abgeordne-
ten Tilo Braune. 

Tilo Braune (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. Ei-
gentlich sollte es eine Frage an Herrn Schmidt wer-
den. Aber aus einer Frage kann man ja auch eine 
Feststellung machen. Wenn ich Herrn Schmidt rich-
tig verstanden habe, dann hat er mitgeteilt, daß die 
Wissenschaftler und Forscher in der ehemaligen 
DDR auf den Gebieten Medizin, Naturwissenschaf-
ten und Geisteswissenschaften lediglich für den Pa-
pierkorb gearbeitet haben und daß ihre Arbeit unsin-
nig und qualitativ schlecht war. Ich möchte dies auf 
das schärfste und entschiedenste zurückweisen. Dies 
ist eine völlig sinnlose Polemik und schiebt den 
Schwarzen Peter in eine falsche Richtung. 

Wie anders wäre es zu erklären, daß die Akade-
miewissenschaftler, die in dem von Herrn Schmidt 
als unsinnig oder als falsch gestrickt bezeichneten 
Wissenschaftler-Integrations-Programm arbeiten, mehr-
fach positiv evaluiert wurden und damit ihre wissen-
schaftliche Qualifikation und ihre Leistung nachge-
wiesen haben? 

Ich denke, Herr Schmidt sollte es nicht dabei belas-
sen, zur Unterstützung der Wissenschaft aufzurufen, 
sondern sich zu Taten bekennen und die vielen An-
träge der SPD zur Weiterführung eines modifizierten 
Integrations-Programms in der Wissenschaftsland-
schaft unterstützen. Das sollte nicht, wie es in den 
Ausschüssen in der Vergangenheit leider immer wie-
der geschah, durch Gegenstimmen der Koalitionskol-
legen verhindert werden. Das ist der eigentliche 
Fakt. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Dr. Schmidt, Sie können darauf antworten. 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Ich will  zunächst sagen, Herr Braune, daß das 
eine ausgesprochen unfaire Interpretation meiner 
Rede ist. Entweder haben Sie nicht zugehört, oder 
Sie haben nicht kapiert, was ich gesagt habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mein lieber Freund, ich habe in der DDR 30 Jahre 
lang in vielen Forschungseinrichtungen Forschung 
betrieben - Sie wahrscheinlich so gut wie keine; je-
denfalls habe ich bisher nicht den Eindruck gewon-
nen. Ich will  zitieren, was ich gesagt habe: 

Die Umsetzung der Forschungsergebnisse voll

-

zog sich in der DDR in relativ bescheidenem Um

-

fange. In viel zu vielen Fällen war der Endpunkt 

von intensiver und mit beachtlich hohem intellek-
tuellem Aufwand betriebener Forschungsarbeit 
der Panzerschrank ... 

Wenn Sie behaupten, ich würde den Forschern 
mangelnde Ausbildung, mangelnde wissenschaftli-
che Kompetenz unterstellen, dann ist das einfach 
eine Unverschämtheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich würde meinen ehemaligen Fachkollegen damit 
ein schlimmes Attest ausstellen. 

Die Forschung in der DDR hätte mehr zustande 
bringen können. Daß sie es nicht tat, lag nicht an der 
Ausbildung; es lag auch nicht an der Motivation und 
am Einsatz. Es lag am System und auch an einer bor-
nierten Führung, die für Forschung und für For-
schungsergebnisse de facto wenig übrig hatte. 

Ich habe 20 Jahre lang in einem großen For-
schungszentrum des größten DDR-Kombinates gear-
beitet. In diesem Kombinat waren wir immer fünftes 
Rad am Wagen - leider. Deshalb kann ich Ihnen nur 
eines sagen, Herr Braune - und ich sage das mit Be-
dacht -: Wir haben in der letzten Legislaturperiode 
im Forschungsausschuß versucht, möglichst viel Ge-
meinsames für die ostdeutsche Forschungslandschaft 
zu schaffen. Das ist gelungen. Daran waren alle be-
teiligt, auch Leute Ihrer Fraktion. Ich bin auch wei-
terhin dazu bereit. So etwas geht aber nur, wenn ge-
genseitiges Vertrauen vorhanden ist. Mit solchen Be-
merkungen, die aus der Luft gegriffen sind und a lles 
auf den Kopf stellen, was ich gesagt habe, kommt ein 
solches Vertrauen nicht zustande; das kann ich Ihnen 
sagen. Die Schuld liegt nicht bei uns; die Schuld liegt 
eindeutig bei Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Da kann man 
sehen, wie schön die deutsche Sprache ist: Wenn ei-
ner zum anderen sagt „mein lieber Freund", dann 
meint er es meistens gar nicht so. 

(Heiterkeit) 

Die Aussprache ist damit geschlossen. Interfraktio-
nell wird Überweisung der Vorlagen auf den Druck-
sachen 13/5657, 13/5722 und 13/5732 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es dazu andere Vorschläge? - Das ist nicht 
der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlos-
sen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Gruppe der PDS zur teilweisen Er-
stattung des bei der Währungsunion 1990 reduzier-
ten Betrages. Das ist die Drucksache 13/1737. Der Fi-
nanzausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/3785, 
den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Gruppe der 
PDS auf Drucksache 13/1737 abstimmen und bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der Gesetz-
entwurf mit den Stimmen der Koalition und der SPD 
bei Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die 
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Grünen in zweiter Lesung abgelehnt worden ist. Da-
mit entfällt die weitere Beratung. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zum Entwurf eines Verfahrensgesetzes zu A rt . 44 
des Einigungsvertrages, Drucksache 13/4005. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag der PDS auf Druck-
sache 13/1080 abzulehnen. Wer dieser Beschlußemp-
fehlung des Rechtsausschusses zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Dann 
stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung mit den 
Stimmen der Koalition, der Fraktionen der SPD und 
des Bündnisses 90/Die Grünen angenommen worden 
ist. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zur Anpassung, Änderung und Ergänzung des 
Einigungsvertrages sowie zur konsequenten Ver-
wirklichung der in ihm enthaltenen Rechtsansprüche 
der Bürgerinnen und Bürger der neuen Bundeslän-
der, Drucksache 13/4412. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/2226 abzulehnen. 
Wer dieser Beschlußempfehlung des Ausschusses zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Beschlußempfehlung des Ausschusses mit 
den Stimmen der Koalition und der Fraktion der SPD 
bei Stimmenthaltung der Fraktion des Bündnisses 90/ 
Die Grünen angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der SPD zum Be richt der Bundesre-
gierung zur deutschen Einheit auf Drucksache 13/ 
5731. Wer dem Antrag der Fraktion der SPD zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß der Antrag der Fraktion der SPD mit den Stim-
men der Koalition bei Stimmenthaltung der Gruppe 
der PDS sowie des Abgeordneten Lühr abgelehnt 
worden ist. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 19a bis 19k und 
den Zusatzpunkt 7 auf: 

19. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Neuregelung des Schiedsverfahrens-
recht (Schiedsverfahrens-Neuregelungsge-
setz - SchiedsVfG) 

- Drucksache 13/5274 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Geheimschutzübereinkommen 
der WEU vom 28. März 1995 

- Drucksache 13/5320 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 

c) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung der Strafprozeßordnung (Gesetz 
zum Schutz kindlicher Zeugen) 
- Drucksache 13/4983 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

d) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über zwingen-
de Arbeitsbedingungen bei grenzüber-
schreitenden Dienstleistungen 
- Drucksache 13/5419 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

e) Erste Beratung des von der Gruppe der PDS 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Vertriebenenzuwendungs-
gesetzes 
- Drucksache 13/5594 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß 
Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Anpassung der wohngeldrecht-
lichen Überleitungsregelungen für das in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte 
Gebiet (Wohngeldüberleitungsgesetz -
WoGÜG) 
- Drucksache 13/5729 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 
Rechtsausschuß 

g) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 29. Mai 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Russischen Fö-
deration zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 
- Drucksache 13/5686 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffi Lemke, Ulrike Höfken, Michaele 
Hustedt, Vera Lengsfeld und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Umfassender Schutz für Meeressäuger 
- Drucksache 13/5007 - 
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Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Albert  Schmitt (Hitzhofen), Gila Altmann 
(Aurich), Helmut Wilhelm (Amberg) und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Finanzierung der Schienennahverkehrs

-

infrastrukturen sicherstellen 
- Drucksache 13/5198 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Haushaltsausschuß 

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Eva Bulling-Schröter, Dr. Ruth Fuchs, Rosel 
Neuhäuser, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe der PDS 
Kostenlose Überlassung oder Übertragung 
des ehemaligen Truppenübungsplatzes 
Weberstedt an den Freistaat Thüringen zu 
Zwecken des Naturschutzes 
- Drucksache 13/5590 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Dagmar Enkelmann, Wolfgang Bier-
stedt, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der 
PDS 
Modifizierung des 100 Millionen DM- 
Hilfsprogramms für die Binnenschiffahrt 
- Drucksache 13/5593 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuß 

ZP7 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren 
(Ergänzung zu TOP 19) 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Reform der Arbeitsförderung (Arbeitsförde-
rungs-Reformgesetz - AFRG) 
- Drucksachen 13/5676, 13/5730 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Dann kommen wir jetzt zu Tagesordnungspunkt 20. 
Es handelt sich um Beschlußfassungen zu Vorlagen, 
zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 20a bis 20d, 
Drucksachen 13/4792 bis 13/4795, auf: 

Abschließende Beratungen ohne Aussprache 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ver-
trag vom 30. Januar 1995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Peru über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
- Drucksache 13/4792 - 

(Erste Beratung 113. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5618 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter E rich G. Fritz 

b) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ver-
trag vom 21. Januar 1994 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Namibia über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanla-
gen 
- Drucksache 13/4793 - 

(Erste Beratung 113. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5619 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Siegmar Mosdorf 

c) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ver-
trag vom 28. Februar 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Litauen über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanla-
gen 
- Drucksache 13/4794 - 

(Erste Beratung 113. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5620 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter E rich G. Fritz 
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d) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 30. März 1994 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem 
Staat Kuwait über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

- Drucksache 13/4795 - 

(Erste Beratung 113. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5621 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter E rich G. Fritz 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt auf den 
Drucksachen 13/5618 bis 13/5621, die Gesetzent-
würfe unverände rt  anzunehmen. Wenn Sie damit 
einverstanden sind, lasse ich über die vier Gesetzent-
würfe gemeinsam abstimmen. - Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Ich bitte diejenigen, die den 
vier Gesetzentwürfen zustimmen wollen, sich zu er-
heben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß die Gesetzentwürfe bei Enthaltung 
der Gruppe der PDS angenommen worden sind. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20e auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesjagdgeset-
zes und des Waffengesetzes 

- Drucksache 13/5493 - 

(Erste Beratung 121. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5677 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter E rnst Bahr 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt auf Drucksache 13/5677, den Ge-
setzentwurf unverände rt  anzunehmen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf in zwei-
ter Lesung gegen die Stimmen der Fraktion des 
Bündnisses 90/Die Grünen bei Zustimmung im übri-
gen angenommen worden ist. 

Damit treten wir in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit der gleichen 
Mehrheit wie in der zweiten Lesung angenommen 
worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20f auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Jahressteuergesetzes (JStG) 1997 
(hier: Artikel 16 bis 18 = Umsatzsteuer-Ände-
rungsgesetz 1997) 
- Drucksachen 13/4839, 13/5359 - 

(Erste Beratung 111. und 121. Sitzung) 

aa) Erste Beschlußempfehlung und erster Be-
richt des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
- Drucksache 13/5758 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Detlev von Larcher 
Gisela Frick 
Friedrich Merz 
Uwe-Jens Rössel 
Christine Scheel 

bb) Erster Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
- Drucksache 13/5759 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dankwart Buwitt 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Karl Diller 
Oswald Metzger 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. sowie der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf. Der Finanzausschuß 
empfiehlt, den von ihm verabschiedeten Teil in der 
Ausschußfassung anzunehmen, dem Gesetzentwurf 
den Titel „Umsatzsteueränderungsgesetz 1997" zu ge-
ben und den übrigen Teil des Jahressteuergesetzes 
1997 einer späteren Beschlußfassung vorzubehalten. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung mit der dargestellten Maßgabe zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß 
der Gesetzentwurf in zweiter Lesung einstimmig an-
genommen worden ist. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, daß der Gesetzentwurf mit gleicher Mehrheit wie 
in der zweiten Lesung angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20g auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Susanne 
Kastner, Ulrike Mehl, Michael Müller (Düs-
seldorf), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Notwendige Grundsätze der guten fach-
lichen Praxis beim Düngen in der Dünge-
verordnung 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten Ulrike 

Höfken, Steffi Lemke und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Erforderliche Maßnahmen zur Umsetzung 
der EU-Nitratrichtlinie im Rahmen der 
Düngeverordnung 

- Drucksachen 13/2524, 13/3064, 13/3957 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 

Wir kommen zur Abstimmung des Antrags der 
Fraktion der SPD. Der Ausschuß empfiehlt, den An-
trag der SPD auf Drucksache 13/2524 abzulehnen. 
Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses auf 
Ablehnung zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Antrag mit den Stimmen der Ko-
alition gegen die Stimmen der SPD und der Fraktion 
des Bündnisses 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung 
der Gruppe der PDS abgelehnt worden ist. 

Wir kommen zur Abstimmung des Antrags der 
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3064 
abzulehnen. Wer der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Diese Beschlußempfehlung ist mit dem gleichen 
Stimmenverhältnis angenommen worden. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20h auf: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
(22. Ausschuß) gemäß j 93a Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung (EG,  EURA

-

TOM)  des Rates betreffend die Kon trollen 
und Überprüfungen vor Ort durch die Kom-
mission zur Feststellung von Betrug und Un-
regelmäßigkeiten zum Nachteil der finanziel-
len Interessen der Europäischen Gemein-
schaft 

- Drucksachen 13/4137 Nr. 2.55, 13/5209 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Peter Altmaier 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Dr. Helmut Lippelt 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Ich gehe davon aus, daß Sie den Bericht zur Kennt-
nis genommen haben. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20i auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Familien, Se-
nioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates 
über die ausgewogene Mitwirkung von Frau-
en und Männern am Entscheidungsprozeß 
- Drucksachen 13/4137 Nr. 2.63, 13/5195 -  

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ortrun Schätzle 
Ingrid Holzhüter 
Rita Grießhaber 
Heidemarie Lüth 

Diejenigen, die der Beschlußempfehlung zustim-
men wollen, bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die 
Beschlußempfehlung bei Stimmenthaltung der 
Gruppe der PDS bei Zustimmung im übrigen ange-
nommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20j auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu der Verordnung der Bundesregierung 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Be-
grenzung von Emissionen aus der Titandi-
oxid-Industrie 
- Drucksache 13/5275, 13/5550 Nr. 2.3, 13/5710 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Vera Lengsfeld 
Dr. Rainer Ortleb 

Der Ausschuß empfiehlt, der Verordnung auf 
Drucksache 13/5275 zuzustimmen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die Be-
schlußempfehlung bei Stimmenthaltung der Gruppe 
der PDS und bei Zustimmung im übrigen angenom-
men worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20k auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) 

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens 
- Drucksache 13/5664 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Bertold Reinartz 

Wer dieser Beschlußempfehlung zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS und bei Zustimmung im übrigen an

-genommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 201 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu der dem Deutschen Bundestag zugeleite-
ten Streitsache vor dem Bundesverfassungs-
gericht 2 BvE 1/96 
- Drucksache 13/5580 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst Eylmann 
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Der Ausschuß empfiehlt, in dem Verfahren eine 
Stellungnahme abzugeben und einen Prozeßvertre-
ter zu bestellen. Wer dieser Beschlußempfehlung zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Beschlußempfehlung bei Stimmenthaltung 
der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen und der 
Gruppe der PDS bei Zustimmung im übrigen ange-
nommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20m auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 143 zu Petitionen 

(Befristetes Besuchervisum für Ehefrau) 

- Drucksache 13/5614 - 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion des 
Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5735 
vor, über den wir dementsprechend zuerst abzustim-
men haben. Wer dem Änderungsantrag der Fraktion 
des Bündnisses 90/Die Grünen zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Dann stelle ich fest, daß der Ände-
rungsantrag mit den Stimmen der Koalition gegen 
die Stimmen der verschiedenen Fraktionen und 
Gruppen der Opposition abgelehnt worden ist. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses. Wer für die Beschlußempfehlung 
des Petitionsausschusses, Sammelübersicht 143, 
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Beschlußempfehlung mit der gleichen Stim-
menmehrheit angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20n auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 145 zu Petitionen 

(Ökotoxikologische Pflichtausbildung für Me-
diziner und Psychologen) 

- Drucksache 13/5616 - 

Auch dazu liegt ein Änderungsantrag der Frak-
tion des Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/5736 vor, über den wir zuerst abstimmen. Wer die-
sem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Dann stelle ich fest, daß der Änderungsantrag 
mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
des Hauses im übrigen abgelehnt worden ist. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses, Sammelüber-
sicht 145. Wer für diese Beschlußempfehlung des Pe-
titionsausschusses stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? 
- Dann stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung, 
Sammelübersicht 145, mit derselben Stimmenmehr-
heit angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 o auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 140 zu Petitionen 
- Drucksache 13/5611 - 

Dazu gibt es keinen Änderungsantrag. Wer der Be-
schlußempfehlung des Petitionsausschusses zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Beschlußempfehlung bei Stimmenthaltung 
der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen und der 
Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20p auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 141 zu Peti tionen 
- Drucksache 13/5612 - 

Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
und der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltungen im 
übrigen angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20q auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 144 zu Pe titionen 
- Drucksache 13/5615 - 

Wer dieser Beschlußempfehlung zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der 
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen und der 
Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Damit sind wir am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes. 

Frau Kollegin Probst, Sie möchten das Wo rt  zur Ge-
schäftsordnung haben, bitte schön. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
möchte etwas zum nächsten Tagesordnungspunkt 
sagen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe Zu-
satzpunkt 8 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Haltung der Bundesregierung zu Forderun-
gen nach Einführung einer Autobahn

-

Vignette 

Frau Kollegin Probst, zu diesem Tagesordnungs-
punkt möchten Sie das Wo rt  zur Geschäftsordnung? 
- Bitte. 
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Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte im Namen meiner Fraktion gemäß § 42 der 
Geschäftsordnung die Herbeirufung eines Mitglieds 
der Bundesregierung beantragen. Ich sehe Herrn 
Wissmann nicht und denke, er ist nicht im Raum. 
Diese Aktuelle Stunde betrifft ihn ganz gravierend. 
Meine Fraktion möchte ihn hier haben. Wir glauben, 
daß er sich vor dieser Aktuellen Stunde nicht drük-
ken sollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Bundeskanz

-

ler ist da!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Probst, ich habe Sie akustisch leider nicht verstehen 
können. Ich frage noch einmal, was Sie verlangen. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
beantrage nach § 42 der Geschäftsordnung die Her-
beirufung eines Mitglieds der Bundesregierung, 
Herrn Minister Wissmann, bitte. 

(Parl. Staatssekretär Manfred Carstens: Sein 
Vertreter sowie der Bundeskanzler und der 

Außenminister sind hier!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
darf ich einen Vorschlag machen? 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ma-
chen Sie das. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Der Parlamen-
tarische Staatssekretär des Ministeriums, also der 
politische Vertreter des Ministers, ist anwesend. 
Wenn Sie auf der Herbeirufung des Ministers 
bestehen, werden wir selbstverständlich darüber 
abstimmen. Ich schlage Ihnen aber vor, daß wir 
gleichwohl mit der Aussprache zur Aktuellen Stunde 
beginnen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Die Alternative ist, daß Kohl  redet!)  

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
können über die Herbeirufung gerne abstimmen las-
sen. Wenn Herr Wissmann trotzdem noch kommt, 
freuen wir uns natürlich darüber. Im übrigen ver-
stehe ich Ihren Vorschlag nicht richtig. Wenn Sie et-
was anderes meinen, müßten Sie sich etwas deutli-
cher ausdrücken. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Probst, ich höre, daß der Minister hierher unterwegs 
ist. Wenn Sie auf der Abstimmung bestehen, führen 
wir sie durch. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
denke, daß wir dann, wenn er hierher unterwegs ist, 
die Sitzung solange unterbrechen können, bis er hier 
ist. Im übrigen halte ich meinen Antrag aufrecht. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wird zu dem 
Antrag das Wo rt  gewünscht? - Bitte schön. 

Andreas Schmidt (Mülheim) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Wir werden den Antrag ablehnen. Wir hal-
ten das für eine Schaufensterdebatte. Der zuständige 
Parlamentarische Staatssekretär und der Bundes-
kanzler sind anwesend. Wir hören gerade, daß der 
Bundesverkehrsminister kommt. Ich finde, das ist ein 
Schaufensterantrag. Wir werden ihn ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe eine 
weitere Wortmeldung. - Bitte schön, Frau Kollegin. 

Katrin Fuchs (Verl) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir sind sehr dafür, daß 
der Minister bei dieser Debatte anwesend ist. Wenn 
er aber nun schon auf dem Wege ist, dann, denke 
ich, können wir beginnen und mit seiner Anwesen-
heit - hoffentlich in Kürze - rechnen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Sehr vernünftig!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das enthebt 
uns nicht einer Abstimmung über den gestellten An-
trag. Wir treten in die Abstimmung ein. Wer dem An-
trag auf Zitierung zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Dann stelle ich fest, 
daß der Antrag mit den Stimmen der Koalition gegen 
die Stimmen des Hauses im übrigen abgelehnt wor-
den ist. Wir können also in die Debatte eintreten, wo-
bei wir alle davon ausgehen, daß die Erklärung des 
Staatssekretärs zutrifft und der Minister auf dem 
Wege ins Parlament ist. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe dem Abge-
ordneten Albe rt  Schmidt das Wort . 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auf geht's zum Fingerhakeln! Das war 
schon der richtige Auftakt. Sehr verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr verehrter Herr Präsident! Ich 
begrüße besonders herzlich Herrn Staatsminister 
Wiesheu, grüß Gott. Sie können heute beweisen, ob 
das, worüber wir heute zu diskutieren haben, ein Al-
leingang war oder nicht. 

Es geht im Moment um einen Streit auf der politi-
schen Bühne um die Einführung einer allgemeinen 
Autobahngebühr. Um dieses Thema streiten sich ein 
Blinder und ein Einäugiger. Der Blinde heißt Mat-
thias Wissmann, auf dem Wege hierher. Er ver-
schließt beide Augen vor der schlichten Tatsache, 
daß der Straßenverkehr durch Stauschäden und Um-
weltschäden nun einmal in erheblichem Maß externe 
Kosten verursacht, die der Allgemeinheit aufgelastet 
werden, anstatt verursachergerecht den Autofahrern 
aufgebürdet zu werden. Überhaupt - so hören wir 
von Herrn Wissmann - sei über die Autobahn-
Vignette, die im Gespräch ist, allenfalls ein Betrag in 
der Größenordnung von 60 Millionen DM bei den 
ausländischen Autofahrern abzukassieren. Dem 
stünden aber Systemkosten von 640 Millionen DM 
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gegenüber. Also Augen zu, Hände in den Schoß, Fuß 
aufs Gaspedal, und so weitermachen wie bisher. 

Der Einäugige auf der anderen Seite dieser Streit-
bühne ist Edmund Stoiber. Er sagt dem Kollegen 
Wissmann zum einen ganz öffentlich und Bonn di-
rekt, daß er nicht rechnen könne. Zum zweiten ver-
langt er die Einführung genau dieser Autobahn-Vi-
gnette, um bei allen Pkws abzukassieren. Dann aber 
- jetzt höre man genau zu - soll den deutschen Auto-
fahrern über die Absenkung der Kfz-Steuer zumin-
dest ein Teil dieser Mehrkosten wieder zurückgege-
ben werden, den Ausländern dagegen nicht. Schon 
wird in erfrischender Offenheit deutlich, gegen wen 
das eigentlich geht, nämlich gegen unsere europäi-
schen Nachbarn. Europa läßt grüßen; die Globalisie-
rung schreitet fo rt  in Bayern . 

Herrschaftszeiten, Herr Wiesheu: Wissen Sie, 
worum es Ihrem Chef dabei eigentlich geht? Gilt das 
Verursacherprinzip nur für Ausländer? Verursachen 
denn deutsche Autofahrer keine Staukosten und 
keine Umweltschäden? Oder wie ist es mit denje-
nigen, die nach der Einführung der Autobahngebühr 
vermehrt von der gebührenpflichtigen Autobahn auf 
die gebührenfreie Bundesstraße ausweichen? Da be-
kommen wir dann den Verkehrszuwachs. Den An-
wohnerinnen und Anwohnern do rt  kann man schon 
heute zu der Portion Extralärm, die sie dann bekom-
men, gratulieren. Den Lärm sollten wir dann viel-
leicht nicht in Dezibel messen, sondern in „Stoiber", 
plus drei „Stoiber" neue bayerische Maßeinheit für 
vignettenbedingten Zusatzlärm an Ortsdurchfahrten. 
Das wär doch was. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Eduard 
Oswald [CDU/CSU]: Das war jetzt ein klei

-

ner Scherz!) 

Aber es geht Ihnen ja nicht wirklich um Verkehrs-
minderung oder Lärmminderung, sondern Ihnen 
geht es um etwas anderes. - Herr Oswald, hören Sie 
genau zu, worum es den Bayern geht. - Der Unter-
häuptling Günther Beckstein hat das sehr offen aus-
gesprochen. Er sagt nach einer dpa-Meldung von 
vorgestern, der Etat für den Fernstraßenbau werde 
dauernd gekürzt. Herr Staatssekretär Carstens, 
könnten Sie dem Mann einmal die Haushaltspläne 
der letzten drei Jahre zuleiten, damit ihm deutlich 
wird, daß gerade beim Straßenbau nicht gekürzt 
worden ist? Da sind wir noch immer bei 10 Milliarden 
DM. Beim Schienenausbau ist gekürzt worden; da 
sind wir im Moment bei 7 Milliarden DM. 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Dann sagt Herr Beckstein weiter in Sachen 
Vignette, am Ende müsse bei der Autobahn-Vignette 
etwas für den Straßenbau übrigbleiben, denn sonst 
„rechnet sich die Sache nicht". Darum geht es also; 
das ist des Pudels Kern: mehr Straßenbau und da-
durch wieder mehr Verkehr. 

Da paßt dem Herrn Stoiber die Zuständigkeit des 
Bundeskanzlers nicht. Er kann es nicht erwarten, 
Herr Bundeskanzler, Sie zu beerben. Er übt das Re-
gieren schon vorher einmal ein bißchen in München. 

Aber wenn ich Sie so gelassen da sitzen sehe, muß er 
wohl lernen, noch etwas Geduld zu haben. 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der SPD) 

Er könnte ja zwischenzeitlich den Freistaat Bayern 
als Königreich ausrufen. Dann könnte König Ed-
mund noch ein paar andere Bundesgesetze freihän-
dig gleich mit außer Kraft setzen, das Schwangeren-
beratungsgesetz usw. Es würden ihm sicherlich noch 
ein paar einfallen. 

Aber zurück zur Jahresvignette. Sie funktioniert 
nach dem Rasenmäherprinzip: Wer 30 000 km auf 
der Autobahn fährt, bezahlt das gleiche wie der, der 
bloß 1 000 km fährt. Das ist genauso schwachsinnig, 
als wenn jeder die gleiche Stromrechnung zahlen 
müßte, egal wieviel Strom er verbraucht hat. Das 
kann es nicht sein. Wer seine Jahresmarke gekauft 
hat, der nützt sie natürlich auch aus und fährt um so 
mehr. Oder Sie müssen eine Tagesvignette einfüh-
ren. Wenn Sie sie einführen, dann haben Sie natür-
lich so viel Verwaltungsaufwand, daß es sich über-
haupt nicht mehr rechnet. Oder Sie müssen zurück 
ins Postkutschenzeitalter und müssen alle paar Kilo-
meter eine Schranke aufstellen und abkassieren. 

Also, meine Herren Streithansel, ein Vorschlag zur 
Güte. - Herr Wiesheu, darf ich noch einen Augen-
blick um Ihre Aufmerksamkeit bitten? Ich wi ll  ja den 
Streit gerne schlichten. - Erhöhen Sie doch endlich, 
schrittweise und berechenbar, die Mineralölsteuer. 
Das trifft punktgenau die, die viel fahren, viel, und 
die, die wenig fahren, trifft es weniger. Sie haben 
keine Einführungskosten, keine Systemkosten, keine 
Verwaltungskosten. Sie brauchen nur Zapfsäulen, 
und die stehen eh schon da. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich bin sofort fertig, Herr Präsident. - Ge-
ben Sie dann diese Einnahmen zurück an die Men-
schen, indem Sie Bus und Bahn als Alternative aus-
bauen, indem Sie die Sozialversicherungsbeiträge 
und die Lohnnebenkosten senken. Das schafft Ar-
beitsplätze und Verkehrsverlagerung. Das hat Ihr 
bayerischer CSU-Landtagskollege Josef Göppel übri-
gens schon begriffen. Wissen Sie, wie er das nennt? 
Er nennt es Einstieg in die ökologische Steuerreform. 
Ich hoffe, das kommt Ihnen irgendwie bekannt vor. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich bin gleich fertig, Herr Präsident. - 
Man  sollte die Hoffnung nie aufgeben, daß die gött-
liche Eingebung auch noch auf die CSU hernieder-
kommt, und sei es in Gestalt ihres eigenen Umwelt-
arbeitskreises. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dr. Wolf Bauer. 

Dr. Wolf Bauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen, meine Herren! Aktuelle Stunden kann man 
im allgemeinen unter das Motto stellen: Man darf 
über alles reden, aber nicht länger als fünf Minuten. 
Warum also sollen wir uns nicht auch einmal, oder 
besser gesagt: noch einmal, über Autobahnbenut-
zungsgebühren für Pkw unterhalten? Worüber wir 
allerdings nicht reden sollten und nicht reden dürfen, 
ist eine weitere Belastung der deutschen Steuerzah-
ler und vor allem auch der deutschen Autofahrer. 
Denn zu einer weiteren Belastung würde es zwangs-
läufig kommen, wenn wir in Deutschland eine Auto-
bahnvignette für Pkw einführten. 

Ich gebe gerne zu, daß es sehr öffentlichkeitswirk-
sam ist, zu fordern, ausländische Autofahrer an den 
Kosten für den Bau und die Unterhaltung des deut-
schen Straßennetzes zu beteiligen. All jene, die diese 
populistische Forderung erheben, müssen aber auch 
erklären, wie dieses Ziel zu erreichen ist. 

In diesem Zusammenhang möchte ich ein altes 
deutsches Sprichwort, wenn auch in etwas abgewan-
delter Form, gebrauchen: Den Sack schlägt man, den 
Esel trifft man. Der Esel ist hier der deutsche Auto-
fahrer, der dann zusätzlich zu den jährlich über 
80 Milliarden DM an Kraftfahrzeug- und Mineralöl-
steuer auch noch eine Autobahnbenutzungsgebühr 
von 2,4 Milliarden DM bezahlen soll. 

Zwar wird von den Befürwortern einer Autobahn-
vignette ein Ausgleich für die deutschen Autofahrer 
angedeutet; aber bei dieser Andeutung ist es bis 
heute geblieben. Denn jeder, der sich auskennt, 
weiß, daß ein Ausgleich, zum Beispiel über eine Sen-
kung der Kraftfahrzeugsteuer, für den deutschen Au-
tofahrer aus EU-rechtlichen Gründen nicht möglich 
ist. Diese Vorgehensweise fiele unter das Diskrimi-
nierungsverbot. 

(Elke Ferner [SPD]: Ganz genau!) 

Auch in Österreich wird es eine Kompensation in die-
ser Form nicht geben, wenn do rt  eine Vignette einge-
führt wird. 

Aber nicht nur der geforderte Ausgleich für den 
deutschen Autofahrer ist nicht möglich, sondern 
auch eine Zweckbindung der Einnahmen aus diesen 
Autobahnbenutzungsgebühren für Bau und Unter-
haltung deutscher Autobahnen ist nicht zu erreichen. 
Ich schlage daher den Befürwortern einer Autobahn-
vignette vor, erst diese Probleme zu lösen und dann 
die Frage zu stellen, zu welchem Zeitpunkt und in 
welcher Höhe eine Autobahnbenutzungsgebühr für 
Pkw eingeführt werden soll. 

Hinzu kommt, daß zunächst einmal in einem Ge-
samtkonzept festgelegt werden muß, was aus der 
Kraftfahrzeugsteuer letztendlich überhaupt werden 
soll. Soll sie in Form einer emissionsbezogenen 
Steuer zur Lösung umweltpolitischer Probleme her-
angezogen werden? Oder soll sie auf die Mineralöl-
steuer umgelegt werden? In beiden Fä llen wäre es 
nicht möglich - abgesehen von EU-rechtlichen Be-

denken -, sie auch noch zur Kompensation für eine 
eventuell einzuführende Autobahnbenutzungsge-
bühr zu verwenden. 

Auch konnte bisher der Nachweis nicht geführt 
werden, daß bei errechneten Einnahmen von 
2,4 Milliarden DM durch eine eventuell einzufüh-
rende Vignette wesentlich mehr als 60 Millionen DM 
von ausländischen Autobahnbenutzern in die Bun-
deskasse fließen würden. 

Die Einführung einer Vignette ist nichts anderes 
als die Einführung einer neuen Abgabe, meine Da-
men und Herren. Da wir uns aber alle hier in diesem 
Hohen Haus zum Ziel gesetzt haben, die Steuern 
und Abgaben zu senken und damit unsere Bürger 
spürbar zu entlasten, ist die jetzt geführte Vignetten-
diskussion oder, wie sie neuerdings genannt wird, 
der Pickerlstreit überflüssig wie ein Kropf. 

Mehr denn je gilt: Jede weitere Belastung des 
deutschen Steuerzahlers durch Steuern, Abgaben, 
oder Soziallasten muß unbedingt verhindert werden. 
Außerdem ist nicht einzusehen, daß der mehr als ge-
plagte ländliche Raum noch weiter benachteiligt 
wird. Mehr als in den Ballungsgebieten sind die Be-
wohner des ländlichen Raumes auf das Autofahren 
angewiesen und damit auf die Benutzung von Auto-
bahnen. 

Hinzu kommt, daß es durch die Einführung einer 
Vignette zu Verlagerungen auf das nachgeordnete 
Straßensystem kommen wird. Diese werden zwangs-
läufig auch zu einer stärkeren Belastung der Orts-
durchfahrt führen. Zusätzliche Abgase, mehr Lärm 
und eine erhöhte Unfallgefahr sind die Folgen. 

(Beifall des Abg. Albert  Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Auch der Fremdenverkehr würde vor allem in 
grenznahen Bereichen beeinträchtigt. Wenn ich zum 
Beispiel an meinen Wahlkreis denke und hier beson-
ders an die Eifel, dann bin ich davon überzeugt, daß 
zum Beispiel viele Kurzurlauber aus den Nachbarlän-
dern diese Region meiden würden, wenn ein Besuch 
hier mit zusätzlichen Kosten durch eine Autobahnbe-
nutzungsgebühr für Pkw verbunden wäre. 

In diesem Zusammenhang ist erwähnenswert, daß 
neun von 15 EU-Ländern keine Autobahnbenut-
zungsgebühr für Pkw erheben. 

Meine Damen und Herren, die Haltung der Bun-
desregierung zur Forderung nach Einführung einer 
Autobahnvignette ist durch wiederholte klare Aussa-
gen unseres Bundesverkehrsministers eindeutig be-
legt. Sie findet meine volle Unterstützung. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Frau Kollegin Professor Monika Ganseforth. 

Monika Ganseforth (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kollegen und Kolleginnen! Ich war eben doch etwas 
erstaunt, endlich zu hören, was auf Ihrer Seite ge- 
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dacht wird. Beim Beifall habe ich allerdings gesehen, 
daß nur etwa die Hälfte auf Ihrer Seite Beifall ge-
klatscht hat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Der Minister ist jetzt da, ich bin gespannt, was er 
sagt und wie es aus den anderen Reihen tönt, von de-
nen, die keine Hand gerührt haben, zum Beispiel 
vom Vorsitzenden des Verkehrsausschusses. 

Es war natürlich auch sehr interessant, von Ihrer 
Seite zu hören, daß es eines Konzeptes bedarf, um 
das Hin und Her mit der Vignette, mit der Kraftfahr-
zeugsteuer usw. endlich zu beenden. Es hat Jahre 
gedauert, um das von dieser Seite zu hören. Wir 
freuen uns und schließen uns dem nur an. Wir wissen 
ja alle: Mit dem Verkehr muß etwas geschehen. 
Mit der Verkehrslawine geht es so nicht weiter. Die 
Menschen stöhnen unter der Belastung durch die 
immer mehr anwachsende Verkehrslawine, vor allem 
durch den Lkw-Verkehr. 

Gegenmaßnahmen sind überfällig. Nur hilft uns 
dieser unseriöse Umgang mit dem Thema, wie es von 
Ihrer Seite jetzt wieder als verspätete Sommerlochde-
batte behandelt wird, nicht weiter, sondern unter-
gräbt geradezu die Möglichkeiten tatsächlicher Maß-
nahmen. Es sind reine Abkassierungsversuche, die 
diskutiert werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Sie schüren gegenüber unseren Nachbarn, die sich 
im Interesse ihrer Bevölkerung zur Wehr setzen, Vor-
behalte und blockieren die nötigen . Entscheidungen. 
Sie verhalten sich nicht EU-konform. Denn wir brau-
chen endlich einen Abbau der Subventionen für den 
motorisierten Straßenverkehr und marktwirtschaftli-
che Instrumente zur verursachergerechten Anla-
stung der Kosten. 

Die Preise im Verkehrsbereich decken bei weitem 
nicht die externen Kosten, besonders nicht im Stra-
ßenverkehr, ganz besonders nicht im Lkw-Verkehr, 
aber auch nicht im Luftverkehr. Der Verkehr hat 
viele Kosten, die nicht in die Preise eingerechnet 
werden. 

Das größte Risiko dabei ist die Klimaveränderung. 
Der Treibhauseffekt, das Waldsterben, die Versaue-
rung der Böden und des Wassers gehen auf den Ver-
kehr zurück. Die bodennahe Ozonbelastung, die Be-
einträchtigung der Lebensqualität in den Städten, 
der Flächenverbrauch, die Zerschneidung der Land-
schaft, die Lärmbelastung, die Unfallkosten - all dies 
ist nicht in die Kosten des Verkehrs einbezogen und 
gehört sozusagen internalisiert, es sei denn, die A ll

-gemeinheit trägt die Kosten. Die Allgemeinheit bein-
haltet nicht nur den Steuerzahler; denn vor allen Din-
gen werden auch die nachfolgenden Generationen 
für diese Kosten zur Kasse gebeten. 

Sie sind schwer zu ermitteln. Das arbeitgebernahe 
Institut der deutschen Wi rtschaft in Köln, das IW, hat 
sieben Arbeiten verglichen, die versucht haben, 
diese externen Kosten auszurechnen. Die Marge bei 
diesen sieben Instituten liegt zwischen 45 und 
220 Milliarden DM. Das ist die Spannbreite für die  

externen Kosten pro Jahr, die von den Instituten aus-
gerechnet werden. Daß allerdings vor allem im Lkw

-

Verkehr Kosten entstehen, wird von niemandem be-
stritten, noch nicht einmal von den hartgesottenen 
Lobbyisten in diesem Bereich. 

Daher gibt es keine sinnvolle Maßnahme ohne In-
ternalisierung der externen Kosten - so heißt dieser 
schreckliche Fachausdruck. Die EU nennt das in ih-
rem Grünbuch sehr viel schöner und anschaulicher 
faire und effiziente Preise im Verkehr. Das ist nötig. 
Der EU-Kommissar Neil Kinnock hat bei seinem Be-
such in der letzten Sitzungswoche im Verkehrsaus-
schuß noch einmal engagiert für das Grünbuch der 
EU und damit für faire und effiziente Preise im Ver-
kehr geworben und dieses Konzept vorgestellt. 

Es mag Ihnen nicht gefallen, aber es ist genau der 
richtige Weg, die Kosten denen anzulasten, die sie 
verursachen. Die EU hat die Kosten der Überlastung 
der Infrastruktur mit schätzungsweise 2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts berechnet. Unfälle schlagen 
mit 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu Buche, 
Luftverschmutzung und Lärm mit etwa 0,6 Prozent. 
Alles in allem ist nach dem Grünbuch mit 
250 Milliarden ECU externer Kosten pro Jahr zu 
rechnen. Das wird auf die Allgemeinheit abgewälzt. 
Es ist dringend nötig, dieses Konzept der Internalisie-
rung voranzubringen. 

Ihnen fällt dazu nur lauter Wenn und Aber ein. 
Statt dessen publizieren Sie dann diesen Vignetten-
unsinn, der nicht fahrleistungsbezogen ist. Wir brau-
chen eine Schwerverkehrsabgabe für alle Straßen, 
nicht nur für die Autobahnen, Roadpricing-Modelle 
für Lkw und nicht für Pkw. Aber auch ein Ökosteuer

-

modell ist Gebot der Stunde. Dazu brauchen wir 
konzeptionelle Überlegungen zur Verkehrsvermei-
dung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Monika Ganseforth (SPD): Mit Ihren jährlichen Ab-
kassierungsvorschlägen verhindern Sie geradezu die 
notwendigen Schritte. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Kollegen Horst F riedrich das Wort . 

Horst Friedrich (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist ja immer schön, wenn man 
sich auf die EU, insbesondere auf Herrn Kinnock und 
seinen Auftritt bezieht. Man sollte dazu allerdings er-
gänzen, daß sich die gleiche EU konstant weige rt , 
die vorgesehene Gebühr für den Schwerlastverkehr 
gemäß dem deutschen Vorschlag sachgerecht und 
wettbewerbsneutral für alle zu erhöhen. Man wei-
gert sich mit mindestens genauso fadenscheinigen 
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Argumenten, wie Sie sie uns immer unterstellen, 
ganz konstant, diese Erhöhung durchzuführen. 

Bei der ganzen Debatte macht es vielleicht Sinn, 
sich noch einmal zu überlegen, wie der Sachstand 
ist. In Deutschland werden vom deutschen Autofah-
rer rund gerechnet 90 Milliarden DM Steuerlast über 
Kfz- und Mineralölsteuer abgefordert. Dafür gehen -
wenn ich Ali  Schmidt zitieren darf - 10 Mil liarden 
DM in den Straßentitel, hiervon sind ungefähr knapp 
8 Milliarden DM investiv. Beim deutschen Autofahrer 
ist damit - ich darf den ADAC zitieren - die Grenze 
der Belastbarkeit erreicht. Deswegen hat diese Bun-
desregierung in Übereinstimmung mit der Koalition, 
auch der F.D.P. gesagt, daß eine weitere einseitige 
Erhöhung der Kosten nicht darstellbar ist. 

Das heißt im Umkehrschluß: Wer neue Gebühren 
verlangt, muß entsprechende Alternativen für den 
Ausgleich aufzeigen. Wie das mit der Vignette dann 
aussieht, ist schon dargestellt worden. Wenn wir die 
Vignette einführen, um den ausländischen Verkehr 
zu treffen - neun von 15 EU-Ländern haben keine 
Straßenbenutzungsgebühr; das ist immer noch die 
Mehrheit -, wofür man sogar Verständnis haben 
kann, dann muß man das entsprechend ausgleichen, 
und das muß auch europarechtlich darstellbar sein. 
Da habe ich meine Zweifel. Ich habe auch erkleckli-
che Zweifel, daß die Länder, die hier so mutig voran-
schreiten, bereit sind, zum Beispiel mit ihrem Anteil, 
bei der Kfz-Steuer, zu verzichten. 

Bei dieser Ausgangssituation kann man nicht um-
hin, zu sagen: Es gibt mit Sicherheit noch ein biß-
chen Klärungsbedarf. Adolf Dinglreiter und andere 
haben ziemlich deutlich gemacht, wie es eigentlich 
tatsächlich ausschaut. Auf diesem Weg sollte man 
weitergehen und sich erst dann nach außen wagen. 

Es gibt allerdings einen Problempunkt, den ich 
auch nicht unerwähnt lassen will. Es ist tatsächlich - 
das hat die Haushaltsdebatte gezeigt - bei den Inve-
stitionen eine bestimmte Grenze erreicht worden, die 
auch im Interesse des Arbeitsmarktes und des Bauar-
beitsmarktes in Deutschland nicht unterschritten 
werden darf. 

Man kann der Meinung sein, daß dieses System al-
lein durch Staatsfinanzierung nicht mehr entspre-
chend zu finanzieren ist. Man überlegt sich dann 
eine stärkere Beteiligung von Privatkapital, wie es 
beim Transrapid vorgesehen ist, 

(Elke Ferner [SPD]: Eine Vignette für den 
Transrapid! Das ist es!) 

wie es auch bei anderen Verkehrsträgern möglich ist 
und wie es zum Beispiel nach der Bahnreform gegen 
streckenbezogene Gebühr auch bei der Bahn, wenn 
es einen diskriminierungsfreien Zugang von Dritten 
auf den Schienenstrecken gibt, möglich ist. 

Darüber, so etwas auch für Straßen einzuführen, 
kann man sich ruhig Gedanken machen. Aber dann 
muß es ein in sich schlüssiges Angebot sein. Es muß 
stimmig sein. Es darf nicht zusätzliche Kosten verur-
sachen. Es muß tatsächlich für alle Beteiligten an-
nehmbar sein. Das muß dann diskutiert werden,  

wenn man die Zahlen konkret zur Verfügung hat, um 
sich die Mühe zu machen. 

Man muß die Zahlen, die hier zur Debatte stehen, 
noch einmal Revue passieren lassen: Der Anteil der 
ausländischen Lkw liegt bei knapp über 10 Prozent; 
im Pkw-Bereich sind wir nach den neuesten Darstel-
lungen noch nicht einmal bei 10 Prozent. Die können 
hinterfragt und strittig werden. - Lieber Dio, das sage 
ich, weil ich dich schon wieder sehe. - Das mag a lles 
sein. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Lieber Horst, wenn ich das 

schon wieder höre!) 

Klar ist auch eines: Wenn man seriös überprüft, 
brauchen wir aus einer solchen Maßnahme, wenn es 
wirklich etwas nützen soll, einen Betrag zwischen 3 
und 5 Milliarden DM. Über den muß seriös nachge-
dacht werden, durchaus in kontroverser Diskussion, 
aber bitte nicht mit dem vorgeschobenen Argument, 
wir bräuchten eine Vignette. Das wird in dieser Le-
gislaturperiode nicht mehr stattfinden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Dr. Winfried Wolf das Wo rt . 

Dr. Winfried Wolf (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Bundes-
verkehrsminister äußerte: „Der Tote trägt die Kerze 
selber." Er spricht damit nicht einen tragischen Vor-
fall im früheren Verkehrsleben des jetzigen bayeri-
schen Verkehrsministers an. Wissmann spricht von 
Wiesheus Projekt einer Autobahnvignette. Dort , wo 
ersterer eine Totgeburt erkennt, sieht letzterer den 
leuchtenden Fingerzeig des Straßenverkehrsheiligen 
Christophorus. 

Bei diesem Vignettenprojekt springen drei 
Aspekte ins Auge: 

Erstens. Es geht um einen nationalen Alleingang. 
Ausgerechnet diejenigen, die die Europäische Union 
und Maastricht II im Wappen führen, bemühen sich 
hier erstaunlich wenig um eine europaweit einheitli-
che Regelung. 

Zweitens. Es geht schlicht um Geld für leere 
Staatskassen. -Transrapid, überteuerte ICE-Trassen, 
Autobahnen müssen finanziert werden. Das Gegen-
teil von Umweltpolitik findet statt. Gut 80 Prozent al-
ler Pkw hätten nach den Schweizer Erfahrungen 
diese Vignette. Weitere Fixkosten entstehen zusätz-
lich zu fester Kfz-Steuer, fester Versicherung und Ga-
rage, was zu möglichst viel weiterem Pkw-Verkehr 
verleiten muß. Darüber hinaus werden Transit- und 
Fernverkehr auf Bundes- und Landstraßen verlagert. 

Drittens. Es geht vor allem um das Geld der Fahrer 
von Autos ohne deutsches Nummernschild. CSU- 
Landesgruppensprecher Hinsken äußerte sich dazu 
mit geschlitzten Ohren: „Da müssen wir eben kreativ 
sein." Sprich: Deutsche Pkw-Fahrer werden zum Bei-
spiel durch eine abgasbezogene Kfz-Steuer entlastet, 



11482 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Dr. Winfried Wolf 

so daß vor allem die nichtdeutschen Pkw-Fahrer ble-
chen. 

Wir erinnern uns: Am Ende des Theaters von 1994 
um eine Lkw-Autobahnnutzungsgebühr stand die 
nackte Reduzierung der Besteuerung deutscher Lkw. 
Die Folge war eine Explosion des Lkw-Verkehrs und 
eine Schwindsucht des Güterverkehrs auf der 
Schiene. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leben Sie in 
einer anderen Welt? - E rnst Hinsken [CDU/ 

CSU]: Er hat keine Ahnung!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das diesjährige 
Vignetten-Sommertheater wird durch einen Be richt 
aus dem Blatt „Die Bunte" angereiche rt . Ich zitiere: 

Wilde Jagd auf der Autobahn Basel-Karlsruhe. 
Ein deutscher Mercedes-Fahrer prescht mit 
Tempo 180, dahinter ein Opel mit Schweizer 
Kennzeichen. Als der Schweizer den Deutschen 
stoppen will, kommt es zum Unfa ll. Grund der 
Verfolgung: Der Mercedes-Fahrer war an der 
Grenze ertappt worden, nachdem er die Schweiz 
ohne Autobahnplakette durchquert hatte. An-
statt bei der Ausreise die vom Schweizer Zoll ge-
forderten 100 Fränkli Strafe zu zahlen, gab der 
deutsche Kaufmann Gas. Ein Schweizer Pat riot 
nahm die Verfolgung auf. 

Vorgeschlagen wird uns nun die schwarz-rot-gül-
dene Vignette. Autobahnpatrioten können dann dar-
über wachen, daß Fremdlinge unser Autobahnwesen 
nicht parasitär nutzen. Das ist nichts anderes als die 
allseits beklagte Wegelagerermentalität - europaweit 
verallgemeinert. 

Natürlich gibt es eine Alternative zur Autobahn-
vignette. Wie wäre es mit dem folgenden schlichten 
Rezept: Man nehme die Feststellung im Grünbuch 
von EU-Kommissar Kinnock, wonach der Kfz-Ver-
kehr nur einen Teil seiner Kosten deckt. Man rühre 
in die bisher zu niedrigen Kfz-Verkehrspreise diese 
externen Kosten des Pkw-Verkehrs ein. Man be-
rechne den Preis für jede Schnitte vom Verkehrsku-
chen nach der Menge des Verzehrs und Verkehrs; 
also: Kosten entsprechend dem Konsum. Man lasse 
die Mehreinnahmen in transparenter Form einer 
konsequenten Politik der Verkehrsvermeidung und 
dem öffentlichen Verkehr zukommen. 

Diese Schonkost für Mensch und Natur bedeutet 
auch Tempobeschränkungen - das heißt eine diesbe-
zügliche Angleichung an alle europäischen Staaten - 
und Beschränkungen für den Lkw-Verkehr. A ll  das 
zusammen wäre ein guter Einstieg in eine Politik der 
Verkehrswende. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe nun 
das Wort  dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Manfred Carstens. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrter Herr Staatsminister des Freistaates Bayern! 
Seit einigen Wochen erleben wir erneut eine Diskus-
sion über die Einführung einer Pkw-Vignette. Diese 
Diskussion steht sicherlich im Zusammenhang mit 
der Entscheidung Österreichs, dort  eine allgemeine 
Maut einzuführen. Insofern habe ich Verständnis da-
für, daß das Thema auch bei uns, insbesondere im 
Süden unseres Landes, eine Rolle spielt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn es darum geht, eine solche Frage sachlich 
anzugehen, müssen die Fakten auf den Tisch kom-
men. Ich darf erwähnen, daß der anwesende Bundes-
verkehrsminister 

(Zuruf von der SPD: In der letzten Reihe!) 

und sein Parlamentarischer Staatssekretär in dieser 
Frage - und nicht nur in dieser Frage - vollständig 
übereinstimmen. Wir haben in diesem Fall damit zu 
tun, daß es im Ergebnis zu nichts anderem als einer 
weiteren Belastung der deutschen Autofahrer, die 
nichts mehr mit Gerechtigkeit zwischen inländischen 
und ausländischen Autofahrern zu tun hätte, käme. 
Das wäre das Ergebnis. 

Was viele in unserem Land nicht wissen, ist, daß 
eine Vignette, die auf Ausländer beschränkt wäre, 
durch EU-Recht ausgeschlossen ist. Diese Feststel-
lung muß am Anfang stehen: Wenn schon eine Vi-
gnette, dann für alle. Die deutschen Autofahrer, die 
die deutschen Autobahnen naturgemäß häufiger be-
nutzen als die ausländischen Autofahrer, müßten 
dann entsprechend zahlen. 

Die Argumentation der Vignetten-Befürworter, 
deutsche Autofahrer müßten fast überall im Ausland 
zahlen, erinnert mich ein wenig an das alttestament-
liche „Auge um Auge, Zahn um  Zahn".  Damit kom-
men wir aber dem Ziel einer gerechteren Behand-
lung der deutschen Autofahrer nicht näher. 

Es ist eben schon darauf hingewiesen worden, daß 
in neun Ländern der EU keine Pkw-Vignette vorhan-
den ist. In fünf anderen Ländern - zusätzlich zu 
Österreich - gibt es eine Pkw-Vignette bei ausge-
suchten Straßen, die, soweit ich informiert bin, alle-
samt entsprechend finanziert wurden. 

Österreich ist das erste und bislang einzige Land 
der EU, welches eine allgemeine Pkw-Maut auf Au-
tobahnen einführt. Wenn Deutschland dem nun 
folgte, könnte man sicher sein, daß viele andere Län-
der in der EU nachzögen. Ich muß hier ganz deutlich 
sagen: Ich habe mir das Europa der Zukunft nicht so 
vorgestellt, daß Zoll- und Mautregelungen längst 
vergangener Zeiten wieder eingeführt werden. Das 
Gegenteil ist zumindest anzustreben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Einführung eines solchen Vignettensystemes 
würde Verwaltungskosten in Höhe von schätzungs-
weise 600 Millionen DM jährlich verursachen. In 
Vorgesprächen der letzten Tage und in Diskussionen 
in den Ausschüssen ist diese Summe gelegentlich an- 
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gezweifelt worden. Ich persönlich gehe davon aus, 
daß sie, wenn sie denn überhaupt angezweifelt wer-
den kann, eher sehr niedrig angesetzt ist. Denn wir 
haben bei der Lkw-Vignette bei etwa 500 000 betei-
ligten Lkws ein Kostenvolumen von zirka 80 Mil-
lionen DM, 

(Monika Ganseforth [SPD]: Mit steigender 
Tendenz!) 

während es sich um etwa 40 Millionen Pkws handelt, 
also um 80mal mehr Fahrzeuge. Wir haben hierfür 
das Achtfache der Lkw-Kosten angesetzt. Insofern 
muß man davon ausgehen, daß diese Schätzung eher 
systemfreundlich ist. 

Wenn man bedenkt, daß es um solche Kosten geht, 
muß man ja den Gesamtzusammenhang herstellen. 

Es würde des weiteren ein erheblicher Verwal-
tungsapparat für die Kontrolle der Pkws errichtet 
werden müssen. Diejenigen, die jetzt die Lkws kon-
trollieren, reichten ja bei weitem nicht aus, um in 
ganz Deutschland die Kontrolle der Pkws durchzu-
führen. Leidtragende wären also letzten Endes die 
deutschen Autofahrer, die etwa 2 bis 3 Mil liarden 
DM zahlen müßten; das ergeben die Schätzungen. 
Ein großer Teil dieses Betrages würde durch Verwal-
tungskosten in Höhe von mindestens 600 Millionen 
DM aufgebraucht. 

Zudem wäre es ein Irrglaube, zu meinen, daß diese 
Belastung durch Entlastungen an anderer Stelle 
kompensiert werden könnte; denn dies wirft schwer-
wiegende EG-rechtliche Probleme auf. 

(Zuruf von der SPD: So ist das!) 

Das Stichwort dazu heißt Diskriminierungsverbot. 

Im übrigen würden die ausländischen Verkehrs-
teilnehmer - das ist ein wesentlicher Punkt - von den 
erwarteten Einnahmen nur einen Anteil von deutlich 
unter 10 Prozent zahlen. Meine Damen und Herren, 
das ist eben ein Betrag, der nicht annähernd die Ko-
sten deckt, die durch eine Einführung der Pkw-Vi-
gnette entstünden. 

Hinzu kommt, daß die Einnahmen auch nicht sozu-
sagen automatisch für den Straßenbau zur Verfü-
gung stünden. Einer Zweckbindung dieser Einnah-
men stehen bei uns fiskalpolitische und haushalts-
rechtliche Gründe entgegen. Auch die Einnahmen 
aus der Lkw-Gebühr - das gehört ebenfalls hierzu -, 
die wir ja zu Recht erheben, da die Lkws starke Ko-
stenverursacher sind, fließen den allgemeinen Ein-
nahmen des Bundes und nicht einem Straßenbautitel 
zu. 

Wenn ich das alles nun bewe rte, die Fakten anein-
anderreihe und abwäge, dann komme ich zu dem Er-
gebnis, daß das hinreichend Gründe sind, die dafür 
sorgen sollten, daß wir das Thema „Einführung der 
Pkw-Vignette" nun schleunigst einstellen sollten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Angelika Graf das Wo rt . 

Angelika Graf (Rosenheim) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Aristoteles, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

der Begründer antiker Wissenschaft überhaupt, be-
zeichnete die Politik einst als vernunftbegründete 
und zielgerichtete Wissenschaft. Die Probleme der 
Politik, also die Frage, wohin die Menschen wollen, 
seien mit Logik, Verstand und auf rationaler Diskurs-
ebene zu lösen. 

Wenn wir allein die Diskussion der letzten Wochen 
um die Autobahnvignette betrachten, hat es aber 
den Anschein, daß sich die Regierungsparteien al-
len voran die CSU - fest vorgenommen haben, Ari-
stoteles zu widerlegen. Wo ist denn da das vernunft-
begründete Denken und Handeln? Regieren speziell 
in dieser Debatte nicht eher Emotionen? 

Ich zitiere den Kollegen Dr. Jobst aus dem „Ex-
press" vom 20. September 1996: 

Es ist ungerecht, daß die deutschen Autofahrer 
die Abgezockten in Europa sind. 

Er hat ja recht. Ich gebe ja zu, daß die österreichi-
schen Mautgebühren am Brenner ein großes Ärger-
nis für viele Autofahrer, speziell aus Oberbayern, 
sind. Keiner von uns empfindet Freude darüber, 
wenn ab 1. Januar 1997 Österreich gegen die Beden-
ken der EU den verkehrspolitisch falschen Weg der 
Autobahnvignette wirk lich beschreitet. 

Warum aber - außer aus einem billigen Populismus 
heraus - fordern einige Herren aus der CSU und der 
CDU genau denselben falschen Weg für Deutsch-
land, nach dem Motto, das der Herr Staatssekretär 
schon angesprochen hat: „Auge um Auge, Zahn um 
Zahn"? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Das Mittel selbst wird doch damit nicht besser. Die 
Autobahnvignette verdrängt den Verkehr auf die 
nachgeordneten Straßen. Wer die Vignettenkosten 
sparen will, wird bei dem dichten Straßennetz in 
Deutschland nämlich auch ohne Autobahn zurecht-
kommen. 

Ich möchte Sie auf eine kleine Gemeinde aus mei-
nem Wahlkreis hinweisen. Die Gemeinderäte der 
bayerisch-österreichischen Grenzgemeinde Kiefers-
felden wissen aus Erfahrung, daß viele Durchrei-
sende schon jetzt den Weg über die sogenannte 
kleine Grenze' suchen. Sie fürchten, daß nach der 
Einführung der österreichischen Vignette die Um-
wegfahrer, die sparen wollen, den Ort verstopfen 
werden. Sie schrieben am 20. März 1996 an die regio-
nalen Abgeordneten: 

Der Ausflugsverkehr in grenznahe Ski- und Erho-
lungsgebiete in Tirol würde den Weg nicht mehr 
über den Autobahngrenzübergang, sondern 
durch unsere Gemeinde nehmen und uns in un- 
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zumutbarer Weise schädigen, nur um Autobahn-
maut zu sparen. 

Nach der Einführung der Autobahnvignette in 
Deutschland wird das, was in Kiefersfelden befürch-
tet wird, überall in der Republik geschehen. Herr 
Bauer ist bereits darauf eingegangen. 

Nicht rationale Logik oder neue Ideen sind der 
Hintergrund der Forde rung nach einer Vignette, son-
dern billiger Revanchismus, den der deutsche Bürger 
teuer bezahlen wird. Die Vignette beschert den deut-
schen Steuerzahlern - wir haben es gerade gehört - 
Mehrkosten von 2,4 Milliarden DM. Das rechnet sich 
doch nicht. 

Den Bürgern wahrheitswidrig zu versprechen, daß 
sie mit der Vignette nicht mehr als bisher zahlen 
müßten, ist weiterhin fahrlässig und fördert die Poli-
tikverdrossenheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei ist Umwelt- und verkehrspolitisch kein einzi-
ger Vorteil dieser Vignette erkennbar. 

Ich zitiere: 

Diese Form der Gebührenerhebung ist nicht an 
die tatsächliche Benutzung einer bestimmten 
Strecke gebunden, sondern muß für einen Zeit-
raum entrichtet werden, unabhängig davon, wie 
hoch die Verkehrsleistung in diesem Zeitraum ist. 

Der Vollständigkeit halber darf ich auf die Stelle 
des Zitates hinweisen: Es war die Presseerklärung 51/ 
96 des Bundesministers für Verkehr vom 6. März 
1996, mit der zu der österreichischen Vignette ableh-
nend Stellung bezogen worden ist. 

Man muß kein allzu scharfer Analytiker sein, um 
zu erkennen, was Sie hier abziehen. Es herrscht das 
schiere Chaos. Der Kollege Bauer ist dagegen. Die 
Kollegen von der CSU sind zum Teil dagegen, zum 
Teil aber offensichtlich auch dafür. Es ist sehr eigen-
artig. 

Wie gesagt, nicht einmal in der CSU herrscht Ei-
nigkeit. Während der bayerische Ministerpräsident 
Stoiber und, so nehme ich an, auch Sie, Herr Wies

-

heu, schon eine Konzeption für die Einführung einer 
Autobahnvignette erarbeiten lassen und eine Initia-
tive im Bundesrat ankündigen, sieht CSU-Landtags-
fraktionschef Glück nach Pressemeldungen noch 
„Diskussionsbedarf in der Fraktion". Auch Theo 
Waigel ist nicht begeiste rt . 

Den Eindruck von Chaos unterstreicht noch eine 
andere Stimme aus der CSU-Landtagsspitze. „Vor-
schneller Populismus, der nur dazu diene, die Volks-
seele an den Stammtischen zu beruhigen", sei das, 
stellt der verkehrspolitische Sprecher der CSU-Land-
tagsfraktion, Adolf Dinglreiter, diese Woche im „Fo-
cus" fest. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist ja wie früher bei den 

Grünen!) 

Solche Vorschläge seien, meint Herr Dinglreiter, 
„nicht zu Ende gedacht" und hätten nur den Zweck, 

unter dem Eindruck leerer öffentlicher Kassen eine 
neue Einnahmequelle - ich füge hier hinzu: auf Ko-
sten der kleinen Leute - zu erschließen. Ich stimme 
dem Herrn Dinglreiter nicht oft zu, aber wo er recht 
hat, da hat er recht. Vielleicht sollten Sie sich einmal 
mit ihm unterhalten. 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung des Abg. 
Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun erteile ich 
dem Abgeordneten Eduard Oswald das Wo rt . 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Es ist doch ein Alleingang, 
Herr Wiesheu! Bis jetzt haben Sie noch 

nicht einen Verbündeten!) 

Eduard Oswald (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Eines habe ich auf jeden 
Fall von meiner Vorrednerin gelernt: Mit Aristoteles 
kann man die Verkehrsprobleme der Gegenwart auf 
jeden Fall nicht lösen. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber mit Augustinus!) 

Das zweite, Frau Kollegin: Um die Einheit und den 
politischen Willensbildungsprozeß innerhalb der 
CSU brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich mache keinen Hehl daraus, daß ich persönlich 
der Einführung einer Vignette zurückhaltend gegen-
überstehe. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Andererseits muß man die Forde rungen nach Einfüh-
rung einer Autobahnvignette in Deutschland tatsäch-
lich unter dem Gesichtspunkt sehen, daß sie die 
Möglichkeit bietet, auch den ausländischen Pkw-
Fahrer zu den Infrastrukturkosten heranzuziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Der deutsche Autofahrer wird schließlich in vielen 
anderen Ländern auch zur Kasse gebeten. Fährt man 
zum Beispiel von hier an die spanische Mittelmeer-
küste, ist man schnell um 150 DM ärmer, und zwar 
pro Fahrt. Ringsherum, sieht man einmal von Däne-
mark und den Beneluxländern ab, werden zeit- oder 
streckenbezogene Gebühren erhoben bzw. ist deren 
Einführung geplant. 

Sie müssen verstehen, daß dieses Thema in Baye rn 
 und in Baden-Württemberg etwas anders diskutiert 

wird als in vielen anderen Regionen. Für viele ist das 
Faß übergelaufen, als Österreich ankündigte, ab dem 
1. Januar 1997 die Straßennutzungsgebühr einzufüh-
ren. Die Verwunderung und Verärgerung darüber 
war nicht nur in Bayern groß; bei der Vignette han-
delt es sich keineswegs um eine rein bayerische Ma-
rotte. Schließlich hat auch der baden-württembergi-
sche Ministerpräsident Teufel Sympathie für die 
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bayerischen Pläne bekundet. Auf der anderen Seite 
stehen wir aber vor einer Fülle von Fragen, die wir - 
ich sage das ganz offen - ohne Aufgeregtheit, fach-
lich fundiert prüfen müssen. 

Herr Kollege Schmidt, zur Mitte dieser Debatte 
müssen wir feststellen, daß sie nicht den von Ihnen 
gewünschten Erfolg gebracht hat. Sie müssen sich da 
zukünftig mehr einfallen lassen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Bis jetzt ist es ein Allein

-

gang von Stoiber! Herr Stoiber hat noch 
keinen Verbündeten gefunden!) 

Das hat ganz sicher nicht dazu beigetragen. 

Wir müssen ganz aktuell, zeitnah untersuchen, wie 
hoch tatsächlich der Anteil ausländischer Kraftfahr-
zeuge auf Deutschlands Straßen ist, um die Frage zu 
beantworten, ob die ausländischen Autofahrer über-
haupt einen nennenswerten Beitrag zu den Einnah-
men aus einer Vignette leisten können. Ich glaube, 
es hat nicht viel Sinn, dabei auf die Zahlen von An-
fang der 90er Jahre zurückzugreifen, da diese doch 
zunehmend angezweifelt werden. 

Wir werden auch prüfen müssen, ob der vom Bun-
desverkehrsministerium errechnete, immens hohe 
Kostenanteil von 24 Prozent an den Gesamteinnah-
men tatsächlich realistisch ist oder ob es hier nicht 
ein erhebliches Einsparpotential gibt. Schließlich 
rechnen zum Beispiel die Österreicher mit einem Ko-
stenanteil von 9 Prozent, und auch die Lkw-Straßen-
nutzungsgebühr wird bei uns mit einem Kostenanteil 
von 10 Prozent erhoben. Hier muß wirk lich noch ein-
mal vorurteilsfrei und ergebnisoffen untersucht wer-
den, ob das Kosten-Ertrags-Verhältnis tatsächlich so 
schlecht ist, wie derzeit in der politischen Diskussion 
behauptet wird. 

Schließlich, so denke ich - hier sind wir an einem 
wirklich entscheidenden Punkt angekommen -, wer-
den wir auch prüfen müssen, ob die Einführung einer 
Vignette für Pkw tatsächlich zu Verkehrsverlagerun-
gen auf das nachgeordnete Straßennetz mit allen da-
mit verbundenen negativen Auswirkungen auf Ver-
kehrssicherheit und Umwelt führt. Es ist für mich 
eine ganz entscheidende Frage, wie sich dies auf die 
Parallelstraßen und insgesamt auswirkt. Verkehrssi-
cherheit, Umweltbelastung, Fahrten durch die Dörfer 
- dies alles sind ganz wichtige Punkte. Diese müssen 
wir in die Diskussion einbeziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier sollten wir uns auch die Erfahrungen in unseren 
Nachbarländern zu eigen machen. 

Ganz zum Schluß ist die für den deutschen Auto-
fahrer wohl wichtigste Frage zu klären, nämlich: Ist 
es möglich, die Vignette für den deutschen Autofah-
rer kostenneutral einzuführen? Es darf nämlich nicht 
der Eindruck entstehen, als solle wiederum nur der 
Autofahrer belastet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
ich auf die ganze Diskussion zurückblicke, auch auf  

ihren bisherigen Verlauf, kann ich feststellen, daß 
viele Fragen aufgeworfen worden sind, 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das stimmt!) 

daß aber gleichzeitig wenige wirklich schlüssige 
Antworten gegeben worden sind. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Vor allem von Ihnen!) 

Deshalb plädiere ich dafür, diese Diskussion offen, 
emotionslos und natürlich vor allen Dingen ergebnis-
offen zu führen. In diesem Zusammenhang ist auch 
der Vorstoß der Bayerischen Staatsregierung zu se-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Gila Altmann, Bündnis 90/Die Grünen. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Bei dieser Diskussion fühle ich mich als Preußin na-
türlich total in der Minderheit. Nichtsdestotrotz 
möchte ich meiner Genugtuung über den Fo rtgang 
dieser Debatte und die Ablehnung der CDU - 
Dr.  Jobst wurde ruhiggestellt; die F.D.P. eiert noch 
ein bißchen herum zwischen Loyalität und Lokalko-
lorit - Ausdruck geben. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Wir eiern über-
haupt nicht!) 

Gut, daß Sie da sind, Herr Wissmann; denn vielleicht 
ist es heute ein historischer Moment, wenn auch die 
Grünen fordern: Gnade für Matthias Wissmann! 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Lage ist ernst: Umzingelt von Vignetten-Staa-
ten, wehrt sich ein kleines Land in der Mitte Europas, 
angeführt von seinem Verkehrsminister, verzweifelt 
gegen die Einführung von Wegezöllen. Italien, 
Frankreich, Po rtugal und Spanien tun es, die 
Schweiz und Tschechien tun es. Österreich darf es 
tun, ab 1997 sogar mit dem Segen der EU. Überall 
um uns herum wird abkassiert, nur hier nicht. Aber 
dank Herrn Stoiber und seinem Adjutanten, Dr. Jobst, 
soll sich das jetzt ändern. Jetzt sind auch die anderen 
dran. 

Gemeint sind unsere Nachbarn. Die eigenen 
Landsleute sollen eine Beruhigungspille und einen 
Großteil der Kfz-Steuer zurückbekommen. Das hält 
Herr Dr. Jobst für gerecht. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Es ist gerecht, 
und der Mann hat recht!) 

Ganz abgesehen davon, daß man seinen Nachbarn 
nicht unbedingt vors Schienbein tritt, stellt sich vor 
allem die Frage: Welche Kfz-Steuer meinen Sie ei-
gentlich? Meinen Sie die alte, die Ende dieses Jahres 
ausläuft? Meinen Sie die, die gerade von der EU kas-
siert worden ist? Oder meinen Sie dieses Stufenmo-
dell, über das Frau Merkel gerade in Brüssel zu ver- 
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handeln versucht, um zu retten, was nicht zu retten 
ist? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. 

Dr. Winfried Wolf [PDS]) 

Fakt ist doch: Die Bundesregierung hängt zur Zeit 
im europäischen Richtliniengestrüpp fest, und nichts 
Genaues weiß man nicht. Vielleicht ändert sich das ja 
nächste Woche. 

Bleibt noch die Frage nach dem Verfallsdatum der 
Kfz-Steuer; denn sie soll doch im Jahre 2002 abge-
schafft werden - und das, obwohl Herr Stoiber und 
Herr Jobst sie für die Gerechtigkeit so dringend 
brauchen. Ist das nun eine zeitlich begrenzte Arbeits-
beschaffungsmaßnahme für Finanzbeamte? Oder ge-
hen wir in die Verlängerung? Wenn nicht: Gibt es 
dann eine extra Rückerstattungssteuer? Ein wahrhaft 
ausgefeiltes Konzept, made in Baye rn . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Übersehen haben Sie allerdings in Ihrem Eifer, daß 
das mit der Vignette auch schon einmal schiefgegan-
gen ist. Vor eineinhalb Jahren hat nämlich der Euro-
päische Gerichtshof eine deutsche Entscheidung für 
eine Vignette für Lkw verworfen, die nach demsel-
ben Strickmuster aufgezogen war. Haben Sie das 
schon vergessen, Herr Jobst? Oder reicht diese eine 
Blamage mit der Kfz-Steuer nicht? Brauchen Sie 
noch eine? Herr Wissmann auf alle Fälle scheint an 
dieser Stelle lernfähiger zu sein, wenn er sagt: So ein 
Schmarren kommt mir nicht in die Tüte. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Deshalb sind wir an dieser Stelle gnädig mit ihm; 
denn wo er recht hat, hat er recht. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Aber herzitieren muß

-

ten Sie ihn!) 

Aber - jetzt kommt natürlich das Aber - er hat sich 
leider keinen Zentimeter weiterbewegt. Denn davon, 
daß wir die Verkehre verteuern müssen, um endlich 
die externen Kosten in die Gesamtrechnung einbe-
ziehen .zu können, um Schadstoffe, CO2-Emissionen 
und den Lärm reduzieren zu können 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt es!) 

- ja, Sie glauben es immer noch nicht; deswegen 
sage ich es immer wieder  - 

(Horst  Friedrich [F.D.P.]: Tempolimit hätten 
wir noch nicht!) 

ist leider nicht die Rede. Da kneift Herr Wissmann. 
Sie merken es schon: Es geht um die Erhöhung der 
Mineralölsteuer. Da will  er nicht heran, hat er es 
doch im Juni noch Herrn Henkel vom Bundesver-
band der Deutschen Industrie mit Brief und Siegel 
gegeben, daß - jetzt zitiere ich aus dem B rief - „er 
Forderungen nach einer drastischen Erhöhung des 
Treibstoffpreises ins Leere laufen lassen wird." Ich 
muß sagen, Herr Wissmann: So geht das nicht; mit 

Ihrer Verweigerungshaltung kommen Sie auf Dauer 
nicht weiter. 

Ich verweise noch einmal auf das Ifo-Gutachten, 
das Sie selbst in Auftrag gegeben haben, aber auf 
dem Sie immer noch sitzen und das Sie nicht heraus-
rücken. In diesem Gutachten wird nachgewiesen, 
daß die Mineralölsteuer das wichtigste Mittel ist, um 
die Verkehrs- und Umweltprobleme wirkungsvoll 
anzugehen. Auch das Märchen von den Arbeitsplatz-
verlusten wird gleich mit entkräftet. Insofern bitte ich 
auch die SPD: Leiern Sie ihm das Gutachten doch 
aus den Rippen! Dann können wir endlich über das 
Konzept diskutieren. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Da müssen 
wir uns warm anziehen!) 

Eine Kostenanlastung über den Benzinpreis ist ein

-

fach, transparent, funktioniert auch ohne Kfz-Steuer, 
hat eine hohe Lenkungswirkung und ist vor allem im 
nationalen Alleingang möglich. Das heißt also: Der 
neue Crash auf der EU-Ebene unterbleibt. Genug 
Geld kommt ebenfalls herein, um eine Verlagerung 
des Verkehrs auf Bus und Bahn zu fördern, so daß 
der Verkehr eben nicht - wie es hier schon angespro-
chen worden ist - auf wegezollfreie Bundes- und 
Landstraßen verlagert und die Wohnbevölkerung 
über Gebühr belastet wird. Das kann man sehr schön 
in Frankreich besichtigen. Das genau ist der Effekt 
der Vignette, wie sie die bayerischen Kollegen wol-
len. 

Zum Schluß also noch ein guter Rat von mir, Herr 
Wissmann: Sagen Sie bitte den Bürgern, was sie er-
wartet, und zeigen Sie dieser bajuwarischen Laien-
spielschar, welches Stück hier gegeben wird! 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Staatsminister Wiesheu. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt kommt die Vignette 

auf zwei Beinen!)  

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Bayern): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich bin doch etwas über die 
Art  und Weise überrascht, wie hier über dieses 
Thema diskutiert wird. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Im Alleingang!) 

Als ob es sich um eine spontane und populistische 
Aktion handeln würde! Eigentlich müßte jeder, der 
sich einigermaßen mit dem Thema befaßt, wissen, 
daß es diese Diskussion seit über 10 Jahren gibt 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
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und daß diese Diskussion von verschiedensten Sei-
ten und unter unterschiedlichen Aspekten geführt 
worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Dadurch wird sie nicht 
richtiger!) 

Um zu widerlegen, daß es sich hier um einen mo-
mentanen bayerischen Alleingang handelt, verweise 
ich nur darauf, daß bereits mein Vorvorgänger Anton 
Jaumann diese Diskussion geführt hat. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das müßte auch Stoiber 

wissen!) 

Es ging seinerzeit darum, daß Autobahnbenutzungs-
gebühren bei EG-Partnern abgebaut werden sollten. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das wäre auch 
richtig!) 

Das war die erste Zielsetzung - Herr Kollege Car-
stens, darin sind wir uns durchaus einig -, aber diese 
Zielsetzung ist leider nirgends erreicht worden. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Es ist seinerzeit bereits die Festlegung getroffen 
worden, daß dann, wenn diese Harmonisierung in 
absehbarer Zeit nicht gelingen sollte, in der Bundes-
republik Deutschland ausländische Autobahnbenut-
zer zur Deckung der Wegekosten herangezogen wer-
den sollten. Seinerzeit hat es auch entsprechende 
Pressemeldungen gegeben, ob in der „Süddeutschen 
Zeitung", in der „Frankfurter Rundschau", im 
„Münchner Merkur" oder in anderen Zeitungen. Das 
war damals kein neues Thema, und es ist auch heute 
kein neues Thema. 

Dieses Thema ist auch auf Bundesebene aufgegrif-
fen worden. Ich erinnere an den Verkehrsminister 
Zimmermann, der bereits Regelungen für die Auto-
bahnvignette umsetzen wollte. Als aber die EU ver-
langt hat, das bis zur Tagesvignette herunterzudivi-
dieren, und der bürokratische Aufwand dadurch zu 
groß geworden wäre, hat man es seinerzeit gelassen. 

Die gleiche Forderung ist vom Verkehrsminister 
Warnke erhoben worden; die gleiche Forderung ist 
von seinem Nachfolger Krause erhoben worden, der 
zum Beispiel in mehreren Interviews gefragt worden 
ist, wie das denn mit der Vignette aussehe, und der 
dann regelmäßig gesagt hat: Sie wird zunächst für 
Lkw eingeführt, dann aber genauso für den Pkw. Ich 
verweise auf den „Spiegel" vom 13. Juli 1992 und 
den „Stern " vom 5. November 1992. Die Minister wa-
ren alle mit dieser Meinung nicht allein. Deswegen 
wundern mich die Beiträge der Opposition. 

Es hat am 5./6. Februar 1992 auf Schloß Kricken-
beck im Nettetal eine Konferenz der Verkehrsmini-
ster, der Umweltminister und der Raumordnungsmi-
nister gegeben. Beteiligt waren die zuständigen Mi-
nister und Senatoren der Länder und des Bundes. Es 
waren also alle an dem Thema Interessierten dabei. 
Im Rahmen der Diskussion um die Bahnreform, um 
die Neuordnung des Verkehrswesens insgesamt und 
die Verlagerung von Verkehr von der Straße auf die 
Schiene ist beschlossen worden: 

Voraussetzung für eine Liberalisierung und Dere-
gulierung im Verkehrsbereich und auch im 
Schienenbereich muß eine Harmonisierung vor 
allem der Fiskalbelastungen im Bereich der Euro-
päischen Gemeinschaft sein. Inte rnationale Ver-
kehre sind insbesondere durch Einführung eines 
EG-konformen Abgabesystems an den Wegeko-
sten zu beteiligen. 

Das war der einstimmige Beschluß aller Minister. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Alle politischen Fakultäten waren daran beteiligt. 
Darum wundere ich mich über die heutigen Beiträge 
der Opposition. Darum frage ich mich, wo Aristoteles 
seinerzeit war, Frau Graf. Darum wundere ich mich, 
was der Vorwurf des Populismus soll. Alle Minister, 
die für diese Bereiche zuständig waren, haben das 
einstimmig beschlossen. Das ist noch nicht lange her; 
das war im Jahre 1992. Der Beschluß war die Grund-
lage für die weitere Diskussion der Bahnreform. Das 
war einmal eine gemeinsame Basis. Da ging es auch 
nicht um das Thema „Auge um Auge, Zahn um 
Zahn". Ich wundere mich schon, warum heute plötz-
lich viele dagegen sind und dagegen polemisieren. 

Ich erinnere auch daran, daß im gleichen Zeitraum 
in einer Sondersitzung zum Thema Bahnreform ein 
Beschluß der CDU/CSU-Fraktion gefaßt wurde. Do rt 

 ist eine Arbeitsgruppe zu den „Modalitäten für eine 
Straßenbenutzungsgebühr" eingesetzt worden, und 
zwar zu einer zeitbezogenen, nicht zu einer strecken-
bezogenen Straßenbenutzungsgebühr; denn man 
war der Meinung, die streckenbezogene sei mit 
einem Investitionsaufwand von 5 Mil liarden DM zu 
teuer. Was daraus dann geworden ist, ist mir nicht 
bekannt. 

Ich erinnere auch daran, daß der Kollege Wiss-
mann einen Pilotversuch zum Thema Roadpricing 
gemacht hat. Wenn der erfolgreich verlaufen wäre 
und es bestimmte Probleme nicht gegeben hätte, 
hätte man dieses Roadpricing doch auch für Pkw ein-
geführt. Man hat den Versuch doch nicht um seiner 
selbst willen gemacht. 

Man darf doch nachfragen, was denn dann mit 
dem Thema einer zusätzlichen Belastung gewesen 
wäre. Welche Überlegungen gab es im Rahmen des 
Roadpricing für die Kompensation? Man kann diese 
Gegenargumente nicht nur vorbringen, wenn es um 
die Vignette geht, und beim Roadpricing nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich bitte hier um eine ernsthafte Diskussion. 

Wenn sich das Thema Roadpricing auch nicht be-
währt hat, was ich verstehe, so ist damit die Diskus-
sion um die Vignette doch noch nicht beendet. Man 
muß sie weiterführen. Wir wollen sie auch weiterfüh-
ren. Die Diskussion kann man auch nicht einseitig 
beenden, Herr Bundesminister. Das sind der Sach-
stand und der bisherige Ablauf. 

Ich komme jetzt zu ein paar Argumenten, die vor-
hin vorgebracht worden sind. Der Bundesverkehrs-
minister sagt nein zur Vignette; er hat dafür Argu-
mente vorgebracht. 
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Erstens. Es wurde gesagt, welche Einnahmen man 
durch die Vignette erzielte, wenn man die Preise zu-
grunde legte, die in Österreich gelten. Bei dem Gut-
achten ist leider etwas übersehen worden: Man hat 
nur die Pkw berücksichtigt, nicht aber die kleinen 
Lkw bis zu 12 Tonnen, die in Österreich einbezogen 
sind und bei uns einbezogen werden müßten. Sie fin-
den sich im Gutachten nicht. Die Zahlen sind deswe-
gen nicht zutreffend; sie sind falsch. Im Vergleichs-
beispiel fehlt rund 1 Milliarde DM. 

Zweitens. Bei den Anteilen der ausländischen Kfz 
am Gesamtverkehrsaufkommen arbeitet man mit 
Schätzungen. Es gibt in unterschiedlichen Gutachten 
ganz unterschiedliche Schätzungen, die um 100 Pro-
zent auseinander liegen. Man müßte sich erst einmal 
darauf einigen, welche Daten man zugrunde legt. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das kommt darauf an, ob 

sie aus Österreich sind oder aus Holland!) 

Das ist bisher nicht der Fall. 

Drittens. Bisher konnte noch niemand erklären, 
warum die Kosten der Erhebung bei uns 24 Prozent 
und in Österreich 10 Prozent ausmachen sollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es kommt darauf an, wie man das organisiert. Wenn 
man dafür einen riesigen neuen Apparat aufzieht, 
wird es teuer. Wenn man den Vertrieb über bereits 
vorhandene Verkaufsstätten abwickelt - seien es 
ADAC-Stellen oder Tankstellen, seien es Shops, oder 
sonstige Läden -, dann kommt das relativ billig. 

Es lassen sich beide Wege wählen. Nur, wenn man 
die Kosten der einen Erhebungsmöglichkeit sehr 
hoch ansetzt, kommt man zu Zahlen, die in der Dis-
kussion für die Ablehnung der Maut günstig sind. 
Aber diese Zahlen möchte ich in der Diskussion nicht 
zugrunde legen, weil sie meines Erachtens aus der 
Luft gegriffen sind. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was wollen Sie denn mit 

dem Geld machen?) 

Wir legen schon Wert darauf, daß man dieses Thema 
exakt und gründlich durchdiskutiert. Die Zahlen, die 
hier aufgetischt sind, kann ich, weil sie in anderen 
Ländern nicht gelten, so auch nicht akzeptieren. 

Vierter Punkt. Wir sind natürlich der Meinung, daß 
die hier eingenommenen Mittel zweckgebunden für 
den Straßenbau 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aha!) 

und für den kombinierten Verkehr verwendet wer-
den sollen. Natürlich hat bei der Verwendung der 
Haushaltsmittel derzeit der Straßenbau im Osten Prä-
ferenz, aber auch im Westen besteht die Notwendig-
keit, noch einige Straßen fertigzustellen und zu 
bauen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Horst F riedrich [F.D.P.]) 

Der Vergleich, den ein Vertreter der Grünen eben ge-
zogen hat - die Mittel seien nicht weniger, sondern 
mehr geworden -, ist falsch. Denn die Volumina der 
notwendigen Baumaßnahmen sind durch die erfor-
derlichen Maßnahmen im Osten Deutschlands er-
heblich gestiegen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Haushaltsmittel auch!) 

- Aber nicht propo rtional dazu. Sonst hätten wir nicht 
die Probleme, die wir derzeit mit den Baumaßnah-
men im Westen haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Staatsmini-
ster, zu den Fürsorgepflichten des Präsidenten gehört 
es, Sie darauf hinzuweisen, daß Sie im Begriff sind, 
mit Ihrer Redezeit die Zehn-Minuten-Grenze zu 
überschreiten. 

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Bayern): Ich 
danke für den Hinweis. Ich mache es ganz kurz. 

Darum muß man auch darüber reden, auf welche 
Art  und Weise die notwendigen Maßnahmen im Stra-
ßenbau insgesamt finanziert werden können, insbe-
sondere unter Berücksichtigung des Verkehrszu-
wachses, der in den nächsten Jahren zu erwarten ist. 

Zum Thema Kompensation sage ich nur ganz kurz 
- ich könnte dazu Weiteres sagen; mit Rücksicht auf 
die Zeit will ich es nicht tun -: Man möge sehen, wie 
die anderen Länder das machen. 

Elf der europäischen Nachbarländer haben strek-
ken- oder zeitbezogene Wegekosten. Deren Bürger 
benutzen natürlich alle unser Wegenetz. 

Ein komischer Touch kommt in diese Diskussion 
immer dadurch hinein, daß man behauptet, dies sei 
quasi eine ausländerfeindliche Maßnahme. Ich wun-
dere mich, daß das in keinem anderen Land Europas, 
in dem man für die Straßenbenutzung zur Kasse bit-
tet, so gesehen wird. 

Wir müssen uns natürlich der Diskussion stellen, 
daß wir diejenigen, die das Straßennetz benutzen, 
auch zu den Bau- und Unterhaltskosten des Straßen-
netzes heranziehen. In der Anlastung der Wegeko-
sten auf alle Verkehrsteilnehmer waren wir uns ei-
gentlich immer einig. Die bundesdeutschen Ver-
kehrsteilnehmer zahlen Kfz-Steuer, zahlen Mineral-
ölsteuer, 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mineralölsteuer zahlen die 

anderen doch auch!) 

während andere, die dieses Streckennetz benutzen, 
je nach Lage und Umständen möglicherweise gar 
nichts zahlen. Angesichts dessen frage ich mich, was 
in diesem Zusammenhang die bisherige Diskussion 
des Themas durch die Opposition soll. 

Ein Schlußsatz: Wir sind der Meinung, das Thema 
gehört jetzt auf den Tisch. Es muß erneut diskutiert 
werden. Wir werden die Argumente, die hier vorge-
bracht werden, natürlich we rten und sichten, sind 
aber der Meinung, daß Logik und Konsequenz der 
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Politik der letzten zehn Jahre nicht einfach gekippt 
und über den Haufen geworfen werden können. Es 
kann auch nicht plötzlich alles falsch sein, was zehn 
Jahre richtig war. Deswegen: Wir sehen natürlich 
Diskussionsbedarf. Wir haben das Thema auf die Ta-
gesordnung gesetzt. Wir werden es weiter verfolgen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dirk Fischer, CDU/CSU. 

Dirk Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
nicht verwunderlich, daß die Einführung der Stra-
ßenbenutzungsgebühr in Österreich aktuelle Diskus-
sionen auslöst und daß diese in der Grenzregion, ins-
besondere im Bundesland Bayern, stärker geführt 
werden als in anderen Regionen Deutschlands. 

Allerdings löst diese Diskussion gelegentlich auch 
einen Meinungswandel aus: Denn ich habe vor vier 
oder sechs Wochen eine Erklärung von Ihnen, Herr 
Dr. Wiesheu, gelesen, in der Sie sich gegen Straßen-
benutzungsgebühren ausgesprochen haben. Also, 
wir sind mitten drin im Fluß der Diskussion. 

(Beifall des Abg. Matthias Wissmann [CDU/ 
CSU]) 

Ich möchte nur darum bitten, daß wir die Fakten 
richtig zur Kenntnis nehmen: Auch mit Österreich 
gibt es doch in nahezu zwei Dritteln der EU-Staaten 
keine Benutzungsgebühren. Von „überall abkas-
siert" zu reden, so als seien wir umstellt, ist von der 
Sache her einfach nicht zutreffend. In den Bereichen, 
wo die Unterschiede wettbewerbsrelevant sind, wo 
harmonisiert werden muß - beim Lkw-Verkehr -, 
wurde in Deutschland und in den anderen Kernlän-
dern eine entsprechende Belastung eingeführt. Wir 
bemühen uns um eine angemessene Erhöhung des 
Betrages. 

Ich sage hier in aller Deutlichkeit: Diese Koalition 
und die sie tragenden Parteien haben gemeinsam 
dem Bürger versprochen, daß in dieser Legislaturpe-
riode - bis 1998, solange unser Mandat des Bürgers 
reicht - keine neuen Steuern und Abgaben einge-
führt und keine Erhöhung von Steuern und Abgaben 
vorgenommen werden. Dieses Wo rt  muß unter allen 
Umständen gehalten werden. Weder die Koalition 
noch ich persönlich als Abgeordneter bin bereit, 
daran irgendeinen Zweifel aufkommen zu lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Horst F riedrich [F.D.P.]) 

Diskussionen muß man führen, aber man muß sie 
in ein Timing einordnen, das man sich selbst defi-
niert hat. 

Darüber hinaus hat jedenfalls meine Fraktion das 
Ziel, die Steuer- und Abgabenbelastung bis 2000 - so 
haben wir es beschlossen - auf das Niveau zurückzu-
führen, das vor der Wiedervereinigung bestanden 
hat. Man muß sich darüber im klaren sein: Wenn 
man mehr belastet und draufsattelt, dann wird der 

Zug in der Gegenrichtung aufs Gleis gesetzt. Auch 
dort  sind enge Grenzen gesetzt. 

Würde man die Kompensation für deutsche Auto-
fahrer, weil sie nicht beliebig abkassierbar sind, vor-
nehmen, dann verstößt das entweder gegen EU- 
Recht und wäre diskriminierend - das haben wir 
beim Schwerlastgebührengesetz vor dem EuGH be-
reits erlebt - oder aber das Ziel, mehr Geld für Stra-
ßenbau und -unterhaltung, das sich ohnehin nur ver-
wirklichen ließe, wenn es politisch als Zweckbin-
dung gewollt wäre, würde völlig verfehlt werden. 

Ich sage ganz deutlich: Trotz aller Bemühungen 
der Verkehrspolitiker ist es uns do rt , wo es noch stär-
ker begründbar wäre, bei der Lkw-Vignette, nicht 
gelungen, die Zweckbindung zu erreichen. Das muß 
man in aller Deutlichkeit aussprechen. 

Gleiche Finanzmittel, allerdings unter Inkauf-
nahme erheblichen Verwaltungsaufwands und er-
heblicher Verwaltungskosten, wären kaum sinnvoll. 
In einem Fall sind das 400 000 bis 500 000 Lkw, im 
anderen Fall mit ausländischen Kfz zusammen etwa 
43 Millionen Pkw. Das sind völlig andere Dimensio-
nen, die man nicht ignorieren darf. 

Wir sind uns einig, daß eine zeitbezogene Vignette 
für Lenkung oder Verkehrsvermeidung weniger 
sinnvoll ist als streckenbezogene, nutzungsabhän-
gige Anlastung von Wegekosten. Es fehlt jedoch an 
jeder tatsächlichen Voraussetzung, letztere in einem 
Schnellschuß umzusetzen. 

Es darf bei dem Thema - ich nehme die Hinweise 
von Minister Wiesheu gern auf - keine Denk- und 
Diskussionsverbote geben. Auf der anderen Seite 
muß man sagen: In der Diskussion sind zu viele Fra-
gen offen, um nun horrido und hurra zu schreien. 
Welche Modelle sind gefragt? Wie kann Verlagerung 
von Verkehr ins nachgeordnete, weniger verkehrssi-
chere System vermieden werden? Das würde dazu 
führen, daß sich unsere erfreuliche Verkehrsunfall-
bilanz verschlechtern würde. 

Betrachten wir die Autobahnen: Wie kann vermie-
den werden, daß gerade Gemeinden in der Grenzre-
gion durch Umfahrung besonders belastet werden? 
Wie ist das Ganze in das Schicksal und die Entwick-
lung der Kfz- und der Mineralölsteuer einzuordnen? 
Man kann doch die verschiedenen Belastungsarten 
und -höhen nur im Zusammenhang diskutieren. Man 
muß auch die europäische Wettbewerbssituation se-
hen. 

Wie wirkt sich eine grundlegende Lohn- und Ein-
kommensteuerreform für Berufspendler aus? Do rt  ist 
die Frage der Entfernungspauschale mit konkreten 
Sätzen jedenfalls in der Diskussion in meiner Pa rtei 
angesprochen worden. Auch das spielt eine Ro lle. 

Ich glaube, der Ansatz, der an den Stammtischen 
diskutiert wird, man könne durch die Belastung aus-
ländischer Kfz so viel Geld erhalten, daß es damit 
schon einseitig gut begründbar wäre, geht fehl. Wir 
brauchen über die verschiedenen Modelle gar nicht 
zu streiten. Insgesamt ist der Faktor nicht so enorm, 
sondern man muß ganz deutlich sagen: Das Ganze 
macht nur Sinn, wenn zusätzlich auch deutsche 
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Autofahrer belastet werden. Anders ist das rechtlich 
auch schwer ausgestaltbar. 

(Elke Ferner [SPD]: So ist das!) 

Ich möchte von der SPD eindeutig wissen: Wenn 
der von Bayern angekündigte Bundesratsantrag ge-
stellt würde - Elke Ferner ist die letzte Rednerin, sie 
kann Aufklärung darüber geben -, wird dann die 
Mehrheit der SPD-regierten Länder im Bundesrat da-
für stimmen oder dagegen? 

(Elke Ferner [SPD]: Dagegen!) 

Dann wissen wir im Grunde genommen, was sich im 
Bundesrat abspielen wird. 

Den Grünen möchte ich sagen: Wenn Sie die Mei-
nung der die Bayerische Staatsregierung tragenden 
Partei, was die zukünftige Entscheidung bei diesem 
Thema angeht, für so wesentlich halten, haben Sie 
das Ergebnis der Bundestagswahl in sehr erfreuli-
cher Weise für das Jahr 1998 vorweggenommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit, Herr 
Kollege. 

Dirk Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent, ich komme zum Ende. 

Die Grünen gehen davon aus: Diese Koalition ge-
winnt 1998, und deswegen ist die Meinung der CSU 
so wichtig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist ein sehr erfreulicher Nebeneffekt dieser Dis-
kussion. 

Auch in Zukunft werden wir dieses Thema weiter 
diskutieren. Für diese Legislaturperiode ist das Wo rt 

 gegeben: Es geschieht nichts. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Karin Rehbock-Zureich, SPD. 

Karin Rehbock-Zureich (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kollegen! Liebe Kolleginnen! Während die 
Chaostage in Hannover in diesem Jahr weitgehend 
ausfielen, toben sie anscheinend zur Zeit im Ver-
kehrsministerium. Wenn ich daran denke, welche 
Europadebatte wir heute morgen geführt haben, und 
wenn von dem Kollegen Friedrich für das Versagen 
der Bundesregierung im Verkehrsbereich die EU ver-
antwortlich gemacht wird, dann kann ich mich nur 
wundern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist anscheinend ein Vignettenchaos auf der Ta-
gesordnung dieser Bundesregierung, dieses Ver-
kehrsministers. Herr Wissmann versucht schon seit 
längerem weiszumachen, daß das Ziel einer verursa-
chergerechteren Belastung des Straßengüterver-
kehrs über eine Verdreifachung der Gebühr der zeit-
bezogenen Vignette verfolgt werden soll. Absehbar 
ist, daß dies scheitern wird. Dies ist aber nicht ein 

Versagen der EU. Die Kommission hat vielmehr Vor-
schläge vorgelegt. Auch hat Herr Wissmann im Laufe 
der Diskussion einen B rief an  Herrn Kinnock ge-
schrieben, in dem er androht, bei Scheitern der Ver-
dreifachung der Vignettengebühr werde es von sei-
ten Deutschlands ein Fahrverbot für bestimmte Strek-
ken und auch ein ganzjähriges Fahrverbot am Wo-
chenende für Lkw geben. Ich denke, dies ist sicher-
lich nicht der Verhandlungston, um zu Ergebnissen 
zu kommen. 

Warum haben Sie sich nicht für die einfachere Lö-
sung, für gerechtere Straßenbenutzungsgebühren, 
die von den gefahrenen Kilometern abhängig sind, 
eingesetzt? Mit der Forderung einer zeitabhängigen 
Vignette werden Sie Schiffbruch in der EU erleiden. 
Das ist nicht der erste Schiffbruch, den diese Ver-
kehrspolitik erlitten hat. Dies wird sicherlich ein ähn-
liches Fiasko werden wie der dilettantisch gemachte 
Gesetzentwurf zur Änderung der Kfz-Steuer. Mit Er-
staunen habe ich wahrgenommen, wie Herr Bauer 
dazu aufgefordert hat, jetzt in die Diskussion darüber 
einzutreten. Diese Diskussion hätten Sie natürlich 
schon längst führen müssen. Die Bundesregierung 
hat diesen Gesetzentwurf einen wichtigen Schritt 
zum Umwelt- und Klimaschutz genannt. Nun ist er 
beerdigt. Hier ist nicht die EU die Verantwortliche, 
sondern dieser Verkehrsminister. 

Nun diskutieren wir eine Vignettenpflicht auf Au-
tobahnen, aber nur für ausländische Pkw-Fahrer. 
Auch hier ist voraussehbar, daß es nach EU-Recht 
eine solche Vignettenpflicht nicht geben wird. Denn 
Herrn Stoiber müßte eigentlich bekannt sein, daß 
dieses Vorhaben in Brüssel so ganz sicherlich nicht 
mitgetragen wird. 

Wo bleibt insgesamt die Logik in der Verkehrspoli-
tik? 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Bei manchen 
dauert's ein bißchen länger, bis sie es kapie-

ren!) 

- Diesen Eindruck habe ich auch. Herr Hinsken, bei 
Ihnen dauert es manchmal eben sehr lang. Deswe-
gen haben Sie die Vignettenpflicht gefordert. 

(Beifall bei der SPD) 

So dreht sich das Karussell von konzeptionslosen 
und nicht durchführbaren Modellen, von Schnell-
schüssen, Vignettenpflicht und Unhaltbarkeiten bei 
der Kfz-Steuerreform und der Verdreifachung der Vi-
gnettengebühr im Lkw-Verkehr. 

So präsentiert sich eine Verkehrspolitik der Bun-
desregierung, die sich immer auch als Musterknabe 
der EU dargestellt hat, jedoch langsam zum Problem-
fall  wird. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Jetzt gehen 
Sie aber zu weit!) 

Es zeigt sich mit aller Deutlichkeit, daß keine Kon-
zepte angedacht werden. Herr Bauer hat zwar ange-
kündigt - ich würde es sehr begrüßen, wenn es in 
diese Richtung geht -, daß die Förderung und Ent-
wicklung eines für Menschen und Umwelt erträgli-
cheren Verkehrs angedacht wird. Aber Herr Wiss- 
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mann hat die Zügel in seinem Ressort  wohl nicht 
mehr in der Hand. 

Wir benötigen endlich Konzepte, die die Herstel-
lung verbrauchs- und emissionsarmer Fahrzeuge för-
dern. Wir benötigen Konzepte, die weitere Verkehrs-
zuwächse vermeiden und eine Verlagerung mög-
lichst hoher Straßenverkehrsanteile auf umwelt-
freundliche Verkehrsträger bewerkstel ligen. Wir be-
nötigen Konzepte, die die Kosten im Straßengüter-
verkehr gerecht an die Verursacher weiterreichen. 

Für uns Sozialdemokraten besitzt ein Konzept der 
ökologischen Ausrichtung unseres Steuersystems 
oberste Priorität. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zeit, Frau Kolle-
gin. 

Karin Rehbock-Zureich (SPD): Ich komme zum 
Schluß. - Hierdurch kann die ökologische Moderni-
sierung Gestalt annehmen. Ich fordere Sie auf, diese 
Konzepte endlich in Ihre Überlegungen mit einzube-
ziehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Georg Brunnhuber, CDU/CSU. 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Herr Präsident, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen. Diese Aktu-
elle Stunde wurde von den Grünen beantragt. Man 
hätte eigentlich erwartet, daß etwas Vernünftiges 
und auch Neues zu hören gewesen wäre. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bei so einer alten Kamelle gibt 

es nichts Neues!) 

- Frau Altmann, Sie waren wenigstens nicht ganz 
scheinheilig. Sie haben wenigstens zugegeben, daß 
Sie den deutschen Autofahrer zusätzlich zur Kasse 
bitten wollen, und zwar ganz gehörig. Insofern hat 
diese Debatte einen Wert gehabt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber der Kollege Schmidt von den Grünen, der 
uns in das Thema eingeführt hat, hat uns vorgewor-
fen, wir würden uns antieuropäisch verhalten, wenn 
hier die Diskussion über eine Vignette geführt wird. 
Da kann man nur zurückfragen: Lieber Herr 
Schmidt, haben Sie sich schon einmal Gedanken dar-
über gemacht, wer in Europa schon seit Jahren und 
Jahrzehnten Straßenbenutzungsgebühren kassiert? 
Das sind alle anderen. Wir haben 50 Jahre lang ge-
kämpft, bis endlich die Schranken gefallen sind und 
wir überall frei durchfahren konnten. Die Schilder-
häuschen sind gefallen, und jetzt haben alle unsere 
Nachbarn Kassenhäuschen aufgestellt. Das war doch 
nicht der Sinn von Europa. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Elke Ferner [SPD]: Das stimmt doch über-
haupt nicht! Die hatten die vorher schon! 
Sie wollen die Kassenhäuschen aufstellen!) 

Wenn dies so ist, muß man einmal nachsehen, wer 
das alles eingeführt hat. Fast überall do rt, wo Soziali-
sten regieren, werden die Autofahrer besonders ge-
schröpft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, ich habe Verständ-
nis dafür, wenn sich der deutsche Autofahrer lang-
sam in Europa wie die Melkkuh vorkommt. Wohin er 
auch fährt, er muß zuerst bezahlen. Wenn er heim-
kommt, überlegt er sich natürlich: Menschenskinder, 
warum müssen wir überall bezahlen? A lle, die durch 
Deutschland fahren, müssen nichts bezahlen. Es ist 
doch kein Populismus, wenn eine Pa rtei darüber dis-
kutiert, sondern gelebte Bürgernähe. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir sind Volksparteien. Wir wollten die Wahlen ge-
winnen und haben sie gewonnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb habe ich dafür Verständnis. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gnadenloser Populismus!) 

Im Freistaat Baye rn  ist eine neue Situation dadurch 
entstanden, daß nun auch noch Österreich eine Stra-
ßenbenutzungsgebühr einführt. Bisher war der Frei-
staat Bayern und insbesondere der Minister Wiesheu 
wie wir der Meinung: Wir wollen in Deutschland 
keine Belastung für unsere Autofahrer. Wenn man 
wie in Bayern von  Tschechien, Österreich, der 
Schweiz und Italien umgeben ist, von Ländern, die 
alle Gebühren verlangen, ist es berechtigt, darüber 
nachzudenken und vielleicht auch Vorschläge zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir von der CDU/CSU-Fraktion im Verkehrsaus-
schuß waren uns bisher darüber einig: Wir wollen für 
den deutschen Autofahrer keine zusätzlichen Bela-
stungen. Dazu stehen wir. Deshalb wird es auch so 
schwierig, diese Debatte ordnungsgemäß zu führen. 
Ich bin sehr daran interessiert, was bei dem Prüfan-
trag, den der bayerische Ministerpräsident gestellt 
hat, herauskommt. Warum sollen wir nicht ergebnis-
offen diskutieren und am Schluß der gesamten Prü-
fung überlegen, wie wir uns letztlich entscheiden? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben keinen Grund, uns hier auseinanderdividieren 
zu lassen. Was der Freistaat Bayern und der Minister-
rat hier beschlossen haben und was hier diskutiert 
wurde, liegt gar nicht so weit auseinander. Wir wol-
len Gerechtigkeit auch für den deutschen Autofah-
rer. Das ist unsere politische Zielsetzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum Schluß noch eine Anmerkung. Hier wurde be-
hauptet, daß diese Bundesregierung ihre Investitio-
nen bei der Schiene gekürzt und für die Straße er-
höht hätte. Ich sage Ihnen: Gerade das Gegenteil ist 
der Fall. Noch keine Regierung in diesem Land hat 
mehr ausgegeben, um die Schiene zu unterstützen, 
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als diese Bundesregierung unter Minister Wissmann. 
Das muß einmal deutlich gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Elke Ferner 
[SPD]: Das stimmt doch nicht!) 

Lassen Sie uns in aller Ruhe diese Diskussion zu 
Ende führen. Wir werden darüber entscheiden. Sie 
werden eines nie schaffen: daß Sie CDU/CSU und 
den Freistaat Bayern auseinanderdiskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Lisa Peters [F.D.P.]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Elke Ferner, SPD. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Nach dieser 
Rede wird es ganz schwer, Frau Kollegin!) 

Elke Ferner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegen! 
Liebe Kolleginnen! Herr Brunnhuber, Sie haben 
wirklich schon einmal sachlicher geredet, als Sie es 
gerade getan haben. Herr Wissmann, Sie können ei-
nem nur leid tun, daß Sie es hier mit so einem Chaos-
haufen zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Gila 
Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Die einen wollen eine Vignette, und die anderen wol-
len elektronisches Roadpricing auch für Pkw; beides 
haben Sie zu Recht abgelehnt. Da unterstützen wir 
Sie, Herr Wissmann, und in dieser Frage können Sie 
sich auf die SPD verlassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Insofern, Herr Brunnhuber, muß ich sagen: Wenn 
Sie das jetzt zeitlich in eine falsche Reihenfolge brin-
gen, und das, wo Sie aus einem Bundesland kom-
men, das eine Grenze zu einem anderen westeuro-
päischen Land, nämlich zu Frankreich, hat, dann 
muß ich mich schon etwas wundern. In Frankreich 
gibt es schon sehr lange Mauthäuschen. Es gibt auf 
privat finanzierten Autobahnen - was auch bei Ihnen 
diskutiert wird - streckenbezogene Autobahngebüh-
ren, und zwar für alle, die diese Autobahnen benut-
zen, ob mit französischem, deutschem oder einem 
anderen Kennzeichen. Das hat überhaupt nichts mit 
der Öffnung des Binnenmarktes zu tun. Insofern ist 
das, was Sie eben hier vorgetragen haben, ein Stück 
unredlich. 

Ich muß mich schon wundern, daß Sie jetzt den 
Grünen anlasten, daß sie heute die Aktuelle Stunde 
beantragt haben. Wer treibt denn hier jeden Tag eine 
neue Sau durchs Dorf? Das waren weder die Grünen 
noch war das die SPD oder sonst jemand aus der Op-
position. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Gila 
Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Der Vorsitzende des Verkehrsausschusses steht ge-
gen den Bundesverkehrsminister, der bayerische Mi-
nisterpräsident steht vielleicht auch gegen den Bun-
desfinanzminister - man weiß nicht genau, was alles  

dahintersteckt -, Baden-Württemberg will oder wi ll 
 nicht, und die F.D.P. will ein Roadpricing für Pkw ha-

ben. Was eigentlich Konzept, Ziel und Sinn der Sa-
che ist, ist überhaupt nicht zu erkennen. 

Das Modell ist und bleibt so, wie es jetzt vorge-
schlagen worden ist, ein reines Abkassiermodell. Sie 
gaukeln den Menschen vor, daß Sie die Kfz-Steuer 
senken wollen. Da wünsche ich Ihnen viel Vergnü-
gen, nicht nur bei den A-Ländern, sondern auch bei 
den B-Ländern. Außerdem wissen Sie ganz genau, 
daß das nicht EU-konform ist; das hat auch der 
Kollege Fischer eben gesagt. 

Damals, Herr Wiesheu, war nicht. die Frage, ob 
eine Jahres-, eine Monats- oder eine Wochenvignette 
ausgegeben werden soll, sondern es ging um die Tat-
sache, daß in dem Moment, wo die Schwerverkehrs-
abgabe eingeführt wurde, für die deutschen Lkws 
die Kfz-Steuer gesenkt worden ist. Das war der 
Hauptgrund der Europäischen Kommission, beim 
EuGH dagegen zu klagen. Jetzt wollen Sie das auch 
bei den Pkws machen; aber das funktioniert nicht. 

Wenn man jetzt schon einmal dabei ist, die Kfz-
Steuer zu senken, muß man wirklich fragen - wie 
auch die Kollegin Altmann das eben getan hat -: Von 
welcher Kfz-Steuer gehen Sie denn aus? Von der 
Kfz-Steuer, die für drei, vier oder fünf Jahre nicht er-
hoben werden soll, wenn das Auto die Euro-III-
Norm - die noch nicht definiert ist - erfüllt? Worin 
soll denn da die Kompensation bestehen? Was hier 
vorgetragen ist, ist sehr unausgegoren. Insofern ist 
das Ganze auch wirklich ein Stück weit unehrlich. 

Noch ein Wort  zu den Erhebungskosten. Man 
kann sicherlich zu Recht über viele Zahlen streiten, 
die von dieser Bundesregierung in Umlauf gebracht 
werden. Aber ich denke, was Herr Carstens eben ge-
sagt hat, ist richtig. Denn wenn wir schon heute für 
ein Aufkommen von etwas mehr als 700 Mil lionen 
DM aus der Lkw-Vignette 73 Mil lionen DM für 1997 
brauchen, um diese Gebühren zu erheben, und das 
bei deutlich weniger Fahrzeugen, wo die Vignetten 
meistens en bloc gekauft werden 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Jetzt reden 
auch Sie noch Quatsch!) 

und es nicht so viele Teilvignetten, also Monats- oder 
Wochenvignetten, gibt, dann kann man wohl davon 
ausgehen, daß mit der Erhebung einer Pkw-Vignette 
ein Vielfaches an Verwaltungsaufwand und somit ein 
Vielfaches an Erhebungskosten verbunden wäre, zu-
mal das Ganze dann zeitabhängig und nicht verursa-
chergerecht, fahrleistungsabhängig, wofür wir ste-
hen, erhoben würde. 

Herr Kollege Fischer, wir haben immer gesagt: Wir 
wollen keine Vignette für Pkw. Wir wollen auch kein 
Roadpricing für Pkw. Wir wollen über eine einfache 
Regelung, nämlich über die Erhöhung der Mineralöl-
steuer auf der einen Seite und durch Rückgabe über 
die Absenkung der Lohnnebenkosten als Kompensa-
tion auf der anderen Seite, eine kostengerechtere 
Anlastung auch für Pkw erreichen. Hiervon wären 
auch Pkw mit ausländischem Kennzeichen betroffen, 
weil diese auch irgendwo in der Bundesrepublik tan-
ken müssen, zumindest deutlich öfter als Lkw, Herr 
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Fischer. Darüber sind wir uns einig: Es gibt leider 
noch viel zu viele Autos, die soviel verbrauchen, daß 
sie eben nicht in einem Rutsch durchkommen. 

Insofern, denke ich, sind wir, was die Konzeption 
für eine vernünftige und umweltgerechte Verkehrs-
politik angeht, eigentlich sehr viel konsequenter. 
Das, Herr Brunnhuber, was eben gesagt worden ist - 
Schienevorrangpolitik durch die Bundesregierung -, 
ist nun wirklich eine Lachnummer. Ich empfehle 
noch einmal einen Blick in den Haushalt und die mit-
telfristige Finanzplanung und bitte Sie, liebe Kolle-
gen und Kolleginnen von der CSU: So sehr ich Ihr 
Problem in der Grenznähe zu Österreich verstehen 
kann, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat damit 
nichts zu tun! Es ist eine Gerechtigkeits

-

frage!) 

ringen Sie sich endlich dazu durch, daß wir verursa-
chergerecht, fahrleistungsabhängig, schrittweise und 
berechenbar eine vernünftige Kostenanlastung im 
Verkehr bekommen. Unsere Konzepte dafür liegen 
auf dem Tisch. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Aktuelle 
Stunde ist beendet. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem ... Straf-
rechtsänderungsgesetz - §§ 177 bis 179 StGB 
(... StrÄndG) 
- Drucksachen 13/2463, 13/4543, 13/4939, 
13/5011 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ulla Schmidt (Aachen) 

Ich weise vorsorglich darauf hin, daß wir über die 
Beschlußempfehlung nachher namentlich abstim-
men werden. Ich weise ferner darauf hin, daß nach 
unserer Geschäftsordnung eine Aussprache nicht zu-
lässig ist. Es dürfen lediglich Erklärungen abgege-
ben werden. 

Das Wort  für Erklärungen wird gewünscht. Zu-
nächst hat die Kollegin Ulla Schmidt als Berichter-
statterin und für die SPD-Fraktion das Wo rt . 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heute 
über einen Beschluß des Vermittlungsausschusses 
vom 20. Juni 1996 zu entscheiden. Darin wird emp-
fohlen, die von Ihnen bereits beschlossene Reform 
der §§ 177 ff. StGB ohne die umstrittene Wider-
spruchsregelung in Kraft treten zu lassen. 

Das fatale Signal, das von der Widerspruchsklau-
sel ausgeht, lautet: Sexuelle Gewalt ist Privatsache. 
Angesichts der aktuellen Diskussionen appelliere ich 
an Sie, noch einmal über Ihren Beschluß nachzuden-
ken. Tag für Tag lesen wir in den Zeitungen, welche 

Grausamkeiten an Kindern verübt werden. Mit je-
dem Tag erfahren wir mehr, was hinter den Woh-
nungstüren geschieht. Ich frage Sie: Wie will der Ge-
setzgeber jemals Kinder schützen, wenn er nicht be-
reit ist, deren Mütter zu schützen? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir alle wissen: Ehefrauen werden vergewaltigt, 
geprügelt und flüchten ins Frauenhaus. Mit der Re-
form des Sexualstrafrechts soll nun der Frau das 
Recht eingeräumt werden, ihren Ehemann wegen 
Vergewaltigung anzeigen zu können. Das ist gut. 
Aber, als ob das alles nicht so ernst gemeint ist, erhält 
die Frau bis zur Hauptverhandlung Bedenkzeit. 

Glauben Sie denn, die Frau sei sich bei der An-
zeige der Konsequenzen ihrer Entscheidung nicht 
bewußt gewesen? Wissen Sie denn nicht, daß eine 
Anzeige in fast allen Fällen erst das vorläufige Ende 
einer jahrelangen Kette von Demütigungen, Körper-
verletzungen und sexueller Gewalt ist? Wenn eine 
Frau dann bereit ist, durch eine Anzeige einen 
Schlußstrich zu setzen, dann braucht dieser Schritt 
die uneingeschränkte Unterstützung des Gesetzge-
bers. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Statt dessen setzen Sie das Signal, die Frau solle 
noch einmal darüber nachdenken. Der Täter erhält 
von Ihnen die fragwürdige Chance der Amnestie, 
eine Gelegenheit, straffrei auszugehen, die ihm bei 
keinem anderen Offizialdelikt zugestanden wird. 
Weder bei gefährlicher Körperverletzung noch bei 
versuchtem Totschlag, weder bei Raub noch bei Er-
pressung, was ja auch in Ehen vorkommen kann, er-
hält er Sonderrechte. Bei keinem Verbrechen dieser 
Art  wurde jemals die Einführung einer Wider-
spruchsklausel zur Aufrechterhaltung der ehelichen 
Bindung bis heute überhaupt nur angedacht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Dabei weiß jeder Täter, jeder Ehemann, daß die 
Vergewaltigung die tiefste Demütigung und Ernie-
drigung einer Frau ist, und dieser Ehemann wird 
weiter demütigen. Ein Mann, der dazu fähig ist, 
seine Ehefrau zu vergewaltigen, bringt auch die 
nötige Penetranz auf, die Ehefrau zum Widerspruch 
zu drängen, ungeachtet der Familienmitglieder, die 
vielleicht die Frau moralisch dafür verantwortlich 
machen wollen, mit ihrer Anzeige Schande über die 
Familie zu bringen. Sie setzen das Opfer unter 
Druck, und die Täter bleiben ungestraft. 

Nicht zuletzt durch das von Ihnen, Frau Bundes-
frauenministerin, geförderte Interventionsprojekt ge-
gen häusliche Gewalt ist Tatsache: Täter, die für ihr 
Tun nicht verantwortlich gemacht werden, fa llen im-
mer wieder in das alte Muster zurück. Das heißt im 
Klartext, der Kreislauf der Gewalt wird fortgesetzt. 

Meine lieben Kolleginnen und Ko llegen, wenn Sie 
heute mit Ihrem Gesetz die zwingende Einleitung 
eines Strafverfahrens nicht mehr von der Schwere 
eines Verbrechens, sondern allein von der Existenz 
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eines Trauscheines, nicht einer Beziehung, abhängig 
machen, sanktionieren Sie das gesellschaftlich vor-
herrschende Denken: Mit der Ehe gibt die Frau ihre 
sexuelle Selbstbestimmung auf. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Es ist für mich schon schwer verständlich, meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen von der Union, 
wenn eine Partei, die die Familie immer wieder als 
das höchste Gut im Munde führt, Ehefrauen für we-
niger schätzenswert hält als jede andere Frau. Und 
so ganz nebenbei werden mit Ihrem Gesetz Körper-
verletzungen im Zusammenhang mit einer Verge-
waltigung gleich mit zu den Akten gelegt. Dies ist 
einzigartig im Strafrecht, und ich sage Ihnen dazu: 
So stellen wir uns den Schutz von Ehe und Fami lie 
nicht vor. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich bitte Sie, werfen Sie einen kurzen Blick auf den 
schleswig-holsteinischen Landtag. Er hat sich am 
16. August 1996 einstimmig, also auch mit den Stim-
men von CDU und F.D.P., gegen die Widerspruchs-
klausel ausgesprochen. Ich appelliere an Sie im 
Deutschen Bundestag: Folgen Sie dem Beschluß des 
schleswig-holsteinischen Landtages! Stimmen Sie 
heute dem Ergebnis des Vermittlungsausschusses 
zu, daß deutlich wird in diesem Land: Sexuelle Ge-
walt gegen Kinder, gegen Mädchen, gegen Frauen 
und gegen Ehefrauen ist keine Privatangelegenheit, 
sondern ein Verbrechen, das der Gesetzgeber ahn-
det, mindestens genauso wie schwerer Raub und an-
dere Körperverletzungen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Horst Eylmann, CDU/CSU. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Schon seit über zehn Jahren 
streiten wir uns über die Strafbarkeit der Vergewalti-
gung in der Ehe, und je länger der Streit dauert, um 
so weiter entfernt er sich von der Realität, und um so 
schriller werden die Töne. 

Es ist unübersehbar - das haben die Ausführungen 
meiner Vorrednerin deutlich gemacht -, daß die Dis-
kussion an einem Übermaß an Emotion und einem 
beklagenswerten Defizit an kriminologischem Wis-
sen sowie polizei- und gerichtspraktischer Erfahrung 
leidet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ideologisch aufgeladen war die Atmosphäre schon 
immer. Viele Männer befürchteten und viele Frauen 
erhofften sich, nach der Gesetzesänderung würden 
nun die vergewaltigenden Ehemänner zu Dutzenden 
vor die Gerichte geschleppt. 

(Christina Schenk [PDS]: Davon hat nie

-

mand gesprochen!) 

Das war eine völlig unrealistische Perspektive, nicht 
etwa, weil in der Ehe nicht vergewaltigt wird - die 
Erfahrungen der Frauenhäuser sprechen ja eine 
deutliche Sprache -, sondern weil das kriminologi-
sche Basiswissen völlig verdrängt wurde, daß bei 
Straftaten im sozialen Nahraum in den meisten Fäl-
len keine Strafanzeige erstattet wird. Wir kennen das 
im übrigen auch vom sexuellen Kindesmißbrauch in-
nerhalb der Familie. 

Die eheliche Vergewaltigung war auch in der Ver-
gangenheit nicht straflos; sie konnte nur nicht ange-
messen bestraft werden, was sich besonders bei den 
Extremfällen, die vor Ge richt kamen, als unhaltbar 
erwies. Wie in der Vergangenheit, so wird auch in 
Zukunft die Anzeige einer ehelichen Vergewalti-
gung eher zu den Ausnahmen gehören. 

Aber diese Fehleinschätzung wird ja noch durch 
die Hysterie übertroffen, mit der zur Zeit um den Wi-
derspruch gefochten wird. Dabei ist es ja wahr: Wenn 
eine Vergewaltigung - ob nun innerhalb oder außer-
halb der Ehe - angezeigt worden ist, wird nicht sel-
ten vom Täter oder von Angehörigen versucht, das 
Opfer dazu zu bringen, in der Hauptverhandlung die 
Aussage zu verweigern. Diese Versuche wird es auch 
in Zukunft geben. Ich mache mir da keine Illusionen. 
Wer diese Gefahr beseitigen will,  muß das Aussage-
verweigerungsrecht abschaffen oder die Verdachts-
strafe einführen. Das wi ll  aber niemand. Somit bleibt 
nur die Möglichkeit über, die Frauen in ihrer auto-
nomen Entscheidung zu stärken. 

Es ist ja bezeichnend, ja geradezu entlarvend, daß 
in den vielen Papieren und Reden, die wir in diesen 
Wochen hören, nicht ein einziges Mal das Aussage-
verweigerungsrecht auch nur erwähnt wird. Dabei 
ist es die Aussageverweigerung des Opfers, die in 
99 Prozent der Fälle eine Verurteilung des Täters ver-
hindert. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich bin auf der Suche nach einem Fall, in dem es zu 
einer Verurteilung trotz Aussageverweigerung ge-
kommen ist. Bislang kenne ich einen solchen Fa ll 

 nicht. Vielleicht können Sie ihn mir einmal aufzei-
gen. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Dann brauchen Sie 
doch den Widerspruch nicht!) 

Wenn es aber solche Fälle gibt, und ich halte es 
nicht für völlig ausgeschlossen, zum Beispiel wenn 
die Frau erheblich verletzt worden ist oder Dritte die 
Tat beobachtet haben, dann würde auch bei einer 
Widerspruchslösung völlig eindeutig das besondere 
öffentliche Interesse bejaht mit der Folge, daß der Tä-
ter nicht straflos ausgeht. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist die Realität; a lles andere ist Stimmungsmache 
und pure Ideologie, weit entfernt von der Wirklich-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Mein Fazit: Nicht die Widerspruchsmöglichkeit, 
sondern das Aussageverweigerungsrecht bringt das 
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Opfer in Gefahr, unter Druck gesetzt zu werden. 
Wenn das aber so ist, ist der Widerspruch die ehrli-
chere und bessere Lösung, weil es hier zu einem offe-
nen Gespräch zwischen dem Staatsanwalt oder Rich-
ter und dem Opfer kommt, in dem die Hintergründe 
des Widerspruchs aufgehellt werden können. In der 
Hauptverhandlung - das scheinen Sie gar nicht zu 
wissen - bleibt es bei der knappen Erklärung der 
Aussageverweigerung. Hier darf nichts erörtert oder 
hinterfragt werden. 

Über zehn Jahre haben wir benötigt, um den § 177 
alter Fassung, dieses Fossil aus der Zeit der männli-
chen Oberherrschaft, aus dem Strafgesetzbuch zu 
entfernen. Auch diejenigen, die jetzt den Wider-
spruch ablehnen, sollten einräumen, daß das von vie-
len in diesem Hause angestrebte Ziel mit dem Be-
schluß des Bundestages zu weit über 90 Prozent er-
reicht ist. 

Wer dieses Ergebnis jetzt wegen einer Bestim-
mung aufs Spiel setzen wi ll, die in der Praxis eine 
völlig untergeordnete Rolle spielen wird, den hin-
dern ideologische Scheuklappen, einen Blick auf die 
Wirklichkeit zu werfen. Er hat auch jegliches Gespür 
dafür verloren, um was es sich in diesem Hause zu 
streiten lohnt. Wir stehen bei der Kriminalitätsbe-
kämpfung wahrlich vor anderen Problemen und Her-
ausforderungen und sollten der Öffentlichkeit nicht 
den Eindruck vermitteln, daß wir die Wirklichkeit 
nicht mehr zu erkennen vermögen und uns mit ideo-
logischen Schaukämpfen die Zeit vertreiben. 

Ich bitte, das Vermittlungsergebnis zurückzuwei-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Irmingard Schewe-Gerigk, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kol-
legen! 20 Millionen verheirateter Frauen in der Bun-
desrepublik schauen heute auf uns. Wir entscheiden 
heute darüber, ob ihr Recht auf sexuelle Selbstbe-
stimmung auch gegenüber ihrem Ehemann gilt oder 
ob die Mehrheit des Deutschen Bundestages sie zu 
Frauen minderen Rechts deklassiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Das Ziel der Strafrechtsreform, die Gleichbehand-
lung ehelicher und nichtehelicher Vergewaltigung, 
wird durch die Widerspruchsklausel zur Farce. Sie, 
meine Damen und Herren von der Koalition, wollen 
für Ehemänner andere gesetzliche Regelungen als 
für Fremdtäter. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Wir haben in den letzten Monaten vehement gegen 
die Widerspruchsklausel gestritten. Es ist eine unsäg-
liche Konstruktion, bei der Vergewaltigung nicht 
gleich Vergewaltigung ist. Sie machen Unterschiede 

zwischen den Tätern, die durch nichts zu rechtferti-
gen sind. Bei einer Vergewaltigung durch den Ehe-
mann kann die Anzeige zurückgezogen werden; der 
Täter geht straflos aus. Die Tat des fremden Täters 
wird hingegen auf jeden Fall  verfolgt. 

Doch damit nicht genug: Sie verabschieden sich 
mit der Widerspruchsklausel auch aus der Verfol-
gung familiärer Gewalt; denn auch bei gefährlicher 
Körperverletzung oder Nötigung in Verbindung mit 
der Vergewaltigung soll demnächst der Strafverfol-
gung widersprochen werden können. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr wahr!) 

Die gefährliche Mißhandlung wird strafrechtlich in 
jedem Fall  verfolgt. Wird das Opfer allerdings noch 
zusätzlich vergewaltigt, kann der Täter straflos aus-
gehen. Wie kommen Sie eigentlich auf eine solche 
absurde juristische Logik? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Dag-

mar Enkelmann [PDS]) 

Dies ist ein Verstoß gegen das verfassungsrechtlich 
garantierte Grundrecht auf körperliche Unversehrt-
heit. 

Ein weiteres Argument gegen die Widerspruchs-
klausel, meine Damen und Herren von der Koalition, 
muß Ihnen doch in der Rechtsausschußanhörung 
klargeworden sein: Bei sexueller Gewalt in Bezie-
hungen handelt es sich um einen Gewaltkreislauf, in 
dem die sexuelle Gewalt der Gipfel der Eskalation 
ist. Sie wissen, daß es zu diesem Kreislauf gehört, 
daß nach der Eskalation eine Phase der Reue und der 
Zuwendung des Täters eintritt und der gewalttätige 
Mann beteuert, daß dieses Mal das letzte Mal gewe-
sen sei. Sie wissen auch, wie sehr Frauen es verinner-
licht haben, Mitleid zu haben, es noch einmal zu ver-
suchen, alles zu vergessen, ihre eigene Angelegen-
heit hintanzustellen. 

Mit dieser Widerspruchsklausel verstricken Sie die 
Frauen juristischerseits genau in dieses Beziehungs-
muster. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
einen Augenblick bitte. - Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, es ist entschieden zu laut im Saal! 

(Beifall) 

Wenn man hier oben schon nichts mehr hören kann, 
kann ich mir nicht vorstellen, daß man der Rede un-
ten folgen kann. Außerdem bitte ich um ein bißchen 
mehr Fairneß gegenüber der Rednerin. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie bewirkt, daß der Gewaltkreislauf nicht 
durchbrochen, sondern fortgeführt wird. Eine solche 
Regelung können Sie nicht allen Ernstes wollen. Ih-
nen ist doch bekannt, daß auch ohne die Wider-
spruchsklausel - Herr Eylmann hat es gerade gesagt - 
jedes Opfer immer die Möglichkeit hat, den Prozeß 
zu Fall zu bringen, wenn es die Aussage verweigert. 
Das gilt sowohl für Ehefrauen als auch für fremde 
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Opfer. Ein Sonderrecht für Ehemänner ist deshalb 
absolut überflüssig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ich kann es nicht glauben, daß Sie die Integrität 
von Ehefrauen so geringachten, daß der Ehemann 
als Täter straflos ausgehen so ll. Ich appelliere vor al-
lem an Sie, liebe Kolleginnen in der Koalition. Ich 
weiß von einigen, daß sie die Widerspruchsklausel 
von ihrem Gewissen her nicht mittragen können. 
Andere haben bereits erklärt, daß sie der Streichung 
der Widerspruchsklausel zustimmen werden. Nicht 
nur in der CDU-Fraktion in Schleswig-Holstein - 
auch viele andere wollen endlich die Gleichbehand-
lung von ehelicher und nichtehelicher Vergewalti-
gung. 

Ich weiß, werte Kolleginnen, daß auf Sie enormer 
Druck ausgeübt worden ist, daß Frauen gesagt 
wurde, sie würden bei der Aufstellung der Liste dem-
nächst nicht mehr berücksichtigt. Es ist auch be-
zeichnend, daß bei diesem frauenpolitischen Thema 
ersten Ranges für die Koalition heute nur Männer 
sprechen. Was bedeutet denn das? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Dennoch bitte ich Sie: In der Frage der massivsten 
Grenzverletzung, die einem Menschen in der Ehe zu-
gefügt werden kann, darf es hier keinen Koalitions-
zwang geben. Sie dürfen nicht wegen des Friedens 
in der Koalition jetzt die Frauen verraten. Stimmen 
Sie dem Ergebnis des Vermittlungsausschusses zu! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Ulrich Irmer, F.D.P. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Die F.D.P.-Fraktion wird mit Mehrheit 
dem Ergebnis des Vermittlungsausschusses wider-
sprechen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was heißt „mit Mehrheit"?) 

Ich betone, daß ich sehr viel Verständnis dafür 
habe, daß und wie emotional diese Debatte geführt 
wird. Es handelt sich hier um ein Thema, bei dem 
insbesondere Frauen in der Lage sind, ihre Ge-
schlechtsgenossinnen, die Opfer wurden, zu vertei-
digen, und sie haben recht. 

Frau Schmidt hat sehr nachdrücklich die Situation 
eines Gewaltkreislaufs in Familien geschildert. Hier 
muß etwas geschehen, und wir haben durch die Ver-
abschiedung des Gesetzes die Vergewaltigung in der 
Ehe unter Strafe gestellt. 

Der Streit geht jetzt nur noch um die Frage: Ist die 
Widerspruchslösung vernünftig oder ist sie unver-
nünftig? Ich sage noch einmal: Ich verstehe all dieje-
nigen, die sich aus dem Gefühl heraus veranlaßt se-
hen, der Widerspruchslösung nicht zuzustimmen. 
Aber ich möchte noch einmal darlegen, daß diese Wi-
derspruchslösung gar nicht zu den Konsequenzen 
führt, wie sie hier geschildert worden sind; denn wir 
haben vorgesehen, daß die Frau den Widerspruch 
gegenüber dem Staatsanwalt oder dem Ge richt 
erklären muß. 

Herr Eylmann hat schon darauf hingewiesen, daß 
sich selbstverständlich eine Erörterung über die 
Gründe, die die Frau zu einem Widerspruch gebracht 
haben, anschließt. Es ist zum Beispiel der Fall denk-
bar, daß der Täter - der Ehemann, der seine Frau ver-
gewaltigt hat - inzwischen nicht mehr in der Familie 
ist, daß aber Kinder da sind, die ernährt werden wol-
len; der Mann ist zum Unterhaltszahlen verpflichtet. 
Wenn der eingesperrt wird, so könnte die Frau über-
legen, habe ich niemanden mehr, der den Unterhalt 
zahlt. 

(Zurufe von der SPD und der PDS) 

- Augenblick! - Diese Überlegung könnte im Inter-
esse der Frau sein. 

Es ist zu Recht gesagt worden: Die Widerspruchslö-
sung birgt die Gefahr in sich, daß der Täter erneut 
Gewalt oder Drohungen einsetzt, um die Frau zum 
Widerspruch zu veranlassen. - Diese Gefahr ist ohne 
jeden Zweifel gegeben; sie ist aber beim Zeugnisver-
weigerungsrecht auch gegeben. Nur, der Unter-
schied ist der: Wenn die Frau mit Gewalt oder Dro-
hung dazu gebracht wird, das Zeugnis zu verwei-
gern, dann hat das Ge richt diese Erklärung schlicht 
hinzunehmen; das Gericht kann nicht mehr fragen, 
kann nicht mehr feststellen und darf nicht einmal un-
tersuchen, ob die Frau vielleicht unter Druck oder 
Gewaltandrohung steht. 

Deshalb halte ich es im Interesse des Selbstbestim-
mungsrechts der Frauen für notwendig, die Wider-
spruchslösung beizubehalten, damit die Frau erklä-
ren kann, ob sie ihre Aussage aufrechterhält oder 
nicht. Wenn der Staatsanwalt oder das Ge richt den 
Eindruck hat, hier wird Gewalt, Druck auf die Frau 
ausgeübt, dann zieht die Staatsanwaltschaft das Ver-
fahren an sich und sagt: Wir erklären das öffentliche 
Interesse, und wir ermitteln und verfolgen weiterhin 
von Amts wegen. - Der Widerspruch spielt dann 
überhaupt keine Rolle mehr. 

Wer dieses nicht will, wer diesen zweiten Teil der 
Selbstbestimmung der Frau vorenthalten wi ll, der 
erkennt nicht, daß es Situationen geben kann, in 
denen eine Frau in großer Notlage sagt: Im Interesse 
aller Beteiligten, vor allem der Kinder, ist es, daß hier 
nicht die Gerechtigkeit geübt wird, die an sich erfor-
derlich wäre. - Insofern bleibt die Frau Herrin eines 
Verfahrens gegenüber einem st rikt angewandten 
Vergeltungs- und Gerechtigkeitsprinzip. 

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, Ih-
nen zu erläutern, weshalb wir es uns nun wirk lich 
nicht leicht gemacht haben, weshalb wir die Gefühls-
aufwallungen verstehen, weshalb wir aber mit gutem 
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Gewissen der Meinung sind, daß die Widerspruchs-
lösung sinnvoll ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf ich um ein 
wenig mehr Ruhe bitten. - Ehe Sie beginnen, ver-
ehrte Kollegin Schenk: Ich bitte alle Kolleginnen und 
Kollegen daß sie genau darauf achten, ob auf der Ab-
stimmkarte ihr Name steht. Es hat beim Einordnen 
manchmal schon Fehler und deswegen hinterher 
Überraschungen gegeben. Bitte werfen Sie einen 
Blick auf Ihre Stimmkarte! Dies ist nur ein vorsorgli-
cher Hinweis. 

Das Wort  hat die Kollegin Ch ristina Schenk, PDS. 

Christina Schenk (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als erstes möchte ich von dem 
Kollegen Irmer wissen, wie er darauf kommt, daß 
eine Frau, die Anzeige gegen ihren Ehemann er-
stattet, die Strafverfolgung nicht wi ll, es also so 
nicht gemeint haben soll. Wenn sie dann tatsächlich 
ihre Meinung geändert haben sollte, hat sie immer 
noch die Möglichkeit des Zeugnisverweigerungs-
rechtes. Die Widerspruchsklausel ist komplett über-
flüssig. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie ist auch der inakzeptabelste Teil des Gesetzent-
wurfs der Konservativen. Daher ist es nur folgerich-
tig, wenn der Vermittlungsausschuß diese Wider-
spruchsklausel ablehnt. 

Meine Damen und Herren, heute wird sich hier 
entscheiden, ob es eine Chance dafür gibt, die eheli-
che mit der außerehelichen Vergewaltigung gleich-
zustellen, oder ob eine Hintertür für gewalttätige 
Ehemänner offenbleibt. Ich möchte deshalb noch 
einmal hier den Versuch unternehmen, die Absurdi-
tät der bislang von konservativer Seite vorgebrach-
ten Argumente zugunsten der Widerspruchsklausel 
darzustellen. 

Zunächst möchte ich noch einmal sagen, daß die 
Widerspruchsklausel ein Novum im deutschen Straf-
recht ist. Bei keinem anderen Verbrechen - sei es 
Körperverletzung, sei es Nötigung - gibt es die 
Möglichkeit, daß der Widerspruch des Opfers die 
Strafverfolgung beenden kann. Da stellt sich doch 
die Frage, warum ausgerechnet bei einem Verbre-
chen, das besonders schwerwiegende Folgen für das 
Opfer mit sich bringt, wenn es im persönlichen Nah-
feld begangen wird, der Täter dera rt  geschont wer-
den soll. 

Hinzu kommt noch - das ist in der Öffentlichkeit 
leider unbemerkt geblieben -, daß sich die Wider-
spruchsklausel nicht nur auf den Tatbestand der 
Vergewaltigung, sondern auch auf die schwere und 
einfache Körperverletzung bezieht, sofern diese Tat 
im Zusammenhang mit der Vergewaltigung began-
gen worden ist. Das heißt, wenn der Ehemann  

seine Frau nicht nur vergewaltigt, sondern sie zu-
sätzlich mit einer Waffe schwer verletzt, kann es 
sein, daß er ohne jegliche Strafe davonkommt. Ich 
will Ihnen ganz klar sagen, was Sie, meine Damen 
und Herren von der Regierungskoalition, hier heute 
wollen: Sie wollen ein Gesetz zum Schutz prügeln-
der und vergewaltigender Ehemänner durchsetzen. 
Anders ist die Widerspruchsklausel nicht interpre-
tierbar. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Bundesjustizminister, Herr Schmidt-Jortzig, 
hat in einer früheren Diskussion darauf verwiesen, 
daß sexuelle Gewalt in der Ehe nicht grundsätz-
lich, wie er gesagt hat, sondern nur unter bestimm-
ten Umständen zum Gegenstand eines Strafverf ah-
rens werden könne. Der Kollege Eylmann hat eben-
falls in einer früheren Diskussion dargestellt, daß 
die eheliche Vergewaltigung erst dann zwingend 
ein Offizialdelikt werden soll, wenn es sich um ei-
nen Wiederholungstäter handelt oder die Tat mit, 
wie er sagte, „besonderer Brutalität" begangen 
worden ist. 

Meine Damen und Herren, die Vergewaltigung in 
der Ehe ist, gerade weil sie in einer Beziehung statt-
findet, ein massiver Vertrauensmißbrauch, der das 
Opfer in besonderer Weise trifft und verletzt. Eine 
Vergewaltigung in der Ehe ist immer - immer! - be-
sonders brutal. Es gibt keine harmlosen Vergewalti-
gungen im personalen Nahbereich. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Symptome bei den in der Ehe vergewaltigten 
Frauen zeigen das: Sie haben das Gefühl, einer allge-
genwärtigen Bedrohung ausgesetzt zu sein, sie ha-
ben schwere Depressionen und psychosomatische 
Beschwerden bis hin zu Fehl- und Frühgeburten 
usw. Ich möchte noch einmal ganz deutlich sagen, 
daß die Vergewaltigung in der Ehe in der Regel kein 
singuläres Ereignis ist. Es handelt sich fast immer um 
Wiederholungstaten, wie auch die aktuelle For-
schung gezeigt hat. 

Zum Schluß möchte ich noch zu der in der Ver-
gangenheit aufgestellten Behauptung, die Wider-
spruchsklausel eröffne für den Täter die Chance zur 
Therapie, ganz klar sagen: Täter haben die stärkste 
Motivation, Hilfe zu suchen, wenn die Frauen sie 
verlassen haben, und Frauen haben die größte 
Chance, aus der Opferrolle herauszukommen, wenn 
sie den Täter verlassen. Die Widerspruchsklausel 
verhindert genau das. Statt die Frau in ihrem Be-
mühen, sich gegen die Gewalt zu wehren und sich 
aus der gewalttätigen Beziehung zu befreien, zu 
unterstützen und ihr - im übrigen auch dem Mann - 
zu helfen, aus diesem Kreislauf der Gewalt heraus-
zukommen, trägt die Widerspruchsklausel dazu bei, 
daß Täter und Opfer im Gewaltzyklus gefangen 
bleiben. 

Das, Herr Eylmann und Herr Irmer, ist das eigent-
liche Problem. Es geht weniger um die Druckaus-
übung; da mag es Möglichkeiten geben. Aber daß 
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Sie die Psychodynamik einer solchen gewalttätigen 
Beziehung vollkommen verkennen, das ist das Pro-
blem. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es ist empörend, daß die Aufrechterhaltung einer 
längst zerstörten Ehe - das ist die Ehe, wenn in ihr 
Gewalt vorkommt - Vorrang vor dem Schutz der kör-
perlichen Integrität von Frauen erhalten so ll. Das, 
meine Damen und Herren, ist der eigentliche Skan-
dal: daß hier im Bundestag Entscheidungen getroffen 
werden, die an den Realitäten vollständig vorbeige-
hen und den vorhandenen Sachverstand, der bei den 
Frauenhausinitiativen bis hin zu den Frauenministe-
rien der Länder vorhanden ist, komplett ignorieren. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Wort
-meldungen für Erklärungen nach § 90 unserer Ge-

schäftsordnung liegen mir nicht vor. 

Folgende Kolleginnen und Kollegen haben schrift-
liche Erklärungen nach § 31 der Geschäftsordnung 
vorgelegt, die mit dem Einverständnis des Plenums 
zu Protokoll genommen werden. Das sind: Professor 
Gisela Frick, Birgit Homburger, Jürgen Koppelin, Sa-
bine Leutheusser-Schnarrenberger, Dr. Irmgard 
Schwaetzer *), Wilma Glücklich **) und Gert Wi ll

-ner ***). 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Vermittlungsausschusses auf 
Drucksache 13/5011. Die Fraktion der SPD verlangt 
namentliche Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Kann ich 
davon ausgehen, daß alle Urnen besetzt sind? - Das 
scheint der Fall  zu sein. 

Ich eröffne die Abstimmung. - 

Haben alle Kolleginnen und Kollegen ihre Stimme 
abgegeben? Oder ist hier noch jemand, der das bis-
her vergessen hat? - Das scheint der Fall zu sein. - 

Noch einmal die Frage: Ist noch jemand anwesend, 
der nicht abgestimmt hat? - Das scheint nicht der Fa ll 

 zu sein. Dann schließe ich die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Aus-
zählung zu beginnen. Das Ergebnis wird Ihnen spä-
ter bekanntgegeben. ****) 

Wir setzen die Beratungen jetzt fo rt . - Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, darf ich Sie bitten, Platz 
zu nehmen, weil wir sofort zu einer weiteren Abstim-
mung über eine Empfehlung des Vermittlungsaus-
schusses kommen. Vorne auf der rechten und auch 
auf der linken Seite bitte Platz nehmen! - Herr Kol-
lege Schuster, Herr Kollege Scheu, bitte! 

*) Anlage 2 
**) Anlage 3 
***) Anlage 4 
****) Seite 11505A 

Ich rufe jetzt Zusatzpunkt 9 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Än-
derung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
- Drucksachen 13/1207, 13/4788, 13/5254, 
13/5641 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Michael Müller (Düsseldorf) 

Das Wort  zur Berichterstattung, so ist mir von den 
Geschäftsführern gesagt worden, wird nicht ge-
wünscht; das Wort  zu Erklärungen nach § 90 der Ge-
schäftsordnung auch nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Vermittlungs-
ausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Ge-
schäftsordnung beschlossen, daß im Deutschen Bun-
destag über die Änderungen gemeinsam abzustim-
men ist. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des 
Vermittlungsausschusses auf Drucksache 13/5641? - 
Die  Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS an-
genommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 5 sowie den 
Zusatzpunkt 10 auf: 

5. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Ersten Gesetzes zur Neuordnung von 
Selbstverwaltung und Eigenverantwortung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(1. GKV-Neuordnungsgesetz -1. NOG) 
- Drucksache 13/5724 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit 

ZP10 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Sofortprogramm zur Stabilisierung der Finanz-
entwicklung in den Krankenkassen 
- Drucksache 13/5726 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. 
- Kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Wolfgang Lohmann, CDU/CSU. 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt in 
Deutschland keinen Streit über die Qualität der me-
dizinischen Versorgung der Bevölkerung. Nein, wir 
streiten im Grunde seit Jahren lediglich über die 
Wege aus der Kostenmisere der gesetzlichen Kran-
kenversicherung. Selbst einschneidendste Maßnah-
men, gelegentlich „Kostendämpfung pur" genannt, 
haben, wenn überhaupt, nur kurzzeitige Erfolge ge-
habt. 
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Vielleicht machen Sie es gleich, wenn Sie sprechen, 
etwas konkreter. 

Meine Damen und Herren, es sollte niemand die 
Hoffnung hegen, wir könnten uns mit einer Rich-
tungsentscheidung nicht durchsetzen. Als Beleg da-
für können wir auf insgesamt fünf Gesetze verweisen 
- an der Spitze das Beitragsentlastungsgesetz -, die 
wir binnen Jahresfrist im Alleingang durchgesetzt 
haben. 

Wie schon gesagt: Wir haben keinen Anlaß, von 
unseren festgelegten Grundsätzen Stärkung - 
manchmal auch Vorfahrt genannt - für die Selbstver-
waltung und Stärkung der Eigenverantwortung ab-
zuweichen. Folgerichtig sollen alle Maßnahmen und 
Regelungen des GKV-Weiterentwicklungsgesetzes, 
so sie zustimmungsfrei zu gestalten sind, noch ein-
mal auf den Weg gebracht werden. 

Unser gesetztes Ziel wollen wir mit der Auswei-
tung der Versichertenrechte und der Ausweitung der 
Gestaltungsmöglichkeiten der Selbstverwaltung im 
Vertrags- und Leistungsbereich erreichen. Zudem - 
das meinen wir jedenfalls - bieten wir Antworten auf 
nicht gelöste Probleme im stationären Bereich und 
neue Wege in der zahnmedizinischen Versorgung. 
Kern  des Ganzen - deswegen die heutige Debatte 
über das als Vorschaltgesetz bezeichnete Gesetz - ist 
die Erschwerung von Beitragserhöhungen. 

Die Eckpunkte, die wir veröffentlicht haben, wer-
den in drei Gesetzen umgesetzt. Heute debattieren 
wir über das 1. GKV-Neuordnungsgesetz. Das 
2. GKV-Neuordnungsgesetz folgt Mitte November; 
wir werden Sie also mit dem, was wir machen, wie-
der sehr anstrengen. Die Neuauflage des Psychothe-
rapeutengesetzes soll noch in diesem Jahr einge-
bracht werden. 

Damit komme ich zum heutigen Debattengegen-
stand, dem 1. GKV-Neuordnungsgesetz, das eigent-
lich nur vier Regelungen enthält, die ich kurz nenne. 

Die Kasse, die zukünftig Beitragserhöhungen vor-
nimmt, muß gleichzeitig bestehende Zuzahlungen 
erhöhen. Darin sehen wir eine hohe Hürde für Bei-
tragsanhebungen. Ein Beispiel: Wenn die Kasse X 
den Beitragssatz um 0,4 Prozentpunkte anhebt, dann 
hat das für die Versicherten die Konsequenz, daß für 
ein Medikament der Stufe 1 statt 4 DM 8 DM gezahlt 
werden müssen und im Krankenhaus in den ersten 
vierzehn Tagen die Zuzahlung pro Tag von 12 auf 
16 DM erhöht wird. 

Wir sind der festen Überzeugung, daß eine solche 
Methode die Krankenkassen dazu veranlassen wird, 
alles, aber auch alles in ihrer Kraft Stehende zu tun, 
endlich ihre Schularbeiten zu machen, um dort, wo 
sie es können, auch zu Kosteneinsparungen zu kom-
men, das heißt die Wirtschaftlichkeitsreserven auszu-
schöpfen, was sie bisher bei weitem nicht getan ha-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir werden sogar den Druck auf die Krankenkas-
sen noch erhöhen, und zwar dadurch, daß den Versi-

cherten für diesen Fall ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht eingeräumt wird. Das heißt, im Fall von 
Beitragserhöhungen kann der Versicherte mit dem 
kurzfristigen Austritt aus dieser Krankenkasse rea-
gieren. 

Unser Vorschlag der konditionierten Beitragssatz-
anhebung kann natürlich zu zusätzlichen Belastun-
gen der Versicherten führen, wobei die chronisch 
Kranken von den erhöhten Zuzahlungen besonders 
betroffen wären. Es war deswegen unser besonderes 
Anliegen, eine Lösung für diese Versichertengruppe 
zu finden. Ein genereller Verzicht auf sämtliche Zu-
zahlungen kam auf Grund der bekannten Finanzlage 
der Krankenversicherungen nicht in Frage. 

Unsere Lösung besteht darin, den sozialen Schutz 
chronisch Kranker dadurch zu verbessern, daß, wenn 
sie wegen derselben Krankheit länger als ein Jahr in 
Behandlung sind, die Obergrenze der Überforde-
rungsklausel - Sie kennen das; derzeit liegt sie bei 
2 Prozent - vom zweiten Jahr an auf 1 Prozent ge-
senkt wird. Das ist ein wesentlicher Schritt gegen-
über denjenigen, die immer schon - und nicht immer 
zu Unrecht - beklagt haben, daß die chronisch Kran-
ken von Zuzahlungen logischerweise immer am 
stärksten betroffen sind. 

Die Reaktionen der Kassenfunktionäre auf unsere 
Eckpunkte und den hier vorliegenden Gesetzentwurf 
sind mit dem Wort  „heftig" sehr milde umschrieben. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das kann 
man wohl sagen!) 

- Ich befleißige mich einer vornehmen Ausdrucks-
weise, jedenfalls in diesem Hohen Hause hier. - 
Hochrangige Kassenfunktionäre drohen sogar ge-
richtliche Schritte an. Die Versichertenvertreter der 
Selbstverwaltung im Arbeitskreis der Spitzenver-
bände der gesetzlichen Krankenversicherung äußern 
sich wie folgt - ich zitiere das einmal; die Opposition 
wird jetzt jubeln, weil Sie das so ähnlich sehen -: 
„staatlicher Dirigismus", „kurzatmige Kostendämp-
fungsgesetze", „Zerstörung des Solidaritätsprinzips 
in der GKV", „unerträgliche Risikoselektion", „Stö-
rung des Arzt-Patienten-Verhältnisses". Alles das, 
was Sie gleich sagen werden, 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Noch schär-
fer!) 

haben die bereits gesagt. Man weiß nicht, wer von 
wem abgeschrieben hat. Jedenfalls ist es schon ein-
mal gesagt worden. 

Dies ist - das ist das eigentlich Interessante - exakt 
dasselbe Vokabular, das von Leistungserbringern im 
Jahr 1992 bei der Entstehung des Gesundheitsstruk-
turgesetzes verwendet wurde, was wir ja, Sie werden 
sich entsinnen, gemeinsam verabschiedet haben. Wir 
wissen auch: Alle diese angedrohten Horrorentwick-
lungen sind eben nicht eingetreten. Das ist das Droh-
potential, was immer wieder vorgebracht wird. 

Auf die Selbstdarstellung der Krankenkassen 
- auch das ist wieder vorsichtig ausgedrückt - wird, 
so vermute ich einmal, Minister Seehofer in seinem 
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Die Koalition hat aus diesen Erfahrungen, Erfah-
rungen aus zwei Jahrzehnten, die Konsequenzen ge-
zogen und sich für eine Kehrtwende entschieden, die 
staatlichen Dirigismus und Zentralismus hinter sich 
läßt und statt dessen einen Weg hin zu mehr Eigen-
verantwortung und Gestaltungsfreiheit für die 
Selbstverwaltung der Krankenversicherung be-
schreitet. Diese Philosophie hatten wir in zwei Geset-
zen verwirklicht, dem sogenannten GKV-Weiterent-
wicklungsgesetz und dem Krankenhaus-Neuord-
nungsgesetz 1997, die, wie Sie wissen, vom Bundes-
rat am 12. September 1996 abgelehnt wurden. 

Wer nun geglaubt hat, wir legten die Hände in den 
Schoß, täuscht sich. Bereits heute beraten wir den er-
sten Teil der Umsetzung unserer Eckpunkte vom 
24. September dieses Jahres - sie werden gelegent-
lich als Vorschaltgesetz bezeichnet -, die eingebracht 
werden, um den Beteiligten Planungssicherheit zu 
geben. Der Unterschied zwischen, so wi ll  ich einmal 
sagen, alter und neuer Gesundheitsreform liegt we-
niger im Inhalt, sondern mehr darin, daß diese Re-
form ohne Zustimmung des Bundesrates realisiert 
werden kann und soll. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Und wird!) 

Viele Kommentare der vergangenen Tage erweckten 
den Eindruck, als wagten wir quasi eine Revolution, 
da angeblich eine Gesundheitsreform ohne die SPD 
nicht möglich sei. - Meine Damen und Herren, wir 
werden das Gegenteil beweisen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

Die Öffentlichkeit muß darüber informiert werden, 
daß sich die SPD in Sachen Gesundheitspolitik 
selbst auf das Abstellgleis manövriert hat. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Darüber wer

-

den wir reden! - Abg. Dr. Martin Pfaff 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Sie hat durch das Aufstellen von unannehmbaren 
Forderungen ein Sondierungsgespräch einer Arbeits-
gruppe im Vermittlungsausschuß zum Scheitern ge-
bracht. Jeder, der dabeigewesen ist, weiß, wie weit 
wir von einer Einigung entfernt waren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Pfaff? 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Ich wollte dem Kollegen Pfaff heute eigentlich zumu-
ten, meinem Gedankengang zu folgen und mögli-
cherweise hinterher in seiner Replik darauf einzuge-
hen. Deswegen möchte ich gerne fortfahren. 

Nun mußte ich allerdings zu meiner Überraschung 
einer Ticker-Meldung vom 8. Oktober entnehmen, 
daß der SPD-Fraktionsvorsitzende, Herr Scharping, 
auf eine Zusammenarbeit bei der Gesundheitsreform 
dringe und es sich dabei sogar, wie er sagt, um ein 
„formelles Angebot" von seiner Seite handele. Das 
war am 8. Oktober. 

Im Schnellverfahren hat dann die SPD-Fraktion ein 
von Rudolf Dreßler erarbeitetes Papier in einigen we-
nigen Punkten geändert und als Vorschlag der Ar-
beitsgruppe Gesundheit der SPD-Fraktion beschlos-
sen. Allein die Wandlung der Dreßler-Vorschläge 
vom 30. September 1996 zu den Vorschlägen der Ar-
beitsgruppe Gesundheit der SPD, die dann von der 
Fraktion - dem Vernehmen nach: nach heftigen Aus-
einandersetzungen - beschlossen wurden, wäre eine 
eigene Debatte we rt . Den Umstand, daß bei der gest-
rigen Pressekonferenz Ihr stellvertretender Frakti-
onsvorsitzender Rudolf Dreßler nicht zugegen war, 
mag jeder so bewerten, wie er möchte. 

Meine Damen und Herren, ich kann mir nicht den-
ken, daß dieses sogenannte „formelle Angebot" 
wirklich ernstgemeint ist. Wer sich nämlich in der So-
zialpolitik der unbequemen Botschaft, daß wir uns 
eine „Politik des Immer-mehr" im wahrsten Sinne 
des Wortes nicht mehr leisten können, verweigert, ist 
nicht in der Lage, brauchbare Reformvorschläge zu 
unterbreiten. 

Eine Diskussion über eine Neuordnung von Ri-
siko- und Lastenzuweisung im Sozialrecht ist aber 
unvermeidlich, wie wir meinen. Dabei steht außer 
Frage, daß jedem Menschen, unabhängig von sei-
nem Alter und seinem Einkommen, die Unterstüt-
zung der Solidargemeinschaft in allen Fällen zukom-
men muß, in denen er selbst überfordert ist. Dieser 
umfassenden Versorgung der sogenannten großen 
Risiken muß aber auf der anderen Seite eine stärkere 
Inanspruchnahme des einzelnen für die übrigen Be-
reiche gegenüberstehen. Nicht alles, was der Ge-
sundheit förderlich ist, muß und kann auch solida-
risch finanziert werden. 

(Peter Dreßen [SPD]: Das merkt man an den 
Zähnen!) 

Wer weiterhin glaubt, die Solidargemeinschaft 
müsse für jede Befindlichkeitsstörung und für die 
Förderung des allgemeinen Wohlbefindens zustän-
dig sein oder bleiben, riskiert  letztendlich den Kol-
laps der solidarischen Krankenversicherung. Der So-
zialstaat ist überfordert, wenn pausenlos Solidarität 
gepredigt, dabei aber das unverzichtbare Gegen-
stück der Solidarität, nämlich die Subsidiarität, au-
ßer acht gelassen wird. Was wir brauchen, ist ein Um-
denken aller Beteiligten, auch eine Bewußtseinsän-
derung in der Bevölkerung. Das ist wahr. 

Deswegen sei es kurz gesagt: Wir stehen vor einer 
Richtungsentscheidung. Genau über diesen Ansatz 
wollten wir mit der SPD im Vermittlungsausschuß, 
Herr Professor Pfaff, diskutieren. Wir haben aber 
noch nicht einmal den Einstieg in eine solche Diskus-
sion geschafft, und auch das Sofortprogramm der 
SPD, das heute vorgelegt worden ist, enthält dazu 
keine einzige Aussage. 

Aber auch unabhängig von dieser Richtungsent-
scheidung, zu der die SPD anscheinend nicht fähig 
ist, lassen andere Punkte des Sofortprogramms er-
kennen, daß eine Verständigung mit Ihnen, meine 
Damen und Herren von der SPD, nicht möglich er-
scheint. Sie sind offensichtlich nicht in der Lage, sich 
von Phantomen zu lösen. 
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Seit der Verabschiedung des Gesundheitsstruktur-
gesetzes 1992 beschwören Sie im Einklang mit ei-
nem Teil der Krankenkassen die Listenmedizin. 
Selbstverständlich finden wir in Ihrem Papier die For-
derung, die Streichung der Positivliste rückgängig zu 
machen und dadurch eine Qualitätsverbesserung in 
einem 6 Milliarden DM umfassenden Marktsegment 
herbeizuführen. Das soll angeblich zu Einsparungen 
von mindestens 2 Milliarden DM führen. Ich nenne 
das Irreführung der Öffentlichkeit, Herr Kirschner. 
Denn ehrlich wäre es, wenn Sie der Bevölkerung sa-
gen würden: Wir streichen alle diese Arzneimittel 
aus dem Pflichtenkatalog der gesetzlichen Kranken-
versicherung, und Sie, liebe Bürgerinnen und Bür-
ger, haben das in Zukunft selbst zu bezahlen. Klar-
text: 100 Prozent Zuzahlung für Kranke und Behin-
derte, die diese Medikamente weiterhin wollen oder 
benötigen. 

Gleichzeitig müßten Sie aber die Ärzte verpflich-
ten, nicht auf andere Arzneimittel auszuweichen, so 
sie denn kostenträchtiger sind. 

Wie ist nun unsere Position? Ich sehe es nicht als 
Aufgabe der Politik an, Arzneimittel in angeblich 
wirtschaftliche und angeblich unwirtschaftliche zu 
unterteilen. Es ist die Aufgabe des Bundesinstituts 
für Arzneimittel und Medizinprodukte, eine Quali-
tätsprüfung vorzunehmen. Es ist anschließend Auf-
gabe des Arztes, den Versicherten bei Bedarf das 
notwendige Medikament zu verschreiben. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: So ist es!) 

Es ist und bleibt die Aufgabe des Arztes, den Patien-
ten gegebenenfalls davon zu überzeugen, daß er ein 
über lange Jahre eingenommenes Medikament ei-
gentlich nicht benötigt. Aus dieser Verantwortung 
wird ihn die Politik nicht mit einer Liste entlassen. 
Ich bin jedenfalls dazu nicht bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Fazit also: Es gibt schon grundsätzliche Differen-
zen zwischen Koalition und Opposition. 

Außerdem muß man, wenn man die Presse und 
sonstige Massenmedien aufmerksam verfolgt, sagen: 
Es geht in Ihrer Fraktion munter zu. Rudolf Schar-
ping und Rudolf Dreßler fordern die unverzügliche 
Stillegung von 40 000 Krankenhausbetten. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Wieviel?) 

- 40 000. 

Hier muß doch die Frage erlaubt sein, warum man 
sich nicht schon längst mit den SPD-Ministerpräsi-
denten zusammengesetzt hat, die für die Umsetzung 
dieses Vorschlags zuständig sind. Die Mehrheit der 
SPD-Fraktion hat diesen möglichen Konflikt mit den 
Ländern natürlich sofort erkannt und diese Forde-
rung schnell aus der Endfassung des Papiers gestri-
chen. Fazit: Der Öffentlichkeit wird eine abge-
stimmte Haltung zwischen SPD-Bundestagsfraktion 
und SPD-Ländern vorgegaukelt, die es offensichtlich 
nicht gibt. Ich nenne das wieder Irreführung der Öf-
fentlichkeit. 

Auch Sie, Herr Kollege Kirschner - er telefoniert 
gerade -, beteiligen sich an solchen Desinformatio-
nen. 

(Abg. Dr. Martin Pfaff [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich weiß, Herr 
Kollege Lohmann, Sie wollen nicht. Aber ich muß Sie 
fragen: Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Ich antworte darauf: Ich wi ll  auch wirklich nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Er will  nicht. 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): Er 
will  nicht, ist einfach dickköpfig heute, Herr Profes-
sor. Er will  einfach nicht. 

(Heiterkeit) 

Ich will, wenn ich will, aber nicht, wenn Sie wollen. 

Herr Kirschner, ich hatte Desinformationen. In ei-
nem Aufsatz von Ihnen lese ich: 

Dem Finanzierungsproblem auf der Einnahmen-
seite stehen Unwirtschaftlichkeiten und Versor-
gungsdefizite im Gesundheitssystem gegenüber. 
Beispiele für unzweckmäßige, unnötige oder un-
wirtschaftliche Gesundheitsleistungen sind die 
immer noch vorhandenen Fehlbelegungen im 
Krankenhaus. 

Ich frage Sie: Warum haben Sie diese Passage aus Ih-
rem Papier gestrichen, wenn das, was Sie sagen, 
richtig ist, was ich gar nicht bestreiten wi ll? 

(Klaus Kirschner [SPD]: Haben Sie unser 
Papier gelesen?) 

- Ja natürlich, sonst könnte ich nicht daraus zitieren. 

Mit dem Beitragsentlastungsgesetz löst die Koali-
tion genau dieses Problem. Mit einer von Ihnen be-
kämpften generellen Absenkung der Pflegesätze um 
jeweils 1 Prozent in den nächsten drei Jahren wollen 
wir die durch die Einführung der Pflegeversicherung 
abgebaute Fehlbelegung mit einem Gesamtvolumen 
von 2,4 Milliarden DM in Ausgabensenkungen der 
Krankenkassen wiederfinden. Wir würden sie nicht 
wiederfinden, wenn wir sie nicht erzwungen hätten. 

Während Klaus Kirschner also einerseits vorhan-
dene Fehlbelegungen feststellt, kam er in der gestri-
gen Pressekonferenz zu dem Ergebnis - ich zitiere 
Sie erneut; das ist a lles veröffentlicht worden -: 

Die vorgegebenen Einspareffekte des sogenann-
ten Beitragsentlastungsgesetzes sind absolut un-
realistisch. Allein die hier angelegten Luftbu-
chungen betragen rund 4,2 Mil liarden DM. 

Was gilt denn nun eigentlich: Fehlbelegungen oder 
Luftbuchungen? Es kann wohl nur eines von beiden 
richtig sein. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Fehlbelegte 
Luftbuchungen!) 
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Beitrag noch näher eingehen. Persönlich halte ich 
das Verhalten und die Äußerungen der Kassenfunk-
tionäre für, gelinde gesagt, enttäuschend. Wir bieten 
den Krankenkassen, wie oft gefordert, zahlreiche zu-
sätzliche Gestaltungsmöglichkeiten an. Man kann 
nicht oft genug betonen, daß es sich dabei um Ange-
bote handelt. Keine Kasse ist gezwungen, von diesen 
Gestaltungsmöglichkeiten Gebrauch zu machen. 
Nur wer will , kann Selbstbehalte und Beitragsrück-
gewähr in seinen Satzungen vorsehen. 

Mit dem 2. GKV-Neuordnungsgesetz - das ist 
heute nicht Gegenstand der Verhandlungen - wer-
den wir den Krankenkassen die Möglichkeit einräu-
men, fünf bisherige Pflichtleistungen jetzt durch Sat-
zung nach Art  und Inhalt gestalten zu können. Das 
einzige, was den Krankenkassen im Moment einfällt, 
ist die Drohung mit der Streichung dieser Leistun-
gen. So ist es nicht verwunderlich, daß sich inzwi-
schen Logopäden- und Ergotherapeutenverbände an 
die Politik gewandt haben, weil sie Sorge haben, daß 
die Krankenkassen die Streichung dieser Leistungen 
wahrmachen. 

Ich habe diese Sorge nicht. Denn auch alle Versi-
chertenvertreter müßten einer solchen Maßnahme 
zustimmen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß Lutz 
Freitag als Versichertenvertreter solch einer unsozia-
len Maßnahme, dem völligen Streichen einer Gestal-
tungsleistung, zustimmen würde. Denn dann würde 
er selbst Verantwortung für das tragen, was er „Zer-
störung der solidarischen Krankenversicherung" 
nennt. Ich bin gespannt, wie er reagieren wird. 

Das Empörende an den Äußerungen der letzten 
Tage dieser Funktionäre ist, daß nicht ein einziger 
konkreter Nachweis dafür vorgelegt wurde - obwohl 
wir und vor allem der Minister immer wieder darum 
gebeten haben -, daß die Krankenkassen mit bereits 
vorhandenen Mitteln gespart haben: kein Wo rt  zur 
Einschränkung bei freiwilligen Leistungen, kein 
Wort  zur Rückforderung an die Leistungserbringer 
wegen zu hoher Grundlohnschätzung, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Herr Lohmann, wer 
hat denn die zu hohen Grundlohnschätzun

-

gen zu verantworten?) 

kein Wort  zur Überschreitung des Arzneimittelbud-
gets, kein Wort  zur nicht genutzten Wirtschaftlich-
keitsprüfung, kein einziger Beitrag zur Erschließung 
von Wirtschaftlichkeitsreserven im System. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

- Ich kann lauter reden, ich habe ja das Mikrophon. 

Lediglich die Forderung nach einem ausgabenbe-
zogenen Globalbudget wird in schönem Einverneh-
men mit Ihnen erhoben. Keine Information der Öf-
fentlichkeit darüber, daß eine Überschreitung dieses 
Globalbudgets erst im ersten Quartal des Folgejahres 
festgestellt werden kann; kein Wo rt  dazu, wie man 
diese Überschreitung wieder zurückholen wi ll; keine 
Information über den Umstand, daß eine entspre-
chende Rechnungsführung bei den Kassen im Zeit-
alter des Computers zum großen Teil überhaupt nicht 
existiert. Damit fehlt jedes Frühwarnsystem, das  

mögliche Überschreitungen frühzeitig anzeigen 
könnte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Lohmann, schauen Sie bitte einmal auf die Uhr! 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Ich bin gleich am Ende, wenn auch nicht - Herr 
Kirschner würde sich das wünschen - am Ende mei-
ner Kräfte. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Die Uhr ist abgelau-
fen!) 

Deshalb setzen wir konsequent bei der Einnahme-
seite an. Wir werden diese Vorstellungen auch 
durchsetzen. Ich appelliere an dieser Stelle an die 
Verantwortlichen in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung, jetzt nicht ihr Heil im Schulterschluß mit 
der Opposition zu suchen, 

(Widerspruch bei der SPD) 

sondern an diesen Vorschlägen und bei deren Um-
setzung konkret mitzuarbeiten. Nur so kann letztlich 
das oft in den Raum gestellte Zweiklassensystem ver-
mieden und eine vernünftige Regelung gefunden 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Regina Schmidt-Zadel, SPD. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Lohmann, im Ge-
sundheitswesen, so habe ich Anfang der Woche Mi-
nister Seehofer in einem „ARD"-Interview sagen hö-
ren, gehe es nicht so einfach zu wie beim Schafskopf-
spiel. Alles sei etwas komplizierter. Da haben Sie, 
Herr Lohmann, Ihren Minister heute widerlegt. Bei 
Ihnen hörten sich die Gründe für die Probleme der 
Krankenversicherung und ihre Lösungen ganz ein-
fach an. Sie lösen nämlich überhaupt keine Probleme 
mit Ihren Vorschlägen. 

(Beifall bei der SPD) 

An Sie gerichtet, Herr Minister Seehofer: Ich 
kenne Ihre Künste beim Schafskopfspiel nicht, Ihre 
Kunst als Gesundheitsminister kennt jedoch inzwi-
schen jeder. Man muß leider feststellen, das Gesund-
heitswesen scheint etwas zu kompliziert zu sein. 
Vielleicht wären Sie besser beim Schafskopfspiel ge-
blieben. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann wäre uns allen jedenfalls das heillose Chaos er-
spart worden, in das Sie unser Gesundheitswesen 
mittlerweile gestürzt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist genau das von Ihnen und der übrigen Bun-
desregierung angerichtete Chaos, das Ihr heute zur 
ersten Lesung vorliegendes GKV-Neuordnungsge- 
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setz - wieder so ein schöner Ausdruck - so fragwür-
dig macht. Es ist dieses Chaos und Ihr Herumwursch-
teln, das uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten dazu veranlaßt hat, mit unserem Sofortpro-
gramm zur Stabilisierung der Finanzentwicklung in 
den Krankenkassen eine kompetente Alte rnative 
vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie unternehmen mit Ihrem Gesetz den völlig un-
tauglichen Versuch, etwas neu zu ordnen, obwohl 
Sie die Unordnung zuvor selbst herbeigeführt haben. 
Das ist auch sehr gut. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Dieses Gesetz ist nichts weiter als ein Baron-Münch-
hausen-Gesetz. Sie wollen sich am eigenen Schopf 
aus einem selbstgemachten Sumpf ziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Warum stehen die gesetzlichen Krankenkassen ei-
gentlich vor einem Milliardendefizit? Wenn es nach 
Ihnen geht, sind immer die Krankenkassen schuld. 
Sie haben das gerade auch ausgeführt: zu hohe Ver-
waltungsaufgaben, zuviel Schnickschnack und Ver-
schwendung. Das ist alles ganz einfach, so wie beim 
Schafskopf. 

Nein, meine Damen und Herren, die Wahrheit 
sieht ganz anders aus. Da ist zunächst einmal die seit 
Jahren ansteigende Massenarbeitslosigkeit, gegen 
die diese Bundesregierung nichts unternimmt und 
die den Krankenkassen Beitragsverluste in Milliar-
denhöhe beschert. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Stimmt gar 
nicht!) 

Da ist die Abwälzungspolitik der Bundesregierung, 
die der gesetzlichen Krankenversicherung Kosten 
aufbürdet, die sie zuvor aus der Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung herausgerechnet hat. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Mit Zustim

-

mung der SPD!) 

5 Milliarden DM haben Sie mit Ihrem Verschiebe-
bahnhof allein in den letzten Jahren der GKV ans 
Bein gebunden. Sie haben mit Ihrem sogenannten 
Beitragsentlastungsgesetz den Kassen zwangsweise 
eine Beitragssenkung um 0,4 Prozentpunkte und da-
mit weitere Einnahmeverluste beschert. Gleichzeitig 
verschulden Sie mit diesem Gesetz auch noch Bei-
tragsmindereinnahmen in Höhe von 2,5 Mi lliarden 
DM aus der Krankenversicherung der Rentner. 

Luftbuchungen hat Klaus Kirschner das genannt. 
Das sogenannte Beitragsentlastungsgesetz macht 
nach unseren Berechnungen zusätzlich über 4 Mil-
liarden DM aus, wahrlich Luftbuchungen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Monika 
Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das sind Milliarden aus den Taschen der Versi-
cherten, die Sie der Pharmaindustrie auf den Gaben-
tisch legen, indem Sie ohne Not die bewährten Fest-
preise bei patentgeschützten Medikamenten wieder  

aufheben. Herr Minister, hier liegen doch die wahren 
Gründe für die Milliardendefizite der gesetzlichen 
Krankenversicherung, hier werden doch in Wahrheit 
die Milliarden in den Sand gesetzt. 

Genau hier hätten Sie den Hebel mit Ihrem soge-
nannten Neuordnungsgesetz ansetzen müssen; denn 
nichts bedarf mehr und dringender einer Neuord-
nung, Herr Minister, als Ihr gesundheitspolitischer 
Scherbenhaufen, den wir zur Zeit vor uns liegen ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen die Krankenversicherung nicht neu ord-
nen, sondern Sie wollen eine andere Ordnung schaf-
fen. Sie wollen unser bewährtes Gesundheitswesen 
in eine andere Ordnung bringen. Ihr 1. GKV-Neuord-
nungsgesetz geht genau in diese Richtung. 

Den ersten Schritt haben Sie bereits mit dem vor 
vier Wochen verabschiedeten sogenannten Beitrags-
entlastungsgesetz vollzogen. Mit der gesetzlich ver-
ordneten Beitragssenkung um 0,4 Prozentpunkte ha-
ben Sie zwei wichtigen und bewährten Prinzipien 
der GKV, nämlich der Selbstverwaltung und der Fi-
nanzhoheit der gesetzlichen Krankenkassen, schwe-
ren Schaden zugefügt. 

(Zuruf von der SPD) 

Mit dem gleichen Gesetz wollen Sie eine weitere 
Bresche ins System schlagen, indem Sie die Gesund-
heitsförderung auf die bet riebliche Prävention be-
schränken. Die außerbetriebliche Prävention liqui-
dieren Sie aus dem Sozialgesetzbuch. Diese sollen 
die Kassen nur noch mit Versichertengeldern finan-
zieren. 

Ergebnis: Die Prävention ist der erste Bereich, in 
dem die solidarische, hälftige Finanzierung zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern nicht mehr exi-
stiert. Diesen Weg, den Sie mit dem sogenannten 
Beitragsentlastungsgesetz geebnet haben, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Patientenbela-
stungsgesetz!) 

bauen Sie heute mit Ihrem ersten sogenannten Neu-
ordnungsgesetz zur Straße aus, ehe Sie dann mit der 
weiteren Umsetzung Ihrer Eckpunkte zur dritten 
Stufe der Gesundheitsreform quasi auf der Autobahn 
unser bewährtes Gesundheitssystem im Eiltempo 
verlassen. 

(Zuruf von der SPD) 

Mit dem heute zur Beratung anstehenden Neuord-
nungsgesetz wollen Sie die gesetzlichen Kranken-
kassen zur Beitragsstabilität zwingen, indem Sie Bei-
tragserhöhungen mit einer Erhöhung der Zuzahlun-
gen koppeln und gleichzeitig die sofortige Kündi-
gungsmöglichkeit durch den Versicherten einräu-
men. Was da angeblich so clever aussieht, ist auf den 
zweiten Blick 

(Zuruf von der F.D.P.: Noch besser!) 

ein Eingeständnis gesundheitspolitischer Hilflosig-
keit. Weil Sie die Kosten nicht in den Griff bekom-
men, nehmen Sie mit diesem Gesetz die Krankenkas-
sen gleichsam in Geiselhaft. 
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Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, der 
Weg, den Sie da beschreiten, führt Sie heraus aus un-
serem solidarischen Krankenversicherungssystem. 
Sie geben die hälftige Finanzierung auf. Sie opfern 
das Prinzip der Sachleistung. Sie führen Wahl- und 
Regelleistungen ein. Sie erhöhen die Zuzahlungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir wollen 
hören, was Sie tun!) 

Sie treiben die gesetzlichen Kassen in einen gnaden-
losen Konkurrenz- und Verdrängungskampf. Sie 
stürzen vor allen Dingen die Versicherten so in Un-
sicherheit, daß vor jedem Arztbesuch ein Besuch bei 
der Verbraucherzentrale notwendig wird. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Aber jetzt kommen Ihre Vorschläge!) 

- Die kommen auch noch, keine Angst! - Ich appel-
here daher an Sie: Kehren Sie um! Lassen Sie uns ge-
meinsam - darauf lege ich Wert - unser bewährtes 
System der gesetzlichen Krankenversicherung refor-
mieren und verbessern! Es stecken mehr Chancen 
zum Sparen im System als außerhalb. 

Wir haben Ihnen das mit unserem Sofortpro-
gramm deutlich gemacht und vorgerechnet. Sie kön-
nen Milliarden sparen, wenn endlich das umgesetzt 
wird, was Fachleute - übrigens auch aus Ihrem Haus, 
Herr Minister - seit langem fordern, nämlich den 
Vorrang für den Hausarzt. Es muß Schluß sein mit 
der Unsitte, für jedes Wehwehchen direkt zum teu-
ren Facharzt zu gehen. Es muß wieder zur Regel wer-
den, daß der Hausarzt in begründeten Fällen die Pa-
tienten zum Facharzt überweist. Dazu muß die Pa-
tienten-Chipkarte, die das Übel mit verursacht hat, 
so geändert werden, daß nur noch ein direkter Fach-
arztbesuch je Quartal möglich ist. 

Dazu muß aber auch der Hausarzt gestärkt wer-
den. Er muß bei der Budgetierung der ambulanten 
ärztlichen Versorgung so berücksichtigt werden, daß 
sich seine zentrale Rolle bei der ärztlichen Versor-
gung in der Höhe des Budgets auch widerspiegelt. 
Ein ausreichendes Budget ist für den Hausarzt le-
benswichtig. Ein ausreichendes Hausarztbudget wie-
derum ist für die GKV lebenswichtig. 

Die sektorale Budgetierung, die Ende letzten Jah-
res ausgelaufen ist, muß mit Beginn des nächsten 
Jahres durch ein Globalbudget bei den Krankenkas-
sen ersetzt werden. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: 
Sehr wahr!) 

Nur mit diesem Globalbudget sind die Kassen in der 
Lage, ihre gesamten Ausgaben zu steuern und ihre 
Maßnahmen zur Ausgabenbegrenzung zu koordinie-
ren. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Was machen Sie dann bei Über

-

schreitung?) 

Trotz strikten Sparens werden auf absehbare Zeit 
die fehlenden Einnahmen das Hauptproblem der 

Krankenkassen bleiben. Die Gründe habe ich zu Be-
ginn genannt. Es kommt darauf an, die Einnahmen

-

seite der Krankenkassen zu stärken. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Die SPD schlägt daher vor - hören Sie gut zu -, die 
Grenze für die Beitragsbemessung und für die Versi-
cherungspflicht auf das Niveau der Rentenversiche-
rung anzuheben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Dadurch wird nicht nur die Einnahmenseite ge-
stärkt, es wird gleichzeitig auch eine Beitragsentla-
stung möglich. Wenn zusätzlich auch noch die ge-
ringfügig Beschäftigten sozialversicherungspflichtig 
werden, könnte der durchschnittliche Beitragssatz 
noch einmal um 0,1 Prozent gesenkt werden. 

Mit diesen kurzfristig zu realisierenden Maßnah-
men, zu denen ich ausdrücklich auch die Rück-
nahme der Kürzung der Lohnfortzahlung nenne, 
bringt dies den Kassen 1 Milliarde DM zurück. So 
können Sie innerhalb des Systems sinnvoll und ef-
fektiv sparen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Zuruf des Abg. Wolfgang 

Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]) 

- Herr Lohmann, Sie haben nicht einmal unsere Pa-
piere gelesen. 

(Zuruf von der F.D.P.) 

Die SPD hat Ihnen für eine weitere Reform des Ge-
sundheitswesens mit unserem Gesetzentwurf eine 
Grundlage vorgelegt, auf der eine mittel- und lang-
fristige Sanierung des Gesundheitswesens möglich 
ist. Wir wollen hier in Bonn keine Spielereien mehr. 
Wir wollen Ernsthaftigkeit. Wir wollen auch nicht 
Schafskopf spielen. Wir wollen etwas für die Patien-
tinnen und Patienten tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Kehren Sie doch zu diesen Grundlagen zurück! 
Bleiben Sie bei der solidarischen Krankenversiche-
rung! Stoppen Sie Ihren Weg - das ist wirklich eine 
Aufforderung an Sie - in die unsolidarische privat fi-
nanzierte Zweiklassenmedizin, die Sie vorhaben! 
Das ist der Weg, den Sie beschreiten. Hier machen 
wir nicht mit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, ich komme noch einmal zu Tagesord-
nungspunkt 4, Beschlußempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses zum Strafrechtsänderungsgesetz, 
zurück. Ich gebe das von den Schriftführern und 
Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung bekannt. 

Es sind 648 Stimmen abgegeben worden. Mit Ja 
haben 320, mit Nein haben 327 Abgeordnete ge-
stimmt. Es gab eine Enthaltung. Die Beschlußemp-
fehlung ist abgelehnt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So geht das!) 
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Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 645 
ja: 	319 

nein: 	325 

enthalten: 	1  

Ja 

SPD 

Brigitte Adler 
Gerd Andres 
Robert  Antretter 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Wolfgang Behrendt 
Hans-Werner Bertl 
Friedhelm Julius Beucher 
Rudolf Bindig 
Lilo Blunck 
Arne Börnsen (Ritterbude) 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Peter Conradi 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Dr. Marliese Dobberthien 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Freimut Duve 
Ludwig Eich 
Peter Enders 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Norbert Formanski 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Katrin Fuchs (Verl) 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Norbert  Gansel 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Günter Gloser 
Uwe Göllner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Karl Hermann Haack 

(Extertal) 
Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 

Dr. Ingomar Hauchler 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Erwin Horn 
Eike Hovermann 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Barbara Imhof 
Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Ilse Janz 
Dr. Uwe Jens 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart  Kuhlwein 
Konrad Kunick 
Christine Kurzhals 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Waltraud Lehn 
Robert  Leidinger 
Klaus Lennartz 
Dr. Elke Leonhard 
Klaus Lohmann (Witten) 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Dr. Christine Lucyga 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Ulrike Mascher 
Christoph Matschie 
Ingrid Matthäus-Maier 
Heide Mattischeck 
Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Siegmar Mosdorf 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Doris Odendahl 

Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Adolf Ostertag 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Rudolf Purps 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Renate Rennebach 
Otto Reschke 
Dr. Edelbert Richter 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Gerhard Rübenkönig 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Rudolf Scharping 
Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schube rt 

 Richard Schuhmann 
(Delitzsch) 

Brigitte Schulte (Hameln) 
Reinhard Schultz 

(Everswinkel) 
Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 
Lisa Seuster 
Horst Sielaff 
Erika Simm 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag

-

Wolgast 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 
Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Jörg Tauss 
Dr. Bodo Teichmann 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 

Wolfgang Thierse 
Dietmar Thieser 
Franz Thönnes 
Uta Titze-Stecher 
Adelheid Tröscher 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Günter Verheugen 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Hans Georg Wagner 
Hans Wallow 
Dr. Konstanze Wegner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
Gert  Weisskirchen 

(Wiesloch) 
Jochen Welt 
Hildegard Wester 
Lydia Westrich 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Norbert  Wieczorek 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dieter Wiefelspütz 
Berthold Wittich 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 
Heidi Wright 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 
Peter Zumkley 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gila Altmann (Aurich) 
Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Angelika Beer 
Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Rita Grießhaber 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken 
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Wir kommen zurück zu Tagesordnungspunkt 5 
und Zusatzpunkt 10. Das Wo rt  hat die Kollegin Mo-
nika Knoche, Bündnis 90/Die Grünen. 

Monika Knoche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Herren und Da-
men! Herr Lohmann, ich komme kurz auf Ihre Rede 
zu sprechen. Daß Sie stolz darauf sind, jenseits des 
gesellschaftlichen Konsenses Gesetze durchzuset-
zen, zeugt meines Erachtens nur von Ignoranz und 
einem autokratischen Politikverständnis. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Lohmann [Lü

-

denscheid] [CDU/CSU]) 

Herr Lohmann, die großen Risiken abzusichern 
war vor 150 Jahren bitterste Notwendigkeit. Heute,  

an der Schwelle zum Jahr 2000, hat sich Gott sei 
Dank ein ganzheitliches Gesundheitsverständnis 
durchgesetzt. 

Es sträubt sich in mir, wenn ich mich als Gesund-
heitspolitikerin ständig mit falschen Kosten- und un-
sinnigen Standortargumenten auseinanderzusetzen 
habe, und zwar nur, weil diesem Gesundheitsmi-
nister ein Gesundheitswesen auf einem hohen zivili-
satorischen Niveau, das als solches ein Ausdruck 
großer Standortqualität ist, ein Mißbrauchstatbe-
stand schlechthin zu bedeuten scheint. 

Besonders unerträglich ist, daß die Fragen der zu-
kunftsweisenden Solidarsysteme unter bewußter 
Leugnung ihrer systemimmanenten Reformpoten-
tiale politisch dazu mißbraucht werden, das Sozial-
staatsgebot zu unterminieren. 

Mit dumpfer Arbeitgeberrhetorik betreibt diese 
Regierung de facto die Substanzauszehrung der Soli-
darkassen. Ich werde Ihnen sagen, worin sich das 
zeigt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie drük-
ken das sehr kompliziert aus!) 

- Die Dinge sind kompliziert. Mit Plumpheit, Platthei-
ten und vor allem mit Kürzungsexzessen macht man 
dieses hocheffiziente System kaputt. Das ist wohl 
wahr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Aber die 

Leute wollen es einfach!) 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll-
mer) 

Zur akuten Finanznot: Die genaue Bezifferung der 
Kosten der deutschen Einheit liefert uns die Regie-
rung nicht. Aber daß mit den Geldern aus den Soli-
darkassen die Angleichung der Lebensverhältnisse 
im Osten geleistet wurde, daß ein hocheffizientes 
und wirkungsvolles Gesundheitswesen zerschlagen 
worden ist, das sehr kostenträchtig ist, f ließt auch in 
die Entwicklung der Lohnnebenkostenquote ein. 
Diese Kosten benennen Sie nicht. Diese Kosten 
benennen Sie nicht. Ich glaube, es würde den Men-
schen wie Schuppen von den Augen fallen, wenn sie 
erfahren würden, wieviel sie darüber hinaus in die 
Solidargemeinschaft investiert haben für Bereiche, 
die eigentlich steuerzufinanzieren wären. 

Noch ein anderes: Die Regierung verschuldet die 
Defizite selber, indem sie die Pharmaindustrie sub-
ventioniert. An drei Punkten sei das gezeigt: Verzicht 
auf die Positivliste, Abschaffung der Festbetragsre-
gelung für patentgeschützte Arzneien und Wegfall 
preisgünstiger Reimportarzneien. Gäbe es diese Ge-
setze nicht, gäbe es in den Kassen der Krankenkas-
sen 3,5 Milliarden DM mehr pro Jahr. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und das 
glauben Sie auch noch?) 

Dazu kommen die Mehrbelastungen von etwa 
5 Milliarden DM pro Jahr aus den bekannten Kosten-
abwälzungen der Arbeitslosen- und der Rentenversi-
cherung. Weil Sie die Staatsverschuldung drücken 
müssen - unter anderem zur Erfüllung der Kriterien 



11508 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Monika Knoche 

von Maastricht -, wird mit den Solidarkassen Raub-
bau betrieben. 

Ein Weiteres ist die Pervertierung des Spargedan-
kens durch die Kürzung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall. Dieser Fehlgriff kostet geschätzte 
Mindereinnahmen von 1 Milliarde DM. Welch bo-
denlose Frechheit, den Kassen Mißmanagement vor-
zuwerfen! Führt man sich vor Augen, daß Sie, Herr 
Seehofer, androhen, die Lohnnebenkostenquote auf 
Blockkonfrontationszeiten zurückzuführen, dann 
kann man guten Gewissens sagen, daß Sie die deut-
sche Vereinigung und die aktuellen Probleme der 
Massenarbeitslosigkeit dazu benutzen, die soziale 
Marktwirtschaft durch einen deutschen Thatcheris-
mus abzulösen. 

Wir Grünen waren von diesen grassierenden 
Denkblockaden und diesen in-witzigen Sparobsessio-
nen nie befallen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, Sie haben 
immer aus dem vollen geschöpft!) 

Wir haben immer gesagt: Wenn die Gesundheitsin-
teressen der Patientinnen und Patienten in den Mit-
telpunkt rücken, dann werden auch die Reform-
potentiale deutlich. Wenn es sich bei der Politik um 
Ziele der Qualitätsverbesserung und Kosteneffizienz 
handeln und man mit ernstem Willen hinschauen 
würde, wo eigentlich die ökonomische Aushöhlung 
stattfindet, dann fände man auch die Reform- und 
Gesetzesnotwendigkeiten für die Hereinholung der 
20 bis 30 Milliarden DM, die jährlich durch die ver-
fehlte Strukturplanung im ambulanten und stationä-
ren Bereich verlorengehen. Aber dann geht man na-
türlich an ganz bestimmte Besitzstände, an die Sie 
nicht herangehen wollen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sagen Sie 
es doch!) 

Wir haben keine Scheu davor, sie zu benennen. 

Für eine solche Politik braucht man eigentlich 
nicht viel Mut. Aber man muß sich entscheiden, auf 
wessen Seite man steht. Der Gesundheitsminister hat 
das getan. Der mutige Lobbyknacker von einst hängt 
heute am Bändel derselben. Er bedient die Interes-
sen der Pharmaindustrie. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Das wäre eigentlich zu belästern, wären die Konse-
quenzen für die Gesellschaft insgesamt und für die 
Kranken im besonderen nicht so fatal. Mit der Ver-
knüpfung von Beitragssatzerhöhungen und mehr 
Selbstbeteiligung werden ausschließlich Kranke ge-
prügelt. Wer jetzt für ein Medikament 3 DM zuzah-
len muß, wird hernach etwa 7 DM zuzahlen müssen. 
Sie haben 125prozentige Steigerungsraten vorgese-
hen. Finden Sie das eigentlich in Ordnung? Noch vor 
einem Jahr wollten Sie, Herr Minister Seehofer, die 
Zuzahlungen doch abschaffen, weil sie gänzlich un-
sinnig und unsozial sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Wollen Sie Bei

-

tragserhöhungen?) 

Wenn durch arme Kassen arme Versicherte vertrie-
ben werden - Stichwort: Kassenwechsel -, wird die 
Monopolisierung der Kassenlandschaft forciert, aber 
in der Versorgungsstruktur wird überhaupt nichts 
optimiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wissen doch, daß die Satzungs- und Wahllei-
stungen, wenn sie kommen, sofort die Leistungsaus-
grenzung nach sich ziehen. Was bedeutet das? Es 
heißt, wer arm ist, ist arm dran. Die Regierung spricht 
eine unmißverständliche Sprache. Eine Unterschich-
tendiskriminierung machen wir Grünen allerdings 
nicht mit. Während sich Besserverdienende außer-
halb der Solidarpflicht in Privatkassen beheimaten, 
sprechen wir uns wirklich dafür aus, die Solidar-
pflichtigkeit und die Beitragspflichtigkeit zu erwei-
tern . Insofern sind die Vorschläge, die heute vorge-
stellt wurden - auch die seitens der Sozialdemokra-
tie -, jene, die wir schon vor über einem Jahr hier im 
Deutschen Bundestag eingebracht haben. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ich bin noch 
in der gesetzlichen Krankenversicherung, 

Sie nicht!) 

Alle Leistungskürzungen und Selbstbeteiligungen 
sind zurückzunehmen, die Kosten der deutschen 
Vereinigung sind zu akzeptieren oder durch Steuern 
zu finanzieren, die Einnahmen der Kassen sind zu 
stärken, die Ausgabenentwicklung ist an das Brutto-
sozialprodukt anzubinden und an ein Globalbudget 
anzulehnen. Denn nicht die sinkende Lohnquote als 
Folge der Massenarbeitslosigkeit darf die Orientie-
rung sein. Was Gesundheit kosten soll, ist immer eine 
eminent gesellschafts- und demokratiepolitische 
Frage. Um sinnvoll zu sparen, braucht das deutsche 
Gesundheitswesen a lles andere als Deregulie rung 
und Konkurrenz. Es braucht eine verbreiterte solida-
rische Finanzierung. Deshalb sind die Vorschläge 
richtig und vernünftig, denn Gleichheit und Gerech-
tigkeit im Gesundheitswesen sind ein hoher We rt , 
der nicht dem Machtpoker, den Machtinteressen und 
den Regierungsmachtinteressen geopfert werden 
darf. Gesundheitspolitik hat nur ein Ziel: Gesundheit 
zu erhalten und den Kranken zu dienen. Sie darf vor 
allen Dingen niemals andere Interessen bedienen. 
Das ist die Politik, die wir vertreten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dr. Thomae. 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Abgabenlast 
im Sozialversicherungssystem erweist sich zuneh-
mend als kritischer Faktor bei der Sicherung des 
Standortes Deutschland. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Der Export  von Arbeitsplätzen ins Ausland, der 
Rückgang der Investitionen und die Globalisierung 
der Märkte zwingen uns zum Handeln. Von daher 
will die Koalition die 40-Prozent-Marke der Bela- 
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stung im Sozialversicherungsbereich im Jahre 2000 
unbedingt erreichen. Dies ist festes Ziel der Koali-
tion. Dazu bedarf es auch der Anpassung in der So-
zialpolitik, vor allen Dingen im Sozialversicherungs-
bereich und hier auch im Krankenversicherungsbe-
reich. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn die Beitragsla-
sten nicht begrenzt werden, geht aber auch die Be-
reitschaft zur Solidarität verloren, und das ist mittler-
weile der Fall. Denn die Grenzen der Umverteilung 
über die Mechanismen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung sind nach Auffassung der Koalition er-
reicht. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Absicherung der wesentlichen Krankheitsrisi-
ken und der Kosten, die uns im einzelnen überfor-
dern, muß das Sozialsystem weiter leisten. Mehr soll 
es auf keinen Fall. Und, meine Damen und Herren: 
Die Koalition hat bereits frühzeitig Regelungen auf 
den Weg gebracht, die dazu geführt hätten, daß die 
Anforderungen erfüllt und Veränderungen erreicht 
werden könnten. Dieser Gesamtansatz ist von der 
Opposition und auch vom Bundesrat abgelehnt wor-
den. 

Letzte Woche hat nun die Koalition gehandelt. Sie 
hat das erste Reformwerk auf den Weg gebracht. 

(Zuruf von der SPD: Sie hat mißgehandelt! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Grundlage dieses Reformpakets ist die solidarisch fi-
nanzierte Krankenversicherung. 

(Zuruf von der SPD: Schön wär's!) 

Aber, meine Damen und Herren, im Gegensatz zu 
Ihnen formulieren wir auch die Subsidiarität, die Ei-
genverantwortung und die Freiheitlichkeit. 

(Zuruf von der SPD: Vorfahrt für die Privat

-

kassen! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Nur mit diesen Maßnahmen können wir den medizi-
nischen Fortschritt bei sich verändernder Alterspyra-
mide und bei sinkender Lohnquote finanzieren. Da-
bei ist Beitragssatzstabilität kein Wert an sich, aber 
ein ungebremster Anstieg ist weder für die Versi-
cherten noch für die Arbeitgeber zu verantworten. 
Daher, meine Damen und Herren, werden die An-
reize, wirtschaftlich mit den Versichertengeldern um-
zugehen, in diesem Entwurf konsequent verbessert. 
Die Steuerungselemente müssen noch intensiver 
eingesetzt werden, so daß nicht notwendige Leistun-
gen weder verordnet noch genehmigt werden. Des-
halb brauchen wir, damit bei Beitragserhöhungen in 
Zukunft höhere Hürden übersprungen werden müs-
sen, Maßnahmen, die die Krankenkassen wirk lich 
zwingen, ihre Spielräume bei der Ausgabensteue-
rung auszuschöpfen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Krankenkassen dürfen Ihre Beiträge nur erhö-
hen, wenn sie gleichzeitig die Zuzahlung für die Ver-
sicherten erhöhen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Schu-
ster? 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Bitte schön. 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Herr Kollege, stim-
men Sie mir zu, daß man, bevor man über Rationie-
rung diskutiert, alle Rationalisierungsreserven aus-
schöpft? Wenn dem so ist - Ihr Minister hat vor ein 
paar Monaten von Rationalisierungsreserven von 
25 Milliarden geredet, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

ich selber denke, es sind eher 50 Mil liarden -, wie 
wollen Sie diese 25 bis 50 Milliarden Rationalisie-
rungsreserven auf der Leistungsanbieterseite nutz-
bar machen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Sehr geehrter Herr 
Schuster, wenn Sie meiner Rede noch einen Augen-
blick zuhören: Genau das steht drin, und ich werde 
Sie darauf aufmerksam machen, wenn diese Passage 
kommt. 

Also, meine Damen und Herren, das zwingt zu har-
ten Verhandlungen mit den Leistungserbringern - 
das ist es, meine Damen und Herren - und zu Kosten-
disziplin bei den Leistungen, die sie sich selbst ge-
nehmigen, natürlich auch. Auch die Krankenkassen 
müssen in ihrem Verwaltungsbereich und in ihrem 
Marketingbereich wohlüberlegter handeln als in der 
Vergangenheit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Für Unwirtschaftlichkeit und Verschwendung kön-
nen die Beiträge nicht mehr erhöht werden, weil die 
Versicherten dann zu einer anderen Krankenkasse 
wechseln. Das ist das Inst rument für eine vernünftige 
Geschäftspolitik der gesetzlichen Krankenkassen. 
Wenn sie Beiträge erhöhen, dann, meine Damen und 
Herren, kann der Versicherte sofort wechseln. - Bitte 
schön. 

Dr. Martin Pfaff (SPD): Herr Abgeordneter Thomae, 
ist Ihnen bekannt, daß die Verwaltungsausgaben in 
den gesetzlichen Krankenversicherungen mit zirka 
fünf Prozent ein Drittel der Ausgaben in der p rivaten 
Krankenversicherung ausmachen, die ja Ihre Pa rtei 
so hochjubelt? Wo wollen Sie denn hier konkret noch 
sparen? 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Ich bin sicher, daß bei 
den Verwaltungskosten in vielen Bereichen noch ge-
spart werden kann. Vor allen Dingen hat sich ja in 
den letzten Wochen und Monaten gezeigt, daß im 
Marketingbereich und im Präventionsbereich Ausga-
ben getätigt wurden, die nach unserer Auffassung 
nicht im Bereich der gesetzlichen Krankenkassen ge-
tätigt werden können. 

(Zurufe von der SPD) 
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Herr Professor, ein Unterschied zwischen gesetz-
lich und privat ist ja: Bisher hatten die gesetzlich Ver-
sicherten keine Möglichkeit, gegenüber ihren Versi-
cherungen zu reagieren. Die haben sie in Zukunft. 
Und das ist das entscheidende Instrument. 

Mit der von der Koalition eingeleiteten Rechtsver-
änderung besteht Anlaß zur Hoffnung, daß die Kran-
kenkassen nun diese Spielräume verantwortungsbe-
wußt nutzen und daß damit auch die Mentalität ver-
ändert wird. Die bisherige Großzügigkeit, wenn sie 
von den Krankenkassen wirklich fortgeführt wird, 
wird dazu führen, daß do rt  Arbeitsplätze, aber auch 
Vorstandsposten und eventuell die Existenz dieser 
Kasse gefährdet werden können. Das, meine Damen 
und Herren, wird den Wettbewerb intensivieren. 
Während die Beitragssätze, die nur um zehntel Pro-
zentpunkte schwanken, bisher keinen Anlaß zu Mas-
senbewegungen zwischen den gesetzlichen Kran-
kenkassen gaben, kann der Unterschied, bei der 
Selbstbeteiligung der Versicherten aber schnell an-
ders aussehen. Dafür sorgt die Wahlfreiheit im Falle 
von Beitrags- und Zuzahlungsanhebungen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Bitte schön. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Kollege Dr. Thomae, 
könnten Sie der Öffentlichkeit erklären, welchen 
Mechanismus Ihr angekündigtes Gesetz auslöst, 
wenn beispielsweise die Krankenkassen gezwungen 
sind - ich sage sehr wohl: gezwungen sind -, Bei-
tragserhöhungen vorzunehmen, dies gleichzeitig zu 
einer Erhöhung der Zuzahlungen führt und zugleich 
das Recht auf Kündigung zum Ende des Monats ent-
steht? Teilen Sie meine Auffassung, daß dies dann 
die Kassen dazu zwingt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Beiträge 
nicht zu erhöhen!) 

die Beiträge nicht zu erhöhen 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

- hören Sie bitte zu - und damit letzten Endes - das 
kündigen Sie ja in Ihren Eckpunkten an - bisher not-
wendige Leistungen in einer Größenordnung von 
neun Prozent herauszunehmen mit der Konsequenz, 
daß Kranke in Zukunft notwendige Leistungen nicht 
mehr erhalten werden? 

(Zustimmung bei der SPD - Widerspruch 
bei der CDU/CSU) 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Sehr geehrter Herr 
Kirschner, auch dieses wird gleich folgen. Ich werde 
gleich auf den Kern- und den Gestaltungsbereich 
kommen, in dem die Krankenkassen natürlich rea-
gieren können, wenn es notwendig sein sollte, die 
Beitragssätze zu erhöhen. Warten Sie einen Augen-
blick ab, Sie werden die Lösung bekommen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]): Die sind so unge

-

duldig!) 

Dabei wird im Gesetzgebungsverfahren noch dar-
über zu reden sein, wie wir mit dem Tatbestand um-
gehen, daß Krankenkassen stärker als geplant durch 
Zahlungen in den Risikostrukturausgleich belastet 
werden. Hier sehen wir von der Koalition noch wirk-
lichen Handlungsbedarf und müssen eine optimale 
Lösung finden. 

Diese Koalition hat aber auch den Schutz für chro-
nisch Kranke verbessert. Sie hat natürlich, wie bisher 
auch, für Jugendliche und Kinder die Nichtzuzah-
lung beibehalten und hat die Rechte der Versicher-
ten verbessert. Die Patienten werden nämlich in Zu-
kunft Anspruch auf Information über die abgerech-
neten Leistungen erhalten. 

Ich sage sehr bewußt, meine Damen und Herren - 
ich weiß, daß dieses Wort  Sie reizt -: Wir werden die 
Wahl zwischen Sachleistung und Kostenerstattung 
ermöglichen. Dies halten wir heute gegenüber den 
gebildeten Bürgern unserer Nation für den richtigen 
Weg. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Endlich einmal 
mehr Transparenz! Das war höchste Zeit!)  

Der Bürger ist heute in der Lage zu entscheiden und 
muß nicht das anonyme Sachleistungssystem weiter 
ertragen. 

Leistungen wie die Krankenhausbehandlung, die 
ärztliche und zahnärztliche Behandlung, die Arznei-
mittel und die Anschlußheilbehandlungen sollen von 
allen Krankenkassen in gleichem Umfange angebo-
ten werden. Ich bekenne aber auch, meine Damen 
und Herren: Um die großen Leistungen, wie große 
Operationen, bei dieser Alterspyramide zu finanzie-
ren, haben wir einen Gestaltungsrahmen für die 
Krankenversicherung geschaffen. Dorthin gehören 
gewisse Leistungen der gesetzlichen Krankenkas-
sen. Die werden zwar auch weiter paritätisch finan-
ziert, aber die Krankenkassen können mit Selbstbe-
teiligung, mit Selbstbehalt und Beitragsrückgewähr 
stärker auf die Inanspruchnahme dieser Gestaltungs-
leistungen Einfluß nehmen. Hier ist es wichtig, ehr-
lich gegenüber den Versicherten zu sein. Wenn wir 
die medizinischen Leistungen in den hochinnovati-
ven Bereichen weiter finanzieren müssen und wollen 
- wir wollen keine Wartelisten; Sie waren teilweise 
selber mit in Skandinavien und haben gesehen, was 
Wartelisten bedeuten -, 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wir 
haben doch schon welche!) 

dann muß der Versicherte bei geringeren Leistungen 
selber mehr Eigenverantwortung übernehmen. Bei 
uns bedeutet das auch mehr Eigenbeteiligung. 

(Beifall bei der F.D.P. - Widerspruch bei der 
SPD) 

Das ist das Konzept der Koalition im Gegensatz zu 
Ihrem Konzept der Budgetierung, das eine Zwei-
Klassen-Medizin vorprogrammiert. Schauen wir uns 
die Verhältnisse in England und Schweden an! Ich 
rede gar nicht von englischen Verhältnissen im Kran-
kenhaus. Wenn Sie bedenken, daß do rt  zwischen 
vier und sechzehn Menschen in einem Zimmer lie- 
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gen, würde ich mir sehr gut überlegen, dieses engli-
sche System zu kopieren, wie Sie es wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wie kommen Sie 

dazu, so etwas zu unterstellen?) 

- Schauen Sie sich England an, Herr Schmidt, dann 
werden Sie ganz bescheiden zurückkommen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ist 
doch Unsinn!) 

- Jetzt mache ich mal weiter. 

(Zuruf von der SPD: Lesen Sie doch einmal 
unseren Antrag!) 

Beim Zahnersatz, meine Damen und Herren, ha-
ben wir die Prophylaxe verbessert. In Ihrem Gesetz-
entwurf lese ich nichts darüber. Die Prophylaxe wird 
bei den Jugendlichen und auch bei den Erwachse-
nen verstärkt. Im Gegensatz zu Ihnen wollen wir den 
Festzuschuß. Wir wollen weg vom prozentualen Zu-
schuß. Warum? Sie wissen doch, daß bei der Härte-
fallregelung Mißbrauch getrieben wird und daß bei 
den hohen Zahnersatzanforderungen, also bei den 
teuren Leistungen, die Zuschüsse höher sind. Wir 
wollen eine gerechte Verteilung, einen Festzuschuß 
für alle, weil wir das für verantwortbar halten. 

(Widerspruch bei der SPD - Zuruf von der 
SPD: Es lebe die Privatversicherung!) 

Wenn Sie das nicht kapieren, möchte ich Ihnen das 
gerne nachher erklären. 

(Zuruf von der SPD: Das ist a lles Propa

-

ganda!) 

Das Krankenhaus stellt einen der schwierigsten 
Bereiche dar. Im Krankenhaus wird es kein Landes-
budget geben, es werden keine Landeskrankenhaus-
gesellschaften kommen, und eine globale Budgetie-
rung wird es nicht geben. Vielmehr wird über die 
Selbstverwaltungslösung und über Feinsteuerungs-
instrumente gearbeitet. Feinsteuerungsinstrumente 
habe ich auch in Ihren Entwürfen entdeckt. In bezug 
auf die Krankenhäuser gibt es sicherlich hier und da 
gemeinsame Ansatzpunkte. 

Meine Damen und Herren, wir wollen natürlich 
auch die Fallpauschalen. Wir wollen mit den Fallpau-
schalen verstärkt die Liegezeiten verkürzen. Die Lie-
gezeiten sind in Deutschland gegenüber anderen 
europäischen Staaten zu hoch. Darum müssen wir 
mit aller Macht die Fallpauschalen erweitern. 

Ich unterstütze auch den Vorschlag, Betten abzu-
bauen. Wenn wir das nicht schaffen, können wir das 
System nicht auf Dauer sichern. Aber dann bitte 
auch mit den entsprechenden Bundesländern, die 
dies fordern! Die Bundesländer, die von SPD und 
Grünen geführt werden, haben bis heute nicht be-
wiesen, daß sie bereit sind, in nennenswertem Um

-

fang Betten abzubauen. Man liest es, aber in Nord-
rhein-Westfalen tut sich nichts. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Das stimmt 
doch gar nicht! Sie waren doch gar nicht 

da!)  

- Sie haben in Nordrhein-Westfalen vieles angekün-
digt und nichts realisiert. 

Meine Damen und Herren, nun zu Ihrem Konzept 
der monistischen Finanzierung. Die wollen wir auch. 
Aber ich bin froh, auch bei Ihnen zu lesen: beitrags-
neutral. Dann viel Spaß dabei, dies mit Ihren Bundes-
ländern beitragsneutral zu ermöglichen! 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Die zahlen ja 
nicht einmal die Instandhaltungskosten!) 

Ich mache sofort mit, wenn Sie es schaffen, dies zu 
realisieren. 

Sie sehen, meine Damen und Herren: Die Koalition 
hat ein geschlossenes System. Wir wissen, wohin wir 
wollen. Wir wissen, daß wir den Bürgern sagen müs-
sen, daß es einen Kernbereich und einen Gestal-
tungsbereich gibt. Sie wissen, daß wir über Vertrags-
verhandlungen Rationalisierungsreserven aufdecken 
können. 

Dann fordern wir die Kassen auf, diesem Konzept 
zu folgen. Ich bin sicher, daß wir dann das System 
auf diese Art  und Weise 

(Klaus Kirschner [SPD]: Auch noch kaputt-
kriegen!) 

wirklich sichern, im Gegensatz zu den Vorstellungen 
der SPD, die über Budgetierung und Planwirtschaft 
unser System ruinieren werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Ruth Fuchs. 

Dr. Ruth Fuchs (PDS): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die gesundheitliche Versorgung 
der Menschen soll offensichtlich auch weiterhin ein 
Hauptfeld des sozialen Kahlschlags bleiben. Aus der 
bisherigen umfassenden und solidarischen Kranken-
versicherung soll eine nur noch teilweise gemein-
schaftlich getragene mit steigenden privat zu finan-
zierenden Zusatzleistungen werden. Damit ist die 
Regierung dabei, ohne Not ausgerechnet das zu zer-
stören, was zum Erhaltenswertesten am Gesund-
heitswesen dieses Landes zählt. 

Die Eckpunkte der Koalition zur Fortführung der 
dritten Stufe der Gesundheitsreform und das heute 
zur Debatte stehende sogenannte 1. GKV-Neuord-
nungsgesetz zeigen, wo die Regierungsparteien in-
zwischen angekommen sind. A lles zielt nur noch dar-
auf, wie Beitragserhöhungen für die Krankenkassen 
nachhaltig erschwert und wie die weiter wachsenden 
Defizite der gesetzlichen Krankenversicherung ein- 
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zig und allein auf die Versicherten abgewälzt werden 
können. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Eben nicht!) 

Erhöhungen der Beitragssätze sollen automatisch zu 
drastischen Steigerungen der bestehenden Zuzah-
lungen führen, und die Versicherten erhalten für die-
sen Fall  kurzfristige Kündigungsrechte. 

Hinzu kommt, daß dieses Gesetz, dessen erste Le-
sung wir heute erleben, bereits rückwirkend zum 
8. Oktober dieses Jahres in Kraft treten soll. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Clever!) 

Angesichts ihrer unausweichlich weiter wachsenden 
Defizite soll den Kassen nichts anderes mehr übrig-
bleiben, als ihre Versicherten - nunmehr allerdings 
in eigener Regie - weiter drastisch zu belasten. 

Das jetzt in den Vordergrund gestellte und in be-
merkenswerter Weise modifizierte Schlagwort 
„Neuordnung der Selbstverwaltung" heißt zusam-
men mit der Eigenverantwortung der Versicherten in 
Wahrheit also nichts anderes, als daß es in Zukunft 
vor allem die miteinander konkurrierenden Kranken-
kassen sein sollen, die ihre Finanzmisere durch Lei-
stungskürzungen und Zuzahlungserhöhungen 
selbst zu bewältigen haben. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Durch mehr 
Wirtschaftlichkeit!) 

Damit wird die soziale Gerechtigkeit in der ge-
sundheitlichen Versorgung zunehmend den Kräften 
des Marktes überlassen. Exakt darauf reduziert sich 
im Kern  die regierungsamtliche Gesundheitspolitik, 
die wir jetzt als Fortführung der dritten Stufe der Ge-
sundheitsreform offeriert bekommen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Das aber, meine Damen und Herren, kann - noch 
dazu vor dem Hintergrund deutscher Sozialge-
schichte - nur noch als eine dramatische Fehlent-
wicklung bezeichnet werden. 

Selbstverständlich gibt es zu dieser verheerenden 
Politik realistische Alternativen - vorausgesetzt, man 
will  sie politisch. Der von der SPD-Fraktion heute 
ebenfalls eingebrachte Antrag zeigt eindeutig in eine 
solche, sehr wohl machbare und im Grundsatz zwei-
fellos richtige Richtung. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS und der 
SPD) 

Denn niemand, der die Finanzen der gesetzlichen 
Krankenkassen dauerhaft auf solide Grundlagen 
stellen will, wird um das herumkommen, was seit 
langem elementar notwendig ist. Kurzfristig und als 
erstes müssen die enormen Wirtschaftlichkeitsreser-
ven durch echte Strukturreformen, die an den tat-
sächlichen Konstruktions- und Steuerungsfehlern 
des Systems ansetzen, erschlossen werden. Jeder 
Schritt auf einem solchen Weg ist zu begrüßen. 

Zweckdienlich und darüber hinaus ein Gebot so-
zialer Gerechtigkeit ist es auch, wenn die Solidarge-
meinschaft der Versicherten deutlich gestärkt wird. 

Längerfristig jedoch wird es unserer Meinung nach 
sogar unumgänglich sein, daß auch Bund, Länder 
und Gemeinden in die Lage versetzt werden, sich 
entsprechend ihrer unabweisbaren Verantwortung 
zu höheren Anteilen an der Finanzierung der ge-
sundheitlichen Versorgung der Bevölkerung zu be-
teiligen. 

Die Politik der Koalition für das Gesundheitswesen 
ist dagegen nicht nur kurzatmig und konzeptionslos; 
sie ist inzwischen auch im höchsten Grade unglaub-
würdig. Sie ändert bekanntlich nichts an den Fehl-
steuerungen, die auf seiten der Leistungsanbieter 
zur Verschwendung der von der Versichertenge-
meinschaft aufgebrachten Mittel führen. 

Man muß es immer wieder sagen: Es sind vor allem 
die Vergütungsformen in der Ambulanz, die künstli-
che Trennung von ambulantem und stationärem Sek-
tor, die Mißstände im Arzneimittelbereich und wei-
tere Strukturmängel, welche zu den gravierenden 
Unwirtschaftlichkeiten des Systems führen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD) 

Aber nicht einmal der ohnehin bescheidene Refor-
mansatz mit dem Gesundheitsstrukturgesetz von 
1992 wurde durchgehalten. Im Gegenteil: Die Anbie-
terseite, allen voran die notleidende Pharmaindu-
strie, erhielt ein zusätzliches Milliardengeschenk 
nach dem anderen. Die Stichworte dazu sind be-
kannt: Positivliste, Aufhebung der Festbetragsrege-
lung für patentgeschützte Medikamente, Abgabe-
pflicht reimportierter Arzneimittel und anderes mehr. 

Zugleich wurden politische Entscheidungen ge-
troffen, die zu den bekannten Verschiebebahnhöfen 
zwischen den Sozialversicherungszweigen und zu 
Einnahmeverlusten der gesetzlichen Krankenversi-
cherung in Milliardenhöhe führten. 

Wenn dann das Beitragsaufkommen - wohlge-
merkt: als Ergebnis schwerer politischer Fehler und 
Versäumnisse - nicht reicht und weitere Beitragser-
höhungen für alle Beteiligten tatsächlich kontrapro-
duktiv werden, wird den Versicherten und Kranken 
kaltschnäuzig erklärt: Wer künftig eine umfassende 
Versorgung erhalten will, muß sie eben über die 
wahrlich nicht geringen Beitragssätze hinaus zusätz-
lich aus der eigenen Tasche bezahlen. Wer dazu 
nicht in der Lage ist, hat eben Pech gehabt. Daran 
kann auch das Trostpflästerchen, das Sie bei den 
Härtefallregelungen eingebaut haben, überhaupt 
nichts ändern. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist doch kein 
Trostpflästerchen!) 

Die zentrale Aufgabe der Politik im Gesundheits-
wesen, allen Menschen eine gleichermaßen erreich-
bare und leistungsfähige gesundheitliche Versor-
gung zu ermöglichen, wird von der Koalition immer 
weniger erfüllt. Letztlich läuft a lles nur auf eine Be-
wertung hinaus. Herr Minister, Herr Möllemann - ist 
er jetzt vielleicht doch schon zur Gesundheitsdebatte 
erschienen? -, 

(Zurufe von der SPD: Nein! - Er ist mit dem 
Fallschirm unterwegs!) 
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Herr Lohmann, wie heißt es so kurz und treffend: ge-
wogen und zu leicht befunden. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne
-ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer:  Das Wort  hat 
jetzt der Herr Bundesminister Horst Seehofer. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Verehrte Frau Kollegin Schmidt-Zadel, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Es war eine gute 
Rede!) 

bekanntlich muß ein Politiker oder eine Politikerin 
nicht immer alles sagen, was wahr ist. 

(Widerspruch bei der SPD - Zuruf von der 
SPD: Was? - Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: 
Sie sind ja nicht einmal zum Zuhören 

fähig!) 

Aber das, was man sagt, muß wahr sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Liebe Frau Schmidt-Zadel, Sie haben hier als eine 
der Ursachen für die aktuellen Finanzprobleme in 
der gesetzlichen Krankenversicherung beispiels

-

weise genannt, daß seit dem Jahr 1995 weniger Bei-
träge für Arbeitslose an die gesetzliche Krankenver-
sicherung zu bezahlen sind und daß dies ein Einnah-
meausfall von 5 Milliarden DM für die gesetzliche 
Krankenversicherung bedeutet. Das ist richtig. 

(Zuruf von der SPD: Wer ist daran wohl 
schuld? 

Nur, zur Wahrheit hätte gehört, daß Sie hinzufügen: 
Wir haben als SPD-Bundestagsfraktion diesem Ge-
setz im Zuge der Rentenreform zugestimmt. - Das 
hätten Sie hinzufügen müssen; das hätte zur Wahr-
heit gehört. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ja!) 

Sie haben auch verschwiegen, daß mit Ihrer Zustim-
mung auf der anderen Seite eine Entlastung der 
Krankenversicherung in einer Größenordnung von 4 
bis 5 Milliarden DM erfolgt ist, und zwar durch die 
Pflegeversicherung, seit deren Einführung die Kran-
kenversicherung die Pflegehilfe nicht mehr zu be-
zahlen hat. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Maximal 
zwei!) 

Sie haben zweitens gesagt, wir würden der Phar-
maindustrie dadurch Milliardenbeträge nachwerfen, 
daß wir die Festbetragsregelung bei patentgeschütz-
ten Arzneimitteln gelockert hätten. Auch hier zur 
Wahrheit: Frau Schmidt-Zadel, warum verschweigen 
Sie hier der Öffentlichkeit, daß diesem Gesetz im 
Bundesrat die SPD-Ministerpräsidenten von Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz und Hessen mit dem Be-
merken zugestimmt haben, der Gesetzentwurf sei für 

den Wirtschaftsstandort  Deutschland positiv? Warum 
verschweigen Sie das hier? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. - Regina Schmidt-Zadel 

[SPD]: Sie machen auch einmal Fehler!) 

Sie haben drittens gesagt - ich habe mir das no-
tiert, weil es unglaublich ist, wie sich die Meinungen 
ändern -, 

(Ulla Schmidt [Aachen] [SPD]: Ihre aber 
auch!) 

wir brauchten ausreichende Hausarztbudgets, diese 
seien lebenswichtig. Nun hat die Koalition im Jahr 
1995 durch Gesetz die Budgets für Hausärzte in 
Deutschland um 600 Mil lionen DM erhöht. Sie haben 
dagegen gestimmt, aber heute stellen Sie sich hin 
und sagen, dies sei aber lebenswichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Schmidt-Zadel, ich bin wirk lich für kontro-
verse Diskussionen - da bin ich nicht so zart besaitet -; 
aber ich würde Sie doch bitten, sich der Wahrheit zu 
bedienen, wenn Sie künftig wieder an dieses Pult ge-
hen. Sie haben in diesen drei Punkten nur die halbe 
Wahrheit gesagt. Die halbe Wahrheit aber ist auch 
eine Unwahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Wolfgang 
Wodarg [SPD]: Das gilt auch für das, was 

Sie eben gesagt haben!) 

Meine Damen und Herren, Politik beginnt be-
kanntlich mit der Betrachtung der Realitäten. Nach 
den vielen, vielen Falschmeldungen gerade des heu-
tigen Tages möchte ich zwischen der aktuellen Situa-
tion der gesetzlichen Krankenversicherung und 
dem unterscheiden, was langfristig an Herausforde-
rungen auf uns zukommt. Ich beginne einfach ein-
mal mit einem ganz kleinen Ausschnitt aus dem A ll

-tagsablauf eines Ministers. Das sind keine Ausreißer-
fälle, sondern mir kommt das in einer ungezählten 
Zahl von Fällen beinahe stündlich, jedenfalls täglich 
über den Weg. Es handelt sich dabei um Probleme, 
die das ganze Dilemma unserer gesetzlichen Kran-
kenversicherung aktuell deutlich machen. 

Meine Damen und Herren, unsere gesetzliche 
Krankenversicherung leidet nicht an Schwindsucht 
auf der Einnahmenseite, sondern unsere Probleme 
sind auf die Verschwendungssucht auf der Ausga-
benseite zurückzuführen. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Wer ist denn 
dafür verantwortlich?) 

Ich bekomme täglich B riefe von Ärzten, von Patien-
ten, von Versicherten, in denen mir mitgeteilt wird, 
daß Krankenkassen rechtswidrig Leistungen erbrin-
gen. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Das gibt es 
doch nicht!) 

Ich rede noch gar nicht von der Verschwendung in-
nerhalb des Rechts. So heißt es zum Beispiel in einem 
Brief: Wir zahlen Ihnen selbstverständlich außerver-
tragliche Zahnfüllungen in der Größenordnung von 
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mehreren tausend DM. Einige haben sich an mich 
gewandt - ich hätte das trotz ausreichend besetzter 
Pressestelle gar nicht mitbekommen - und mir ge-
schildert, daß in Niedersachsen eine Anzeige einer 
großen Kasse mit dem Slogan „Be happy - Ja, ich 
will auch auf der Sonnenseite stehen" erschienen ist. 
Dann hieß es: Wenn Sie bei uns Werbematerial anfor-
dern, dann bekommen Sie einen Fotoapparat. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Sie hören jetzt 
die Gründe, weshalb die Kinder mit dem 

Bade ausgeschüttet werden sollen!) 

Mir haben dann einige Leute, die nicht auf der Schat-
tenseite des Lebens stehen, sondern viel verdienen, 
mitgeteilt, daß auch sie das angefordert haben und 
auf diese Weise für ihre Kinder Kameras von der ge-
setzlichen Krankenversicherung erhalten hätten. 

Meine Damen und Herren, ich könnte unzählige 
Beispiele dafür nennen, daß am Gesetz vorbei oder 
durch Marketing und Verschwendungsmaßnahmen 
alljährlich Milliarden in der gesetzlichen Kranken-
versicherung verschwendet werden. Das ist die eine 
Seite. 

Auf der anderen Seite ein Beispiel aus meiner 
Sprechstunde der letzten Tage: ein kleines Mädchen, 
mit schwersten Mißbildungen geboren. Die Diagnose 
der Ärzte: ausgeprägte Mund-Kiefer-Gaumen-
Spalte, ausgeprägte zusätzliche Mißbildungen im 
Gesicht, die das Atmen und die Nahrungsaufnahme 
fast unmöglich machen und das Seh- und Sprechver-
mögen weitgehend beeinträchtigen. Angesichts der 
Schwere der von Geburt an vorliegenden Mißbildun-
gen mußte dieses Mädchen bis heute 21mal operiert 
werden, 14mal davon von einem Spezialisten in Pa-
ris. 

In diesem Fall gab es bisher nie Probleme, weil 
Frankreich bekanntlich zur Europäischen Union ge-
hört und diese Operationen in Frankreich deshalb 
von der deutschen Krankenversicherung bezahlt 
wurden. Diese Operationen hatten ungeheuer posi-
tive Wirkungen. Ich habe mich selber davon verge-
wissert. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Einzelfälle!) 

- Das ist kein Einzelfall. Ich könnte Ihnen Hunderte 
ähnlicher Fälle aufzählen, die mir wöchentlich in 
Briefen oder während der Sprechstunde geschildert 
werden. 

Vor kurzem - darin liegt das Problem - mußte das 
Mädchen in der Schweiz operiert werden, weil der 
Spezialist, der es 14mal in Pa ris operiert hatte, in Pen-
sion ging und nun in der Schweiz weiter praktiziert. 
Diese letzte Operation hat 17 000 DM gekostet. Es 
war ein schwieriger, aber erfolgreicher Eingriff. Die 
Krankenkasse hat 3 760 DM erstattet. Wegen der ver-
bleibenden rund 13 000 DM sind die Eltern zu mir 
gekommen. 

Ich habe ihnen gesagt: Die Krankenkasse mag for-
maljuristisch vielleicht korrekt gehandelt haben. Ich 
habe aber miterlebt, wie es auf diese Eltern, die 
15 Jahre von Leid, Tragik und Verzweiflung begleitet 
worden sind, wirken muß, wenn die Krankenkasse 
ausgerechnet in ihrem Fall wegen dieser 13 000 DM 

zu knausern und zu sparen beginnt und die Eltern 
auf der anderen Seite miterleben, wie für Photoka-
meras und andere außergesetzliche Leistungen Gel-
der ausgegeben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Das ist das Problem unserer gesetzlichen Kranken-
versicherung. Wir haben nicht zu wenig Geld. Das 
Geld wird vielmehr für die falschen Zwecke einge-
setzt. Ich wiederhole, daß wir in Deutschland für 
viele Schwerkranke und chronisch Kranke da und 
dort  noch zu wenig tun und für viele leichte Fälle 
und für Fälle zur Erhöhung des persönlichen Wohl-
befindens viel zuviel Geld ausgeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dreßen? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Ja. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Minister, Sie haben jetzt 
mehrmals den gesetzlichen Krankenversicherungen 
unterstellt, daß sie Werbegeschenke oder ähnliches 
verteilt haben. Nachdem ich nun über 20 Jahre in der 
Selbstverwaltung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung aktiv war, weiß ich, daß die Krankenkassen von 
den Sozialministerien immer wieder kontrolliert und 
geprüft wurden, ob sie solche Ausgaben getätigt ha-
ben. In Baden-Württemberg zum Beispiel, wo ich das 
näher übersehen kann, wurde von den zuständigen 
Ministerien, die insbesondere solche Dinge akkurat 
geprüft haben, dieser Vorwurf gegenüber den AOKs, 
BKKs und IKKs, die dies nie machen durften, nie er-
hoben. Denn nur die Ersatzkassen sind zu den Perso-
nalchefs mit den Geschenken gekommen, die Sie er-
wähnt haben. Würden Sie folglich wenigstens ein-
schränken, daß es hier große Unterschiede zwischen 
den Ersatzkassen, den Privatkassen und den Primär-
kassen gibt? 

Würden Sie mir weiterhin zugestehen, daß in dem 
Fall, den Sie gerade eben geschildert haben, eine zu-
ständige gesetzliche Krankenkasse überhaupt nicht 
anders handeln konnte, weil sie die Vorschriften des 
Sozialgesetzbuches nun einmal achten mußte? Sie 
können das nicht als formaljuristisch abtun. Die 
Krankenkasse muß, weil die Gesetze so sind, so han-
deln. Es tut einem manchmal weh - ich habe solche 
Fälle selber erlebt -, wenn ein Gesetz einer Kranken-
kasse verbietet, einmal Gnade vor Recht ergehen zu 
lassen und zu helfen. Sie müssen dann eben die Ge-
setze ändern, damit so etwas möglich wird. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Herr Kollege, das ist unser Problem. Ich habe beob-
achtet, daß Sie mir offensichtlich nicht voll zugehört 
haben. Ich habe bewußt den Vergleich gewählt, daß 
die Krankenkassen - nicht alle natürlich; es gibt auch 
hervorragende Krankenkassen; überwiegend ist es 
aber so, wie ich es Ihnen geschildert habe; Sie wissen 
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das ganz genau - in einem Fall wie selbstverständ-
lich ungesetzliche Leistungen erbringen, und zwar 
dort , wo man wirk lich sagen kann: Es ist nicht not-
wendig und eher eine Werbemaßnahme als eine me-
dizinisch notwendige. Wenn es dann aber um ein 
Kind geht, das von Geburt an behindert ist, 
21 Operationen benötigt und dessen letzte Operation 
deshalb von dem gleichen Mediziner durchgeführt 
werden mußte, weil er es in Pa ris bereits 14mal mit 
großem Erfolg operiert hatte, dann ist zu fragen, ob 
es richtig ist, daß an diesem Kind nun gespart wer-
den soll, nur weil der Mediziner seinen Standort we-
gen seiner Pensionierung wechseln mußte. Diesen 
Gegensatz wollte ich darstellen: Im einen Fa ll  wer-
den großzügig, sogar am Recht vorbei Leistungen ge-
währt; im anderen Fall, wo es medizinisch notwendig 
ist, wird plötzlich übergenau auf das Gesetz geach-
tet. Das ist mein Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Pfaff? 
- Bitte. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Sofort 
ändern! Wir machen ein Angebot! - Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Dieser Schweizer Fall ist nach meiner tiefen Ober-
zeugung rechtlich korrekt abzuwickeln, ohne daß 
man das Gesetz ändert. 

Herr Professor Pfaff. 

Dr. Martin Pfaff (SPD): Herr Bundesminister, kön-
nen Sie uns erstens sagen, wie groß die Satzungslei-
stungen sind, über die die Kassen tatsächlich verfü-
gen, und welches Einsparpotential Sie sehen, zwei-
tens, welche Wirkungen von der Rechtsprechung 
ausgehen, wenn beispielsweise gegen Verweigerung 
von Leistungen geklagt wird und dann vorgebliche 
Gestaltungsfreiheiten durch die Rechtsprechung ein-
geengt werden, und drittens, welche Instrumente Sie 
den Kassen zur Mengensteuerung gegeben haben, 
um genau die Dinge zu verhindern, die Sie jetzt be-
klagen? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Herr Professor Pfaff, zur Mengensteuerung bei unge-
setzlichen Leistungen braucht man kein neues In-
strument, sondern nur die Rechtstreue der Kranken-
kassenvorstände. Das ist ganz einfach. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Zum zweiten will  ich Ihnen nur zwei Dinge nen-
nen. Die Marketingmaßnahmen haben mittlerweile 
eine Größenordnung weit oberhalb von 1 Milliarde 
DM erreicht. Sie steigen halbjährlich um zweistellige 
Prozentsätze. Nehmen Sie jetzt noch die Verwal-
tungskosten hinzu. Wir kritisieren nicht das Niveau 
der Verwaltungskosten bei der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, sondern die Steigerungsrate. In 
den ersten sechs Monaten dieses Jahres sind bei der 

gesetzlichen Krankenversicherung im Westen der 
Bundesrepublik Deutschland in einer Zeit, in der die 
gesamte öffentliche Hand ihre Verwaltungskosten 
einfriert oder zurückführt, die Verwaltungskosten um 
annähernd 6 Prozent gestiegen. 

Meine Damen und Herren, wenn ich nur diese bei-
den Positionen zusammennehme, komme ich schon 
auf 2 Milliarden DM, die für Verwaltung und Marke-
ting ausgegeben werden und die nach meinem Da-
fürhalten besser für chronisch Kranke und Schwer-
kranke ausgegeben würden. Das ist doch unser Pro-
blem. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Abg. Dr. Martin Pfaff [SPD] und Abg. Dr. 
Wolfgang Wodarg [SPD] melden sich zu 

Zwischenfragen) 

- Jetzt keine Zwischenfrage mehr. 

Meine Damen und Herren, angesichts der aktuel-
len Situation schlagen Sie von der SPD ein Global-
budget für die Krankenversicherung auf der Ausga-
benseite vor, auf der Basis von 1995 nach der Ein-
kommensentwicklung fortgeschrieben. Das gleiche 
schlagen die Krankenkassen vor. Wir sagen: Wir hal-
ten momentan keine Beitragserhöhungen für not-
wendig, weil zunächst Unwirtschaftlichkeiten abge-
stellt werden können. 

Jetzt frage ich mich einmal, wo wirklich der politi-
sche Dissens liegt. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Im Verantwor-
tungsbereich!) 

Sie sagen: Die jetzigen Ausgaben reichen, um die 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
auf hohem Niveau weiterzuführen. Auch wir sagen: 
Das reicht - deshalb keine Beitragserhöhung. Kön-
nen wir nicht wenigstens darüber Konsens herbei-
führen, daß wir momentan nicht auf der Einnahmen-
seite Probleme haben, sondern damit, daß auf der 
Ausgabenseite Verschwendungssucht und Unwirt-
schaftlichkeit herrschen, und daß es das primäre Ziel 
der Gegenwart sein muß, diese Verschwendungs-
sucht zu beenden? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nun kann man überlegen, auf welchem Weg man 
das tut. Wir haben auch den Vorschlag geprüft, auf 
der Ausgabenseite zu budgetieren. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Nein!) 

Wir haben geprüft: Was ist aus den Budgets der letz-
ten drei Jahre geworden? Da hatten wir eine Ausga-
benbudgetierung. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Ganz schlecht!) 

Wir sind auf folgendes Problem gestoßen: Es gibt 
viele Sektoren, wo Sie zwar den Preis budgetieren 
können, aber nicht die Menge. Dies hat dazu ge-
führt, Herr Professor Pfaff, daß die Ausgaben für sta-
tionäre Kuren, die wegen der Budgets drei Jahre 
lang nicht stärker hätten steigen dürfen als die Löhne 
in der Bundesrepublik Deutschland, tatsächlich um 
50 Prozent im Westen der Bundesrepublik Deutsch- 
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land und um annähernd 500 Prozent im Osten der 
Bundesrepublik Deutschland gestiegen sind. 

Ein anderes Beispiel sind die Fahrkosten. Da ha-
ben wir die Preise budgetiert, so daß die Benutzungs-
entgelte nicht stärker steigen dürfen als die Löhne. 
Aber das hat die Krankenversicherung nicht davor 
bewahrt, daß die Menge explodiert ist. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Taxifahrten!) 

Bei einer großen bundesweiten Kasse sind die Taxi-
kosten in den ersten sechs Monaten dieses Jahres 
um 60 Prozent gestiegen, im Westen um 36 Prozent. 
Damit wird deutlich, daß wir dieses Instrument nicht 
für die Zukunft vorschlagen können, weil es in der 
Vergangenheit versagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Das können Sie doch nicht vorschlagen. Wir wollen 
auf der sicheren Seite sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deshalb haben wir gesagt: Ein Globalbudget 

(Abg. Klaus Kirschner [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- nein, jetzt nicht mehr, Herr Kirschner - kommt für 
uns nicht in Frage, weil wir damit in den letzten drei 
Jahren keinen Erfolg gehabt haben. 

Das ändert aber nichts daran, Herr Kirschner, daß 
wir beide der Meinung sind: Das Finanzvolumen, das 
die gesetzliche Krankenversicherung im Moment 
hat, fortgeschrieben mit der Einkommensentwick-
lung, reicht zu einer qualitativ hochwertigen Versor-
gung der Bevölkerung aus. Deshalb gibt es keine 
Notwendigkeit, die Beiträge zu erhöhen. Ich stelle 
fest: In diesem Punkt sind Sie, die Krankenkassen 
und wir der gleichen Meinung. Wir streiten uns nur 
darüber, auf welchem Weg man erreichen kann, daß 
wir in absehbarer Zeit keine Beitragserhöhungen 
brauchen. 

Wir beschreiten diesen Weg: Wir stellen der Kran-
kenversicherung hohe Hürden auf, die sie übersprin-
gen muß, wenn sie, aus welchen Gründen auch im-
mer, die Beiträge erhöht. Wir halten dies nicht für nö-
tig; deshalb glauben wir die hohen Hürden auch ver-
antworten zu können. Wenn nämlich eine Kranken-
kasse in absehbarer Zeit die Beiträge erhöht, dann 
nicht deshalb, weil dies medizinisch notwendig ist, 
sondern weil sie ihre Beitragsmittel nicht mit der ge-
botenen Sorgfalt verwaltet. In diesem Punkt sind wir, 
Opposition und Koalition, einer Meinung. 

Deshalb sagen wir: Wenn eine Krankenkasse trotz 
unwirtschaftlicher Mittelzuwendung ihre Beiträge 
erhöht, dann soll sie ihren Versicherten erklären, daß 
deshalb auch die Selbstbeteiligung steigt. Der Versi-
cherte kann sich gegen diese Unwirtschaftlichkeit 
dadurch wehren, daß er diese Kasse innerhalb von 
vier Wochen verläßt. Eine andere Kasse muß ihn auf-
nehmen; es besteht Kontrahierungszwang. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Das ist meines Erachtens ein verantwortliches Instru-
ment, um auch bei Krankenkassen mehr Verantwor-
tung und Augenmaß für die wirtschaftliche Mittel-
verwendung zu erreichen. 

Dies wird, meine Damen und Herren, zu sehr diszi-
plinierten Vertragsverhandlungen zwischen Kran-
kenkassen und Ärzten und 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: So ist es!) 

zwischen Krankenkassen und Krankenhäusern füh-
ren. Tun Sie doch nicht so, als wenn die Krankenkas-
sen in Zukunft mit den Ärzten und Krankenkassen 
vertraglich riesige Steigerungsraten vereinbaren und 
anschließend gegenüber ihren Versicherten vertre-
ten könnten, daß sie deshalb die Beiträge und die 
Selbstbeteiligung erhöhen müssen! Das, was Sie hier 
aufbauen, ist doch lebensfremd. 

Zum Gesichtspunkt der Solidarität. Ich habe es 
schon in der letzten Bundestagsdebatte gesagt: Die 
Kosten für Kuren sind innerhalb von drei Jahren um 
50 Prozent zu Lasten der Krankenversicherung ge-
stiegen, die Kosten für Taxifahrten im gleichen Zeit-
raum um 45 Prozent. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Dann muß 
der Rasenmäher her!)  

Die Kosten im Arzneimittelbereich steigen im Mo-
ment um 8 bis 10 Prozent, auch die Kosten für Massa-
gen. Ein neues Feld, das Gesundheitsmarketing, mit 
Steigerungsraten von 17 Prozent ist entstanden. 

Angesichts dessen bitte ich, darauf Rücksicht zu 
nehmen: Wenn man Menschen, die es nicht nötig ha-
ben, weil sie sich selbst helfen könnten, sich aber 
nicht selbst helfen wollen, über eine Solidarversiche-
rung im Rahmen des Sozialsystems hilft, dann ist das 
automatisch gegenüber jenen unsolidarisch, die eine 
Leistung nicht in Anspruch nehmen, weil sie sich, wo 
es zumutbar ist, selbst helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Ich möchte das noch einmal am Beispiel der Ko-
sten für Taxifahrten deutlich machen: In einem mitt-
lerweile hochmotorisierten Land wie der Bundesre-
publik Deutschland, wo in manchen Fami lien, in de-
nen die Kinder volljährig sind, das zweite und dritte 
Auto vor der Tür stehen, wo man mobiler ist als je  zu-
vor - ich beziehe den öffentlichen Personennahver-
kehr mit ein -, die Taxikosten in den Bereichen, wo 
kein Liegendtransport und keine fachliche Beglei-
tung wie im Rettungswagen erforderlich ist, dies also 
nur aus Bequemlichkeit erfolgt, innerhalb von drei 
Jahren um 45 Prozent zu Lasten der Krankenversi-
cherung steigen, ist doch jede Tochter dumm, die 
ihre Mutter zum Arzt fährt, zwei Stunden wartet und 
sie dann nach Hause fährt, wenn sie in der Sprech-
stunde miterleben muß, wie ein junger Mensch 
kommt und sagt: Stellen Sie mir den Taxischein aus, 
damit ich zu Lasten der Krankenversicherung nach 
Hause fahren kann. 

Wir müssen sehr Obacht geben, meine Damen und 
Herren, daß derjenige, der in unserem Land noch be-
scheiden und zur Eigenverantwortung bereit ist, ge- 
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genüber den Egoisten und den Cleveren nicht der 
Dumme ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Abg. Dr. Martin Pfaff [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie noch Zwischenfragen oder nicht mehr? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Nein. - Deshalb richten wir diese hohen Hürden auf. 
Es ist genug Geld für eine qualitativ hochwertige 
Versorgung vorhanden; wir müssen das Geld nur für 
die Zwecke verwenden, bei denen es medizinisch 
angezeigt ist und bei denen man aus sozialen Grün-
den eine Eigenverantwortung nicht zumuten kann 
und der soziale Schutz der Gemeinschaft greifen 
muß. Das ist unsere Grundüberzeugung, wie Solidar-
systeme in der Zukunft gestaltet werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Wolfgang Wodarg [SPD]: Sie wollen die 

Auslandsleistungen streichen!) 

Die SPD hat einen Vorschlag vorgelegt, der typisch 
SPD ist - ich sage das ohne jede Polemik -: 

(Lachen bei der SPD) 

Es ist die Wiederholung von Rezepten der letzten 20, 
30 Jahre. Schauen Sie: Wir reformieren in der Kran-
kenversicherung wie in anderen Sozialversiche-
rungssystemen, weil uns die Lohnzusatzkosten zu-
nehmend Sorge machen, und das nicht nur aus wirt-
schaftlichen Erwägungen heraus, sondern auch des-
wegen, weil immer höhere Abgaben auch die verfüg-
baren Arbeitnehmereinkommen drastisch schmälern. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Sparen!) 

In dieser Situation, in der wir über Parteigrenzen hin-
weg der Meinung sind, die Lohnzusatzkosten, auch 
die gesetzlich veranlaßten, müßten zunächst einmal 
stabilisiert und mittelfristig zurückgeführt werden, 
beantwortet die SPD die zentrale Frage der Kosten-
entwicklung in der Krankenversicherung damit, daß 
sie die gesetzlichen Lohnzusatzkosten erhöht. 

Ich werde das jetzt auch Ihnen, Herr Professor 
Pfaff, weil ich weiß, daß diese Berechnung wahr-
scheinlich von Ihnen stammt, versuchen zu bewei-
sen. Sie machen der Öffentlichkeit weis, wir bräuch-
ten nur die Beitragsbemessungsgrenze und die Ver-
sicherungspflichtgrenze zu erhöhen, dann hätten 
wir über 10 Milliarden DM mehr und könnten damit 
die Beiträge senken. Bestimmte Personen seien zwar 
mehr belastet, aber insgesamt gebe es eine Entla-
stung. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch eine gute 
Rechnung! - Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: 

Brutto, netto, Mexiko: Das kommt jetzt!) 

Professor Pfaff, wenn Sie die Menschen, die zwi-
schen 6000 und 8000 DM verdienen, wirk lich zur Bei-
tragsleistung heranziehen, dann bekommen Sie in-
nerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung Zu-
satzeinnahmen - wegen der zusätzlichen 2000 DM, 

die dann abgabenpflichtig sind - in Höhe von 
4,3 Milliarden DM. Ich habe jetzt noch nicht unter-
stellt, daß man bei einer 25prozentigen Beitragserhö-
hung aus der gesetzlichen Krankenversicherung her-
ausgehen kann. Denn Sie, Herr Kirschner, sagen in 
einem Interview heute völlig zu Recht: Natürlich 
müßte man so wie in den letzten 30 Jahren eine 
Übergangsregelung schaffen, schon aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen und aus Gründen des 
Vertrauensschutzes. Ich unterstelle jetzt einmal: Es 
gibt keine Übergangsregelung; jeder freiwillig Versi-
cherte mit einem Einkommen von oberhalb 6000 DM 
bleibt in der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Trotzdem bringt dies nur 4,3 Milliarden DM; das wä-
ren 0,25 Beitragssatzpunkte. Wenn ich weiter unter-
stelle - das hat der Kollege Dreßler gestern öffentlich 
gesagt -, daß dann etwa 500 000 Personen von der 
privaten Krankenversicherung in die gesetzliche 
Krankenversicherung gehen, dann bringt das zusätz-
lich 4,7 Milliarden DM, also insgesamt 9 Milliarden 
DM. 

Nur, diese Rechnung ist wieder die typische 
Brutto-netto-Rechnung. Denn man muß bei der 
Rechnung durch Abzug entsprechend berücksichti-
gen, daß Menschen, die von der p rivaten in die ge-
setzliche Krankenversicherung wechseln, natürlich 
leistungsberechtigt sind und Leistungen in Anspruch 
nehmen. Dies ergibt unter Zugrundelegung von 
Durchschnittswerten in der gesetzlichen Kranken-
versicherung einen Betrag von 2,3 Mi lliarden DM. 

Sie, Herr Kirschner, sagen in einem Interview, das 
ich heute gelesen habe, völlig richtig: Natürlich kann 
man einem Versicherten in der p rivaten Krankenver-
sicherung, der vielleicht 30 Jahre lang Beiträge zur 
privaten Krankenversicherung bezahlt hat, nicht am 
1. Januar 1997 sagen: Sie sind zwangsweise Mitglied 
der gesetzlichen Krankenversicherung. - Natürlich 
müßten wir eine Übergangsregelung mit dem Ziel 
schaffen, daß diese Person ein Wahlrecht bekommt. 
Das würde dazu führen, daß sich dieser Betrag von 
4,7 Milliarden DM gar nicht ergäbe. 

Wenn man für ein Jahr - so war es in der Vergan-
genheit oft, wenn man etwas bezüglich GKV und 
PKV gemacht hat - ein Wahlrecht einführt, so daß je-
mand, der in der gesetzlichen Krankenversicherung 
ist, in die private Krankenversicherung gehen darf 
und derjenige, der in der p rivaten Krankenversiche-
rung ist, in der PKV bleiben oder zur GKV wechseln 
darf, dann werden Sie erleben, daß die für die ge-
setzliche Krankenversicherung günstigen Risiken in 
die private Krankenversicherung gehen und diejeni-
gen in der privaten Krankenversicherung, die glau-
ben, daß sie in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung einen für sie günstigeren Beitrag zu zahlen ha-
ben, die aber ein großes Risiko darstellen, in die ge-
setzliche Krankenversicherung wechseln. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine 
Milchmädchenrechnung!) 

Das Ganze erinnert mich an die Diskussion der 
letzten Monate, an brutto, netto und Mexiko. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 
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Die von Ihnen vorgeschlage Regelung führt in diese 
Richtung. Sie erreichen damit nicht 0,6 Beitrags-
satzpunkte, sondern höchstens 0,25. Man kann doch 
die Explosion bei den Lohnzusatzkosten nicht damit 
beantworten, daß man für einen erheblichen Teil der 
Bevölkerung die Lohnzusatzkosten erhöht. Das kann 
doch nicht die richtige Antwort sein. 

Diese Richtungsentscheidung ist die Zäsur zwi-
schen Opposition und Koalition. Wir sind der tiefen 
Überzeugung: In der Bundesrepublik Deutschland 
leisten wir uns in manchen Sozialsystemen mehr, als 
unsere Volkswirtschaft leistet. Deshalb gibt es nur 
eine Antwort: daß wir die Ausgaben wieder nach den 
Einnahmen richten und nicht immer wieder neue 
Einnahmequellen erschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was heute durch die Gazetten ging - „Der Seeho-
fer fällt um", „Jetzt gibt es doch eine Ausnahme vom 
Zusammenhang zwischen Beitragserhöhung und 
Selbstbeteiligung" -, ist alles Quatsch. Ich werfe das 
nicht den Journalisten vor, die es objektiv nicht wis-
sen konnten. Darunter sind aber auch einige, die von 
uns informiert worden waren, und zwar bevor wir 
das veröffentlicht haben. Es ist völlig offen, ob wir bei 
einer Krankenkasse, die Verpflichtungen im Rahmen 
des Risikostrukturausgleichs hat, eine Ausnahme 
von diesem Mechanismus machen. Es könnte auch 
sein - das haben wir in der Koalition ausdrücklich be-
sprochen, und zwar schon vor einiger Zeit -, daß der 
Risikostrukturausgleich insoweit entfällt, als dadurch 
Beitragserhöhungen notwendig würden. 

Herr Pfaff, ich darf Ihnen bei dieser Gelegenheit 
sagen - auch damals in Lahnstein stammten manche 
Berechnungen von Ihnen -: Mit den heutigen Infor-
mationen zum Risikostrukturausgleich, die sich in 
den letzten vier Jahren ergeben haben, würde ich 
mir schwer überlegen, dem Deutschen Bundestag 
noch einmal ein solches bürokratisches Ungeheuer 
vorzuschlagen. 

(Beifall bei der CDU/SU und der F.D.P.) 

Insgesamt wird es bei der Qualität der medizini-
schen Versorgung und beim solidarischen Schutz 
bleiben. Ich weise noch einmal darauf hin, daß es 
beim vollen Schutz für jene Menschen bleibt, die sich 
Selbstbeteiligungen nicht leisten können, weil sie 
nur über ein geringes Einkommen verfügen. Ein 
Rentnerehepaar mit bis zu 2 300 DM Rente ist von je-
der Zuzahlung zu Arzneimitteln, zu Heilmitteln und 
zu Fahrkosten befreit. Niemand muß für diese 
Zwecke mehr als zwei Prozent seines Bruttoeinkom-
mens aufwenden, wenn er nicht ohnehin befreit ist. 
Arbeitslosenhilfeempfänger sind befreit. BAföG

-

Empfänger sind befreit. Sozialhilfeempfänger sind 
befreit. Kinder sind befreit. Wir machen jetzt sogar 
noch eine Verbesserung, indem wir sagen: Wer dau-
erhaft in Behandlung ist, wer chronisch krank ist, 
muß für Arzneimittel, Heilmittel und Fahrkosten 
nicht mehr als ein Prozent seines Einkommens auf-
bringen. Dafür bieten wir auch die beste medizini-
sche und pflegerische Versorgung, die es weltweit 

gibt. Ohne deutsche Arroganz darf man das in der 
Bundesrepublik Deutschland auch einmal feststellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß der Öffentlichkeit sagen: Wenn wir zu 
diesem Umsteuern, zu einem Stück mehr Selbstver-
waltung und Eigenverantwortung nicht bereit sind, 
werden wir diese Leistungsfähigkeit des deutschen 
Gesundheitswesens nicht erhalten können. Die ein-
zige Alternative bestünde darin, Gesundheitsleistun-
gen zu rationieren. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: So ist es!) 

Es ist besser, ein Aspirin, eine Massage, eine Taxi-
fahrt, eine Erholungskur mit höherer Selbstbeteili-
gung zu bezahlen als eine Hüftgelenkoperation, eine 
Bypassoperation, einen Krankenhausaufenthalt, eine 
aufwendige ärztliche Diagnostik oder Therapie. 
Meine Damen und Herren, es muß unser Auftrag 
bleiben, die großen Risiken für die Menschen solida-
risch zu finanzieren, die der einzelne nicht schultern 
kann. 

Aber wir müssen den Menschen auch sagen: Bei 
dem Druck, der auf den Sozialsystemen lastet, und 
bei dieser gesamtwirtschaftlichen Lage können wir 
das für jedermann ohne Ansehen des Standes, des 
Einkommens, der Herkunft oder des Alters auf Dauer 
nur durchhalten, wenn wir Eigenverantwortung dort 

 verwirklichen, wo sie den Menschen zumutbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulrich Hein rich 
[F.D.P.]: Glaubt ihr das immer noch nicht?) 

Deshalb sage ich der Bevölkerung: Lassen Sie sich 
nicht verunsichern! Jeder bekommt eine umfassende 
solidarische Hilfe in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung, und zwar auf höchstem Niveau, immer do rt , 
wo den Menschen Eigenhilfe nicht zumutbar ist. Da-
bei bleibt es. Deshalb bleibt unsere gesetzliche Kran-
kenversicherung erstklassig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erhält nun der Kollege Professor Pfaff das 
Wort . 

Dr. Ma rtin Pfaff  (SPD): Herr Bundesminister, ich 
finde es erstaunlich: Ich dachte, Sie hätten eigentlich 
genug davon, meinen Prognosen zu widersprechen: 
Sie hatten im letzten Jahr mit einem „Focus"-Redak-
teur gewettet, daß meine Prognose nicht zuträfe, daß 
das Defizit des Jahres 1995 sicher mehr als 2 Milliar-
den DM betragen würde - ich sprach von 5 bis 6 Mil-
liarden DM, in Wirklichkeit waren es 7 Milliarden 
DM im Jahre 1995 -, und ich prognostizierte zwi-
schen 9 und 14 Milliarden DM für das Jahr 1996. Sie 
haben seither Ihre Wette mit dem Redakteur des 
„Focus" verloren, we il  meine Prognosen zutrafen. 

Weil  Sie mich so unmittelbar angesprochen haben: 
Ich habe prognostizie rt , was mit der Bundespflege-
satzverordnung im Krankenhaus passieren würde. 
Bitte nehmen Sie die Realität zur Kenntnis. Auch 
diese Prognose ist wahr geworden. 
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Ich habe prognostiziert, was mit der EBM-Reform 
passieren wird. Die Realität hat die Voraussage mitt-
lerweile eingeholt. 

Herr Bundesminister, ich finde es recht amüsant, 
wenn Sie in mir das Handwerk des Wissenschaftlers 
reklamieren wollen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das ist aber dringend nötig!) 

- Ich versuche ja auch nicht, Herrn Seehofer in reiner 
Demagogie zu überbieten - das ist sein Handwerk -, 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marina 
 Steindor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

aber wenn es um fachliche Aussagen geht, dann 
empfinde ich Ihre Worte schon als eine leichte Provo-
kation, auch wenn sie teils freundlich, teils arrogant 
vorgetragen werden. 

Jetzt zu Ihren Zahlen: Natürlich werden diejeni-
gen, die jetzt zwischen 6 000 und 8 000 DM verdie-
nen, die freiwillige Mitglieder in der GKV sind, eher 
jene Beitragszahler sein, die eine eingeschränkte Ge-
sundheit haben, eher jene sein, die mehrere Mitver-
sicherte haben, eher jene sein, deren Ehefrau nicht 
erwerbstätig ist. Sie müssen etwas mehr zahlen; sie 
verursachen auch etwas mehr Kosten beim Kranken-
geld. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: „Etwas" ist 
gut!)  

Das ist bei den angesprochenen Modellrechnungen 
berücksichtigt. 

Darüber hinaus kommt nicht die von Ihnen oder 
anderen genannte Zahl an Mitgliedern in dieser Ka-
tegorie dazu, sondern zirka 880 000 Personen, näm-
lich all diejenigen, die in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung pflichtversichert sind, und deren Mitversi-
cherte, saldiert mit den GKV-Mitgliedern. Wenn man 
dann berücksichtigt, welche PKV-Mitglieder Beamte 
sind, ist klar, wer für diese Kategorie in Frage 
kommt. Richtig ist auch, daß die neu Hinzukommen-
den Kosten verursachen. Das ist aber a lles berück-
sichtigt. 

Der Nettoeffekt beträgt 0,67 Prozent für das Be-
rechnungsjahr, verehrter Herr Seehofer. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sie können rech

-

nen, wie Sie wollen, Ihr System ist falsch, 
Herr Kollege!) 

Diese Leute gehen nicht in die PKV, weil wir ja nicht 
nur die Beitragsbemessungsgrenze, sondern auch 
die Versicherungspflichtgrenze anheben wollen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Aha!) 

Auch das sollten Sie bitte einmal zur Kenntnis neh-
men: Wir gehen eben den Weg, mehr Solidarität, 
nicht weniger einzufordern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS]) 

Wir gehen nicht wie Sie den verhängnisvollen Weg 
des Ausverkaufs der solidarischen Krankenversiche

-

rung. Wir lassen uns nicht an einer Kette mit einem 
Ring durch die Nase durch den Plenarsaal führen, so 
wie Sie sich von der F.D.P. vorführen lassen, indem 
Sie genau das tun, was Sie noch vor Monaten wie 
Herr Möllemann gegeißelt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Ruth 
Fuchs [PDS]) 

Nein, wir sagen: Der Weg über mehr Solidarität ist 
besser. Weil Sie die Krankenkassen, die sich hier 
nicht verteidigen können, vorführen wollen, frage ich 
Sie: Wo sind die Steuerungsinstrumente, die den 
Kassen wirklich zur Verfügung stehen? Wir sind 
doch in Lahnstein übereingekommen, das Angebot 
zu steuern, Überkapazitäten unter Kontrolle zu be-
kommen. Wir müssen den Krankenkassen mehr 
Steuerungsinstrumente an die Hand geben, die sie 
im Augenblick nicht haben. 

Sie beklagen die Ausweitung der Werbungsko-
sten. Auf der einen Seite verkünden Sie im Brustton 
der Überzeugung mehr Wettbewerb, und auf der an-
deren Seite geißeln Sie die Krankenkassen, wenn ih-
nen dadurch, daß sie von diesem Wettbewerb Ge-
brauch machen, mehr Kosten entstehen - Kosten, die 
Sie und nur Sie zu verantworten haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Wolf

-

gang Zöller [CDU/CSU]: Das hat nichts mit 
Wettbewerb zu tun!) 

Ein letzter Punkt, zum Risikostrukturausgleich. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Pfaff, Ihre Redezeit ist leider um. 

Dr. Martin Pfaff (SPD): Eigentlich sollten Sie stolz 
sein, Herr Seehofer, daß Sie auch jetzt noch diesen 
wesentlichen Beitrag zur Stärkung der Solidarität in 
der GKV - es war ja nicht Ihre Initiative - mittragen 
können. Wenn der Staub sich setzt und der Nachruf 
für den Bundesminister Seehofer geschrieben wird, 
wird man sagen: Er begann gut, hat dann den Aus-
verkauf zugunsten der F.D.P. mitgemacht - und zwar 
aus knallharten wahltaktischen Gründen; das Jahr 
1998 läßt grüßen - und war sonst nur eine kleine Fuß-
note in der Geschichte der Gesundheitspolitik 
Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marina 
Steindor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - 
Wolfgang  Zöller [CDU/CSU]: Sie waren 

auch schon einmal besser, Herr Pfaff!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
antworten, Herr Minister? 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Da würde ich 
noch nicht einmal auf die Fußnote antwor

-

ten!) 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Herr Professor Pfaff, Sie legen das Ganze unter dem 
Titel „Sofortprogramm" vor. Das heißt, Sie wollen 
damit schon im Jahre 1997 eine Wirkung entfalten. 
Wenn Sie die Versicherungspflichtgrenze und die 
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Beitragsbemessungsgrenze hochsetzen, müssen Sie 
- das ist völlig unbestritten - für einige Monate, 
wenn nicht für ein ganzes Jahr, den betroffenen Ver-
sicherten in der PKV und in der GKV aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen, aus Vertrauens- und Be-
standsschutzgründen, ein Wahlrecht einräumen. Das 
ist unbestritten; Herr Kirschner deutete das heute 
auch in einem Interview an. Er sagte, über Einzelhei-
ten müsse man reden. 

Das ist mein Vorwurf an Sie: daß Sie etwas als So-
fortprogramm verkaufen - mit einem zusätzlichen Fi-
nanzvolumen von 10 Milliarden DM oder 0,6 Bei-
tragspunkten -, obwohl Sie ganz genau wissen, daß 
dies für das Jahr 1997 niemals in irgendeiner Weise 
für die GKV finanzrelevant werden kann. Das nenne 
ich Murks, das ist handwerklich nicht in Ordnung, 
und das muß man der Öffentlichkeit sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Gudrun Schaich-Walch. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Verehrte Frau Präsi-
dentin! Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister, Sie 
haben uns in sehr bewegenden Worten den Fall 
eines Mädchens geschildert, das im Ausland operiert 
werden mußte, weil es bei uns nicht versorgt werden 
konnte, und bei dem die Kassen nicht die vollen 
Kosten für die Behandlung in der Schweiz übernom-
men haben. 

Ich habe mir Ihr Eckpunktepapier angesehen; 
darin steht, was in Etappen auf uns zukommen soll. 
Ich habe dem entnommen, daß Auslandsleistungen 
zu reinen Wahlleistungen, sprich: freiwilligen Lei-
stungen der Krankenkassen, gemacht werden sollen. 
Wenn das der Fall  ist, dann kann man davon ausge-
hen, daß der Fami lie nicht 13 Operationen bezahlt 
würden, sondern sie bekäme gar nichts mehr. 

Wenn Sie das wirklich so fürchterlich grämt, dann 
mache ich Ihnen jetzt ein ernsthaftes Angebot: Las-
sen Sie uns dafür sorgen, daß Sie entweder ein ent-
sprechendes Abkommen mit der Schweiz schließen, 
auf Ihre Pläne im Eckpunktepapier verzichten oder 
das ansonsten im SGB V regeln. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Sie haben ganz hervorragend gesagt: Ein Ehepaar, 
das 2 300 DM im Monat zur Verfügung hat, braucht 
nicht zuzuzahlen. 

(Bundesminister Horst Seehofer: Rentner

-

ehepaar!) 

- Rentnerehepaar. - Rentner essen, trinken und 
schlafen gewöhnlich nicht unter der Brücke. Sie 
brauchen eine Wohnung, und sie brauchen unter 
Umständen, wenn es sich um Kranke handelt, für ih-
ren Lebensunterhalt wesentlich mehr. 

Ich frage Sie ernsthaft: Wie weit kämen Sie als Ein-
zelperson mit 2 300 DM im Monat, geschweige denn 

ein Rentnerehepaar? Das sind nicht die goldenen 
Eier, die vom Himmel geholt werden, wie Sie es uns 
verkaufen wollen, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern das ist bittere Armut, die Sie hier vertreten 
und von der Sie sagen, es sei eine tolle Leistung Ih-
rerseits. 

Ich möchte jetzt auf die Ehrlichkeit von Abgeord-
neten und Politikern zu sprechen kommen. Sie ha-
ben - ich glaube, zu Unrecht - meiner Kollegin Vor-
würfe gemacht. Sie haben aber selbst ganz klar gelo-
gen: Sie haben am 4. September in Ihrer Presseerklä-
rung mitgeteilt, daß sich aus der Schwerstpflege für 
1996 eine Ersparnis in Höhe von 1 Milliarde DM er-
gibt, und heute tragen Sie uns vor, es seien 4 Milliar-
den DM. Das kann schlichtweg nicht stimmen, es sei 
denn, die Presseerklärungen, die Ihr Haus heraus-
gibt, stimmen nicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ministers See-
hofer? 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Nein, das tue ich 
nicht. Das ist heute Stil des Hauses gewesen. 

Ich möchte jetzt etwas zu Ihrem Umgang mit den 
Krankenkassen sagen. Sie haben sich den Feind des 
Jahres ausgeguckt. Das war einmal die Pharmaindu-
strie, das waren auch schon einmal die Ärzte und an-
dere Berufsgruppen, auch die Krankenhäuser, und 
jetzt sind es die Kassen. 

Ich denke aber, Sie machen einen großen Fehler. 
Die Kassen sind nichts Anonymes, sondern sie sind 
eine Organisation von alten, jungen, kranken und 
gesunden Menschen. Ihre Politik ist gegen diese 
Menschen gerichtet und nicht gegen irgendeine In-
stitution. Den Krankenkassen und den Versicherten 
droht nun ein Defizit in Höhe von 10 Mil liarden DM. 
Wir haben zwar gemeinsam Ausgaben im Bereich 
der Arbeitslosenversicherung und auch der Lasten-
verschiebung beschlossen, aber der Punkt ist ganz 
einfach der: Wir haben eine Mindereinnahme in 
Höhe von 5 Milliarden DM beschlossen und können 
jetzt nicht sagen, daß das an den Kassen spurlos vor-
beigeht. 

Sie haben aber darauf verzichtet, Milliardenbe-
träge einzusparen, indem Sie die Positivliste gestri-
chen haben. Sie haben zusätzlich - Sie haben das sel-
ber gesagt - die Arzthonorare an der Grenze zum 
Milliardenbetrag erhöht, und zwar wohlwissend, daß 
wir in das Defizit hineingeschleudert werden. 

Sie haben immer wieder von der notwendigen Re-
form der gesetzlichen Krankenkassen gesprochen, 
doch Sie reformieren nicht, und Sie sorgen nicht ein-
mal dafür, daß geltende Gesetze umgesetzt werden. 
Das machen Sie den Kassen zum Vorwurf. Das ist 
wirklich das Allerletzte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte jetzt ins Detail gehen: Was sind die 
Auswirkungen Ihrer Politik? Im ersten Halbjahr 1996 
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stiegen die Ausgaben der Orts- und der Angestell-
tenkrankenkassen für Arzneimittel zwischen 7 und 
11 Prozent. Das wäre nicht geschehen, wenn Sie die 
mit uns gemeinsam beschlossene Positivliste umge-
setzt hätten. 

Die Streichung dieser Liste war nicht nur politisch 
schlechter Stil, Herr Minister, sondern Sie haben 
letztendlich auch die Ärzteschaft in eine schwierige 
Situation gebracht, da es jetzt rechtlich unverbind-
liche Listen gibt, wodurch es zu Auseinandersetzun-
gen rechtlicher A rt  mit der Pharmaindustrie kommt. 
Die Ärzte sind diejenigen, die zur Zeit im Regen 
stehen. Noch schlimmer ist, daß Patienten weiterhin 
mit therapeutisch fragwürdigen Medikamenten 
behandelt werden, die von der Solidargemeinschaft 
finanziert werden müssen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Der Minister 
verordnet doch kein Rezept!) 

- Wenn der Minister kein Rezept verordnet, dann 
frage ich mich natürlich, weshalb er und auch die 
Vertreter der Parteien, die hier sitzen, immer sagen, 
daß die Verantwortung bei den Kassen liegt. Die Kas-
sen verordnen diese Rezepte doch auch nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Ruth 
Fuchs [PDS]) 

Der nächste Punkt ist folgender: Wenn Sie im-
merzu sagen, daß Sie die Eigenverantwortung stär-
ken wollen, und sich das dann darin äußert, daß die 
Zuzahlungen erhöht werden, dann frage ich mich: 
Wie soll denn ein Patient Kompetenz zur Eigenver-
antwortung haben, wenn, wie Sie sagen, derjenige, 
der die Dinge verordnet, offensichtlich noch nicht 
einmal die Kompetenz hat, zu entscheiden, was me-
dizinisch notwendig ist und unter wi rtschaftlichen 
Gesichtspunkten erbracht werden kann? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen die Kompetenz doch erst einmal auf der 
anderen Seite erhöhen, bevor wir Eigenverantwor-
tung bei den Patienten einfordern. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie haben einige der Einsparpotentiale nicht ge-
nutzt. Sie haben im Prinzip die Kassen in diese kata-
strophale finanzielle Entwicklung hineingetrieben, 
und Sie folgen auch weiterhin Ihrem Weg. 

Man kann das Ganze nur dann bewe rten, wenn 
man das Vorschaltgesetz, das heute vorliegt, gemein-
sam mit den bisherigen Gesetzesänderungen be-
trachtet. Außerdem muß man noch das Eckpunkte-
papier zu Rate ziehen, um tatsächlich sagen zu kön-
nen, wohin der Weg bei Ihnen denn geht. Sie haben 
vermutlich gedacht, wenn Sie jeweils in kleinen 
Schritten die einzelne nicht immer tödliche Dosis ver-
passen, dann wird das vielleicht niemand merken; 
die Leute werden sich daran gewöhnen. Ich hoffe, 
daß sich die Leute nicht daran gewöhnen werden, 
sondern daß sie bei Ihnen das einklagen, was Sie von 
uns fordern und was wir mit dem GSG II vorgelegt 
haben, nämlich eine geschlossene Konzeption. Es 
geht nicht an, daß Schritt für Schritt Gesetze vorge

-

legt werden, durch die nahezu ausschließlich die 
kranken Versicherten belastet werden. Ich frage 
mich ernsthaft: Warum wird denn nicht einmal an an-
deren Stellen gespart? 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Dr. Ruth 
Fuchs [PDS]) 

Glauben Sie denn, daß es eine gute Sparpolitik ist, 
wenn Sie Präventionsmaßnahmen zu einer freiwilli-
gen Leistung machen? Als Präsidentin der Deut-
schen Rheuma-Liga sage ich Ihnen folgendes: Wir 
haben 180 000 Mitglieder. Wir bieten in allen Lan-
desverbänden Warmwassertraining, Gymnastik und 
ähnliches an. Das wird von den Kassen als Präven-
tionsleistung finanziell unterstützt. Wenn diese Un-
terstützung wegfällt, dann können wir das nicht 
mehr anbieten. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Selbsthilfe-
gruppe!) 

- Die Selbsthilfegruppe kann nicht die Miete aufbrin-
gen und die ganzen Zuzahlungen leisten, die Sie vor-
schlagen. Sie kann dann nicht mehr funktionieren. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das sollen 
die Kassen doch nach wie vor zahlen! Was 

erzählen Sie da für Schauermärchen?) 

- Sie machen es zu freiwilligen Leistungen. Das sind 
einfach Dinge, die Sie akzeptieren müssen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Wolf-
gang Zöller [CDU/CSU]: Lesen Sie einmal 

den § 20 durch!) 

Das, was Sie die ganze Zeit machen, ist eigentlich 
nichts anderes, als eine Kostendämpfungsmaßnahme 
nach der anderen vorzunehmen. Das, was Sie vorha-
ben bzw. vorgeben vorzuhaben, nämlich die Umge-
staltung, die tatsächlich erforderlich ist, nehmen Sie 
nicht in Angriff. Das einzige, was Sie in der letzten 
Zeit getan haben, ist, daß Sie die Kassen ganz massiv 
beschuldigen, ohne ihnen jedoch die Instrumente an 
die Hand zu geben, die sie benötigen, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Bei Arznei-
mitteln zum Beispiel haben sie sie doch!) 

um ein Verhandlungspartner zu sein, der mit den An-
bietern im Gesundheitswesen tatsächlich gleichbe-
rechtigt ist. Dazu würde zum Beispiel auch gehören, 
daß man qualitativ hohe, kostengünstige Versor-
gungsmodelle, wie das Hausarztmodell, anbieten 
kann. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Steht d rin!) 

- Nein! Es steht zwar drin, daß die Kassen das anbie-
ten können, allerdings nur dann, wenn die Ärzte da-
mit einverstanden sind. Ein Schuh daraus wird erst, 
wenn die Kassen es auch dann anbieten können, 
wenn sie nicht die jewei lige örtliche KV auf ihre Seite 
bekommen. Das wäre ein Punkt von, ich sage ein- 
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mal: gleich langen Spießen in der Auseinanderset-
zung. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Einkaufsmodell! 
- Abg. Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das ist 
eine Logik! - Gegenruf von der SPD: 
Genau, das ist Logik! - Wolfgang Zöller 

[CDU/CSU]: Ja, SPD-Logik!) 

- Die Logik muß folgende sein: Wenn ich Modelle er-
arbeite, dann muß ich diese auch umsetzen können. 

Vorhin ist uns der Kollege Thomae, der gesagt hat, 
er wolle antworten, aber dann letztlich nicht geant-
wortet hat, einige Fragen schuldig geblieben. Ich 
möchte ganz einfach einmal erläutern, was denn 
aus unserer gesetzlichen Krankenversicherung wird, 
wenn Ihre Pläne greifen und Sie dann mit diesem 
System endlich fertig sind. 

Die von Ihnen angekündigte Beitragssatzstabilität 
soll dadurch erzwungen werden, daß man, wenn 
man die Beiträge anhebt, zum Beispiel um 1 Prozent, 
die Zuzahlung um 10 DM erhöhen muß. Damit wol-
len Sie diese Steigerung verhindern. Das haben Sie 
dann noch mit den freiwilligen Leistungen und den 
Pflichtleistungen kombiniert. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Und angekün

-

digt!) 

Ihnen bleibt, wenn Sie das so machen, nur übrig, zu 
sagen, daß Sie unser System in ein Zweiklassensy-
stem eingeteilt haben, nämlich in ein Wahl- und Re-
gelleistungssystem. 

Sie machen die Kassen zum Buhmann. Sie haben 
nicht den Mut, Rationierungen selber vorzunehmen, 
sondern - - 

(Wolfgang  Zöller [CDU/CSU]: Vorhin haben 
Sie uns vorgehalten, daß wir es gemacht 

haben!) 

- Sie sollen gar keine Rationierungen vornehmen. 
Aber Sie haben nicht einmal den Mut, wenn Sie es 
wollen, es unter Ihrem Etikett zu tun. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Sie wollen die Kassen indirekt dazu zwingen, daß sie 
der Buhmann der Nation werden, und Sie wollen da-
für die Verantwortung nicht übernehmen müssen. 
Das ist Ihr ganzes Ablenkungsmanöver und über-
haupt gar nichts anderes. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Sie sagen die 
Unwahrheit!) 

Dann will  ich Ihnen einmal an einem einzigen Bei-
spiel zeigen, was mit den chronisch Kranken pas-
siert. 30 Prozent der bisherigen Leistungen, die 
durch Rehabilitation und Kuren anfallen, werden zu-
künftig als Pflichtleistung der Kassen erhalten blei-
ben, aber nur für die Menschen, die einen Kranken-
hausaufenthalt hatten und anschließend eine Heilbe-
handlung brauchen. 70 Prozent der bisherigen Lei-
stungen für Rehabilitation und Kur werden nur noch 
freiwillige Leistungen sein. 

Jetzt kann ich Ihnen einmal sagen, was das für 
chronisch Kranke und behinderte Menschen bedeu-
tet; denn gerade bei ihnen, denen die Rehabi litation 
und beständiges Training sowie die Möglichkeit von 
Kuraufenthalten der Kompensation und dem Erhalt 
ihrer Restfunktionsfähigkeit dienen, verhindern sie 
glücklicherweise oft die frühzeitige Verrentung oder 
die Pflegebedürftigkeit. 

An dieser Tatsache ändert auch Ihre Härtefallrege-
lung nichts. Sie ändert nur an folgendem etwas, daß 
es nämlich eine absolute Bevorzugung derjenigen 
gibt, die vorher im Krankenhaus waren, gegenüber 
denjenigen, die es nicht waren, obwohl im Prinzip 
alle die gleiche medizinische Indikation für eine Re-
habilitationsmaßnahme haben sollten. 

In diesen Rehakliniken werde ich dann folgendes 
vorfinden: Diejenigen, die eine Anschlußheilbehand-
lung haben, nämlich 30 Prozent, werden 12 DM pro 
Tag zahlen, die chronisch Kranken werden 25 DM 
pro Tag zuzuzahlen haben, und diejenigen, deren 
Kasse zum Beispiel den Beitrag um 1 Prozent erhö-
hen mußte, werden 35 DM pro Tag zu zahlen haben - 
und das bei der gleichen medizinischen Notwendig-
keit. Ich sage Ihnen einmal ganz ehrlich: Das nenne 
ich Wahnsinn, so etwas zu machen. 

Jetzt kommt noch der Punkt: Wie werden sich die 
Kassen verhalten? Dazu habe ich eine andere Ein-
schätzung, als sie der Minister hat. Meiner Meinung 
nach werden die Kassen folgendes tun: Sie werden 
sehr schnell alles, was an freiwilliger Leistung mög-
lich ist, ausnutzen, um Beiträge nicht erhöhen zu 
müssen. Es wird sicher auch einige Kassen geben, 
bei denen die freiwillige Leistung im Prinzip nicht 
mehr gewährt wird, weil sie freiwillig ist. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: So ist es doch auch!) 

Dann werden bestimmte Krankheitsgruppen in die 
Kassen gehen, die für sie diese Leistung noch zur 
Verfügung stellen und sie erbringen. 

Sie erreichen damit gar nichts anderes, als daß in 
bestimmten Kassen letztendlich die Beiträge steigen 
müssen. Die Gruppe der freiwillig Versicherten wird 
dieses Solidaritätssystem verlassen, weil es ihnen 
irgendwann tatsächlich zu teuer wird. Sie sind dieje-
nigen, die dieses System finanzieren. Sie sind dieje-
nigen, die dann auch die Zuzahlungen zu tragen 
haben. Sie treiben sie systematisch hinaus. 

Damit werden Sie nichts anderes erreichen, als daß 
Sie Kassen mit hohen Beiträgen haben, die dann im 
wesentlichen aus Familien und aus armen, alten und 
kranken Leuten zusammengesetzt sind. Sie wissen 
genau, daß wir schon jetzt zum Teil in einigen Kas-
sen damit ein Problem haben, daß 20 Prozent der 
Versicherten 43 Prozent der Leistungen in Anspruch 
nehmen, die erbracht werden müssen. Damit haben 
Sie gar nichts anderes getan. Sie glauben, Sie hätten 
etwas sichergestellt. Aber was haben Sie damit in 
Wirklichkeit getan? 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das Gesetz 
ist noch nicht in Kraft und hat schon 

gewirkt!) 
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Sie haben das Solidaritätssystem der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht nur ins Wanken ge-
bracht, sondern Sie sind dabei, es aufzulösen. 

Sie treten dafür ein, daß sich in diesem Land etwas 
breiter macht: Selbstsucht und Egoismus. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
bei der CDU/CSU) 

- Ich finde das überhaupt nicht zum Lachen; denn 
Sie sind diejenigen, die sich immer beklagen, daß die 
Menschen nicht die rechten Werte hätten und daß es 
ein paar Menschen gebe, die Mißbrauch betreiben. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Da gehört 
auch Ehrlichkeit dazu!) 

Das finden auch wir nicht in Ordnung. Aber Sie be-
strafen alle dafür. Und warum tun Sie das? Weil Sie 
glauben, Sie bestrafen 30 Prozent der Bevölkerung. 
Aber diese 30 Prozent werden für Sie nicht wahlent-
scheidend sein. 

Ich hoffe, daß die Menschen in dieser Bundesrepu-
blik noch wissen, was Solidarität ist und was diese 
Solidarität für das Zusammenleben und auch für den 
Wirtschaftsstandort  Deutschland bedeutet, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das hoffen 
auch wir!) 

und daß sie diese Solidarität erhalten und Ihnen die 
Quittung geben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Kurzinter-
vention erhält der Kollege Peter Dreßen das Wo rt . 

Peter Dreßen (SPD): Ich will  eine Kurzintervention 
zur Rede von Herrn Seehofer machen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das geht ja 
wohl nicht mehr!) 

Herr Seehofer, Sie haben in Ihrer Rede wieder mehr-
fach die Krankenkassen in eine bestimmte Ecke 
gestellt. Es ist unfair, sie in diese Ecke zu stellen. Ich 
will  das an einigen Beispielen deutlich machen. 

Sie haben jetzt ein paarmal die Werbungskosten 
der Krankenversicherung angeprangert. Auch ich 
bin nicht glücklich über verschiedene Werbeaktio-
nen. Aber Sie sind doch derjenige gewesen, der die 
Krankenkassen dem freien Wettbewerb ausgesetzt 
hat. Wir leben nun einmal in einer Gesellschaft, in 
der Wettbewerb auch Werbung heißt. Wenn Sie die 
Werbung nicht wollen, dann schlage ich Ihnen Berei-
che vor, in denen man Milliarden einparen kann. 
Dann verbieten Sie doch bitte die Werbung der ge-
samten Pharmaindustrie. Dafür werden nämlich Mil-
liarden ausgegeben. - Die Werbungskosten, von de-
nen Sie hier reden, sind nur Millionen. - Das wäre 
ein Punkt, wo Sie aktiv werden und die Milliarden 
einsparen könnten, die wir über unsere Beiträge be-
zahlen; denn wir bezahlen schließlich die Pillen, in 
denen die Werbung steckt. Bitte machen Sie damn-
ter einmal einen Strich. 

Das zweite will  ich anmerken, weil Sie immer wie-
der sagen, daß nicht um Kosten gefeilscht wurde. Wir 
haben in der Selbstverwaltung, zum Beispiel im 
größten Bereich Krankenhaus, bei den Pflegesatzver-
handlungen ganz intensiv dafür gekämpft, daß die 
Kosten so niedrig wie möglich sind. Was war denn in 
den Fällen, in denen wir nicht zu Potte gekommen 
sind? Dort  kam der staatliche Schlichter und hat ge-
nau das festgestellt, was die Krankenkassen wollten. 
Und dann werfen Sie der Selbstverwaltung vor, sie 
hätte nicht alles getan, um die Kosten zu senken. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das hat sie auch nicht!) 

Ich frage mich: Welche Mittel haben Sie ihnen 
denn an die Hand gegeben, um hier effektiv einzu-
greifen? Bisher null. Sie könnten doch ein paar Medi-
kamente verbieten; auch das wäre auch eine Mög-
lichkeit. Wir haben 80 000, das ist schließlich genug. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Tun Sie doch 
nicht so scheinheilig! Jetzt bemänteln Sie 

Ihr Versagen! Das ist ja lächerlich!) 

Das letzt Beispiel, das ich nennen wi ll, sind die Ta-
xikosten. Da haben Sie richtig schön reingelangt. Sie 
wissen genau, daß die Taxikosten 0,0 oder vielleicht 
0,01 Prozent aller Beiträge ausmachen. Sie verwech-
seln das mit den DRK-Notdiensten, die fahren. Wenn 
Sie die abschaffen wollen, dann sagen Sie das bitte 
schön, wenn jemand mit Blaulicht ins Krankenhaus 
gefahren oder wenn jemand liegend in ein anderes 
Haus transportiert werden muß. Aber wenn Sie die 
effektiven Taxikosten meinen: Das sind wirklich 
0,0 Prozent. Wenn Sie sagen, das sei mehr, dann ver-
stehen Sie von der Sache sehr wenig. 

(Beifall bei der SPD) 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Herr Kollege, habe ich richtig verstanden, daß Sie im 
Verwaltungsrat einer Krankenkasse sitzen? 

(Peter Dreßen [SPD]: Ich war drin!) 

- Sie waren drin. Dann verstehe ich jetzt vieles. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU - 
Ernst  Hinsken [CDU/CSU]: Das hat geses-
sen! - Gegenruf der Abg. Regina Schmidt-
Zadel [SPD]: Ihr könnt nur polemisch sein! 

Das war unter Niveau!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Marina Steindor. 

Marina Steindor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr 
verehrte Bürgerinnen und Bürger! Das Schlußwort in 
dieser Debatte. Das erste Krankenkassenneuord-
nungsgesetz tritt heute ins Parlament, das erste in ei-
ner ganzen Reihe von hauchdünnen Salamischeiben, 
die uns die Regierungskoalition hier präsentieren 
wird, damit wir jede Sitzungswoche wieder GKV-
Politik debattieren können. 
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Das Thema ist sehr ernst, und ich sage trotzdem: 

Es ist die x-te Folge der Seifenoper: Ein wackerer Ge-
sundheitsminister und seine Mannen im Kampf ge-
gen das Böse, wobei das „Böse" ständig wechselt. 
Mal sind es die Krankenkassen, mal die Ärzte, mal 
die Krankenhäuser. Jetzt sind es die Krankenkassen. 

(Horst Seehofer [CDU/CSU]: Manchmal 
Sie!)  

- Manchmal wir. Selbstverständlich. - Die Kranken-
kassen verschwenden jetzt angeblich das Geld der 
Versicherten, wollen die Beiträge erhöhen, um dem 
Standort Deutschland zu schaden. Herr Minister, ich 
bin peinlich berührt von dem Auftritt, den Sie hier 
hatten. Sie haben Beispiele gegeben, die ans Herz 
gehen sollten, die Sache aber nicht getroffen haben. 
Ihre Politik ist zynisch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Das erste Kapitel Ihrer Regierungs-Solidaritätsini-
tiative „Kranke für den Standort Deutschland", näm-
lich die Absenkung der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall, hat die Industrie sehr viel Geld gekostet 
und hat ihr nicht genützt. 

Wir beraten heute also einen Gesetzentwurf, von 
dem wir schon jetzt wissen, daß er aus dem Parla-
ment nicht so herauskommen wird, wie er jetzt ist. 
Die Politik, die Sie inszenieren, dient einzig und al-
lein dazu, Macht gegenüber dem Bundesrat zu de-
monstrieren. Sie scheinen dabei zu verdrängen, wie 
lächerlich Sie sich damit machen. Die Opposition soll 
in einem Politikfeld zum Statisten degradiert werden, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ihr macht 
euch selber dazu!) 

für das das Grundgesetz die Kooperation zwischen 
Bund und Ländern vorschreibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben den 
Staatsauftrag nicht verstanden!) 

Wir beraten hier das erste Mal Ihr NOG. Ich würde 
sagen: Dieser Name ist verfehlt. Es ist ein Kranken-
kassenschrumpfungsgesetz, und es ist schon das 
zweite „KraSchG". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sicher! Was Sie 
sagen, ist immer richtig!) 

Sie fahren mit dieser Politik unser solidarisches Ge-
sundheitssystem an die Wand. 

Die Liberalen freuen sich; denn ihr heute vorgetra-
genes Konzept des liberalen Griffs in die vorgeblich 
selbstbestimmten Taschen der gebildeten Bürger, 
auch Eigenverantwortung genannt, wird jetzt hoffä-
hig. Seit Jahren wird in dieser Republik die Kosten-
krise des Gesundheitswesens inszeniert, obwohl der 
Anteil der Gesundheitskosten am Bruttosozialpro-
dukt de facto nicht gestiegen ist. Das Ganze wird ge-
macht, um Akzeptanz für den Abbau und für den Sy-
stemwechsel unseres Krankenversicherungssystems 
zu erlangen. Dabei wird bewußt verschwiegen - neh-
men Sie es doch einmal ernst mit Ihrem Motto; wie ist 
das denn mit den halben Wahrheiten und mit der Un-
wahrheit? -, daß die meisten Beträge des Defizits Ge

-

setzesfolgen sind, daß diese Regierung die finanziel-
len Ressourcen der Kassen aushöhlt. 

Jetzt will sie mit diesem Gesetz die Beitragssatzer-
höhungen verhindern, die dadurch entstehen, daß 
gesetzlich Einnahmeverluste herbeigeführt werden, 
daß die zunehmende Massenarbeitslosigkeit zu Ein-
nahmeverlusten führt und daß Ausgabensteigerun-
gen durch die Leistungserbringer vorprogrammiert 
sind. Was hier als unentrinnbares Schicksal insze-
niert wird, ist ein geplanter Systemwechsel. Was hier 
als Liberalität, Wettbewerb und Gestaltung daher-
kommt, ist in Wirklichkeit Leistungsausgrenzung. 

Ich will  Ihnen eines sagen, Herr Thomae: Ich war 
auch von Ihrem Beitrag in einigen Dingen sehr pein-
lich berührt. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Es interessiert 
mich wirklich nicht, was die Grünen über 

diesen Beitrag denken!) 

Wir haben gestern in der Anhörung zum Trans-
plantationsgesetz einen Beitrag eines Sachverständi-
gen gehört, 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Es interessiert 
mich wirklich nicht, was die Grünen über 
diesen Beitrag denken! Bringen Sie doch 

einmal Ihr eigenes Konzept!) 

der mit Zahlen belegt, - - 

(Dr.  Dieter Thomae [F.D.P.]: Es wäre schön, 
wenn wir einmal über Ihr Konzept diskutie

-

ren könnten!) 

- Hören Sie doch einmal zu, Herr Thomae! 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Bringen die 
Grünen doch einmal ein Konzept! Dann 
können wir auch darüber diskutieren! Ein

-

mal nur!)  

- Herr Thomae, es wird Ihnen nicht gelingen, meinen 
Beitrag durch Ihre Zwischenrufe zu entwe rten. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Bringen Sie ein- 
mal Ihr Konzept!) 

Ich sage es noch einmal: Wir haben gestern in der 
Anhörung zum Transplantationsgesetz von einem 
Sachverständigen gehört, 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Von einem 
bestellten Sachverständigen!) 

daß es schon heute belegbar und auf der Basis unse-
rer auf hohem Niveau befindlichen Gesundheitsver-
sorgung Rationierungen bei Wartelisten bestimmter 
Operationen gibt. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Von Ihrem 
Sachverständigen!) 

- Der Sachverständige kann es belegen. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Ihr Sachverstän

-

diger!) 

Mit Ihrer Politik zeigen Sie nicht den Mut dazu, 
sondern Sie wollen den Kassen die Schrumpfung 
selbst auferlegen, und Sie wollen sich aus der Schuß-
linie bringen. Sie demontieren hier den bewäh rten 
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Gesellschaftsvertrag zwischen Staat, Kapital und Ar-
beit, der die Krankheit solidarisch absicherte. Die ur-
sprünglich gemeinsame, solidarische Absicherung 
des Risikos wollen Sie in ein individualistisches Ja-
gen nach Beitragssatzvorteilen verwandeln, in ein 
Beitragsschnäppchenjägertum. Die Möglichkeit zum 
Kassenwechsel, die großkoalitionär als ein indivi-
duelles Versichertenrecht gedacht war, pervertieren 
und instrumentalisieren Sie als Sanktionselement für 
Beitragssatzerhöhungen, die Sie politisch herbeifüh-
ren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Dreiviertel des gesundheitspolitischen Chaos in die-
sem Land sind Politik- und Gesetzesfolgen. 

Jetzt haben Sie gemerkt, daß Sie mit Ihrem Gesetz 
die Angestelltenkrankenkassen treffen. Das sind ja 
potentielle Wähler von Ihnen. Deshalb werden Sie 
wahrscheinlich sehr große Änderungen vornehmen. 

Ich habe den Beiträgen, die hier gehalten worden 
sind, auch entnommen, daß es Ihnen als Mittel die-
nen wird, den Risikostrukturausgleich wegzuratio-
nalisieren, weil er Ihnen nicht in den Kram paßt. Ich 
frage mich: Was hat dieses Land gewonnen, wenn 
hier Krankenkassen pleite gehen? Das geht doch an 
den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger voll-
ständig vorbei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, was Sie da 
sagen, das stimmt!) 

Sie reagieren immer erst dann, wenn Sie wäschekör-
beweise Briefe bekommen und merken, daß es viel-
leicht wahlentscheidend sein könnte, genauso wie 
bei den Selbsthilfebewegungen, die Ihnen so viel 
Post geschrieben haben. Danach haben Sie Ihren Ge-
setzentwurf geändert. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Oh Gott, oh 
Gott!) 

Hier liegen die Vorschläge der SPD auf dem Tisch. 
In vielen Teilen finden wir sie gut, im Bereich der 
Monistik nicht. 

Ich komme hiermit zum Schluß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird auch 
Zeit!) 

Das Hauptziel der Gesundheitspolitik muß sein, an 
erster Stelle die finanzielle Aushöhlung des Systems 
durch die Leistungsanbieter und Leistungsverordner 
in den Griff zu bekommen, für ein Mehr an gesell-
schaftlicher Solidarität in der Finanzierung zu sor-
gen, die unsinnige Trennung des Sicherstellungsauf-
trags zwischen Krankenhausbereich und ambulanter 
Versorgung zu überwinden und unter dem Dach ei-
nes Globalbudgets in Ruhe die Rationalisierungsre-
serven zu erschließen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Zuruf von der 

CDU/CSU: Die Ruhe möchte ich sehen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla-
gen auf Drucksache 13/5724 und 13/5726 an die in 
der Tagesordnung genannten Ausschüsse vorge-
schlagen. Gibt es dazu andere Vorschläge? - Das ist 
nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6a bis j auf: 

Wirtschafts- und Mittelstandsdebatte 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung der Bundesregie-
rung 

- zu dem Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Abge-
ordneten Rainder Steenblock, Andrea Fi-
scher (Berlin), Kristin Heyne, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Grup-
pe der PDS zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Jahreswirtschaftsbericht 1996 der Bun-
desregierung 

Vorrang für Beschäftigung" 

- Drucksachen 13/3601, 13/3724, 13/3714, 
13/3736, 13/5227 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Margareta Wolf (Frankfu rt ) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. 

Den Mittelstand entlasten 

- zu dem Antrag der Abgeordneten E rnst 
Schwanhold, Dr. Uwe Jens, Anke Fuchs 
(Köln), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Den Stillstand in der Mittelstandspolitik 
beenden - Anstöße zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen bei kleinen und mittleren 
Unternehmen der Industrie, des Hand-
werks, des Handels und der Freien Beru-
fe geben 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Marga-
reta Wolf (Frankfu rt), Simone Probst, 
Christine Scheel und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
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Kleine und mittlere Unternehmen stär-
ken - Nachhaltiges Wirtschaften fördern 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Wolf-
gang Bierstedt, Dr. Christa Luft und der 
Gruppe der PDS 

Unterstützung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen (KMU) der neuen Bundeslän-
der bei der Markteinführung neuer Pro-
dukte 

- Drucksachen 13/2344, 13/2363, 13/2436, 
13/2095, 13/3146 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Ch ristian Müller (Zittau) 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ernst Schwanhold, Hans Berger, Lilo 
Blunck, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Neuen Jahreswirtschaftsbericht 1996 vor-
legen 
- Drucksache 13/4717 - 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu dem Entschließungsantrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. zur Bera-
tung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Siegmar Mosdorf, Dr. Uwe Jens, 
Anke Fuchs (Köln), weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

Unterstützung deutscher Unternehmen 
auf den Weltmärkten und Sicherung von 
Arbeitsplätzen durch eine umfassende 
Außenwirtschaftskonzeption 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Sieg-
mar Mosdorf, E rnst Schwanhold, Anke 
Fuchs (Köln), weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

Neue Außenwirtschaftskonzeption zur 
Unterstützung deutscher Unternehmen 
auf den Weltmärkten 

- Drucksachen 13/1332, 13/2236, 13/3055, 
13/3063, 13/3888 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter E rich G. Fritz 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Anke Fuchs 
(Köln), Gerd Andres, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 
Sicherung der Arbeitsplätze durch Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Textil- und Bekleidungsindustrie 
- Drucksache 13/2588 - 

f) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Klaus-Dieter Uelhoff, Hansjürgen 
Doss, Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Paul K. Friedhoff, Dr. Her

-

mann Otto Solms und der Fraktion der 
F.D.P. 

Zur Lage der deutschen Schuhindustrie 
- Drucksachen 13/1204, 13/2192 - 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 

- zu dem Entschließungsantrag des Abge-
ordneten Dr. Manuel Kiper und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Bericht der Bundesregierung 

Info 2000 - Deutschlands Weg in die In-
formationsgesellschaft 

- Drucksachen 13/4000, 13/4089, 13/5078 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Siegmar Mosdorf 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Aktionsprogramm für Investitionen und 
Arbeitsplätze 
- Drucksachen 13/3629, 13/5080 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Paul K. Friedhoff 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. 

Mehr Arbeitsplätze durch Erhalt und Aus-
bau der Infrastruktur 
- Drucksachen 13/3952 (neu), 13/5170 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft und der 
Gruppe der PDS 

Flexiblere Gestaltung der Förderpro-
gramme 
- Drucksachen 13/1798, 13/2929 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Diet rich Austermann 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 
- Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Kollege E rnst Hinsken. 
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Ernst Hinsken (CDU/CSU): Werte Frau Präsiden-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Von der Ge-
sundheitspolitik zur Mittelstandspolitik - das möchte 
ich als ersten Satz meines Beitrages hier sagen: 

14 Anträge, Beschlußempfehlungen und Entschlie-
ßungsanträge aller Fraktionen und der Gruppe sind 
heute zu beraten. 

Mittelstandspolitik steht wieder einmal im Vorder-
grund. Alle Redner werden wieder große Lippenbe-
kenntnisse zu ihr ablegen. 

(Zuruf von der SPD: Na, auch Sie?) 

Dies ist auch den einzelnen Anträgen zu entnehmen. 

Da heißt es, Frau Kollegin Dr. Skarpelis-Sperk, in 
einem SPD-Entschließungsantrag vom 20. September 
1995: 

Die kleinen und mittleren Unternehmen und 
Selbständigen sind das Rückgrat der deutschen 
Wirtschaft .. . 

Wie wahr! Das kann ich unterstreichen. 

Wenige Wochen später stellt dann Ihr Kollege, der 
SPD-Abgeordnete Günther Rixe, im „Deutschen 
Wirtschaftsblatt" fest: 

Das große Problem der Selbständigen war und 
ist, daß die Sozialdemokraten immer glauben, 
daß Selbständige Ausbeuter sind, die in dieser 
Partei nichts zu suchen haben. 

Auch ihm, werte Kolleginnen und Kollegen, kann 
man nicht widersprechen, weil er leider recht hat. 

Da wäre es gut, verehrte Kollegen von der SPD, 
einmal zu überlegen, was jüngst der britische La-
bour-Vorsitzende Tony Blair gesagt hat: 

Eine Partei stirbt, wenn sie sich angesichts der 
Veränderungen in der Welt nicht selbst schnell 
genug ändert. 

Und er fährt fort : 

Man muß sich entscheiden, ob man den Sozial-
staat reformieren oder den Niedergang der 
Volkswirtschaft verwalten wi ll . 

Genau hier trifft er den Nagel auf den Kopf. Denn 
bei vielen Entscheidungen, die gerade für den Mit-
telstand wichtig sind, waren und sind Sie von der 
Opposition dagegen. Ob Anhebung der Schwellen-
werte beim Kündigungsschutz, ob Absenkung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, ob dritte Stufe 
der Gesundheitsreform - wir haben es eben gehört -, 
ob Reform des Arbeitsförderungsgesetzes, ob zu-
kunftssichere Ausgestaltung der Rentenversiche-
rung, ob Abschaffung der Vermögensteuer, ob Entla-
stungen bei der Gewerbe- und Erbschaftssteuer, ob 
Planungsvereinfachung und Kürzung der Genehmi-
gungsverfahren, ob Änderung der Ausbildungsord-
nungen, ob praxisgerechte Ausgestaltung der beruf-
lichen Bildung, - immer waren und sind Sie dagegen 
und verweigern Ihre Mitarbeit. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Oh mei, 
oh mei!) 

Wie hat gestern der BDI zu Recht bei einer Presse-
konferenz erklärt? Er sagt, es mute schon paradox 
an, wenn die Opposition im Bundestag einerseits das 
Loblied des Mittelstandes singe, andererseits aber 
via Bundesrat die Abschaffung der Vermögensteuer 
zum Gegenstand eines populistischen Kuhhandels 
mit dem Kindergeld mache. Wer so agiere, müsse 
sich zu Recht die Blockade der von allen geforderten 
neuen Welle zur Selbständigkeit vorwerfen lassen. 
Ich glaube, das spricht Bände und sagt a lles. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, dem setzen wir, die Re-
gierungsparteien und -fraktionen, unser „Programm 
für mehr Wachstum und Beschäftigung" entgegen. 
Mittelständler sind die Leistungsträger unserer Ge-
sellschaft. Leider werden sie immer weniger, auch 
deswegen, weil sich Leistung nicht mehr lohnt. Des-
halb ist Bundeskanzler Dr. Kohl beizupflichten, wenn 
er sagt, gerade in wirtschaftlich schwieriger Zeit 
brauchen wir Unternehmer mit neuen Ideen, Wage-
mut und der Entschlossenheit, sich trotz mancher 
Probleme und Ängste durchzusetzen. Der Mittel-
stand ist der Inbegriff von Leistung, lebendigen 
Wettbewerbs und gesellschaftlicher Verantwortung. 
Er ist Eckpfeiler unserer freiheitlichen Grundord-
nung und Herzstück unserer sozialen Marktwirt-
schaft. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich meine, daß 
wir mehr unternehmerische Selbständigkeit brau-
chen. Es muß doch allen zu denken geben, wenn von 
den zirka 300 000 Bet rieben, die in den nächsten Jah-
ren zur Übernahme anstehen, gut 82 000 mit zirka 
1 Million Beschäftigten allein deshalb in die K rise ge-
raten könnten, weil sich niemand mehr findet, der 
bereit wäre, den Betrieb fortzuführen. 

Für uns Parlamentarier ist es deshalb eine wichtige 
Aufgabe, auch für Betriebsübernahmen die Rahmen-
bedingungen zu verbessern. Für Neugründer muß 
das Eigenkapitalhilfeprogramm mit seinen günsti-
gen Konditionen weiter fortgeschrieben und verfe-
stigt werden. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: In wel-
cher Höhe?) 

- Genauso hoch, wie es in der Vergangenheit war. 
Die Konditionen sollen nicht verschlechtert werden, 
Frau Kollegin Dr. Skarpelis-Sperk. Wenn Sie sich 
recht erinnern, habe ich gestern den Bundeswirt-
schaftsminister in der Wirtschaftsausschußsitzung 
angesprochen und animiert, dies aufzunehmen und 
darum besorgt zu sein, denjenigen, die bereit sind, 
den schweren Weg zur Gründung einer eigenen Exi-
stenz zu gehen, weiterhin mit guten Konditionen zur 
Seite zu stehen. 

Für uns gilt es, eine Offensive für unternehmeri-
sche Selbständigkeit und Innovationsfähigkeit zu 
starten. Schließlich gibt jede Neugründung im 
Durchschnitt vier Menschen Arbeit. Darum müssen 
wir besorgt sein, daß eine neue Gründungswelle ent-
steht. Dazu gehört, daß Existenzgründer steuerlich 
entlastet werden und mittelständischen Unterneh-
men der Zugang zum Wagniskapital erleichtert wird. 
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Mindestens genauso wichtig ist es, daß die Selb-
ständigen wieder einen höheren Stellenwert in unse-
rer Gesellschaft bekommen. Die Kultur der Selbstän-
digkeit und die Leistung des selbständigen Unter-
nehmers müssen bereits Themen in Schule und Aus-
bildung sein; so heißt es bereits im Jahreswirtschafts-
bericht der Bundesregierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber es soll ja nicht bei Worten bleiben, sondern es 
müssen Taten folgen. Denn gerade die Mittelständler 
dürfen stolz darauf sein, daß zwischen 1987 und 1994 
trotz zwischenzeitlicher Rezession gerade in ihrem 
Bereich zwei Millionen neue Arbeitsplätze geschaf-
fen wurden. Damit dies weiter geschehen kann, ist es 
Aufgabe von uns allen, die Rahmenbedingungen 
hierfür zu verbessern. Wir müssen uns auch auf die 
alten Tugenden besinnen und unsere Mitbürger aus 
der Lethargie reißen. Unternehmer zu werden muß 
der Wunsch und das Ziel vieler Jugendlicher wer-
den. Da genügt es nicht, dies heute nur so in den 
Wind hineinzusprechen, sondern wir müssen Maß-
nahmen hierzu ergreifen. 

Wir müssen vor allen Dingen dagegen anrennen, daß 
weiterhin der Staat der begehrteste Arbeitgeber ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Viel zu viele haben in den letzten Jahren versucht, 
bei ihm unterzukommen, und es auch erreicht. Die-
sen Trend müssen wir stoppen. 

Meine Damen und Herren, es ist auch nicht von 
der Hand zu weisen, daß es genug Probleme für den 
Mittelstand gibt. Wenn man sie nicht anspräche, 
wäre eine Mittelstandsrede nicht vollständig. Wir, die 
CDU/CSU im Verbund mit der F.D.P., gehen diese 
Probleme an und wollen sie beseitigen. So haben wir 
erreicht - dies ist nachhaltig zu begrüßen -, daß seit 
dem 1. Juni 1996 jedes Gesetz auf seine Mittelstands-
verträglichkeit hin geprüft wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Des weiteren ist es dringend erforderlich, die Büro-
kratielasten zu verringern. 58 Milliarden DM Büro-
kratielasten entstehen jährlich in der Bundesrepublik 
Deutschland. 96 Prozent davon, also 56 Milliarden 
DM, entfallen auf den Mittelstand. Ein Kleinbetrieb 
hat mit Bürokratiekosten pro Mitarbeiter von 7 000 
DM jährlich zu rechnen, während ein Großbetrieb 
nur eine Bürokratiebelastung von 305 DM zu zahlen 
hat. Der Kleine muß eh 20mal mehr bezahlen als der 
Große. Deshalb halte ich es für richtig, den Mittel-
standsbeauftragten der Bundesregierung, unseren 
Staatssekretär Dr. Kolb, zu unterstützen, 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

wenn er sagt, daß es eine verbindliche Vorgabe für 
die Bundesministerien sei, den bürokratischen Auf-
wand innerhalb ihrer Zuständigkeiten um minde-
stens 20 Prozent zu verringern. 

Zudem hoffe ich, daß der sogenannte Bürokratie-
kosten-TÜV, der momentan im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium erstellt wird und der alle Gesetze und Ver

-

ordnungen auf seine kostenmäßigen Auswirkungen 
auf Wirtschaftsunternehmen, insbesondere auf den 
Mittelstand, untersucht, möglichst bald auf den Tisch 
kommt. Werter Herr Kollege Kolb, wir wollen Sie bei 
dieser gerade für unseren Mittelstand eminent wich-
tigen Aufgabe nachhaltig unterstützen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Warum braucht 
der Mittelstandsbeauftragte zwei Jahre, um 

einen Bericht vorzulegen?) 

- Herr Kollege Schwanhold, Sie können mir eine 
Frage stellen. Dann wird mir das nicht von der Rede-
zeit abgezogen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Den Gefallen tue 
ich Ihnen leider nicht!) 

- So muß ich natürlich versuchen, daß ich das a lles 
herüberbringe, und kann auf Grund dessen auf die 
Zwischenrufe nicht so eingehen, wie Sie es vielleicht 
erwarten. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, auch ist dem 
Konzentrationsprozeß im Handel zu begegnen. Es 
betrifft vor allen Dingen auch mittelständische Be-
triebe. Denn es ist eine ungesunde Entwicklung, 
wenn die Großen immer größer und die Kleinen im-
mer kleiner werden. 

(Beifall der Abg. Margareta Wolf [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

So muß es uns mit Sorge erfüllen, daß auf dem Le-
bensmittelsektor die zehn größten Unternehmen der 
Bundesrepublik Deutschland 78 Prozent des gesam-
ten Umsatzes kontrollieren. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das ist ein großes 
Problem!)  

Wir werden deshalb - das möchte ich für die CDU/ 
CSU-Fraktion schon ankündigen - in Kürze eine 
Große Anfrage zur Lage des Einzelhandels an die 
Bundesregierung einbringen. 

Wichtig scheint mir in diesem Zusammenhang zu 
sein, insbesondere die Nachfragemacht zu stoppen, 
Herr Kollege Schwanhold. Ich gehe davon aus, daß 
Sie hier mitziehen werden. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Wir haben schon 
einen Antrag vorgelegt! Sie ziehen nach!) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, große Sorgen 
bereiten uns auch mittelständische Industriezweige 
mit ihren Strukturproblemen, zum Beispiel in der 
Textilwirtschaft oder in der Schuhindustrie. Aber ich 
bin überzeugt, daß uns die momentane wirtschaftli-
che Lage und die Perspektiven für das nächste Jahr 
hoffen lassen. Denn wir haben zur Zeit, historisch ge-
sehen, die niedrigste Inflationsrate seit vielen Jahren. 
Wir haben die niedrigsten Zinsen seit Jahrzehnten. 
Wir haben durch steuerliche Entlastungen eine hö-
here Kaufkraft. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Wo haben wir sie 
denn?) 

Wir haben den Kohlepfennig abgeschafft, der nicht 
durch eine Stromsteuer, wie Sie sie gefordert haben, 
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ersetzt wurde. Die Energiekosten sind teilweise um 
20 Prozent niedriger als vor zwei Jahren. Auch das ist 
eine enorme Entlastung für unsere Wi rtschaft. 

Die Privatisierung der Post hat mit sich gebracht, 
daß die Telefongebühren in den letzten Jahren um 
9 Milliarden DM abgesenkt werden konnten - auch 
wieder ein Standortvorteil für uns in der Zukunft. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Donnerwetter!) 

Der Kurs des Dollar liegt um 10 Prozent höher als 
noch vor einem Jahr. Zudem verfügen wir über beste 
Infrastruktur und hervorragend ausgebildete Mitar-
beiter. 

Meine Damen und Herren, dies alles sind positive 
Standortfaktoren, sind Pfunde, mit denen wir wu-
chern können. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch feststellen, 
daß wir in vier Monaten den 100. Geburtstag Ludwig 
Erhards, des Vaters unseres Wi rtschaftswunders und 
großen Förderers des Mittelstands, feiern können. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Geben Sie einen 
aus?) 

Ich möchte deshalb mit einem Zitat von ihm schlie-
ßen und dieses ergänzen, obwohl ich das schon ein-
mal gesagt habe. Ludwig Erhard hat ausgeführt: 
„Wirtschaftspolitik ist nicht alles, aber a lles ist ohne 
Wirtschaftspolitik nichts. " Ich meine, hier noch er-
gänzen zu müssen: Mittelstandspolitik ist nicht alles, 
aber die ganze Wi rtschaftspolitik ist ohne den Mittel-
stand nichts. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, auch das mehr beherzigen, wenn es nicht 
bei Lippenbekenntnissen bleibt, wenn Sie bereit 
sind, uns bei einer attraktiven Mittelstandspolitik, 
die wir umsetzen wollen, zu unterstützen, dann sind 
Sie auf dem richtigen Weg. Das wünsche ich und 
hoffe darauf, daß in Zukunft diese meine Wünsche 
von Ihrer Seite erfüllt werden. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Sig rid Skarpelis-Sperk. 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Außer ei-
nem Pflichtangriff auf die Opposition und einigen 
mittelständischen Allgemeinplätzen ist dem Kollegen 
Hinsken, sosehr ich ihn sonst schätze, leider nichts 
eingefallen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU - Ernst 
Hinsken [CDU/CSU]: Dann haben Sie nicht 

zugehört!) 

Von den konkreten Grausamkeiten, die insbeson-
dere auf dem Gebiet der Eigenkapitalhilfe von dieser 
Koalition geplant worden sind, hat er lieber erst gar 
nicht gesprochen. 

Ich will  konkreter werden, lieber Herr Kollege Hin-
sken, und will in diesem Hause am Beispiel einer mit-
telständischen Indust rie, nämlich der Textil- und Be-
kleidungsindustrie, einmal darüber reden, wie do rt 

 die tatsächliche Situation ist. 

(Abg. Ernst Hinsken [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- Nein, ich habe gerade erst angefangen. Sie dürfen 
Ihre Frage später stellen. 

Die Textil- und Bekleidungsindustrie befindet sich 
in einer dramatischen und sich weiter verschärf en-
den  Lage. Für große Teile der deutschen Textil- und 
Bekleidungsindustrie und ihre noch knapp 
250 000 Beschäftigten steht die Existenzfrage an. 
1970 hat diese Indust rie in Westdeutschland noch 
880 000 Menschen beschäftigt. Wieviel sind es 
heute? Im Juni 1996 waren es gerade noch 
223 000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Das 
heißt: Nach ungefähr 25 Jahren sind nur noch gut ein 
Viertel der Arbeitsplätze vorhanden. 

Weitgehend unbeachtet von der Öffentlichkeit und 
von der Regierung nahezu ungerührt weggesteckt 
fand der weitgehende Zusammenbruch der ostdeut-
schen Textil- und Bekleidungsindustrie statt. Von 
den 320 000 Arbeitsplätzen des Jahres 1989 waren 
Ende 1994 gerade noch 27 000 Arbeitsplätze übrig-
geblieben. Das heißt: Über 90 Prozent der gesamten 
Arbeitsplätze in diesem Bereich wurden vernichtet. 

Wenn wir uns diese Indust rie insgesamt ansehen, 
dann kann man feststellen, daß seit 1970 mehr als 
657 000 Arbeitsplätze in Westdeutschland und seit 
1989 293 000 Arbeitsplätze in Ostdeutschland allein 
im Bereich Textil und Bekleidung weggebrochen 
sind, ohne daß dies der Bundesregierung bisher ir-
gendwelche ernsthaften Anstrengungen we rt  war. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Und jetzt 
wollen Sie die Gewerbekapitalsteuer do rt 

 einführen!) 

Vielleicht liegt es daran, daß die deutsche Textil- und 
Bekleidungsindustrie nur mittelständisch strukturiert 
und regional nicht konzentriert ist und daß es in die-
sem Bereich überwiegend Frauenarbeitsplätze gibt. 
Die mittelstandspolitischen Lobsprüche hören wir ge-
meinsam. Wenn es aber darum geht, die Arbeits-
plätze in diesem Bereich zu erhalten und konkret zu 
helfen, dann hört man nur Allgemeinplätze von Ih-
nen und nichts weiter. Das bedauern wir zutiefst. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten haben angesichts dieser 
Entwicklung bereits im Oktober des vergangenen 
Jahres einen Antrag eingereicht und die Bundesre-
gierung um Information und um ein Sofortprogramm 
gebeten. Wir möchten Information darüber bekom-
men, wie die neuen handelspolitischen Regelungen 
im Rahmen des GATT  und der WTO umgesetzt wor-
den sind und wie sie sich für die Textil- und Beklei-
dungsindustrie in Deutschland und ihre Arbeits-
plätze auswirken; Informationen darüber, welche 
Haltung die Bundesregierung zum Be richt der Euro-
päischen Union über die Lage der Textil- und Beklei- 
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dungsindustrie einnimmt und wie sie die darin ent-
haltenen Vorschläge beurteilt; schließlich Informatio-
nen darüber, welche Maßnahmen sie gegen Wettbe-
werbsverzerrungen wie i llegale Einfuhren, Subven-
tionen, Muster- und Designdiebstahl einleiten wird. 

Auf den Bericht über die außenhandelspolitischen 
Auswirkungen wartet der Deutsche Bundestag im-
mer noch. Zum zweiten Punkt haben wir immerhin 
vorgestern - die Debatte nahte; deswegen kam nun 
endlich etwas - einen dicken Be richt bekommen, 
den wir uns noch genau ansehen werden. 

Über diese Information hinaus haben wir Sozialde-
mokraten die Bundesregierung, wie gesagt, vor ei-
nem Jahr zu einem Sofortprogramm zur Stabilisie-
rung und Schaffung neuer, zukunftsträchtiger Ar-
beitsplätze in diesem Bereich aufgefordert. Dieses 
Programm, das nun endlich dem Deutschen Bundes-
tag zur Debatte vorliegt, enthält acht Forderungen, 
die angesichts der dramatischen Lage der Textil- und 
Bekleidungsindustrie und im Vorfeld der Singapurer 
Handelskonferenz im Dezember längst hätten umge-
setzt oder zumindest in Arbeit genommen werden 
müssen. 

(Beifall des Abg. Ernst Schwanhold [SPD]) 

Drei Forderungen betreffen die Handelspolitik, fünf 
sind Hausaufgaben, die man in der deutschen Wirt

-schafts- und Forschungspolitik hätte erledigen kön-
nen. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Deshalb blok

-

kieren Sie immer die Steuerpolitik!) 

Unsere handelspolitischen Forderungen an die 
Bundesregierung waren und sind unverände rt, im 
Rahmen der Welthandelsorganisation darauf hinzu-
wirken, daß erstens endlich verbindliche ökologische 
Mindeststandards im Rahmen des GATT  entwickelt 
und vereinbart werden, 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

zweitens die in den Übereinkommen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation vereinbarten elementaren 
sozialen Mindeststandards endlich in das Arbeitspro-
gramm der Welthandelsorganisation aufgenommen 
werden 

(Beifall bei der SPD) 

und drittens die im Handel mit den - - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oskar läßt grü

-

ßen! ) 

- Was heißt hier „Oskar läßt grüßen"? Wissen Sie 
was? Sie sollten sich einen Hauch besser informieren, 
bevor Sie solche Sprüche loslassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der amerikanische Präsident forde rt  das seit Jahren, 
und jetzt gibt es eine Initiative der amerikanischen 
und der französischen Regierung für den Einbau ei-
ner Sozialcharta. Daß unser Parteivorsitzender Oskar 
Lafontaine sinnvollerweise solche Forderungen mit 
unterstützt, sollte Sie nicht zu zynischen Anmerkun-
gen veranlassen. Vielmehr sollten Sie sich einmal fra

-

gen, warum man Herrn Rexrodt und Sie in der Frage 
einer Sozialcharta zum Jagen tragen muß. Es ist doch 
peinlich für ein deutsches Parlament, daß Forderun-
gen wie das Verbot der Kinderarbeit gegenüber der 
Christlich-Demokratischen Union hier in diesem 
Haus eingeklagt werden müssen! 

(Beifall bei der SPD - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Und was ist mit Ihrem Crash-

kurs in der Steuerpolitik?) 

Die Bundesregierung hat doch im vergangenen Jahr 
in Marrakesch mitsamt den B riten zu den Verhinde-
rern gehört. 

Weil Sie das Thema hier schon aufgegriffen haben, 
will  ich Ihnen noch folgendes sagen: Der jüngste Be-
richt der Internationalen Arbeitsorganisation zeigt 
eine schreckliche Realität. Hunderte von Mil lionen 
von Jungen und Mädchen bis zum 14. Lebensjahr 
müssen weltweit arbeiten. Der Be richt sagt: 

Unter Aufopferung ihrer Kindheit, Erziehung und 
Gesundheit tragen die Kinder zur Vergrößerung 
der weltweiten Arbeitslosigkeit der Erwachsenen 
bei. 

Was tut eigentlich die Bundesregierung, was tut auch 
dieses Parlament, „um den kleinen Arbeitssklaven 
zu einem lebenswerten Leben zu verhelfen"? 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Ist das Mit-
telstandspolitik?) 

- Das ist Mittelstandspolitik. Fragen Sie einmal die 
Gewerkschaft Textil - Bekleidung und übrigens auch 
den Unternehmensverband, 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Machen Sie 
doch Mittelstandspolitik für Deutschland!) 

warum beide gemeinsam eine Initiative zum Verbot 
der Kinderarbeit, zum Verbot der Sklavenarbeit und 
zum Verbot der Zwangsarbeit ergriffen haben. Fra-
gen Sie doch einmal Ihre mittelständischen Unter-
nehmen, bevor Sie hier so reden. Lesen Sie die Pres-
seerklärungen, dann werden Sie dazu imstande sein. 
Aber wenn Sie nicht wissen, was in diesem Bereich 
passiert, dann seien Sie in Gottes Namen ruhig! 

(Beifall bei der SPD) 

Die nächsten fünf Forderungen unseres Antrags 
sind nationale Hausaufgaben der Bundesregierung, 
die gerade für die mittelständischen Unternehmen 
von zentraler Bedeutung sind. Wir fordern die Bun-
desregierung auf, eine Innovationsoffensive für die 
deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie, insbeson-
dere im Rahmen der Forschungsförderung der AIF, 
zu ergreifen. Wir fordern, die Textil- und Beklei-
dungsindustrie in der Außenwirtschaftsförderung, 
insbesondere bei den Auslandsmessebeteiligungen, 
verstärkt zu fördern. Wir wünschen, eine Ausbil-
dungs- und Fortbildungsinitiative mit den Schwer-
punkten betriebliche und schulische Bildung und 
Weiterbildung auch während der Meister- und Tech-
nikerausbildung in Gang zu setzen und eine gesetz-
liche Kennzeichnungspflicht einzuführen und frei-
willige Kennzeichnungsvereinbarungen für die Ein-
führung eines einheitlichen Öko- und Soziallabels 
für Bekleidung und Haustextilien zu fördern. 
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Schließlich fordern wir, den im Frühjahr von der Bun-
desregierung begonnenen Branchendialog „Textil 
und Bekleidung" fortzusetzen und dem Bundestag 
darüber zu berichten. 

Daß sich die Koalitionsfraktionen und die Bundes-
regierung mit diesem Branchendialog so viel Zeit las-
sen, stimmt uns allerdings bedenklich. Offensichtlich 
will man Zeit gewinnen, um sich über die Runden 
des Haushalts 1997 und die Ministerkonferenz in 
Singapur zu retten. Nur, dann wird es zu spät sein. 

Wehe, wenn wir uns jetzt nicht schnell und ener-
gisch bei den Wettbewerbsverzerrungen - im Innern, 
in der Europäischen Union, in der Handelspolitik - 
für diese Branche einsetzen! Denn dann können wir 
den Rest der deutschen Textil- und Bekleidungsar-
beitsplätze abschreiben. Im Jahre 1998 wird der Han-
del mit den MOE-Staaten vollständig liberalisiert - 
zu Lasten von Textil- und Bekleidungsindustrie. Die 
Massenkaufkraft, die Sie, Herr Kollege Hinsken, an-
gesprochen haben, und damit die Voraussetzungen 
für den Textilabsatz stagnieren seit dem vergange-
nen Jahr dank der unsozialen Steuer- und Gesund-
heitspolitik und angesichts von Mil lionen von Ar-
beitslosen. 

Es gibt Chancen für eine Öffnung der Auslands-
märkte, aber nur dann, wenn im ASEAN-Raum tat-
sächlich etwas getan wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
Sie müssen zum Schluß kommen. 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk (SPD): Ich will  Ihnen et-
was sagen: Die deutsche Textil- und Bekleidungsin-
dustrie hat sich in den vergangenen Jahren durch be-
achtliche Innovations- und Rationalisierungsanstren-
gungen zu einer der modernsten Indust rien entwik-
kelt. Wenn wir ihr jetzt nicht helfen - wir verlangen 
keinen Protektionismus, sondern konkrete Hilfen, 
damit diese Industrie und diese mittelständischen 
Unternehmen überleben können -, dann wird auch 
noch der Rest der Arbeitsplätze verlorengehen. 

Ich sage Ihnen: Halten Sie keine Reden zum Mit-
telstand, sondern helfen Sie konkret mittelständi-
schen Unternehmen in dieser Branche! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Ernst Hinsken [CDU/CSU]: 
Sagen Sie doch einmal etwas zum Mittel

-

stand!)  

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Margareta Wolf. 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Hinsken, das, was ich von 
Ihnen gehört habe - ich kann da nahtlos an die Kolle-
gin Skarpelis-Sperk anschließen -, führt ein bißchen 
zu dem Eindruck, Sie schwebten wirklich auf Wolke 
sieben. 

Wir alle haben in der letzten Woche die Zeitungen 
gelesen und hoffentlich auch mit Leuten in der Bahn, 

auf Veranstaltungen und wo auch immer gespro-
chen. Vor diesem Hintergrund kann man, glaube ich, 
mit einer relativ großen Objektivität sagen, daß unser 
Land von einer großen Unsicherheit geprägt ist, daß 
es eine große Angst vor dem Abstieg in dieser unse-
rer Bundesrepublik gibt und daß eine wachsende 
Zahl der Bevölkerung tatsächlich Angst vor Verlust 
ihres Arbeitsplatzes hat. Ich glaube, wir können die 
Debatte tatsächlich nur unter diesem Kontext führen. 

Herr Kollege Hinsken, „Die Zeit" schreibt in ihrer 
letzten Ausgabe unter der Überschrift „Wohlstand 
auf Abruf " : 

Alle spüren: Seit der Rezession 1993/94 ist in der 
deutschen Wirtschaft nichts mehr so, wie es vor-
her war: die Selbsteinschätzung von Arbeitneh-
mern und Unternehmern, der Blick auf die Zu-
kunft, die Sorgen der Menschen. 

Dies alles hat sich geändert. 

Die Arbeitslosigkeit ist zum vorherrschenden 
Thema geworden. Jeder dritte Bundesbürger hat 
schon einmal an der eigenen Arbeitsstelle einen Stel-
lenabbau erlebt. Jeder fünfte fürchtet unmittelbar 
um seinen Job. Vor allem aber haben die Menschen - 
ich denke, das sollte uns hier beschäftigen - den 
Glauben verloren, daß sich in den nächsten Jahren 
tatsächlich etwas an dem Problem Massenarbeitslo-
sigkeit ändern wird. 

So sagen zwei Drittel der Befragten, daß sie glau-
ben, daß die Zahl der Erwerbslosen eher steigen 
wird. Mehr als zwei Drittel der Bevölkerung bezeich-
nen die Wirtschaftslage in diesem Land als schlecht 
oder sehr schlecht. Mehr als zwei Drittel der Bevölke-
rung machen sich um ihre materielle Sicherheit im 
Alter Sorgen. 

Die Sorge um die Zukunft ist bei den jungen Men-
schen besonders groß ausgeprägt. Es sollte uns be-
schäftigen, daß mehr als die Hälfte der Deutschen 
glaubt, daß die heutige Jugend es einmal schwerer 
haben wird als ihre Elterngeneration; dies sind wir, 
meine Damen und Herren. 

Nicht Armut gefährdet die Demokratie in diesem 
Land, sondern die Angst vor Armut. Angst ist keine 
produktive Kraft. Ich stimme Ralf Dahrendorf aus-
drücklich zu, der vor kurzer Zeit gesagt hat, daß 
„Angst lebensgefährlich" sein könnte, „weil sie eher 
zu Reaktionen führt, die zu allen Arten der Abschlie-
Bung drängen. Man will um ziemlich jeden Preis be-
wahren, was man noch hat". 

Die Debatte um den Wi rtschaftsstandort  Deutsch-
land, um die wirtschaftliche Situation in der Bundes-
republik hat ihre Berechtigung und eine Vielzahl von 
ernstzunehmenden Gründen. 

Im Rahmen der veränderten geopolitischen Aus-
gangsposition gehen viele Unternehmen daran, die 
bisherigen Dispositionen hinsichtlich des Produk-
tionsstandortes und der Arbeitsorganisation zu über-
prüfen. Diese Entwicklung ist nicht neu, aber sie hat 
sich seit 1989 dramatisch beschleunigt. Vor diesem 
Hintergrund muß man sagen, daß die klassische 
Standortdebatte in die Globalisierungsdebatte über-
gegangen ist. 
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Ich denke, wir müssen daher folgende Fragen dis-
kutieren: 

Wir müssen uns fragen: Wird sich die Mehrheit der 
Deutschen ihren vergleichsweise hohen Lebensstan-
dard auch zukünftig leisten können? Meine Damen 
und Herren, das müssen Sie fragen. 

Wir müssen uns fragen: Welche Folgen für die Ar-
beitsmärkte haben die veränderten Dispositionsmög-
lichkeiten der Unternehmen und die Globalisierung 
der Finanzmärkte? 

Wir müssen uns fragen: Sind die Abgabenbela-
stungen unter Gesichtspunkten eines zunehmend 
härter ausgetragenen Wettbewerbs tatsächlich noch 
tragbar? 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Fragen über Fragen, aber keine Antwort!) 

- Ach, Herr Weng, wenn Sie einmal eine Antwort 
hätten, wären wir dankbar. 

Wir müssen uns fragen: Wie antwortet die Gesell-
schaft, wie antwortet die Politik auf die zunehmende 
soziale Desintegration, und wie gehen sie mit der 
wachsenden Zahl von Menschen um, die auf die Soli-
darität dieser Gesellschaft angewiesen sind? 

Diese Fragen werden von Ihnen leider nicht ge-
stellt, geschweige denn beantwortet. Sie setzen auf 
die, wie ich finde, perspektivlose Nachahmung wirt-
schaftsliberaler Strategien, wie wir sie aus den angel-
sächsischen Ländern der 80er Jahre kennen; Stich-
wort : den Gürtel enger schnallen. Sie fahren eine 
klassische undifferenzie rte Kostensenkungsstrategie 
und können gleichzeitig nicht sagen, was Ihr 50-
Punkte-Programm, Ihr Programm für Wachstum und 
Beschäftigung, tatsächlich bringt. Die Bundesregie-
rung hat auf meine Kleine Anfrage gesagt, das sei 
nicht zu quantifizieren. Der Kollege Lambsdorff geht 
im übrigen von einer Zunahme der Erwerbslosen-
quote aus. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Da hat er recht!) 

Was wird geschehen, wenn Ihre Strategie, Herr 
Hinsken, keine Resonanz mehr findet? 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Die findet aber 
Resonanz!) 

- Das wollen wir doch einmal sehen. Aber was pas-
siert, wenn Ihre Strategie keine Resonanz mehr fin-
det, weil niemand mehr glaubt, daß die Einschrän-
kung vorübergehender Natur ist - das kann man ja 
auch nicht glauben -, und den Einsparungen keine 
greifbaren Gewinne gegenüberstehen? Was wird 
passieren? 

Werden wir eine Streikwelle erleben - dazu sagen 
Sie nichts -, die letztendlich - das wissen wir alle - 
die Wirtschaft destabilisiert? Erfahrungen mit der 
Lohnfortzahlung haben wir erst neulich gemacht. 
Werden wir auf eine Entsolidarisierung der Gese ll

-schaft hinsteuern - dazu sagen Sie nichts -, in der Ka-
pitalbesitzer und Unternehmen sich zunehmend der 
inländischen Besteuerung entziehen? Fragen über 
Fragen! Sie sagen nichts zu der Entwicklung in Ame

-

rika; Sie sagen nicht, wer die Gewinner der Entwick-
lung in Amerika sind. 

Ich glaube, daß Sie durch die relativ undifferen-
zierte Fixierung auf eine reine Kostensenkungsstra-
tegie die Angst in der Bevölkerung noch schüren. 

Ich möchte an diesem Punkt auf zwei bemerkens-
werte Zitate hinweisen, die ich in den letzten Tagen 
in der Zeitung gefunden habe. 

„Die Zeit" vom 4. Oktober: 

Auf jeden Fall  wollen die Bundesbürger mehr so-
ziale Gerechtigkeit - und zwar unabhängig von 
ihrer politischen Couleur: Nicht nur die Wähler 
von SPD, Grünen und PDS beklagen, daß die 
Kluft zwischen Arm und Reich zu groß ist, auch 
rund 80 Prozent der Koalitionsanhänger teilen 
diese Meinung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich denke, diese Zahl 
sollte aufrütteln und dazu zwingen, endlich die drän-
genden Fragen der Zeit zu stellen. Sie sollte dazu 
zwingen, die Voraussetzungen für den wirklich drin-
gend notwendigen Strukturwandel zu schaffen - wir 
weisen jetzt schon seit einiger Zeit darauf hin -, an-
statt immer weiter eine Wi rtschaftspolitik nach dem 
Muster der 50er Jahre zu fahren und somit keinen 
Ausweg aus der Globalisierungsfalle zu finden, son-
dern im Gegenteil in die Globalisierungsfalle hinein-
zurennen. Sie nutzen überhaupt nicht die Chancen, 
die mit dieser Globalisierung einhergehen könnten, 
weil Sie sie in für meine Begriffe nationalstaatlicher 
Trägheit übersehen oder auch verschlafen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Rolf Kutz-

mutz [PDS]) 

Ein zweites Zitat vom 7. Oktober dieses Jahres: 

Eine Politik, die angesichts der Globalisierung 
der Wirtschaft vorrangig auf die Senkung der 
Lohnkosten setzt, muß nach Auffassung des Bun-
desbildungsministers Jürgen Rüttgers (CDU) 
scheitern. Sie gehe völlig an den Realitäten in 
Deutschland vorbei, sagte der Minister bei der 
6. Bundesdelegiertenversammlung der Senioren-
Union der CDU in Heidelberg. Es könne nicht 
Aufgabe der CDU ... sein, in entsprechende For-
derungen einzustimmen. Die Chance der heimi-
schen Wirtschaft liege allein in hochwertigen Pro-
dukten, die teuer verkauft werden könnten .. . 
Daher brauche man eine konsequente Politik für 
Innovation, .. . 

Richtig, kann ich nur sagen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Denke ich 
auch!) 

Nur, meine Damen und Herren, vor dem Hinter-
grund wachsender Arbeitslosigkeit und wachsender 
Zukunftsängste der Bevölkerung reichen wohlfeile 
Sonntagsreden nicht mehr aus. Wir brauchen endlich 
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konkrete konzeptionelle Rahmenbedingungen. Die 
Zeit der Besinnungsaufsätze ist vorbei. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir brauchen den Strukturwandel, damit der Stand-
ort zukunftsfähig bleibt, damit wir gerade bei den 
kleinen und mittleren Unternehmen tatsächlich neue 
Arbeitsplätze in diesem Land schaffen können, damit 
wir endlich wieder in die Situation kommen, Zu-
kunftsvorsorge statt Substanzverzehr zu betreiben. 

Der vorgestern vorgelegte Jahresbericht des Bun-
desumweltamtes, Herr Hinsken, hat in eine deutliche 
Richtung gewiesen, in eine andere als Ihr Konzept 
für mehr Beschäftigung. Eine Studie des niedersäch-
sischen Umweltministeriums zeigt in eine andere 
Richtung. Machen Sie end lich Schluß mit dem Bau-
kastenprinzip in Ihrer Wirtschaftspolitik! Setzen Sie 
endlich Rahmenbedingungen für den Strukturwan-
del, für die Zukunftsfähigkeit des Mittelstandes und 
somit für Arbeits- und Ausbildungsplätze in Deutsch-
land! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Lassen Sie mich am Beispiel Risikokapital demon-
strieren, wie Wirtschaftspolitik unter dieser Bundes-
regierung gemacht wird. Seit 13 Jahren reden Sie da-
von, daß wir einen Risikokapitalmarkt brauchen. Sie 
werden nicht müde, in Ihren Berichten immer wieder 
fleißig aufzuzählen - Herr Kolb ist der Autor -, was 
Sie alles an Einzelmaßnahmen planen. Ich sage 
„planen"; denn die Zeit vergeht, vergeht und ver-
geht, und es passiert einfach nichts. Die kleinen in-
novativen Betriebe gehen pleite, die Insolvenzrate 
war noch nie so hoch wie im Moment, weil es zu den 
unflexiblen, auf Sicherheit setzenden Bankkrediten 
in diesem Land nach wie vor keine echte Alternative 
gibt. 

Ihr Problem ist: Sie haben, wie ich glaube, das fal-
sche Prinzip. Sie arbeiten und denken nach dem 
schon erwähnten Baukastenprinzip, anstatt echte Re-
formen anzupacken. Solange Sie Ihre gesamte Mit-
telstandsförderpolitik in erster Linie auf künstlich 
verbilligten Krediten aufbauen, können Sie doch 
nicht im Ernst glauben, daß Sie mit 20 Einzelmaßnah-
men für Risikokapital die grundlegende Umorientie-
rung hinbekommen, die unsere Wi rtschaft und un-
sere Gesellschaft tatsächlich brauchen. Entscheiden 
Sie sich endlich für einen Bauplan, anstatt ständig 
kleine Klötzchen auf den Tisch zu bringen! 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin - - 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich komme zum Schluß. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nein, Sie brau-
chen noch nicht zum Schluß zu kommen. 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Weng? 

Margareta Wolf (Frankfu rt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gerne. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Frau Kol-
legin Wolf, in einem montags erscheinenden Maga-
zin stand diese Woche, daß sich der Kollege Joseph 
Fischer bei Ihnen immer Rat hole, wenn es um wirt-
schaftspolitische Fragen gehe. Darf ich Sie fragen, 
warum Sie diesen Rat nur Herrn Fischer geben und 
ihn diesem Haus vorenthalten, warum Sie keine kon-
kreten Vorschläge zur Verbesserung der von Ihnen 
so beklagten Lage machen? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sehr verehrter Kollege Weng, ich habe 
diesem Haus keine Ratschläge zu geben; ich habe 
ihm einen Antrag vorgelegt. Im Haus stehen heute 
zu dieser abendlicher Stunde 14 Anträge zur Bera-
tung an. Ich habe ein Eckpunktepapier für eine zu-
kunftsorientierte Mittelstandspolitik vorgelegt, das 
auch Sie kennen, weil Ihre Fraktion es angefordert 
hat. Dies finden im übrigen viele mittelständische 
Unternehmen, auch die Textilindustrie gut. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Mittel
-standsvernichtungsprogramm!) 

- Sie haben es wahrscheinlich noch nicht einmal ge-
lesen. Sie sollten vielleicht erst einmal Ihre Pro-
gramme mit der tatsächlichen Situation des Mittel-
standes spiegeln, bevor Sie über mein Programm 
oder unsere Programme urteilen. 

Ich darf Sie darauf hinweisen, daß dieses Papier 
vorliegt. Ich schicke es Ihnen gerne zu, denke aber, 
daß es vor dem Hintergrund, daß wir hier 14 Anträge 
zu beraten haben, etwas weit führen würde, wenn 
ich jetzt einzelne Punkte meines Antrages disku-
tierte. Das alles können Sie nachlesen. 

Vor dem Hintergrund dessen, daß sich die Insol-
venzrate immer weiter erhöht und die Arbeitslosen-
quote immer mehr steigt, denke ich, daß wir die ge-
samte Debatte in diesen Rahmen einbetten sollten. 
Das habe ich für meine Begriffe getan. 

Ich habe Ihnen auch gesagt: Für mich ist im Mo-
ment das Hauptproblem der fehlende Strukturwan-
del und die Tatsache, daß wir keine Rahmenbedin-
gungen haben, auch keine für den p rivaten Risikoka-
pitalmarkt. Sie haben gesagt, wir bräuchten mehr 
Wagniskapital. Dadurch aber entsteht es nicht; das 
wissen wir. 

Es ist auch eine Mentalitätssache, eine Sache, die 
im Kopf abläuft. Wenn die Politik die Insolvenzrate 
senken will, wenn sie tatsächlich Rahmenbedingun-
gen für innovative kleine Bet riebe setzen will, dann 
brauchen wir diesen Markt, und zwar schnell - dies 
gerade vor dem Hintergrund der Entwicklung der 
EU, der Chancen, die wir in der EU haben könnten, 
und der Globalisierung. 
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Ich bedanke mich ganz herzlich für die Zwischen-
frage. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Die Wirtschaft und die Gesellschaft, die das sicher-
heitsorientierte Bankensystem ja nunmehr seit 
40 Jahren gewöhnt sind, Herr Weng, brauchen heute 
deutliche Anreize für eine Risikokultur. Ich habe ver-
sucht, das auszuführen. Wir brauchen heute eine 
steuerliche Gleichstellung für Unternehmensbeteili-
gungen; sonst hat der Risikokapitalmarkt hier in 
Deutschland keine Chance. Nur mit einer der Zu-
kunft zugewandten ökonomischen Strategie ist tat-
sächlich auch die Angst in der Bevölkerung abbau-
bar. Ich würde mir wünschen, daß wir das wirklich 
zusammen machen, weil diese Angst unsere Demo-
kratie gefährdet. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort  dem Abgeordneten Paul Friedhoff. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Jetzt 
kommt die Erklärung, warum im Haushalts

-

ausschuß gekürzt wird!) 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es war eine sehr qualifizierte Zwi-
schenbemerkung der Kollegin Skarpelis-Sperk, die 
sagte, daß nun Erklärungen kommen. Warten Sie 
einmal ab; am Ende können wir dann darüber ja viel-
leicht diskutieren. Was Sie davon verstanden haben 
werden, weiß ich allerdings nicht. Ich habe in dieser 
Beziehung einige Probleme, zumindest mit dem Bei-
trag, den Sie vorhin gehalten haben. 

Man erkennt, glaube ich, auch aus dieser Debatte, 
daß die Beschäftigungspolitik in den letzten Mona-
ten und Jahren eine große Priorität bekommen hat. 
Dies ist auch nicht verwunderlich. So hat der Jahres-
wirtschaftsbericht den Titel „Vorrang für Beschäfti-
gung" . Das darin enthaltene 50-Punkte-Programm 
hat den Namen „Aktionsprogramm für Investitionen 
und Arbeitsplätze". Wir konzentrieren uns also dar-
auf. 

Heute führen wir eine Debatte, in der es auch um 
den Mittelstand geht. Wenn man weiß, daß zwei Drit-
tel der Erwerbspersonen in Deutschland vom Mittel-
stand beschäftigt werden, dann muß man einsehen, 
daß man mit einer Beschäftigungspolitik automatisch 
auch eine Mittelstandspolitik verbinden muß. Inso-
fern  ist es sinnvoll, daß man beides zusammen unter 
der genannten Überschrift diskutiert. 

Warum sind wir so daran interessiert, daß der Ar-
beitsmarkt diese hohe Priorität bekommt und daß wir 
Verbesserungen herbeiführen? Ich glaube, wir sind 
uns alle darüber im klaren, daß Arbeitslosigkeit die 
Hauptursache für Armut und Verelendung ist und 

daß es gegen die Menschenwürde verstößt, wenn 
man Menschen, die selber ihr Schicksal in die Hand 
nehmen wollen und können, vom Arbeitsmarkt aus-
grenzt und ihnen damit verweigert, daß sie ihren Bei-
trag selber leisten. Wenn man das volkswirtschaftlich 
betrachtet, wird man finden, daß es auch eine Ver-
schwendung von Humankapital ist, wenn man diese 
Menschen ausgrenzt, die Gesellschaft dadurch 
schwächt und sie dadurch weit unter ihren Möglich-
keiten bleibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. sowie 
des Abg. Rolf Kutzmutz [PDS]) 

Wenn man untersucht, woher diese hohe Arbeitslo-
sigkeit kommt, muß man, glaube ich, eine fehlende 
Wettbewerbsfähigkeit vieler Bet riebe konstatieren, 
die aus diesem Grunde keine Einstellungen, sondern 
Entlassungen vornehmen. Jemand, der in einem mit-
telständischen Unternehmen schon einmal gezwun-
gen war, Menschen zu entlassen, weiß, daß das ein 
nicht so ganz angenehmer Vorgang ist. Denn mittel-
ständische Betriebe sind von hoher sozialer Verant-
wortung geprägt, und die mitarbeitenden Unterneh-
mer, die ja charakteristisch für Mittelständler sind, 
sind sicher auch sozial sehr kompetent. Dies ist, 
glaube ich, eine Riesenstärke des Standorts Deutsch-
land. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir müssen letztendlich die mangelnde internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit beklagen; denn dadurch 
gehen Arbeitsplätze verloren. Wir sollten uns einige 
Daten vor Augen führen, um daraus Rückschlüsse zu 
ziehen. Die Daten, die mir dazu einfallen, besagen, 
daß wir auch im Jahre 1995 wiederum eine negative 
Leistungsbilanz hatten, daß den deutschen Direktin-
vestitionen im Ausland in Höhe von 50 Mil liarden 
DM nur Direktinvestitionen ausländischer Investoren 
in Deutschland in Höhe von 12,9 Milliarden DM ge-
genüberstehen. Daß wir einen exzellenten Außen-
handelsüberschuß in Höhe von 93,3 Mil liarden DM 
haben, gehört ebenfalls dazu. Gleichzeitig gehört 
aber dazu, daß wir ein Defizit von 50 Milliarden DM 
bei arbeitsintensiven Dienstleistungen haben. Das 
heißt, wenn wir bei den Produkten einen Exportüber-
schuß erzielen können, zu deren Herstellung mögli-
cherweise wenig menschliche Arbeitskraft nötig ist, 
aber in dem Bereich ein Riesendefizit haben, in dem 
menschliche Arbeitskraft gefragt ist, dann müssen 
wir uns schon überlegen: Woran liegt das? 

Wenn wir uns die Lohnstückkosten im verarbeiten-
den Gewerbe, jeweils ausgedrückt in den nationalen 
Währungen, einmal ansehen und dabei die zwölf 
wichtigsten Industrieländer betrachten, dann fällt 
auf, daß in dem Industrieland Deutschland seit 1989 
eine Steigerung der Lohnstückkosten von 
17,8 Prozent zu verzeichnen ist, während sie in den 
elf anderen Industrieländern insgesamt nur um 
8,6 Prozent gestiegen sind. 

Dies sagt aber noch gar nichts aus, wenn man das 
nicht von den nationalen Währungen in eine Wäh-
rung - meinetwegen in D-Mark - umrechnet. Wenn 
wir in D-Mark umrechnen, stellen wir fest, daß die 
Lohnstückkosten bei uns nach wie vor bei 
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17,8 Prozent liegen, während sie in den elf anderen 
wichtigsten Industrieländern sogar um 6,5 Prozent 
sanken. Daran können wir sehen, welche gewaltigen 
Probleme uns die Situation an den Devisenmärkten 
bereitet hat. Es handelt sich um eine Differenz von 
24,3 Prozent. 

Bei diesen Zahlen wird klar, weswegen man in 
Deutschland in verringertem Umfang arbeitet, wes-
wegen die Kleidung nicht mehr in Deutschland her-
gestellt wird. Im übrigen profitieren wir natürlich alle 
von den niedrigen Preisen, beklagen sie nicht. Wir 
beklagen aber, daß die Industrie abzieht. Das hat et-
was mit internationaler Wettbewerbsfähigkeit zu tun. 

Das sind Realitäten. Wenn man auf sie hinweist, 
heißt das nicht, daß man den Standort herunterredet. 
Das sind einfach die Realitäten, die wir zur Kenntnis 
nehmen müssen, wenn wir uns über Beschäftigung 
unterhalten. Um mehr Arbeitsplätze zu schaffen, 
müssen wir die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
verbessern. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Genau da setzt das Programm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung an. Genau an dieser Stelle haben 
wir am Freitag, dem 13. September, eine Reihe von 
Gesetzen beschlossen - gegen die Opposition, die 
sich verweigert, weil sie diese grundlegenden Zu-
sammenhänge nicht so beurteilt wie wir. Wir haben 
im Bereich der Steuern mit dem Jahressteuergesetz 
ganz eindeutig damit begonnen, die Gewerbekapi-
talsteuer abzuschaffen, die Vermögensteuer abzu-
schaffen und den Solidaritätszuschlag zurückzufüh-
ren. Das haben wir vor. 

Wir erarbeiten darüber hinaus Vorschläge, wie wir 
möglichst - aus der Sicht der F.D.P. - zum 1. Januar 
1998 eine grundlegende Steuerreform, die die direk-
ten Steuern verringert, auf den Weg bringen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Es ist klar, daß wir bei weniger Steuereinnahmen na-
türlich auch weniger an Staat finanzieren können. 
Deswegen müssen wir den Staat zurückführen, der 
die Unternehmen an vielen Stellen eine Menge ko-
stet. 

Ein zweiter Bereich, den wir uns vorgenommen ha-
ben, ist der der Lohnnebenkosten. Da haben wir in 
den letzten Jahren enorme Anstiege verzeichnet. Na-
türlich sind die mit der hohen Arbeitslosigkeit ver-
bunden. Diese führt zu einem Anstieg der Lohnne-
benkosten. Diese führen zu einem Anstieg der Ar-
beitskosten. Das führt dazu, daß man weniger wett-
bewerbsfähig ist. Automatisch führt das dazu, daß 
die Arbeitslosigkeit steigt. Wir müssen aus diesem 
Teufelskreis heraus. 

Deswegen haben wir einige Maßnahmen ergriffen, 
mit denen zumindest erreicht werden soll, daß wir 
bei den direkten Lohnnebenkosten wieder unter 
40 Prozent kommen. Auch hierbei verweigert sich 
die Opposition leider. 

Wir könnten an einigen Stellen vielleicht noch 
mehr machen, wissen natürlich darum, daß die Op

-

position all die Gesetze blockieren kann, die zustim-
mungspflichtig sind. Wir können uns also leider nur 
auf einige Teilbereiche konzentrieren. Vielleicht wer-
den zukünftige Wahlergebnisse dieses einmal än-
dern. 

Wir haben in der Rentenversicherung und in der 
GKV entsprechende Maßnahmenpakete geschnürt. 
Wir haben einen weiteren Bereich, nämlich den des 
Arbeitsrechtes, angegriffen. Es muß eigentlich allen 
klar sein, daß zum Beispiel das Kündigungsschutzge-
setz den Verlust eines Arbeitsplatzes nicht verhin-
dert. Ein Arbeitsplatz geht dadurch verloren, daß das 
Unternehmen zuwenig Aufträge hat. 

Es gibt nur einen sicheren Arbeitsplatz: Das ist ein 
Arbeitsplatz in einem Unternehmen, das Gewinn 
macht und wo für den Arbeitsplatz nicht mehr ausge-
geben werden muß, als man auf ihm verdient. Wenn 
man das weiß, ist es ziemlich einfach, zu überblik-
ken, daß man auf solche Arbeitsplätze setzen muß. 
Deswegen nützt dort  kein Kündigungsschutzgesetz 
oder ähnliches; denn Arbeitsplätze fa llen dadurch 
nicht weg oder werden dadurch nicht erhalten. Es 
geht lediglich darum: Wer wird entlassen? Dazu ha-
ben wir im Gesetz erhebliche Klarstellungen vorge-
nommen, damit die Rechtsunsicherheit behoben 
wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Friedhoff, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Wolf? 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Gerne. 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Friedhoff, Sie haben davon 
gesprochen, daß die Höhe der Lohnstückkosten ur-
sächlich dafür ist, daß die Arbeitslosenquote heute so 
hoch ist. Deshalb möchte ich Sie fragen: Können Sie 
erstens meine Analyse bestätigen, daß die Zahl der 
Arbeitslosen 1990 im Vergleich zu den Folgejahren 
am niedrigsten war, und können Sie zweitens bestä-
tigen, daß aus der Sozialversicherung mehr als 
115 Milliarden DM für die deutsche Einheit bezahlt 
wurden? 

Sind Sie nicht vielmehr mit mir der Meinung, daß 
man strategisch besser gehandelt hätte, wenn man 
im Jahr 1990 - damals war die Solidarität der Bevöl-
kerung dafür sehr groß - zur Finanzierung der deut-
schen Einheit die Steuern erhöht hätte? Jetzt hinge-
gen ist die Akzeptanz Ihrer Strategie weitaus niedri-
ger und vor allen Dingen nicht mit einem positiven 
Beschäftigungseffekt verbunden. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Ich kann vieles von dem, 
was Sie gerade gesagt haben, bestätigen. Allerdings 
glaube ich nicht, daß das Konzept, die Kosten der 
Einheit so über Steuern zu finanzieren, wie Sie das 
gerade vorgeschlagen haben, richtig gewesen wäre; 
denn auch höhere  Steuern hätten sicher dazu ge-
führt, daß die Arbeitskosten insgesamt gestiegen wä-
ren. Denn bei uns sind ja nicht die Nettolöhne das 
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Problem, bei uns sind die Brutto-Brutto-Löhne - da 
stecken die Steuern drin - das Problem. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Was hat 

denn das mit den Arbeitskosten zu tun?) 

- Das ist das Problem, daß Sie das nicht verstehen. 
Ich habe erwartet, daß Sie das dazwischenrufen, 
Frau Skarpelis-Sperk. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Eine 
anständige betriebswirtschaftliche Rech

-

nung scheint Ihnen fremd zu sein!)  

- Ja, ich weiß: Sie haben das alles irgendwo in einem 
Seminar erlernt. Ich habe damit täglich in meinem 
Betrieb zu tun. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ernst  Schwanhold [SPD]: Ich denke, Sie 

sind im Bundestag, Herr Abgeordneter!) 

In diesem Betrieb muß ich das täglich durchfechten. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Wofür 
bekommen Sie dann Ihr Geld als Abgeord

-

neter, Herr Kollege? - Gegenruf des Abg. 
Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das ist ja 

jetzt ganz dumm!) 

- Ich bedanke mich; das zeigt die Qualität Ihrer Zwi-
schenrufe. 

Frau Wolf, ich wollte Ihnen das noch einmal deut-
lich machen: Ich glaube, das hätte zu höheren direk-
ten Steuern geführt. Denn der Solidaritätszuschlag, 
den wir erhoben haben, bezog sich nicht etwa auf in-
direkte Steuern - die Vorschläge dazu, die wir da-
mals gemacht haben, wurden nicht angenommen, 
liefen ins Leere -, vielmehr wurden die direkten 
Steuern, die die Arbeit belastenden Kosten hochge-
schraubt. 

Wir mußten die Einheit finanzieren. Daß dies an 
der einen oder anderen Stelle möglicherweise anders 
hätte gestaltet werden können - vor allem nicht im 
Wege der Belastung der Arbeitseinkommen -, wi ll 

 ich gerne zugeben. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Gestaltet werden 
müssen, nicht können!) 

Ich will  zum Schluß kommen: Ich glaube, daß die 
Maßnahmen, die wir jetzt in der Beratung haben, die 
Rahmenbedingungen so verändern, daß die Beschäf-
tigung wieder steigt. Denn im Gegensatz zu dem, 
was hier oft gesagt wurde, will ich betonen: Auch der 
Arbeitsmarkt ist ein Markt, der bestimmten Regeln 
folgt. Angebot und Nachfrage bestimmen einen 
Preis. 

Das bedeutet: Wenn wir den Preis für Arbeit ver-
ringern, also nicht die Nettolöhne, wohl aber die Ar-
beitskosten verringern, dann wird die Arbeit auch 
wieder stärker nachgefragt. Dies ist eine Grundweis-
heit, die jeder, der mit Marktwirtschaft etwas zu tun 
hat, der sich in einem Unternehmen damit beschäf

-

tigt, kennt. Das weiß jeder Mittelständler, daß das et-
was damit zu tun hat. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Jetzt 
kommen die nur mit Platitüden! ) 

Aus diesem Grunde haben wir den Weg gewählt, 
der überall dort  in der Welt, wo er gegangen worden 
ist, erfolgreich ist. Wir gehen davon aus, daß wir in 
der Koalition diesen Weg gemeinsam mit der Bun-
desregierung beharrlich weitergehen werden. Wir 
hoffen, daß die Opposition in der Zwischenzeit noch 
etwas davon übernimmt, damit wir viele Blockaden, 
die uns sonst möglicherweise ins Haus stehen, umge-
hen können und am Standort Deutschland wirklich 
weiterkommen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Rolf Kutzmutz. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Einen Satz vorweg: Ich wi ll  die Lei-
stung, die bei der Neugründung und Konsolidierung 
kleiner und mittelständischer Bet riebe, insbesondere 
in den neuen Ländern, in den vergangenen Jahren 
vollbracht wurde, nicht kleinreden. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Aber!) 

Ich habe großen Respekt vor den Hunderttausenden 
in Ost und West, die den Mut zur Selbständigkeit 
aufbrachten und aufbringen. Ich schätze auch nicht 
wenige der Förderprogramme, die diesen Mut flan-
kieren und honorieren sollen. 

Nur - jetzt komme ich auf Ihr „aber" -, auch im 
September waren fast 3,9 Mil lionen Menschen in die-
sem Land ohne Arbeit, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das stört die 
schon gar nicht mehr!) 

knapp 330 000 mehr als vor einem Jahr. Es ist offen-
sichtlich: Die bisher genutzten Instrumente zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze reichen oder taugen 
nicht. Die hohe Arbeitslosigkeit führt gesamtwirt-
schaftlich, fiskalisch, sozial und politisch zu schwe-
ren Belastungen. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Jetzt sagen 
Sie einmal, was Sie machen wollen!) 

Die Antwort der Koalition auf diese Herausforde-
rung bleibt die seit Jahren gleiche Litanei: sparen, 
sparen, sparen - bei Ausgaben wie bei Einnahmen. 
Ich will  es Ihnen offen sagen, meine Damen und Her-
ren von der Koalition: Man kann die Märkte und 
Menschen eines Landes auch kaputtsparen. Sie sind 
auf dem besten Weg dorthin. Hören Sie endlich mit 
Ihrer politisch motivierten Standortdebatte auf! 

Wenn Sie mir das schon aus Prinzip nicht abneh-
men, dann glauben Sie vielleicht Roland Berger, der 
unlängst in der „Wirtschaftswoche" wörtlich äußerte: 
„Deutschland ist generell kein uninteressanter Wi rt

-schaftsstandort". Nicht die Steuerlast für die Unter- 
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nehmen, sondern beispielsweise deren Manager 
seien hinsichtlich ihrer Kundenorientierung Stand-
ortnachteile. So weit der sicher auch von Ihnen ge-
schätzte Unternehmensberater. 

Obwohl die Lage auf dem Arbeitsmarkt drama-
tisch ist, ziehen Sie auf Ihren alten ausgetretenen 
Pfaden weiter, die keine Arbeitsplätze für Millionen, 
sondern bestenfalls noch mehr Moneten für Millio-
näre bringen werden. 

(Beifall bei der PDS - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Ach du meine Güte!) 

Gestern sparten im Wirtschafts- wie im Haushalts-
ausschuß die Koalitionsabgeordneten nicht mit war-
men Worten für die Förderung von Innovationen, 
Aufbau Ost, Mittelstandsförderung oder erneuerba-
ren Energien. Trotz der von uns Demokratischen So-
zialisten vorgelegten Deckungsvorschläge wurden 
die Mittel für das nächste Jahr gekürzt. 

Mich beeindruckten besonders die rheto rischen 
Purzelbäume meiner ostdeutschen Kollegen Pohler 
und Petzold. Leider kann man sich bei rheto rischen 
Purzelbäumen nicht verletzen. Wer Belege für die 
Diskussion im Wirtschaftsausschuß haben wi ll, sollte 
das Protokoll nachlesen. Nicht einer der von opposi-
tionellen Parteien eingebrachten Vorschläge wurde 
in irgendeiner Weise honoriert, nicht einer wurde für 
so gut befunden, um ihn in die Wirtschaftspolitik ein-
zuordnen. 

Auch die zur heutigen Debatte vorgelegten Be-
schlußempfehlungen, die zumeist nur mit Koalitions-
mehrheit abgesegnet sind, atmen nichts von einem 
mutigen Neuanfang. Dabei erwarten die bezahlte 
Arbeit Suchenden ebenso wie all jene, die sich eine 
selbständige Existenz aufbauen wollen, von uns zu 
Recht endlich neue Wege aus der Misere, die von der 
Politik mitverschuldet wurde. 

Ich will  hier nur auf zwei Beispiele eingehen, die 
für mich Kernelemente künftiger Wirtschaftsförde-
rung sein müssen: Aus- und Umbau von Eigenkapi-
talhilfe und Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
regionaler Wirtschaftsstruktur". 

Eigenkapitalschwäche wird von allen Seiten als 
Hauptmanko vieler Kleinunternehmen und Existenz-
gründer anerkannt. Das Eigenkapitalhilfeprogramm 
als Stützpfeiler muß deshalb langfristig gesichert 
werden. Hier pflichte ich dem Kollegen Hinsken aus-
drücklich bei. Diese Sicherheit ist aber mit der aben-
teuerlichen Haushaltsplanung des Bundesfinanzmi-
nisters nicht zu erreichen. Wir sind deshalb für die 
Verlagerung aus dem Bundeshaushalt in das ERP

-

Vermögen. 

Dabei kann man aber nicht stehenbleiben. Zu-
gleich müssen entscheidende Schwächen der Eigen-
kapitalhilfe beseitigt werden. Es ist doch kein Zufall, 
daß die Pleitewelle im ersten Halbjahr 1996 deutlich 
angestiegen ist, im Westen um 11,7 Prozent, im 
Osten sogar um 25,6 Prozent. 

Es geht erstens um die stufenweise Anpassung der 
Zinsen an das Marktniveau. Auf Grund der großen 
Laufzeit der Darlehen - bis zu 20 Jahre - ist so eine 
gesicherte Prognose über die tatsächlichen Finanzie

-

rungskosten für den Nutzer ausgeschlossen. Auch 
künftig wird nicht selten der heute schon von Betrof-
fenen kritisierte Fall eintreten, daß sich sogenannte 
Förderkredite als teurer erweisen als zum richtigen 
Zeitpunkt aufgenommene normale Bankkredite. För-
derung verkehrt sich so ins Gegenteil. 

Abhilfe ist hier nur durch Festschreibung des 
Höchstzinssatzes für die gesamte Laufzeit bereits bei 
Mittelgewährung zu schaffen. Die entsprechenden 
finanziellen Mehrbelastungen müssen dann durch 
den Bundeshaushalt bestritten werden. Das wird für 
die öffentliche Hand und die Solidargemeinschaft 
der Sozialversicherten immer noch billiger als die 
Folgekosten staatlich verursachter Konkurse. 

(Beifall bei der PDS) 

Zweitens meine ich die Länge des Antragsverfah-
rens. Die aktuelle Krise zahlreicher ostdeutscher Un-
ternehmen, die in der Nachwendezeit gegründet 
wurden, beweist: Ein auf drei Jahre begrenzter Kon-
solidierungszeitraum greift eindeutig zu kurz. Be-
triebe und Handwerker brauchen nicht nur Grün-
dungshilfe, sondern die Chance der Unterstützung 
für den „zweiten Atem" bei Konsolidierung oder gar 
Expansion nach der Gründungsphase. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Chance zur Eigenkapitalhilfe müßte daher von 
drei auf mindestens sechs Jahre ausgedehnt werden. 
Zu fragen ist, ob überhaupt eine „altersmäßige" 
Obergrenze vonnöten ist oder nicht vielmehr die För-
derung von Betriebsgröße und Unternehmensziel - 
zum Beispiel von dem Beitrag zum nachhaltigen 
Wirtschaften - abhängig sein sollte. Dies würde aber 
die bisher nicht vorhandene Bereitschaft zu tatsächli-
cher Struktur- und Industriepolitik voraussetzen. 
Wirtschaft wird eben nicht nur in der Wi rtschaft ge-
macht, sie lebt mit oder stirbt an ihren Rahmenbedin-
gungen. 

Über die Verwendung öffentlicher Gelder muß öf-
fentlich debattiert und entschieden werden. Wird der 
Gießkannenmethode und dem Windhundprinzip - 
wer zuerst kommt oder die besten Beziehungen hat, 
mahlt zuerst - weiter freier Lauf gelassen, so werden 
auch künftig Steuermillionen von Bürgerinnen und 
Bürgern nutzlos versickern. 

Die Forderung nach tatsächlicher Indust rie- und 
Technologiepolitik und damit auch Strukturpolitik 
gilt ebenso für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur". Die För-
derung muß auf die Bereiche Umwelt und soziale In-
frastruktur ausgedehnt und auf Arbeitsmarktbrenn-
punkte konzentriert werden. Statt weiter als politi-
sches Kaninchen auf die Schlange Globalisierung zu 
starren, während immer mehr High-tech-Unterneh-
men ihre ausgelagerten Fertigungen in kleineren 
Einheiten nach Deutschland zurückholen - die 
Gründe dafür können Sie bei Roland Berger oder 
beim europäischen Marktführer in der Elektronik-
akustik nachlesen -, müssen wir politische Voraus-
setzungen für regionale Wirtschaftsverflechtungen 
schaffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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- Für Sie ist ein Unternehmensberater nur dann gut, 
wenn er genau Ihre Meinung vertritt; das habe ich 
inzwischen gemerkt. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich verlange von Ihnen ja nicht, daß Sie mir glauben. 
Aber es wäre ganz gut, wenn Sie mir zuhören wür-
den. 

Während die Straßen im Verkehr ersticken, wird 
von der maßgebenden Politik der Anachronismus 
überregionaler Absatzmöglichkeiten der Produkte 
als Voraussetzung für Förderung zäh verteidigt. 

Drittens verweise ich auf die Schwierigkeiten, die 
kleine Investoren wie Handwerker haben, die zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze nur 50 000 DM oder 
100 000 DM benötigen. Den P rivatbanken ist der Be-
arbeitungsaufwand für solche Fördermittelanträge 
allzuoft schlicht zu groß. Statt über höhere Banken

-

margen nachzudenken, sollten die Hauptleihinstitute 
der Länder endlich bis zu einer Förderhöchstgrenze 
allem als Mittelgeber auftreten dürfen. Meine Da-
men und Herren von der Koalition, warum erlauben 
Sie das nicht? Sonst soll doch überall Konkurrenz das 
Geschäft beleben. 

Mit einem Bundeswirtschaftsminister, der nur die 
Ohnmacht des Marktes bei der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit zur Kenntnis nimmt, mit großen Frak-
tionen, denen heute, am 10. Oktober 1996, zum 
Thema Mittelstand und Wirtschaft nichts anderes 
einfällt, als eine Beschlußempfehlung vom 29. No-
vember 1995 zu diskutieren, ist jedoch den Heraus-
forderungen der Rekordarbeitslosenzahl dieser Tage 
tatsächlich nicht beizukommen. 

(Beifall bei der PDS) 

Der größte Feind der leistungsorientierten Wi rt
-schaftsgesellschaft ist die massenhafte Verweigerung 

von Arbeitsmöglichkeiten. Das ist keine neue Weis-
heit; trotzdem bleibt es eine Wahrheit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann gebe ich 
das Wort  dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Heinrich Kolb. 

Dr. Heinrich L.  Kolb,  Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte mit ein paar Zah-
len beginnen. 1995 sind netto - das heißt, die Abmel-
dungen sind berücksichtigt - 130 000 neue Unter-
nehmen in Deutschland entstanden. Damit ist in 
ganz Deutschland die Zahl der mittelständischen Un-
ternehmen auf über 3 Mil lionen gestiegen. Über 
500 000 mittelständische Unternehmen in den neuen 
Bundesländern beschäftigen mittlerweile rund 
3,4 Millionen Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben im Zeitraum von 1987 bis 1995 ein Plus 
von 2,1 Millionen Arbeitsplätzen im Mittelstand er-
reicht. Übrigens gab es im gleichen Zeitraum ein Mi

-

nus von 500 000 Arbeitsplätzen bei Großunterneh-
men. 

Warum nenne ich die Zahlen? Ich tue das deshalb, 
weil daraus folgt: Wenn wir das drückende Problem 
der Arbeitslosigkeit lösen wollen, müssen wir in er-
ster Linie den Mittelstand von Ballast befreien und 
Freiräume schaffen, damit noch mehr Menschen zur 
Selbständigkeit ermutigt werden. 

(Jelena Hoffmann [Chemnitz] [SPD]: Warum 
machen Sie es nicht?) 

- Ich werde Ihnen jetzt sagen, was wir getan haben. 

Der Bundeskanzler hat Mitte 1995, Frau Kollegin 
Hoffmann, die Offensive für mehr Selbständigkeit 
gemeinsam mit den Sozialpartnern initiiert und sie 
im Rahmen des Bündnisses für Arbeit und zur Stand-
ortsicherung festgeschrieben. 

Frau Skarpelis-Sperk, Sie haben ein Sofortpro-
gramm für die Textilindustrie gefordert. Ich kann 
Ihnen sagen: Wir haben in den letzten Monaten ein 
Sofortprogramm für den gesamten Mittelstand in 
Deutschland gemacht. Ich wi ll  Ihnen aus einem gan-
zen Bündel von konkreten Maßnahmen einige bei-
spielhaft nennen: 

Erstens die Anhebung des Schwellenwertes im 
Kündigungsschutzgesetz. Ich bin sicher, Frau Kolle-
gin Wolf, dies führt bei Bet rieben bis zu 10 Be-
schäftigten zu Neueinstellungen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das glauben Sie 
aber ganz allein!) 

Ich will  das hier nicht quantifizieren. Aber ich 
möchte einen Mann vom Fach, aus der Wi rtschaft zi-
tieren, nämlich den ZDH-Präsidenten Herrn Späth, 
der im Zusammenhang mit der Verabschiedung der 
Änderungen des Kündigungsschutzgesetzes gesagt 
hat, er rechne damit, daß dies in der Perspektive zu 
500 000 neuen Arbeitsplätzen im Mittelstand führen 
wird. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das wäre schön!) 

Ich nenne zweitens die Änderungen bei der Ent-
geltzahlung im Krankheitsfall. Ich begrüße, daß sich 
die Einsicht durchgesetzt hat, daß mit der gesetzli-
chen Absenkung der Lohnfortzahlung kein Eingriff 
in bestehende Tarifverträge verbunden ist. Die Tarif-
autonomie wird nicht ausgehebelt. Die Absenkung 
der Lohnfortzahlung hat ja die Wellen in den Medien 
hochschlagen lassen. 

Für mich ist eine andere Veränderung im Lohnfort-
zahlungsgesetz aus Sicht der kleinen und mittleren 
Unternehmen in der Pra xis viel wichtiger, nämlich 
die Einführung einer Wartezeit bei der Lohnfortzah-
lung, und zwar deswegen, weil schlechte Erfahrun-
gen mit der Lohnfortzahlung bei Neueinstellungen 
seitens der Arbeitgeber in der Vergangenheit dazu 
geführt haben, daß immer weniger Arbeitslose oder 
Bewerber auf dem Arbeitsmarkt Chancen hatten, in 
mittelständischen Unternehmen Beschäftigung zu 
finden. 

Ich nenne einen dritten Punkt: die Beschleunigung 
und Vereinfachung von Planungs- und Genehmi- 
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gungsverfahren. Mit der Verabschiedung des Geset-
zespaketes im Bundestag, das heißt, mit den Ände-
rungen beim Bundes-Immissionsschutzgesetz, beim 
Verwaltungsverfahrensgesetz, beim Wasserhaus-
haltsgesetz, bei der Verwaltungsgerichtsordnung, 
mit den Änderungen im Bauplanungsrecht, sind 
nachhaltige Verbesserungen, aus der Praxis ange-
regt, erreicht worden. 

Ich nenne ein Beispiel. Beim Bundes-Immissions-
schutzgesetz werden zukünftig 85 Prozent aller Än-
derungen im Anzeige- statt wie bisher im Genehmi-
gungsverfahren abgewickelt werden können. Das 
beste Genehmigungsverfahren erscheint mir jedoch 
immer noch das, das man erst gar nicht betreiben 
muß. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich nenne einen vie rten Punkt: die Initiative zum 
Bürokratieabbau. Seit Mitte dieses Jahres werden - 
übrigens auf Vorschlag des Mittelstandsbeauftragten 
der Bundesregierung hin - alle Gesetze und Verord-
nungen hinsichtlich ihrer kostenmäßigen Auswir-
kungen auf Wirtschaftsunternehmen, insbesondere 
auf den Mittelstand überprüft. Wir nennen das den 
Bürokratiekosten-TÜV. Übrigens, Frau Wolf, es ist 
nicht ein einziger Beamter zusätzlich für diesen Büro-
kratiekosten-TÜV eingestellt worden. 

Das ist sicherlich ein Erfolg. Wir haben Anker ge-
worfen. Aber wir müssen parallel dazu auch die be-
reits bestehenden Bürokratiekostenbelastungen des 
Mittelstandes angehen. Deswegen bin ich für die Un-
terstützung sehr dankbar, die der Kollege Hinsken 
hier signalisiert hat. Es kommt darauf an, daß sich 
alle Beteiligten - Bund, Länder, Gemeinden - diesem 
ehrgeizigen Ziel verpflichten, die Bürokratielasten 
für den Mittelstand um mindestens 20 Prozent zu re-
duzieren. 

Reduktion um 20 Prozent heißt eine Ersparnis von 
rund 12 Milliarden DM bei Gesamtbürokratiekosten 
von 60 Milliarden DM, die das Institut für Mittel-
standsforschung errechnet hat. Diese beachtliche 
Einsparung und Entlastung der Wi rtschaft wird mög-
lich, ohne daß wir dafür eine Gegenfinanzierung im 
Haushalt erbringen müssen. Ich glaube, deswegen 
ist auch dieser Bürokratiekostenabbau alle Anstren-
gungen wert . 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es geht fünftens um eine Entlastung des Mittel-
standes von Unternehmensteuern. Hier drängt die 
Zeit. Am 1. Januar 1997 muß das Jahressteuergesetz 
in Kraft treten und dem Mittelstand echte Entlastung 
bringen. Hier ist auch die SPD mit ihrer Mehrheit im 
Bundesrat gefordert und zur Mitwirkung aufgerufen. 

Echte Entlastung heißt für mich, daß der Fortbe-
stand eines Unternehmens durch einen Erbschafts-
fall  nicht gefährdet werden darf. Entlastung heißt für 
mich auch, daß die bet riebliche Vermögensteuer ent-
fallen muß, ebenso die Gewerbekapitalsteuer. Die 
Gewerbeertragsteuer muß mittelstandsfreundlich ab-
gesenkt werden. 

Ich will ganz deutlich sagen: Die Gewerbesteuer 
insgesamt ist für mich eine Strafsteuer für diejenigen, 

die in Deutschland ihr Geld in Arbeitsplätze investie-
ren. Es ist deswegen kontraproduktiv zu dem Ziel, in 
Deutschland wieder mehr Beschäftigung zu errei-
chen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Ko llege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Skarpelis-Sperk? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Bitte sehr. 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk (SPD): Herr Kollege 
Kolb, Sie haben gesagt, wieviel Sie der mittelständi-
schen Industrie helfen. Aber Sie hatten - als Staatsse-
kretär wissen Sie das - vermutlich auch einen Bran-
chendialog. Ich wollte das einmal am Beispiel einer 
bestimmten Industrie deutlich machen. 

Wie steht es denn mit den Forderungen nach einer 
Erhöhung der Mittel für Forschung und Entwick-
lung, also für die Innovation im Textilbereich? Wie 
steht es mit den Forderungen nach mehr Mitteln für 
Weiterbildung und Schulung bet rieblicher und über-
betrieblicher Art  im Textilbereich? Wie steht es vor 
allem mit einer Erhöhung der Mittel der Messeförde-
rung? 

Sie sprechen hier von allen möglichen Dingen, 
aber nicht von den Dingen, die ich konkret angespro-
chen habe. Ist es denn nicht wahr, daß Sie die For-
schungsmittel insgesamt gekürzt und die für die AEF 
nicht erhöht haben? Ist es denn nicht wahr, daß Sie 
die Mittel für Bildung und Weiterbildung in dem ge-
samten Bereich nicht erhöht haben? Ist es denn nicht 
auch wahr, daß Sie im Zusammenhang mit den Mit-
teln für die Auslandsmesseförderung gestern im 
Wirtschaftsausschuß einen entsprechenden Aufstok-
kungsantrag der Opposition abgelehnt haben? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Kollegin Skarpelis-
Sperk, Sie haben Ihre Zwischenfrage wieder mit 
Blick auf die Textilwirtschaft gestellt. Ich finde das 
legitim. Sicherlich ist die Textilwirtschaft eine wich-
tige Branche. 

Aber die Bereiche, die Sie angesprochen haben - 
Innovationsförderung und Auslandsmesseförde-
rung -, sind natürlich für die Wirtschaft insgesamt 
von Interesse. Das sind wichtige Themen. Aber es 
gibt Schwerpunkte, die man anders sehen und an-
ders setzen kann. Ich versuche, Ihnen hier vorzutra-
gen, wo die Bundesregierung und auch der Mittel-
standsbeauftragte der Bundesregierung die Schwer-
punkte sieht, wo gehandelt werden muß. Ich werde 
auch noch versuchen - die Zeit ist knapp -, einiges 
zum Thema Eigenkapital zu sagen. 

Weil Sie konkrete Kürzungen ansprechen: Sie wis-
sen, daß der Haushalt des kommenden Jahres im 
Lichte notwendiger Einsparungen gesehen werden 
muß. Soweit ich das sehe, ist davon im Gesamthaus-
halt kein Einzeletat ausgenommen worden. Natür- 
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lich wäre es wünschenswert, mehr Geld für Aus-
landsmesseförderung und für Innovationsförderung 
zur Verfügung zu haben. Aber wir müssen uns im 
Gesamthaushaltsverfahren auf das Machbare be-
schränken. Das tut die Koalition. Sie stellt sich dieser 
Verantwortung. 

Deswegen kann ich nur noch einmal sagen: Auch 
andere Initiativen sind wichtig, durch die wir zu Ent-
lastungen der Wirtschaft kommen, ohne daß Haus-
haltsmittel erforderlich sind. Ich habe vorhin den Bü-
rokratiekostenabbau genannt; das wirkt sich in den 
Kassen der Unternehmen genauso aus. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
auch eine Zwischenfrage des Abgeordneten Weng? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Bitte sehr. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr 
Staatssekretär, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, daß der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages auf Antrag der Koalition gerade in die-
ser Woche die Mittel für die Auslandsmessen deut-
lich aufgestockt hat - offensichtlich ist das bei Frau 
Skarpelis-Sperk noch nicht angekommen - 

(Dr.  Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Warum 
habt ihr das dann gestern im Wirtschafts

-

ausschuß abgelehnt?) 

und daß darüber hinaus gerade die von ihr bezeich-
neten Mittel für die AIF nach der Wiedervereinigung 
in außerordentlicher Weise erhöht wurden und seit-
dem mit einem ganz großen Effekt des Transfers in 
die neuen Bundesländer, wo gerade der Aufbau ei-
ner solchen mittelständischen Forschung gefördert, 
erreicht und stabilisiert werden sollte, auf diesem Ni-
veau verblieben sind? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Weng, ich 
bin gerne bereit, das zur Kenntnis zu nehmen. Mehr 
als das: Ich bedanke mich nachdrücklich für die Un-
terstützung, die das Hohe Haus, das letztendlich das 
Haushaltsrecht hat, hier im Haushaltsverfahren 
wahrnimmt. Ich kann nur ermuntern und ermutigen, 
dies auch bis zur Schlußberatung des Haushaltes 
hier so zu realisieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich will  einen letzten Punkt nennen, nämlich die 
Verbesserung der Eigenkapitalausstattung der Un-
ternehmen. Hier setze ich mich zunächst einmal da-
für ein, das Eigenkapitalhilfe-Programm langfristig 
abzusichern und auch von den gegenwärtigen Haus-
haltszwängen unabhängig zu machen. Dazu soll die-
ses wichtige Instrument in das ERP-Sondervermö-
gen überführt und damit auf eine dauerhaft solide 
Grundlage gestellt werden. Wir wollen darüber hin-
aus den ERP-Wirtschaftsplan im Jahre 1997 im parla-
mentarischen Verfahren um 2 Mil liarden DM aufstok-
ken. Auch hier bitte ich um Unterstützung. 

Frau Wolf, Sie sagen, wir hätten im Bereich Risiko-
kapital nichts gemacht. Ich weiß nicht, wo Sie in den 
letzten Monaten und Jahren gewesen sind. Wir ha-
ben den Eigenkapitalfonds Ost mit 500 Millionen 
DM per anno in den Jahren 1996, 1997 und 1998 ge-
schaffen. 

(Rolf Schwanitz [SPD]: Das hat nichts mit 
Risikokapital zu tun!)  

Wir haben das BTU-Programm des Bundesministers 
Rüttgers aufgelegt, mit dem 900 Millionen DM Ei-
genkapital in innovativen Unternehmen aktiviert 
werden. Wir haben das ERP-Mittelstandsprogramm, 
das Sie sich einmal ansehen sollten, das durch Haf-
tungsfreistellung der Banken eigenkapitalähnlichen 
Charakter hat. 

Ich will  zum Schluß kommen. Offensive für Selb-
ständigkeit heißt, daß wir junge Leute an die Selb-
ständigkeit heranführen wollen und müssen. Der 
Kollege Hinsken hat zu Recht darauf hingewiesen, 
daß 300 000 Unternehmen zur Übernahme anstehen. 
Damit wir eine drohende Nachfolgelücke schließen 
können, müssen Universitäten und Fachhochschulen 
mehr gezielte Ausbildungsangebote für Existenz-
gründer und mittelständisches Führungspersonal an-
bieten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Es ist auch notwendig, den Berührungsängsten 
und Vorurteilen vieler Menschen gegen eine selb-
ständige Tätigkeit frühzeitig entgegenzuwirken. In 
diesem Zusammenhang werde ich auch die Kultus-
minister der Länder ansprechen. Jugendliche sollten 
bereits im Schulunterricht vorurteilsfrei mit den 
Chancen und den Problemen beruflicher Selbstän-
digkeit vertraut gemacht werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dieses gesellschaftspolitische Umdenken müssen wir 
gemeinsam anstoßen und zu einem dynamischen 
Prozeß verstärken. Ich hoffe auch bei diesem Anlie-
gen auf Ihre Unterstützung und auf Ihre Begleitung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Jetzt spricht 
die Abgeordnete Dagmar Wöhrl. 

Dagmar Wöhrl (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kollegen und Kolleginnen! In unserem überregulier-
ten, hochversteuerten, besitzstandsnostalgischen Sy-
stem haben wir oft nach einer Ideenexplosion nur 
noch die Trümmer einer gescheiterten Existenz. Was 
mit einem verheißungsvollen Einfall begonnen hat, 
erfriert oft unter einer dünnen Eigenkapitaldecke. 

Die Behauptung, Microsoft-Gründer Bill Gates 
wäre in Deutschland gescheitert, ist, glaube ich, 
nicht unbedingt nur als Gag gemeint. Erstens ist 
fraglich, ob das Computergenie bei uns überhaupt 
einen Kredit bekommen hätte, und selbst wenn das 
geklappt hätte, wäre der Garagenpionier wahr- 
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scheinlich am Gewerbeaufsichtsamt gescheitert. 
Vielleicht hätte er noch Glück gehabt und hätte ei-
nen Beamten zu einer Umwidmung überreden kön-
nen. Aber spätestens bei der dann fälligen Ablöse-
summe für die kommunal vorgeschriebenen Pkw-
Stellplätze wäre seine neue Finanzkraft erheblich ge-
schrumpft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Ist das in Bayern so?) 

Aufwendige sanitäre Einrichtungen und andere 
peinlich genau vorgeschriebene baurechtliche Fein-
heiten hätten sein Investitionskapital endgültig ver-
schlungen. Ich wäre nicht sehr verwundert liebe Kol-
legen, wenn sich Bi ll  Gates hierzulande lieber als An-
gestellter im öffentlichen Dienst beworben hätte. 

Meine Damen und Herren, wir müssen in unserem 
Land, in dem die Risikofreudigen zuwenig sind, da-
für aber mehr als 50 Prozent der Studenten von einer 
Beamtenlaufbahn schwärmen, wieder den Mut, die 
Risikofreude, die Selbständigkeit und den Pionier-
geist wachrütteln. 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Wir wissen, daß in Großunternehmen und im öf-
fentlichen Dienst in nächster Zeit keine neuen Ar-
beitsplätze zu erwarten sind. Es werden unter dem 
Globalisierungszwang eher weitere Arbeitsplätze ab-
gebaut werden. Als Arbeitsplatzgenerator bleibt uns 
nur der Mittelstand, die jetzigen Selbständigen und 
die zukünftigen Existenzgründer. 

Mehr als 90 Prozent a ller Unternehmen sind im Fa-
milienbesitz. Sie sichern allein 70 Prozent aller Ar-
beitsplätze und 65 Prozent der erarbeiteten We rt

-schöpfung. Familienunternehmen sind hochinnova-
tiv. Von 62 der wichtigsten Erfindungen der letzten 
zehn Jahre stammten allein 49 aus kleineren Fami-
lienbetrieben. 

Meine Damen und Herren, wenn der Generations-
wechsel, der in den nächsten Jahren ansteht, nicht 
gelingt, können mit den Betrieben bis zu vier Millio-
nen Arbeitsplätze verlorengehen. Nur in vier von 
zehn Fällen sind die Kinder des Inhabers bereit, den 
Betrieb zu übernehmen. Geld in Arbeitsplätze zu in-
vestieren gilt heutzutage bei vielen als fragwürdige 
Zukunftsinvestition. Es besteht eher der Hang, mit 
Geld statt mit Arbeitsplätzen Geld zu verdienen. Das 
bedeutet aber langfristig den Verlust einer gesunden 
Volkswirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Unser  Eigenkapitalhilfe-Programm und unsere 
ERP-Kredite haben seit 1990 alleine im Osten Inve-
stitionen in Höhe von 121 Mil liarden DM angesto-
ßen, und es wurden dadurch Millionen Arbeitsplätze 
geschaffen und auch gesichert. Manche ausländi-
sche Beobachter sprechen angesichts des bisher im 
Osten Geleisteten von einem „zweiten deutschen 
Wirtschaftswunder" . 

Wir wissen, der Aufbau Ost dauert länger, als viele 
ursprünglich hofften. Dennoch geht es besser und 
schneller voran, als das volle Ausmaß der SED-Erb-
last befürchten ließ. Ein Glas Wasser ist eben halb 

leer oder halb voll. Für die Opposition ist es leider im-
mer halb leer. 

Meine Damen und Herren, obwohl wir es geschafft 
haben, die Selbständigenquote seit 1982 von 
6,9 Prozent auf 8,5 Prozent zu steigern, liegen wir im-
mer noch deutlich unter dem OECD-Durchschnitt 
von 11 Prozent. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Halo Saibold? 

Dagmar Wöhrl (CDU/CSU): Nein, ich möchte jetzt 
keine Zwischenfragen zulassen. - Bayern ist hier 
Spitzenreiter mit einer Selbständigenquote von rund 
10 Prozent, und das auf Grund einer ehrgeizigen In-
novationspolitik und eines landeseigenen Mittel-
standskreditprogramms. 

Meine Damen und Herren, wir müssen die steuer-
lichen Rahmenbedingungen schaffen und den Mut 
zum Risiko belohnen. Menschen kann man nur zur 
Selbständigkeit animieren, wenn es sich lohnt, selb-
ständig zu sein. Starre und flächendeckende Tarif-
verträge nehmen vielen Bet rieben den Wind aus den 
Segeln. Unser tarifliches Regelwerk ist zu umfang-
reich, es ist zu bürokratisch. Es paßt eher auf das Ver-
hältnis Großunternehmen/Gewerkschaften als auf 
die persönlichkeitsbezogene mittelständische Struk-
tur. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch müssen wir uns immer wieder fragen: Wie-
viel Staat braucht das Land? Unser Staat darf den 
Mittelstand nicht entmündigen, indem er ihm verbis-
sen wohltun will . Unser Gebot muß sein: Steuerentla-
stungen vor Finanzhilfen, Eigenkapitalbildung statt 
Überbesteuerung. 

Den Kollegen Scharping als neuen Pflichtverteidi-
ger des Mittelstands überkommen in jüngster Zeit 
Ahnungen und Visionen über eine Neuorganisation 
der Mittelstandspolitik. Auch wenn vieles davon von 
der Regierung schon längst in die Wege geleitet ist, 
können wir diesen visionären Eifer und diesen Um-
denkungsprozeß von links natürlich nur sehr begrü-
ßen. 

Wir hoffen natürlich auch, daß die sogenannten 
hauptamtlichen Umverteiler von links, für die Ge-
winn immer noch ein Schimpfwort ist und die immer 
noch unternehmerische Leistung mit Ausbeutung 
verwechseln, ihre neuentdeckte Liebe für den Mittel-
stand auch steuerlich und tariflich unter Beweis stel-
len. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Aber, 
aber!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir leben im 
Take-off einer ungeheuren technologischen Revolu-
tion. Um auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu 
bleiben, brauchen wir eine forcierte High-Tech-Of-
fensive und konsequente Innovationen. Die Stärke 
unserer Wirtschaft beruht noch viel zu sehr auf den 
traditionellen Technologiefeldern. Bei uns gilt immer 
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noch die Gleichung: Hundert Mark Kartoffelchips 
sind gleich hundert Mark Computerchips. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Nicht die Kartoffelchips 
abwerten!) 

Und so spezialisieren wir uns auf die Kartoffelchips 
und Intel macht die Mikroprozessoren. Intels Umsatz 
vervierfachte sich in den letzten fünf Jahren von vier 
auf 16 Milliarden Dollar. Die Nettogewinnmarge be-
trägt 22 Prozent. 

Ich will  damit nur sagen, meine Damen und Her-
ren, wir befassen uns zu sehr mit den Risiken neuer 
Technologien und viel zuwenig mit ihren Chancen. 

Rund 88 Prozent des sogenannten Risikokapitals 
werden hierzulande in traditionelle Indust rien mit 
geringem Risiko gesteckt, und nur gut zehn Prozent 
fließen in Zukunftstechnologien. In den USA liegt 
der Anteil hier bei 62 Prozent. Man kann sagen, 
4 000 Milliarden DM verschimmeln sozusagen auf 
Sparbüchern und Festgeldkonten. Und das ist das 
Geld, das den expansionswilligen Betrieben fehlt. 

Unser „Aktionsprogramm für Investitionen und Ar-
beitsplätze" ist auch ein umfangreiches Programm 
zur Verbesserung der Risikokapitalausstattung. Ich 
erinnere hier nur an das dritte Finanzmarktförde-
rungsgesetz und den Gesetzentwurf zur Umsetzung 
der EU-Wertpapierdienstleistungs- und Kapitalad-
äquanz-Richtlinie. 

Zu begrüßen ist hier auch die Initia tive der Deut-
schen Börse AG, ein Börsensegment „Neuer Markt" 
zu schaffen. Aber unsere Mittelständler sind immer 
noch zu börsenscheu, auch wenn sie die wirtschaftli-
chen Voraussetzungen dafür hätten. An uns ist es 
nun, diese Hemmschwelle überwinden zu helfen. 

Im Vergleich zu Großunternehmen haben die Mit-
telständler durch den Gang an die Börse oftmals zu-
sätzliche Probleme zu lösen. Konzerne verfügen ja in 
der Regel über die personellen und finanziellen Res-
sourcen für die Erfüllung der Anforderungen des or-
ganisierten Kapitalmarktes nach dem Börsengang. 
Mittelständische Unternehmen dagegen haben sel-
ten eine eigene Presse-, Rechts- oder Finanzmarke-
tingabteilung. Das heißt, sie benötigen neben der 
Emissionsbegleitung durch die Banken zusätzlich 
eine Betreuung nach Aufnahme der Notierung, da-
mit sie sich mit Fragen der Ad-hoc-Publizität oder 
zum Beispiel in Investor-Relations auseinandersetzen 
können. 

Leider scheut immer noch der größte Teil der deut-
schen Bevölkerung, auf den Aktienmarkt zu gehen. 
Momentan haben wir nur 5,5 Prozent Aktieninhaber. 
Zum Vergleich: In England sind es 15,8 Prozent. 
Wenn wir es schaffen könnten, zu einer höheren 
deutschen Börsenkapitalisierung zu kommen, wür-
den wir auch verstärkt inte rnationales Risikokapital 
anziehen und dadurch Wachstumsprozesse deut-
scher Unternehmen erleichtern. 

Meine Damen und Herren, so wie wir uns gemüt-
lich unter der dichten sozialen Decke eingekuschelt 
haben, müssen wir aufpassen, daß wir unsere Zu-
kunft nicht verschlafen. Wir müssen unsere Wi rt

-schaftspolitik, das Bildungssystem, die Systeme der 

sozialen Sicherung energisch auf die neue Ära um-
stellen. Denn es gilt: Nicht die Großen fressen die 
Kleinen, sondern die Kleinen überholen die Langsa-
men. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen; Sie müssen zum Schluß 
kommen. 

Dagmar Wöhrl (CDU/CSU): Mit Sparen allein ist es 
nicht getan. Wir brauchen Visionen, Phantasie statt 
Nostalgie, Bahnbrecher statt Besitzstandsfetischi-
sten, Mut statt Entmündigung. Mehr denn je brau-
chen wir in Zukunft unseren Mittelstand, denn der 
Mittelstand ist die Zukunft. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  der Abgeordneten Jelena Hoffmann. 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich mit einem Zitat aus der Antwort auf 
die Große Anfrage der Koalition anfangen: 

Die Volkswirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land ist in hohem Maße mittelständisch geprägt. 
Erfolgreiche innovative kleine und mittlere Un-
ternehmen sind daher Voraussetzung und Garant 
für wirtschaftlichen Erfolg und für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung. 

Schöne Worte, meine Damen und Herren von der Re-
gierungskoalition, doch man sollte auch Politiker 
nicht nach Rhetorik, sondern nach Taten messen. Sie 
beschuldigen uns als Opposition immer wieder, 
keine konkreten Rezepte und keine konkreten Vor-
schläge zu machen, doch es ist genau umgekehrt. 
Bei Ihnen findet man nichts Konkretes. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Wir aber machen konkrete Konzepte und stellen kon-
krete Forderungen an die Regierung. 

Ihre Politik ist dagegen nicht vereinbar mit Ihren 
eigenen Aussagen. Fragen Sie doch Unternehmer, 
reden Sie mit den Unternehmerverbänden. Kleine 
und mittlere Unternehmen fühlen sich wie Stiefkin-
der und ungeliebte Gäste dieser Regierung. 

Ein mittelständischer Unternehmer mit 500 Be-
schäftigten aus Stuttga rt  - in meinem Wahlkreis in 
Chemnitz wäre das schon fast ein Konzern - hat mir 
vor kurzem gesagt: Frau Hoffmann, der Mittelstand 
stirbt und stirbt leise. Da mußte ich ihm antworten: 
Warum schreien Sie denn nicht, und zwar so laut, 
daß die Regierung aufwacht und den Stillstand in der 
Mittelstandspolitik beendet? 

Dabei kann es doch auch für Sie nicht so problema-
tisch sein, die Fehler in Ihrer Politik zu erkennen und 
zu beseitigen. Um es Ihnen vielleicht leichter zu ma- 
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chen, möchte ich einige Aspekte herausnehmen und 
sie näher erläutern. 

Ein Problem für kleine und mittelständische Unter-
nehmen ist das des Kapitals, sei es die Eigenkapital-
decke oder das Risikokapital. 

Es ist nach Meinung der SPD-Bundestagsfraktion 
unabdingbar, zur Erneuerung der deutschen Wi rt

-schaft das Risikokapital zu mobilisieren. Die SPD hat 
bereits im März vergangenen Jahres einen Antrag 
zum Risikokapital vorgelegt. Doch unsere Vor-
schläge werden von der Regierung verschleppt. 
Gleichzeitig wandern Sie durch Deutschland und for-
dern genau das, was Sie hier im Hause blockieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS!) 

Neben der fehlenden Flexibilität in bezug auf das 
Risikokapital sind die Probleme der Eigenkapital-
decke symptomatisch. Bei vielen Unternehmen ist 
die Liquiditätslage unzureichend, Finanzierungs-
möglichkeiten sind eingeschränkt oder gar nicht vor-
handen. Viele Meine risikofreudige Unternehmer fin-
den häufig überhaupt keine Hausbank, die sich be-
reit erklärt, sich mit ihrem Vorhaben zu beschäftigen. 
Versuchen Sie doch, bei einer beliebigen Bank einen 
kleinen Kredit für ein Unternehmen zu bekommen. 
Eine Privatperson bekommt schnell 20 000 DM für 
ein Auto. Von einem Geschäftsmann wird aber unter 
Umständen erst die Einzahlung von 30 000 DM ver-
langt, um danach eventuell 20 000 DM zum Beispiel 
zur Finanzierung neuer Computertechnik zu bekom-
men. 

Ich kenne aus meiner Erfahrung nur einen Fall, bei 
dem die Bank bereit war, das Risikokapital nur für 
eine Idee zur Verfügung zu stellen, ohne Sicherheit 
einer Immobilie oder eines Grundstückes. Eine 
30jährige alleinstehende Mutter hatte nur ihre zwei 
kleinen Kinder als Sicherheit für das neue Geschäft 
und die Geschäftsidee. Nach langem Suchen hat sie 
eine Bank gefunden, die ihr 2,5 Millionen DM zur 
Verfügung stellte. Nach vier Jahren hat das Unter-
nehmen fast 100 Beschäftigte und volle Auftragsbü-
cher. Das hört sich wie ein Märchen an - nicht 
wahr? -, sollte aber vielmehr zur Routine werden. In 
99 Prozent der Fälle reagieren die Hausbanken je-
doch nach folgendem Prinzip: „Hast du nichts, 
kriegst du nichts. " Es wäre doch sinnvoll, einmal zu 
prüfen, ob nicht die staatlichen Banken wie die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau oder die Deutsche Aus-
gleichsbank für einen gewissen Zeitraum Existenz-
gründer und Investoren als Kunden aufnehmen 
könnten. 

Anstatt gesetzliche und administrative Vorausset-
zungen zu schaffen, werden die Bundesmittel für 
Existenzgründer um 120 Mil lionen DM gekürzt. 

Ein weiterer Punkt: Liquiditätsprobleme aus nicht 
selbst verschuldeten Gründen. Es müssen wirksame 
Instrumente entwickelt werden, so daß Konkurse von 
großen Unternehmern à la Schneider nicht auch 
noch kleine Handwerks- und Dienstleistungsbe-
triebe mit in den Ruin ziehen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die Zahl der Pleiten von Unternehmen und Selb-
ständigen ist in den letzten beiden Jahren jeweils um 
bis zu 20 Prozent angestiegen. Dadurch entsteht ein 
enormer sozialer und volkswirtschaftlicher Schaden. 
Verantwortlich dafür ist unter anderem die zu ge-
ringe Eigenkapitalquote des Mittelstandes. Sie kann 
automatisch in die Konkursgefährdung führen. Ge-
rade auch in Zeiten einer wieder anspringenden 
Konjunktur, auch wenn sie noch so gering ausfallen 
mag, können kleine und mittelständische Unterneh-
men wegen kurzfristiger Liquiditätsschwierigkeiten 
bei vollen Auftragsbüchern in Konkurs gehen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Schlimm genug!) 

Hier brauchen wir einen Notfallfonds, um diese Un-
ternehmen zu unterstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Die Politik der Bundesregierung schwächt Nach-
frage und Investitionstätigkeit des Mittelstandes. Die 
Mittel für die Mittelstandsförderung im kommenden 
Jahr werden um 8 Prozent, die für Forschung und 
Entwicklung um 7 Prozent gekürzt. Da liegt ein wei-
terer Schwerpunkt der zukünftigen Mittelstandspoli-
tik. Auch hier hat die Bundesregierung die Entwick-
lung bisher 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Hervorragend 
gemacht!) 

verschlafen. 

In der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage zur Forschungs- und Entwicklungspolitik 
wird nun festgestellt, daß gerade dieser Bereich 
durch die deutsche Indust rie nur unzureichend abge-
deckt wird. Wo bleiben nun die neuen, jungen tech-
nologieorientierten Unternehmen, die die Regierung 
fördern will? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Wie kann Industrieforschung in den neuen Bundes-
ländern wieder aufgebaut werden - nachdem sie erst 
von dieser Regierung abgewickelt worden ist? 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Da hat 
der Kolb geschwiegen!) 

- Jawohl. - Wie kann ein kleines Unternehmen neue 
Produkte herstellen, wenn es nicht einmal in die 
Lage versetzt werden kann, sich eine eigene For-
schungsabteilung für die Entwicklung dieser Pro-
dukte zu halten? Auf diese Fragen, meine Damen 
und Herren, findet die Bundesregierung keine Ant-
wort , obwohl es dringend notwendig wäre. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: So ist 
das!) 

Die Leistungs- und internationale Wettbewerbsfä-
higkeit unserer Volkswirtschaft hängt wesentlich von 
der Vielfalt und Innovationsfähigkeit des Mittelstan-
des ab. Besonders in Ostdeutschland ist die Situation 
von innovativen, zukunftsorientierten Unternehmen 
desolat, da sie besonders in diesen Regionen mit spe-
ziellen Problemen konfrontiert sind. 
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In den 10 Minuten meiner Rede kann ich nicht die 
ganze Mittelstandspolitik vom Kopf auf die Beine 
stellen. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Das ist aber 
schade!) 

Ich habe nur einige Punkte angesprochen. Alle ge-
nannten Alternativen zur gegenwärtigen Mittel-
standspolitik der Bundesregierung wurden bereits 
mehrmals von uns eingebracht. Immer wieder hat die 
Koalition die SPD-Vorschläge blockiert, abgelehnt, 
gebremst. 

(Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: So ist 
das!) 

Wann endlich kommen Sie zu der Erkenntnis, daß 
Ihre Politik verfehlt ist? Wenn Sie schon auf unsere 
Vorschläge nicht eingehen wollen, hören Sie doch 
zumindest auf Wissenschaftler, die sogar Ihnen nahe-
stehen. Ich zitiere aus der neuesten Studie zur Mittel-
standsförderung des RWI: 

Stellt man die Aufwendungen dem Umfang der 
gesamten Subventionen für den Unternehmens-
sektor gegenüber, dann wird deutlich, daß die 
Mittelstandsförderung eher marginalen Charak-
ter hat. 

Ich denke, dies spricht für sich. Das muß dringend 
geändert werden, meine Damen und Herren. Den 
kleinen und mittleren Unternehmen und der gesam-
ten Wirtschaft unseres Landes würde dies zugute 
kommen. Die Unternehmer werden sich dafür mit 
mehr Wachstum, mehr Arbeitsplätzen und mehr Be-
schäftigung bedanken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich muß zu-
nächst ein Versäumnis nachholen. Ich gebe daher 
der Kollegin Saibold das Wort  zu einer Kurzinterven-
tion auf die Rede von Frau Wöhrl. Bitte schön. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Meine 
Damen und Herren, ich möchte in dieser Debatte ein-
mal den Blick auf einen Bereich lenken, der eigent-
lich gar nicht im Bewußtsein der hier Redenden ist. 
Bei diesem Bereich, der der Dienstleistungsbranche 
angehört und der überwiegend aus kleinen und mitt-
leren Unternehmen besteht, handelt es sich um den 
Tourismusbereich. 200 Milliarden DM Umsatz wer-
den in diesem Bereich getätigt, und über 2 Millionen 
Arbeitsplätze hängen davon ab. 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Was hat dies 
mit Frau Wöhrls Rede zu tun? - Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie haben das 
Wort , Frau Kollegin Saibold. Bitte, fahren Sie fo rt . 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ge-
rade in bezug auf den Aufbau Ost und die vielen Exi-
stenzgründungen, die Frau Wöhrl angesprochen hat, 

möchte ich darauf hinweisen, daß der Tourismus ge-
rade in den neuen Ländern zum Teil als rettende Lö-
sung für viele Wirtschaftsprobleme angesehen wird. 
Viele Unternehmen und viele Existenzen sind ge-
gründet worden. 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Das ist doch 
eine Lachnummer! - E rnst Schwanhold 

[SPD]: Geduld, Herr Kollege!) 

- Diese Reaktion finde ich sehr interessant, weil sie 
zeigt, welche Beachtung diese Wirtschaftsbranche 
bei Ihnen findet. 

Über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" und auch über 
das ERP-Programm wurden allein 1995 über 1 Mil-
liarde DM nur in den touristischen Bereich gesteckt. 
Dies führte im Endeffekt dazu, daß wir eine Überka-
pazität von etwa 300 000 Betten in der Bundesrepu-
blik haben. Ich habe von Ihnen nichts gehört, wie 
man mit diesen Problemen umgeht und welche neue 
Politik in diesem Bereich gemacht werden soll. Ich 
habe von Ihnen nichts gehört, wie man die Bet riebe 
des Dienstleistungsbereichs stärken möchte. Offen-
sichtlich sind diese Betriebe nicht in Ihren Überle-
gungen enthalten. 

Meiner Meinung nach geht es darum, neue För-
dermöglichkeiten für die kleinen und mittelständi-
schen Betriebe zu finden. Es geht darum, diesen Be-
reich nicht weiter mit Investitionen zu fördern; es 
geht vielmehr darum, die Betten zu füllen und nicht 
neue Betten zu bauen. Ich habe dazu von Ihnen 
keine Vorschläge gehört; ich bedaure sehr, daß man 
nicht daran denkt, Existenzen zu sichern, sondern 
daß man immer nur von neuen Existenzgründungen 
spricht. 

Frau Wöhrl, ich glaube, wir brauchen Phantasie 
und Flexibilität, die Sie ja angemahnt haben, vor al-
len Dingen auch in der Politik. Vielleicht kann man 
hierzu von Ihnen noch etwas hören. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Wöhrl, Sie können darauf antworten. 

Dagmar Wöhrl (CDU/CSU): Nein. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann erteile 
ich das Wort  dem Abgeordneten Hans Michelbach. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Herr Präsident! Kol-
leginnen und Kollegen! Eine Mittelstandsoffensive 
ist am besten mit einer aktiven und entlastenden 
Steuerpolitik zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Für eine erfolgreiche Mittelstandsoffensive muß die 
Eigenkapitalbasis des Mittelstands gestärkt werden. 
Wichtigstes und oberstes Ziel a ller Maßnahmen muß 
es sein, die Steuerlast zu senken und Freiräume für 
Investitionen zu schaffen. Nur so wird es uns gelin- 
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gen, neue Arbeitsplätze zu schaffen und im interna-
tionalen Wettbewerb zu bestehen. 

Der Mittelstand leistet einen Großteil des Steuer-
aufkommens, nicht die Multis; der Mittelstand ist Lei-
stungs- und Lastenträger zugleich. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Richtig!) 

Durch die gestartete Mittelstandsoffensive wird mit 
dem Jahressteuergesetz 1997 die Steuerlast mittel-
ständischer Unternehmen gesenkt. 

Wir halten an unseren Steuerplänen fest; wir wol-
len uns nicht blockieren lassen. Wir reden hier über 
Wirtschaftspolitik und eine Verbesserung der Mittel-
standspolitik. Im Finanzausschuß blockieren Sie die 
Abschaffung der Gewerbesteuer, die eine Sonderbe-
lastung der deutschen Wi rtschaft ist. Das paßt genau 
zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen Steuersenkungen; wir wollen keine Steu-
ererhöhungen, wie die SPD dies bei allen Reformen 
vorgeschlagen hat. Wir wollen Freiräume für den 
Mittelstand. Wir brauchen Steuervereinfachung; wir 
brauchen weniger Substanzbesteuerung für einen 
modernen Mittelstand. 

Folgende Steuerrechtsänderungen im Jahressteu-
ergesetz 1997 werden unsere Mittelstandsoffensive 
erfolgreich werden lassen: die Ansparabschreibung 
von Existenzgründern, die mittelstandsfreundliche 
Reform der Erbschaftsteuer, die Abschaffung der Ge-
werbekapitalsteuer, die Reduzierung der Gewer-
beertragsteuer, die Senkung des Solidaritätszu-
schlags, die Korrektur der Reisekosten- und Dienst-
wagenregelung und insbesondere - meine Damen 
und Herren, darauf lege ich besonderen Wert - die 
Abschaffung der Vermögensteuer. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Gerade die Abschaffung der Vermögensteuer ist 
für uns alle ein wichtiger Impuls für den Wirtschafts-
standort Deutschland. Ich teile die Auffassung nicht, 
daß mit dem Bundesverfassungsgerichtsbeschluß 
eine weitere sinnvolle und gerechte Erhebung mög-
lich ist, wie es hier verlautbart wurde. Es gibt für den 
Mittelständler auch keine Aufteilung von betriebli-
cher und privater Vermögensteuer. Der Liquiditäts-
abfluß für den einzelnen mittelständischen Unter-
nehmer ist gleich, egal, ob er bet riebliche oder pri

-vate Vermögensteuer abführen muß. Sie wird aus 
selbst versteuertem Einkommen gezahlt, in ertrags-
schwachen Jahren sogar aus der Substanz. Vermö-
gensteuer setzt allein an der Tatsache an, daß in ei-
nem Unternehmen notwendige Ausstattungen wie 
Maschinen vorhanden sind. Sie ist damit technolo-
gie- und innovationsfeindlich und gefährdet Arbeits-
plätze. 

Die Vermögensteuer, meine Damen und Herren, 
wird auch nicht in erster Linie von den Superreichen, 
von den 20 000 Einkommensmillionären, die Sie im-
mer mit Neid verhetzen, aufgebracht. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Was?) 

1 Million Steuerpflichtige aus dem Mittelstand zah-
len in Wirklichkeit die Vermögensteuer. 71 Prozent 
der Vermögensteuerpflichtigen haben ein zu versteu-
erndes Einkommen von unter 110 000 DM. Und dann 
sagen Sie, dies sei eine Steuer der Superreichen! 
Diese Doppelbesteuerung behindert gerade bei jun-
gen Unternehmen den Aufbau von Eigenkapital. 

Unsere Mittelstandsoffensive wird auch bei der Re-
form der Erbschaftsteuer erfolgreich sein. Diese 
Neuregelung ist für den Mittelstand von erheblicher 
Tragweite. Bei den Freibeträgen werden wir mit ei-
nem breiteren Bemessungsgrundlagensystem und ei-
nem Niedrigsteuertarif und bei Betriebsübergängen 
mit einem Abschlag von 50 Prozent auf Betriebsver-
mögen vorgehen. Damit werden wir eine Generatio-
nenbrücke im Mittelstand zur Erhaltung unserer Be-
triebe schaffen. Das ist für uns in Zukunft das We-
sentliche. 

Unsere Mittelstandsoffensive wird auch bei Exi-
stenzgründern erfolgreich sein. Durch die Verbesse-
rung der Ansparabschreibung für Existenzgründer 
sind im Jahressteuergesetz wichtige mittelstands-
freundliche Aspekte enthalten. Die Ansparzeit wird 
auf vier Jahre erhöht. Die Rücklagenbildung für ge-
plante Investitionsprojekte darf einen Höchstbetrag 
von 600 000 DM erreichen. 

Unsere Mittelstandsoffensive wird auch durch eine 
Korrektur beim Reisekostenrecht und bei der Dienst-
wagenbesteuerung erfolgreich. 

Meine Damen und Herren, in der Unternehmen-
steuerreform und in der Gemeindefinanzreform 
müssen wir unsere Mittelstandsoffensive weiter vor-
anbringen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank ist sie 
abgelaufen!) 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Ich komme zum 
Schluß, Herr Präsident. - Durch diese steuerlichen 
Maßnahmen können wir unsere Mittelstandsoffen-
sive erfolgreich abschließen. Wir brauchen keine 
Steuererhöhungsbetreiber, wir brauchen nicht mehr 
Bürokraten, wir brauchen nicht mehr Umverteiler in 
diesem Land. Wir brauchen mehr Unternehmergeist, 
wir brauchen mehr Freiräume, wir brauchen mehr 
Gründergeist und Menschen, die Risiken tragen. Wir 
machen eine erfolgreiche Mittelstandsoffensive mit 
unserer Steuerpolitik, und wenn Sie uns dabei nicht 
blockieren, dann ist es in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ernst Schwan-
hold [SPD]: Das ist ja unerträglich, was der 

erzählt!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  dem Abgeordneten Siegmar Mosdorf. 
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Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich muß zunächst einmal mit 
einem Lob für Ernst Hinsken beginnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Denn Ernst Hinsken hat soeben - er hat da völlig 
recht - Ludwig Erhard zitiert: Wi rtschaftspolitik ist 
nicht alles; aber ohne Wirtschaftspolitik wäre alles 
nichts. - Ich würde mir wünschen, wir hätten heute 
eine Qualität der Wirtschaftspolitik wie zu Erhards 
Zeiten. Das haben wir aber heute leider nicht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Denn ich habe in Erinnerung, daß Herr Rexrodt ge-
sagt hat: Wir brauchen in der Wi rtschaft keine Poli-
tik. Wirtschaft findet in der Wirtschaft statt. - Erhard 
hat darüber anders gedacht. Das wissen auch Sie. 
Auch ich weiß es, weil er aus Ulm stammt. Deshalb 
halten wir ihn in Ulm in guter Erinnerung, auch 
wenn Sie, Herr Hinsken, in Kürze seinen hundert-
sten Geburtstag feiern. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich glaube, wir diskutieren heute über ein wichti-
ges Thema. Wir sollten dabei nicht vergessen, daß in 
Deutschland der Mittelstand und das Handwerk das 
Rückgrat des Standortes, der Wi rtschaft der Bundes-
republik Deutschland bilden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In Deutschland sind sehr viele Menschen im Mittel-
standsbereich beschäftigt. In rund 3 Mil lionen mittel-
ständischen Unternehmen werden etwa 40 Prozent 
der Gesamtwertschöpfung Deutschlands hergestellt. 
Immerhin knapp 20 Millionen Menschen sind do rt  di-
rekt oder indirekt beschäftigt. 950 000 Menschen 
werden im Mittelstandsbereich ausgebildet. Also 
auch für die Ausbildung spielen der Mittelstand und 
das Handwerk eine große Rolle. Wir wollen, daß das 
auch in Zukunft so ist. 

Leider ist es so, daß sich die Situation des Mittel-
standes seit den 60er Jahren nicht verbessert hat. Wir 
hatten damals 9 Millionen Selbständige; wir haben 
heute nur noch 3 Millionen. Wir haben schon mehr-
fach gehört, daß 400 000 Selbständige bis zum Jahr 
2000 ihr Unternehmen übergeben wollen und dabei 
objektiv Nachfolgeprobleme haben. 110 000 Hand-
werker haben Nachfolgeprobleme. Die Eigenkapital-
quote ist im Mittelstand von 30 auf 18 Prozent gesun-
ken - und das nicht nach 14 Jahren SPD-Regierung, 
sondern bei einer hohen Steuer- und Abgabenquote, 
die Sie zu verantworten haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es ist ja fast schon ein Treppenwitz der Geschichte, 
daß ausgerechnet diejenigen, die die höchste Steuer- 
und Abgabenquote veranlaßt haben, jetzt zu denje-
nigen gehören, die Steuersenkungsphantasien ver-
breiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich glaube, Sie haben da eine Arbeitsteilung: Herr 
Uldall sagt etwas zur Steuersenkung, und die ande-
ren erhöhen pausenlos und kräftig die Steuern und 
Abgaben. Das war ja Ihre Politik der letzten Jahre. 
Das trifft vor allem den Mittelstand und das Hand-
werk. Deshalb müssen wir etwas dafür tun, daß im 
Steuer- und Abgabenbereich eine Entlastung des 
Mittelstandes und des Handwerks erreicht wird. Das 
ist eine Kernfrage. Darin sind wir uns, glaube ich, 
auch einig. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Siegmar Mosdorf (SPD): Aber gerne. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Herr Kollege Mos-
dorf, können Sie mir einmal erklären, was Sie bei der 
Ökosteuer, der Vermögensteuer, der Gewerbesteuer, 
der Gemeindefinanzreform und der Unternehmen-
steuerreform steuerpolitisch tun wollen? Fordern Sie 
in Ihren Vorlagen nicht immer Steuererhöhungen? 

Siegmar Mosdorf (SPD): Verehrter Ko llege, ich 
habe Ihnen soeben gesagt: In den letzten 14 Jahren 
haben Sie regiert. Sie wollen doch nicht bestreiten, 
daß die Steuern und Abgaben in den letzten 
14 Jahren deutlich gestiegen sind. Das bestreiten Sie 
nicht. Oder? 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Sie wollen 
doch erhöhen!) 

- Aber das bestreiten Sie nicht? Wir wollen doch fair 
miteinander umgehen. Das bestreiten Sie nicht? 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das 
bestreite ich! Wir haben gesenkt! - Lachen 

und Widerspruch bei der SPD) 

Wir waren uns doch eben einig. Sogar der Vorsit-
zende des Ausschusses sagt eindeutig: Die Steuern 
und Abgaben sind in den letzten Jahren gestiegen 
und deutlich zu hoch. - Also lassen Sie uns die Steu-
ern gemeinsam senken! Das werden wir auch tun. 
Dazu müssen wir die richtigen Akzente setzen und 
vor allen Dingen für das Handwerk und den Mittel-
stand etwas tun. 

Meine Damen und Herren, ich möchte drei Punkte 
ansprechen: 

Erstens. Mich erfüllt ein bißchen mit Sorge, daß bei 
der öffentlichen Vergabepolitik - Sie sind da als 
Bundesregierung mitverantwortlich - der Mittelstand 
und das Handwerk nicht ausreichend berücksichtigt 
werden. Ich will  ein Beispiel aus Ostdeutschland an

-führen, weil in Ostdeutschland jetzt viele Infrastruk-
turentscheidungen getroffen werden. Auch Sie wis-
sen, daß insbesondere im Verkehrsbereich Entschei-
dungen getroffen werden, die eigentlich einen dop-
pelten Effekt haben könnten: Sie könnten die Infra-
struktur stärken und gleichzeitig Arbeitsplätze schaf-
fen. 
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Jetzt ist es aber so, daß in aller Regel vor allem das 
Verkehrsministerium und die entsprechenden Unter-
nehmen, die da beauftragt sind, Aufträge an Gene-
ralunternehmer vergeben und kleine, mittelständi-
sche Unternehmen nicht berücksichtigen. Ich wi ll  Ih-
nen einmal ein Beispiel nennen: Unserem Kollegen 
Wieland Sorge, der sich in seinem Wahlkreis sehr in-
tensiv um Mittelstand und Handwerk kümmert, hat 
ein Unternehmen „Intergeo" geschrieben. Es ging 
um den Bau eines wichtigen Tunnels im Rahmen ei-
nes Autobahnbaus. Das Unternehmen ist mit einer 
Antwort der DEGES nicht einverstanden und 
schreibt: 

... im August hat sich unser Unternehmen bei ei-
ner Präqualifikation für Planungsleistungen bei 
der DEGES beworben. 

- Das ist die Unternehmung, die von Wissmann be-
auftragt ist, Straßen zu planen und zu bauen. - 

Mit Bedauern müssen wir jedoch feststellen, daß 
der politische Wille und die Wirklichkeit weit aus-
einanderklaffen. 

Das Antwortschreiben ... zeigt schon in den An-
fängen des Autobahnbaus, daß ansässige Fir-
men, die in unsere Region investiert und Arbeits-
plätze geschaffen haben, aller Voraussicht nach 
keine Beteiligungschancen am sogenannten 
„Wettbewerb" um Leistungen für die Autobahn 
erhalten. 

Meine Mitarbeiter und ich können kein Ver-
ständnis dafür aufbringen, daß eine kompetente 
und ortsansässige Firma nicht einmal die Mög-
lichkeit bekommt, ein Angebot zu legen, wäh-
rend unser Wirtschaftsminister und die verant-
wortlichen Politiker durch die Lande fahren und 
der ansässigen Wirtschaft versichern, daß die hie-
sigen Unternehmen berücksichtigt werden. 

Das Unternehmen schreibt weiter: 

Wenn diese Vorgehensweise der DEGES die Pra-
xis ist, können wir unsere Arbeitnehmer nach 
Hause schicken und unseren Standort nach Ber-
lin oder in die Karibik verlegen. Vielleicht sitzen 
wir dann näher an unseren zukünftigen Gehalts-
empfängern. 

Auch auf das Risiko hin, von dieser Gesellschaft 
in Zukunft nicht berücksichtigt zu werden, bin 
ich der Auffassung, daß es sich unsere Unterneh-
men nicht bieten lassen sollten, von einer Lobby 
von Auftragsverteilern so vor die Tür gestellt zu 
werden. 

Das ist ein praktisches Beispiel aus Ostdeutschland, 
wie man bei der Vergabe nicht mit den dortigen Un-
ternehmen zusammenarbeitet und gleichzeitig Auf-
bau Ost leistet, sondern einem Generalunternehmer 
den Auftrag gibt, der sich nicht um Mittelstand und 
Handwerk kümmert. Ich rufe dazu auf, bei der Ver-
gabepraxis stärker an Handwerk und Mittelstand zu 
denken. 

Zweites Beispiel: Sie wissen genau so gut wie ich, 
daß bei der Forschungs- und Technologiepolitik die 
mittelständische Wirtschaft besonders auf Unterstüt

-

zung angewiesen ist. In diesem Bereich gibt es insge-
samt 20 Programme der Europäischen Union, 48 Pro-
gramme des Bundes und 562 Programme der Länder. 
Jedes gutgeführte große Unternehmen hat dafür eine 
Arbeitsgruppe, die sich da hineinfinden kann und 
genau weiß, was zu tun ist. Aber bei Mittelstand und 
Handwerk entstehen Probleme. Wir müssen also den 
Mittelstand bei Forschungs- und Technologiepolitik 
stärker unterstützen. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Was tun Sie? Sie kürzen das Eigenkapitalhilfepro-
gramm um 122 Millionen DM. Sie kürzen die For-
schungs- und Technologieförderung von Herrn Rütt-
gers für mittlere und kleine Unternehmen um 
40 Millionen DM - und das in einer Zeit, in der es 
darum gehen muß, gerade den Kleinen und Mittle-
ren in der Forschungs- und Technologiepolitik zu 
helfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hinsken? 

Siegmar Mosdorf (SPD): Gerne. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Mosdorf, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß die 
VOB in den einzelnen Ländern unterschiedlich ange-
wandt wird, daß zum Beispiel das Land Bayern hier 
eine positive Vorreiterrolle übernommen hat und daß 
es gilt, die VOB-Anwendung, wie sie in Bayern prak-
tiziert wird, auf die anderen Bundesländer, insbeson-
dere auf die SPD-Bundesländer, zu übertragen und 
darüber hinaus auch in den neuen Bundesländern 
anzuwenden? 

Ein Zweites sei hinzugefügt: Wir sind momentan 
dabei, die Vergabebestimmungen zu ändern. 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

Hier warten wir auf Ihre Unterstützung, damit dies 
möglichst bald umgesetzt werden kann. Sind Sie 
dazu bereit? Das ist meine Frage. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Hinsken, Sie wissen 
genau so gut wie ich, wie wir alle hier im Haus, daß 
wir bei der Neuregelung der Vergabebestimmungen, 
vor der wir stehen, gezwungen durch die internatio-
nale Entwicklung, keinen Streit haben. Aber Sie 
müssen zur Sache reden, und die Sache ist, daß in 
Ostdeutschland ganz offensichtlich westdeutsche 
Großunternehmen beauftragt werden, aber nicht ost-
deutscher Mittelstand und ostdeutsches Handwerk. 
Das wäre jedoch dringend nötig, damit do rt  Arbeits-
plätze entstehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS und der Abg. Margareta Wolf 

[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wenn Sie sagen, daß das in Bayern so ist - das kann 
ich nicht nachvollziehen -, dann freue ich mich dar- 
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über. Aber in Ostdeutschland ist es eindeutig nicht 
so. 

Ich kann Ihnen eine ganze Reihe weiterer Bei-
spiele nennen. Aber Sie wissen doch selber: Wir müs-
sen stärker darauf achten, daß diejenigen, die Auf-
träge bekommen, wirklich Arbeitsplätze schaffen. 
Das werden in Zukunft, gerade wenn wir uns die 
Globalisierung ansehen, nicht die großen Unterneh-
men sein. Es werden kleine und mittelständische Un-
ternehmen sein. Die müssen wir stärken, stützen, ab-
sichern, auch durch eine entsprechende Vergabepra-
xis der öffentlichen Hand. Nur das habe ich hier sa-
gen wollen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sagen Sie das den 
Landesregierungen der fünf neuen Bundes

-

länder!) 

Ich möchte einen dritten Punkt ansprechen, meine 
Damen und Herren, und zwar die Außenwirtschafts-
förderung. Sie wissen, daß wir in der Wirtschaftspoli-
tik intensiv über Fragen der Globalisierung reden. Es 
ist natürlich wahr, daß die Globalisierung am stärk-
sten das Land trifft, das besonders exportabhängig 
ist. 

Es gibt Großunternehmen, die auf die Auslands-
märkte gehen - das halte ich für völlig richtig -, do rt 

 Fabriken bauen, auf den dortigen Absatzmärkten 
präsent sind und direkt für den dortigen Markt ferti-
gen. Es gibt Konzepte, Tandem-Konzepte, mit denen 
man Zuliefererunternehmen mitnehmen, sie beteili-
gen kann. 

Wir haben vorgeschlagen, daß bei der Außenwirt-
schaftsförderung, sowohl bei der Kammer- wie auch 
bei der Messepolitik, stärker das Handwerk, mittel-
ständische Unternehmen gefördert werden sollen. 
Sie wissen genausogut wie ich, daß Sie diese An-
träge abgelehnt haben. Ich bedaure das sehr, weil es 
zum Beispiel für den Messebereich ein sehr wichti-
ger Schritt gewesen wäre; denn dies ist immer ein 
sehr teures Unterfangen. 

(Zuruf des Abg. Gunnar Uldall [CDU/CSU]) 

- Für einen Consultant ist es kein Problem, Herr Ul-
dall, jedoch für einen kleinen Mittelständler. Wenn er 
in Lateinamerika ausstellen soll, kostet das eine 
Menge „Holz" . Wenn er eine gute Idee, ein gutes 
Produkt hat, dann müssen wir ihm, so glaube ich, 
helfen, daß er auf diesen Märkten präsent sein kann. 
Er braucht entsprechende Unterstützung. Deshalb 
haben wir diese Anträge gestellt. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir 
auch mit Blick auf die Globalisierung und die Infor-
mationsgesellschaft vor einer Renaissance der Selb-
ständigkeit stehen, daß wir deshalb ein besonderes 
Augenmerk auf Handwerk, Mittelstand und Exi-
stenzgründer richten müssen und hier mit einem of-
fensiven Aktionsprogramm Akzente setzen müssen. 

Mein Eindruck aber ist, daß im allgemeinen in der 
Wissenschaft dreimal überlegt wird, bevor man et-
was sagt, daß die Banken momentan dreimal überle-
gen, bevor sie nichts sagen bzw. nichts geben und 
daß die Bundesregierung dreimal etwas sagt, bevor 

sie überlegt. Das hilft dem Mittelstand natürlich 
nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen und schließe damit die 
Aussprache. 

Wir kommen zu den Abstimmungen, und zwar zu-
nächst zur Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Wirtschaft zum Jahreswirtschaftsbericht 1996 der 
Bundesregierung auf Drucksache 13/5227. Der Aus-
schuß empfiehlt - in Kenntnisnahme des Berichts auf 
Drucksache 13/3601 -, die dazu eingebrachten Ent-
schließungsanträge abzulehnen. 

Wir kommen zunächst zur Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Wirtschaft zu dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD zum Jahreswirt-
schaftsbericht 1996, Drucksache 13/5227. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 13/3724 abzulehnen. Wer dieser Emp-
fehlung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist die 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen 
worden. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Jahreswirt-
schaftsbericht 1996, Drucksache 13/5227, auf. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 13/3714 abzulehnen. Wer der Empfeh-
lung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Dann stelle ich fest, daß die Empfeh-
lung mit den Stimmen der Koalition und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen und der Gruppe der PDS angenommen 
worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zu dem Entschließungsantrag 
der Gruppe der PDS zum Jahreswirtschaftsbericht 
1996, Drucksache 13/5227, auf. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Entschließungsantrag auf Drucksache 
13/3736 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung mit 
den Stimmen der Koalition und der Fraktion der SPD 
bei Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen angenommen worden ist. 

Ich rufe die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. zur Entlastung des Mittelstan-
des auf, Drucksache 13/3146, Buchstabe a. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/2344 in der Ausschußfassung anzunehmen. 
Wer der Beschlußempfehlung zustimmt, bitte ich um 
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthal-
tungen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußempfeh- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 	11549 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

lung mit den Stimmen der Koalition gegen die Stim-
men der Opposition angenommen worden ist. 

Ich rufe die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft zum Antrag der Fraktion der SPD zur 
Beendigung des Stillstands in der Mittelstandspolitik 
auf, Drucksache 13/3146, Buchstabe b. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der SPD auf 
Drucksache 13/2363 abzulehnen. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthal-
tungen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußempfeh-
lung mit dem gleichen Stimmenverhältnis angenom-
men worden ist. 

Ich rufe die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zur Stärkung der Meinen und mittleren 
Unternehmen auf, Drucksache 13/3146, Buchstabe b. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/2436 abzulehnen. Wer dieser Beschlußemp-
fehlung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, daß die Beschlußempfehlung mit dem gleichen 
Stimmenverhältnis angenommen worden ist. 

Ich rufe die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft zum Antrag der Gruppe der PDS zur 
Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen 
der neuen Bundesländer bei der Markteinführung 
neuer Produkte auf, Drucksache 13/3146, Buchstabe b. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/2095 abzulehnen. Wer der Beschlußempfeh-
lung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß der Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der Fraktion der SPD bei Stimmenthal-
tung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS angenommen worden 
ist. 

Interfraktionell wird die Überweisung des Antrags 
der Fraktion der SPD zur Vorlage eines neuen Jah-
reswirtschaftsberichts 1996 auf Drucksache 13/4717 
an den Ausschuß für Wi rtschaft vorgeschlagen. Darf 
ich Einverständnis damit feststellen? - Das ist der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zur Großen 
Anfrage der SPD zur Unterstützung deutscher Unter-
nehmen auf den Weltmärkten und zu dem Antrag 
der Fraktion der SPD zur Unterstützung deutscher 
Unternehmen auf den Weltmärkten, Drucksachen 
13/3055, 13/3063 und 13/3888. 

Der Ausschuß empfiehlt, diese Anträge zusam-
mengefaßt in der Ausschußfassung anzunehmen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Anträge in der Ausschußfassung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD bei Stimmenthaltung im übrigen angenom-
men worden sind. 

Interfraktionell wird die Überweisung des Antrags 
der Fraktion der SPD zur Sicherung der Arbeits-
plätze durch Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Textil- und Bekleidungsindustrie auf 
Drucksache 13/2588 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft zu dem Be richt der 
Bundesregierung „Info 2000 - Deutschlands Weg in 
die Informationsgesellschaft", Drucksache 13/5078, 
Buchstabe a. 

Der Ausschuß empfiehlt, die Unterrichtung durch 
die Bundesregierung auf Drucksache 13/4000 zur 
Kenntnis zu nehmen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß der Be richt einstimmig zur 
Kenntnis genommen worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Be richt 
der Bundesregierung „Info 2000" auf, Drucksache 
13/5078, Buchstabe b. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Entschließungsan-
trag auf Drucksache 13/4089 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Koalition und der Fraktion der SPD gegen die Stim-
men des restlichen Hauses angenommen worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zur Unterrichtung durch die 
Bundesregierung zum Aktionsprogramm für Investi-
tionen und Arbeitsplätze auf, Drucksachen 13/3629 
und 13/5080. 

Der Ausschuß empfiehlt, unter Kenntnisnahme der 
Unterrichtung eine Entschließung anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen des restlichen Hauses 
angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft zu dem Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. zu mehr Arbeitsplät-
zen durch den Erhalt und den Ausbau der Infrastruk-
tur, Drucksache 13/5170. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/3952 (neu) anzunehmen. Wer für diese Be-
schlußempfehlung stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? 
- Dann stelle ich fest, daß auch diese Beschlußemp-
fehlung mit den Stimmen der Koalition gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses zu dem Antrag der Gruppe der PDS 
zu einer flexibleren Gestaltung der Förderpro-
gramme auf, Drucksache 13/2929. 
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Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/1798 abzulehnen. Wer dieser Beschlußemp-
fehlung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle 
ich fest, daß die Beschlußempfehlung gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS mit den Stimmen des 
übrigen Hauses angenommen worden ist. 

Damit sind wir am Ende dieser vielen Abstimmun-
gen. 

Nun rufe ich die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 c 
auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Dietmar Schütz (Oldenburg), Arne Fuhr-
mann, Eckart  Kuhlwein, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

Ökologisch und ökonomisch verantwortba

-

rer Ausbau von Elbe, Havel und Saale 
- Drucksachen 13/1331, 13/4097 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Renate Blank 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Horst Ku-
batschka, Brunhilde Irber, Robe rt  Leidinger, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Ökologisch verantwortlicher Ausbau der 
Donau zwischen Straubing und Vilshofen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Albe rt 
 Schmidt (Hitzhofen), Halo Saibold, Gila Alt-

mann (Aurich), weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Erhalt der freifließenden Donau zwischen 
Straubing und Vilshofen 

- Drucksachen 13/1390, 13/2435, 13/4240 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst F riedrich 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Steffi 
Lemke, Gila Altmann (Aurich), Dr. Manuel Ki-
per und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Variantenvergleich zwischen dem Verkehrs-
projekt Deutsche Einheit Nr. 17 (Wasserstra-
Benverbindung Hannover-Magdeburg-Ber-
lin) und der Nutzung des bestehenden Kanal-
netzes mit Ausbau zweier Teilstücke der Ha-
vel 
- Drucksache 13/1961 - 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich  

sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Ehe ich die Aussprache eröffne, bitte ich die ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen, die den weiteren 
Beratungen des Hauses nicht folgen wollen, die an-
deren nicht zu stören. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wo rt  der 
Kollegin Renate Blank. 

Renate Blank (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das letzte Mal haben wir uns im 
Januar 1996 zum Thema „Ausbau von Elbe, Havel 
und Saale", „Donauausbau" und „Verkehrsprojekt 
Deutsche Einheit Nr. 17" unterhalten. Ich glaube, es 
wird uns noch länger und noch öfter beschäftigen. 

Für uns: Der Ausbau ist politisch gewollt und im 
Bundesverkehrswegeplan 1992 enthalten. Einige Be-
merkungen zur Binnenschiffahrt allgemein: Da die 
Binnenschiffahrt ihre Vorzüge nur auf einem wirt-
schaftlich leistungsfähigen Wasserstraßennetz zur 
Geltung bringen kann, müssen die vorhandenen 
Engpässe beseitigt werden. Zur Verlagerung von 
Verkehr von der Straße auf das Wasser und zur Bil-
dung einer Logistikkette ist eine ganzjährige Befahr-
barkeit von Wasserstraßen dringend erforderlich. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, es 
war nie beabsichtigt, beim Elbeausbau Staustufen 
einzurichten. Es ging immer um einen umwelt-
freundlichen, aber wirksamen Ausbau der Elbe. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das 
stimmt!) 

Zur gemeinsamen Erklärung vom Bundesverkehrs-
minister und Naturschutzverbänden vom 5. Sep-
tember 1996 zur weiteren Entwicklung des Ausbaus 
von Elbe und Elbeseitenkanal wird sicher die Bun-
desregierung Stellung nehmen, da das Parlament 
nicht damit befaßt war. Ich verhehle aber nicht, daß 
ich von dieser Vereinbarung überrascht war, zumal 
sie leider keine Angaben über die wichtige Ablade-
tiefe enthält. 

Zudem bringen Fahrten durch den Elbeseitenka-
nal und den Mittellandkanal natürlich auch Gebüh-
ren für die Schiffahrt mit sich. Ich gehe davon aus, 
daß man über diese Gebühren später auch reden 
kann. Hier ist die Bundesregierung sicherlich zum 
Gespräch bereit. 

Nun zum Donauausbau: Er ist vom Bundestag be-
schlossen; es geht nicht mehr um das Ob, sondern 
um das Wie. Wenn die SPD versucht, den Ausbau zu 
verhindern, dann geschieht das aus populistischen 
Gründen, mit dem Ziel, die Stimmung vor Ort anzu-
heizen. 

Auf den Antrag der Grünen gehe ich nicht weiter 
ein. Die Grünen und der Naturschutzbund schreien 
immer nach Verlagerung von Verkehr auf die 
Schiene und das Wasser; wenn es dann aber ernst 
wird, wird lauthals protestiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Sogar einige Kirchenmänner lassen sich vor den Kar-
ren der Grünen spannen. Ich meine, daß es besser 
wäre, sich mit dem Seelenheil von Bündnis 90/Die 
Grünen zu beschäftigen. Angesichts mancher Äuße-
rungen könnte man glatt auch über die Kirchen-
steuer nachdenken. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Hört! 
Hört! - Horst Kubatschka [SPD]: Oh, oh! - 
Eckart Kuhlwein [SPD]: Wo bleibt das 

Christliche, Frau Kollegin?) 

Die Zahl der Transporte auf dem deutschen Teil 
der Donau und auf dem Main-Donau-Kanal ist im 
letzten Jahr stark gestiegen. Diese Entwicklung wird 
auch weiter anhalten. Die Prognosen für das Jahr 
2010 sind schon jetzt zu fast 80 Prozent umgesetzt. 

Nun lassen Sie mich mit Erlaubnis des Präsiden-
ten den ehemaligen Wirtschaftsreferenten der Stadt 
Nürnberg, einen SPD-Mann, zitieren. Dieser SPD-
Mann galt als sehr kluger Mann und war auch von 
der Wirtschaft geschätzt. Er sagte, der Verkehr auf 
der Donau würde mit Sicherheit wesentlich dichter, 
wenn nicht zwischen Straubing und Vilshofen eine 
Reststrecke von 69 Kilometern einen einschneiden-
den Engpaß bildete: 

Trotz jahrzehntelanger flußbaulicher Regulie-
rungsmaßnahmen ist eine wirtschaftliche und 
wettbewerbsfähige Abladung der Schiffe über 
200 Tage im Jahresdurchschnitt nicht möglich. 
Gleichwertige Schiffahrtsverhältnisse sind nur 
durch einen sogenannten staugestützten Ausbau 
der Engpaßstrecke möglich. Er erhält die Donau 
weitgehend als fließenden Strom. Die Eingriffe in 
das Ökosystem sind ausgleichbar. Die Kosten-
Nutzen-Bewertung ergab für diese Verbesserung 
den Traumwert von 1 : 3,6 und bei Hinzurech-
nung der verminderten CO2-Belastung 1:4,6. Das 
bedeutet: höchste Dringlichkeitsstufe des Aus-
baus. 

Ich zitiere weiter: 

Seit 1992 wird die Maßnahme in einem Raumord-
nungsverfahren geprüft und immer wieder ge-
prüft. Jetzt muß endlich entschieden werden. 

Ich gehe davon aus, daß Sie noch in Erinnerung 
haben, daß dieses Zitat von einem ausgezeichneten 
SPD-Mann stammt. Dieser ehemalige Wirtschaftsre-
ferent der Stadt Nürnberg hat auch sehr viel für den 
Hafen getan, damit Verlagerung von Verkehr auf die 
Binnenschiffahrt stattfinden kann. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Der hat sich aber die Ausbaupläne 
nicht angeschaut!) 

Diesen Äußerungen eines klugen SPD-M annes ist 
nichts hinzuzufügen. Deshalb lehnen wir die An-
träge von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz-
intervention gebe ich der Abgeordneten Ilse Schu-
mann das Wort . 

Ilse Schumann (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Ko llegen! Ich bin in großer Sorge. Eine 
Binnenschiffahrt auf der Elbe ist eine angenehme Sa-
che. Man kann sich darüber unterhalten. Kollegin 
Blank hat angedeutet, sie sei umweltverträglich. Das 
ist mein Problem. 

Ich komme aus dem Wahlkreis Dessau-Bitterfeld. 
Zu diesem Wahlkreis gehören das Biosphärenreser-
vat „Mittlere Elbe", das bisher nicht erwähnt wurde, 
und der Wörlitzer Park, der von der UNESCO als 
Weltkulturerbe eingestuft worden ist. Diese Region 
ist durch den Ausbau der Elbe, der für mein Empfin-
den nach Plänen und Genehmigungen aus dem 
Jahre 1936 illegal stattfindet, bedroht. 

(Beifall des Abg. Ecka rt  Kuhlwein [SPD] 
- Zuruf von der SPD: Skandal!) 

- Das ist in der Tat ein Skandal. 

Es gibt eine Vereinbarung zwischen dem Ver-
kehrsminister und den Umweltverbänden darüber, 
daß ein Planfeststellungsverfahren und ordentliche 
Untersuchungen stattfinden. Es gibt eine vom Bun-
desforschungsministerium finanzierte Studie, die 
noch nicht abgeschlossen ist und auf deren Ergebnis 
man  zweckmäßigerweise doch warten sollte. Ich 
glaube, es ist nicht richtig, daß hier vollendete Tatsa-
chen geschaffen werden. 

Ausbaumaßnahmen an der Elbe würden zu einer 
Flußvertiefung und damit zur Beschleunigung der 
Geschwindigkeit führen. Die Elbe fließt nicht wie der 
Rhein auf felsigem Grund, sondern auf Sand. Durch 
die erhöhte Geschwindigkeit wird sie sich tiefer in 
das Tal eingraben, das Grundwasser wird sinken, 
und der größte noch existierende Auenwald Mittel-
europas wird in seinem Bestand gefährdet. Das gebe 
ich zu bedenken. 

Ich bitte darum, noch einmal zu prüfen und ordent-
liche Untersuchungen vorzunehmen, damit die Sa-
che sauber und ordentlich erfolgen kann. Wir sollten 
nicht Tatsachen schaffen, die uns sehr leid tun wer-
den, weil wir damit sehr kostbare Naturschätze ge-
fährden. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Blank, Sie können darauf antworten. 

Renate Blank (CDU/CSU): Frau Kollegin, ich gebe 
Ihnen recht, daß dieses Biosphärenreservat schutzbe-
dürftig ist. Ich erinnere an einen Kollegen der SPD, 
an den von uns allen geschätzten Kollege Ewen. Mit 
ihm habe ich im Jahre 1992 die Elbebereisung durch-
geführt. Sie sagen, die Elbe habe keinen felsigen 
Grund. Ich kann Ihnen nur sagen, daß wir bei Torgau 
mit unserem Schiff nicht über den Felsen hinwegka-
men und auf ein Boot umsteigen mußten. 

Um Güter auf das Binnenschiff zu bringen, muß 
auch die Elbe ausgebaut werden. Wir haben uns dar-
auf geeinigt, daß das umweltschonend passiert. 



11552 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Renate Blank 

Ich sage Ihnen noch etwas: Bei unserer Fahrt da-
mals auf einem Meinen Schiff durch das Biosphären-
reservat hat das Schiff die Reiher an den Buhnen 
überhaupt nicht gestört. Ich habe bereits ausgeführt, 
daß Radwege und Fußgänger an  den Elbeauen we-
sentlich störender sind als Schiffe, die ruhig auf dem 
Fluß dahinziehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dietmar Schütz. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich wi ll  sofort in die De-
batte eingreifen. Frau Blank, Sie haben möglicher-
weise unbewußt vom Ausbau gesprochen, während 
Ihr Haus von Unterhaltungsmaßnahmen beim Buh-
nenausbau redet. Vielleicht haben Sie das Thema an-
gesprochen, weil der Buhnenausbau so massiv in die 
Sohle geht, daß Sie dafür alle Instrumente von UVP 
und Planfeststellungsverfahren brauchen. Ich werde 
gleich noch dazu kommen. Vielleicht war es unbe-
wußt, daß Sie über Ausbau geredet haben. 

Die heutige Debatte, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, betrifft einen sehr wichtigen und sensiblen Be-
reich, sowohl was den Bereich der Verkehrs- als auch 
was den Bereich der Umweltpolitik angeht. Es ist 
wichtig, daß die Binnenschiffahrt als Bestandteil ei-
nes integrierten Gesamtkonzepts angesprochen wird 
und daß der Verkehr auf Bahn und Wasserstraßen 
dann, wenn es möglich ist, verlagert wird. Die Was-
serstraßen müssen aber außer als Transportweg auch 
als ein sensibler Flußteil angesehen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu will  ich hier reden; denn erst nach einer ökolo-
gischen Prüfung mit positivem Ergebnis macht Bin-
nenschiffahrt möglicherweise Sinn. Dies ist auch die 
Grundaussage unseres Antrages „Ökologisch und 
ökonomisch verantwortbarer Ausbau von Elbe, Ha-
vel und Saale" . In diese Richtung zielt auch der An-
trag meines Kollegen Horst Kubatschka zur Donau; 
dazu wird er gleich noch reden. 

In unserem Antrag weisen wir auf die gravieren-
den ökologischen Probleme hin, die ein weiterer 
Ausbau von Elbe, Havel und Saale mit sich bringen 
wird. 

Die Kolleginnen und Kollegen der Fraktionen der 
CDU/CSU und der F.D.P. haben in den Ausschüssen 
eine Beschlußempfehlung vorgelegt, die ein beredtes 
Zeugnis von der mangelnden ökologischen Sensibili-
tät Ihrer Verkehrspolitik ablegt. Sie empfehlen, die 
Vorhaben 

 in 
 Bereich  der Bundeswasserstraßen,,schnellstmöglich durchzuführen'', damit die ost-

deutschen „Wasserstraßen auf europäischen Stand 
gebracht werden". Daß Flüsse zuallererst natürliche 
Gewässer und komplexe Lebensräume sind und erst 
in zweiter Linie Wasserstraßen, ist für Sie kein 
Thema. Schnell muß es gehen; das ist die Hauptsa-
che. Deshalb sehen Sie auch keinen Anlaß zur Ober-
prüfung ökonomischer Eckdaten und der ökologi-
schen Auswirkungen des Vorhabens. 

Und wie um dem Beschluß die Krone aufzusetzen, 
bekennen Sie: „Förderung der Binnenschiffahrt be

-

deutet aber auch, die Wasserstraßen ganzjährig be-
fahrbar zu machen." Das steht in Ihrer Beschlußemp-
fehlung. 

(Zuruf von der SPD: Unsinn!) 

Ich weiß nicht, wer Ihnen hier die Feder geführt hat; 
denn ganzjährige Schiffbarkeit nach europäischem 
Standard heißt ja möglicherweise auch, Euro-Schub-
verbände durch die Elbe zu führen. Dies wäre de 
facto eine Kanalisierung, das, was Sie im Verkehrs-
ministerium Gott sei Dank nicht mehr wollen. Es 
wäre eine umweltpolitische Kriegserklärung an uns, 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Ludger 
Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

wenn Sie die Positionen, die Sie da hineingeschrie-
ben haben, aufrechterhalten wollen. Gott sei Dank 
hat zumindest das Bundesverkehrsministerium in 
dieser Frage eine andere Position. Es hat nie von ei-
nem derartigen Ausbau gesprochen. Sie haben ja 
schon auf die Besprechung des Bundesverkehrsmini-
sters mit den Umweltverbänden am 5. September 
hingewiesen. Da ist das noch einmal gesagt worden. 
Wir haben dem Bundesverkehrsminister auch nie 
vorgeworfen, daß er von einem Ausbau der Elbe im 
Wege von Staustufen redet. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Blank? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Renate Blank (CDU/CSU): Herr Kollege Schütz, ist 
Ihnen bekannt, daß wir bei der Elbe nie von einem 
Vierer-Schubverband gesprochen haben, sondern 
von einem Europaschiff, und ist Ihnen bekannt, wie-
viel Lkw-Transporte durch ein Schiff vermieden wer-
den können? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Ich weiß das, 
Frau Kollegin Blank. Wenn Sie in Ihrer Beschlußemp-
fehlung aber von ganzjährigen Transpo rten auf der 
Elbe und von Euro-Standards sprechen und insoweit 
keine Differenzierung machen, dann müssen wir - 
auch weil die Abladetiefen bei Niedrigwasser so ge-
ring sind - davon ausgehen, daß Sie als Ausschuß da 
heranwollen, während das Verkehrsministerium das 
richtigerweise nicht wi ll. Sie haben da überhaupt 
nicht differenzie rt . Das ist das, was ich Ihnen vor-
werfe. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Positionen, die noch strittig sind und die ich 
nur noch kurz ansprechen will, weil meine Redezeit 
abläuft, sind folgende: Wir sind damit einverstanden, 
daß das Bundesverkehrsministerium bei den Verein-
barungen mit den Umweltverbänden jetzt sagt: Wir 
werden die Hauptverkehre über den Elbeseitenkanal 
ableiten. - Wir möchten aber gerne noch einmal wis-
sen, wie die Ausbaumaßnahmen aussehen - darauf 
hat die Kollegin Schumann vorhin schon hingewie-
sen - und ob dort  Planfeststellungsverfahren oder 
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auch ökologische Prüfungen im Rahmen von UVPs 
passieren. Das ist die erste Frage, zu der ich den Ver-
treter des Bundesverkehrsministeriums um Antwort 
bitte. 

Zweite Frage. Wieso soll, wenn Sie die Elbe nicht 
ausbauen wollen - davon gehen wir ja aus -, immer 
noch die Staustufe auf der Saale bei Rosenburg ge-
baut werden? Das ist eine Frage, die Sie auch noch 
nicht beantwortet haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Drittens - diese Frage berührt den sensibelsten Be-
reich -: Wie soll eigentlich der Ausbau der Havel 
aussehen? Zu Recht gehen Sie davon aus, daß man 
vom Magdeburger Kreuz Richtung Berlin nur über 
den Havelkanal und dann über die Havel weiterge-
hen kann. Die Frage aber ist, wie Sie diesen Ausbau 
ökologisch vernünftig durchführen wollen, wenn Sie 
das nach den Instrumentarien für Projekte der deut-
schen Einheit machen, bei denen Sie die Bürgerbe-
teiligung hinausgeschmissen haben und eine UVP 
nicht durchführen wollen. Ich frage also, wie Sie ge-
rade dieses sensibelste Stück überhaupt der Wasser-
straße in den Griff bekommen wollen und wie Sie 
dieses Projekt der deutschen Einheit auch mit ökolo-
gischen Standards über die Bühne bringen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Elbe, Havel und Saale brauchen keine weiteren 
Redereien mehr, keine Pressekonferenzen und rheto-
rischen Beruhigungspillen. Sie brauchen eine verant-
wortungsvolle Verkehrs- und Umweltpolitik. Sie 
brauchen eine Beschlußempfehlung, so wie Sie sie 
von uns vorliegen haben, bei der wir nämlich gerade 
diese ökologische Sensibilität bei einem Ausbau die-
ser Maßnahmen berücksichtigen. 

Ich bitte Sie, dort  zuzustimmen, nachdem auch der 
Bundesverkehrsminister das getan hat. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Halo Saibold. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich in den vier kurzen Minuten, die mir zur Verfü-
gung stehen, trotzdem einen kleinen Blick nach 
Österreich werfen. Unser Nachbarland ist uns näm-
lich einiges voraus. Während wir hier noch um den 
Erhalt der letzten einigermaßen erhaltenen Flußland-
schaften kämpfen, werden östlich von Wien anstatt 
des dort  ursprünglich geplanten Donaukraftwerkes 
die Donau renaturiert, zugeschüttete Altarme ausge-
baggert, Auwälder erhalten und am 26. Oktober 
1996 das ganze Gebiet zum Nationalpark ausgewie-
sen. Die Schiffahrt geht ungehindert weiter, und eine 
touristische Nutzung wird angestrebt. 

Bei uns dagegen muß immer noch um den Erhalt 
der freifließenden Donau gekämpft werden. Staats

-

sekretär Carstens hat mir inzwischen zweimal in die-
sem Jahr schriftlich bestätigt, daß die Streckenlei-
stungsfähigkeit aller Wasserstraßen, also sowohl der 
Elbe und der Havel als auch der Donau, ausreicht, 
um das bis 2010 prognostizierte Verkehrsaufkommen 
zu bewältigen. Im Klartext und um es laut und deut-
lich zu wiederholen: Die ohnedies mehr als groß-
zügig vorausgesagten Transportmengen auf unseren 
Flüssen können schon beim jetzigen Ausbauzustand 
transportiert werden. 

Warum reden, streiten und kämpfen wir dann 
überhaupt um die weitere Zerstörung der Donau und 
der Elbe? Ganz einfach: Es soll mit sehr viel nicht vor-
handenem Geld und ohne Rücksicht auf die Natur 
die sogenannte Wirtschaftlichkeit des Transports auf 
diesen Flüssen gesteigert werden. Das versteht nie-
mand. Diese Steigerung würde auch anders gehen, 
ohne Totalzerstörung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Was heißt in diesem Zusammenhang „Wirtschaft-
lichkeit"? Wem dient diese, und wie hoch ist der 
Preis dafür? Natürlich lassen sich mit selbstgefälligen 
Prognosen und selbstgefälschten Statistiken wunder-
bare Vemebelungsaktionen durchführen. Auch mit 
den Kosten und Preisen läßt sich gut jonglieren. Was 
dabei allerdings auf der Strecke bleibt, ist der Wert 
von Auwäldern, hochrangigen europäisch interes-
santen Schutzgebieten und der Wert der Heimat, der 
sich eben nicht in Zahlen ausdrücken läßt. Eben die-
ser Wert von Heimat und Natur nimmt ständig zu 
- Herr Kalb kann davon ein Lied singen -, weil sich 
zum Glück immer mehr Menschen dieses Wertes be-
wußt werden und es deshalb ablehnen, daß eine 
noch einigermaßen intakte Natur unwiederbringlich 
und auch dazu noch unsinnigerweise zerstört wird. 
Die sogenannte Wirtschaftlichkeit kann auch auf der 
freifließenden Donau ohne Staustufen und ohne zu-
sätzlichen Kanal erhöht werden. 

Diese Tatsache hat offensichtlich dazu geführt, daß 
in letzter Zeit - so scheint es - ein gewisses politi-
sches Umdenken bei den derzeit Regierenden festzu-
stellen ist. Offensichtlich gibt es einen neuen Trend. 
Die Regierung denkt um und überrascht ihre Abge-
ordneten, die nach wie vor am alten Zopf festhal-
ten - Frau Blank hat es gerade bestätigt - im Zusam-
menhang mit dem Elbebeschluß. Der Totalausbau 
der Donau scheint erfreulicherweise zumindest im 
Verkehrsministerium nicht mehr oberste Priorität zu 
haben. 

Am 8. Oktober 1996 hat der CSU-Fraktionsspre-
cher des Bayerischen Landtags, Alois Glück, gesagt: 

Wenn für die Schiffahrt nur an 20 Tagen im Jahr 
eine Wassertiefe von 2,80 m notwendig sein 
sollte, muß genau abgewogen werden, ob dafür 
zwei Staustufen sinnvoll sind. 

Selbst der bisherige Betonkopf Wiesheu hat am 
4. Oktober erklärt, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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für ihn würde die Welt nicht untergehen, wenn die 
Fahrrinne nicht so tief ausgebaut werden würde. Er 
sagte außerdem, Ministerpräsident Stoiber sei seiner 
Meinung. Man glaubt es kaum: Selbst in der CSU be-
wegt sich etwas, auch wenn Sie das noch nicht ka-
piert haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Diese neue Entwicklung war jedoch bei der Bera-
tung unseres Antrags in den Ausschüssen nicht ab-
sehbar. Um das bereits genannte Umdenken zumin-
dest hier in Bonn nicht zu stören, wollen wir unseren 
Antrag nicht zur Endabstimmung stellen, sondern 
die Rücküberweisung der Beschlußempfehlung an 
die Ausschüsse beantragen. Do rt  wird es dann auch 
möglich sein, über den von mir eingangs genannten 
Wert noch einmal ernsthaft zu reden, neue Untersu-
chungen einzubeziehen und diese in die politische 
Meinungsbildung mit einfließen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
wäre kontraproduktiv für alle Parteien, den vorlie-
genden Beschlußempfehlungen zum jetzigen Zeit-
punkt zu folgen. Ich bin sicher, daß wir hier in 
Bonn - - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
das geht nicht. Ihre Redezeit ist abgelaufen. Bi tte 
kommen Sie zum Schluß. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut, 
dann komme ich zum Schluß. - Ich bin sicher, daß 
Ministerpräsident Stoiber und andere ein zweites 
Hainburg oder ein zweites Wackersdorf an der Do-
nau nicht riskieren wollen. Die Zeitung „Natur" ruft 
zur Rettung der Donau auf. Ich kann Ihnen die Zei-
tung gerne überlassen. Wir wollen das erreichen und 
bitten Sie deshalb, unserem Überweisungsantrag zu-
zustimmen. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
die Abgeordnete Lisa Peters. 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Herren 
und meine Damen! Liebe Kollegen und Kolleginnen! 
Wir haben heute wieder einmal die Möglichkeit, in 
einem Rundumschlag von fünf Minuten - für mich je-
denfalls - die gesamten Möglichkeiten und Vari an

-ten des Ausbaus der Elbe, der Havel und der Saale 
und auf Teilstrecken auch der Donau darzustellen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das schafft sie!) 

Daß das nicht umfassend möglich ist und ich mich 
deshalb auf wenige Aussagen zur Binnenschiffahrt 
beschränken muß, ist völlig klar. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Ja, es dauert 
40 Jahre, und wir machen es in fünf Minu -

ten!)  

Die F.D.P.-Fraktion und auch ich meinen es ernst 
mit der Aussage, daß in Zukunft mehr Güter umwelt-
verträglich auf Binnenschiffen befördert werden 
müssen. Hier helfen keine Sonntagsreden und wie-
derholte Beteuerungen, sondern hier müssen Taten 
folgen, 

(Zuruf des Abg. Dietmar Schütz [Olden

-

burg] [SPD]) 

und das heißt, Herr Schütz, daß Planungen auf den 
Weg gebracht und Ausbaumaßnahmen ausgeführt 
werden müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dabei ist völlig selbstverständlich, daß ein Ausbau 
nur umweltverträglich erfolgen kann. Daß alle Pla-
nungsvorhaben die Umweltverträglichkeitsprüfung 
erforderlich machen, ist doch wohl klar. Ich denke, 
daß das möglich ist, wenn alle Planungsbehörden 
ihre Arbeit beschleunigen - darauf lege ich großen 
Wert - und sorgfältig erledigen. Denn wir haben in 
Deutschland aufgeklärte Bürgerinnen und Bürger, 
die grundsätzlich klagen. Das ist für mich selbstver-
ständlich. Deshalb brauchen wir gerichtsfeste Pla-
nungen. Solche Planungen sind - ich weiß nicht, ob 
Herr Fischer noch da ist - nicht immer gut gelaufen; 
ich erinnere nur an die Planungen in Hamburg. Da-
durch dauert alles länger. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Peters, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Altmann? 

Lisa Peters (F.D.P.): Ich weiß nicht, ob Sie etwas 
fragen wollen, was ich noch sagen möchte, Frau Alt-
mann. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
die Zwischenfrage? 

Lisa Peters (F.D.P.): Bitte schön. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Peters, wir kennen uns nun schon lange 
und wollen gemeinsam die Binnenschiffahrt stärken. 
Aber jetzt muß ich einmal fragen: Gehört dazu nicht 
auch, daß die Binnenschiffahrt größere Chancen be-
kommt und daß die Konkurrenz besonders durch den 
Lkw dadurch entschärft werden muß, daß die Preise 
für Transporte auf der Straße erhöht werden? 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 
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Lisa Peters (F.D.P.): Frau Altmann, darauf heben 
Sie immer wieder ab. Ich sage nun nicht ja dazu, son-
dern ich sage dazu: Wir müssen das ins Verhältnis 
setzen. Sie wollen die Binnenschiffahrt fördern und 
auch die Bahn in ein besseres Licht bringen. Ich be-
antworte das heute nicht mit Ja; aber ich kann eini-
gen Dingen bei Ihnen etwas abgewinnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will  fortfahren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Hane-
winckel? 

Lisa Peters (F.D.P.): Nein, das kommt gleich. Ich 
darf noch ein bißchen fortfahren, Frau Kollegin 
Hanewinckel? 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Sie hat 
doch jetzt zehn Minuten Zeit zum Reden 

gehabt!) 

Man muß nicht immer wieder erwähnen, daß die 
Ökonomie und die Ökologie dabei nur Pa rtner sein 
können. Dies vorausgeschickt, stelle ich fest, daß ge-
rade beim Ausbau von Wasserstraßen die Zukunft 
eine Rolle spielt. Wasserstraßen mit allen Bauwer-
ken, mit Brücken und Schleusen, werden nicht für 
heute und nicht für 2005, sondern für zwei bis drei 
Generationen, für 50 bis 80 Jahre gebaut und meist 
nicht verändert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dies haben wir in dieser Woche in Berlin sehr an-
schaulich wahrnehmen können. Wir waren ja da. Un-
sere Vorfahren haben weit vorausgedacht und haben 
Schleusen gebaut, die heute teilweise noch voll zu 
nutzen sind. Wir sind genauso gehalten, für die Zu-
kunft, für die nächsten zwei bis drei Generationen, 
im voraus zu denken. Dann wird auf unseren wich-
tigsten Flüssen und Kanälen - ich sage bewußt: wich-
tigsten - das größte Schiff von 110 Metern Länge fah-
ren. 

Auch in der Binnenschiffahrt kann nur transpor-
tiert und abgeladen werden, wenn die Frachtraten 
auskömmlich sind. Sie müssen gerade auch für die 
Partikuliere und ihre Fami lien auskömmlich sein. Ich 
weiß, daß besonders von Partikulieren in vielen Jah-
ren noch kleinere Schiffe gefahren werden. Aber 
wenn ein neues Schiff gekauft oder ein gebrauchtes 
erworben wird, dann wird es größer sein, weil die 
Rentabilität des Fahrens gegeben sein muß. 

Auf unseren Flüssen wird auch in 20 Jahren noch 
Schüttgut gefahren werden. Baustoffe, Kohle und 
landwirtschaftliche Produkte werden weiterhin lose 
befördert werden. Aber die mittelfristige Zukunft ge-
hört einfach dem Containerschiff, auch auf Binnen-
gewässern. Hier wird sich diese Beförderungsart 
durchsetzen, genau wie sie sich in den letzten 
20 Jahren im Seeverkehr durchgesetzt hat und nicht 
mehr wegzudenken ist. Wir haben heute Techniken, 
die umweltverträgliches Bauen ermöglichen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
ich muß Sie fragen, ob Sie jetzt die Zwischenfragen 
erlauben. 

Lisa Peters (F.D.P.): Ja, bitte. 

Horst Kubatschka (SPD): Frau Kollegin, weil Sie 
gerade die Containerschiffe ansprechen: Wissen Sie, 
daß Containerschiffe eine Wassertiefe von maximal 
zwei Metern haben und daß bei Containerschiffen 
nicht die Tiefe, sondern die Brücken entscheidend 
sind? Bei der Durchfahrhöhe der Brücken müßten wir 
ansetzen, so daß wir bei der Donau mit einer Wasser-
tiefe von ungefähr 2,20 Metern auskommen und 
Containerschiffe einsetzen und sie auch voll beladen 
könnten. 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Kubatschka, Sie werden 
bemerkt haben, daß ich nicht von Wassertiefen, nicht 
von 2,20 Metern, 2,50 Metern oder 2,80 Metern ge-
sprochen habe, sondern von Umweltverträglichkeit. 
Dann ergibt sich das von selbst. Ich weiß schon, daß 
wir derzeit in der Regel nur zweifach laden können, 
also zwei Container übereinander, und daß viele 
Brückenanhebungen oder Straßenveränderungen 
nötig sein werden, wenn in Zukunft dreifach über-
einander geladen wird. Ich habe mir aber auch sagen 
lassen, daß bei modernen Schiffen manches anders 
möglich ist. Ich gebe ja nur zu bedenken - ich 
glaube, da sind wir einer Meinung -: Wenn man Stra-
ßen verändern muß, wenn man Brücken aus ande-
rem Grunde verändern muß - wir wissen aus dem 
Verkehrsausschuß, daß wir noch viele Brücken ver-
ändern müssen; da sind auch Brücken dabei, die 
über Wasserstraßen gehen -, dann kann m an  dies 
bitte schön mit berücksichtigen. Ich habe eben ge-
sagt: Wir bauen für die nächsten 50 bis 80 Jahre. Da 
können wir doch heute nicht ganz klein denken und 
nur fragen: Was ist heute da, was schippert heute auf 
den Flüssen herum? Man muß das einfach mit be-
rücksichtigen, und dazu gehört für mich auch die 
Containerfracht auf Binnengewässern. Ich glaube, 
darauf können wir uns einigen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Und kann dann 
auch die Kollegin Hanewinckel ihre Zwischenfrage 
stellen? 

Lisa Peters (F.D.P.): Bitte. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
werden 20 Minuten Redezeit!) 

- Das liegt an  Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zuruf von der F.D.P.: 
Wer etwas weiß, kann etwas sagen!)  

Christel Hanewinckel (SPD): Frau Kollegin Peters, 
ich habe schon zu Beginn Ihrer Rede mit großem In-
teresse gehört, daß auch Sie gesagt haben, der Aus-
bau von Flüssen - ich möchte speziell auf die mittlere 
Elbe zu sprechen kommen - müsse umweltverträg-
lich gestaltet werden. Da sind wir uns einig. Wenn 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 
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worden ist, können wir weiter darüber reden, wie 
diese bestimmten Strecken schiffbar gemacht wer-
den können oder müssen. Ist Ihnen bewußt, daß es 
für den Umbau bzw. den Ausbau der mittleren Elbe 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung gibt und daß 
wir diesen Antrag unter anderem eingebracht haben, 
damit das erst einmal passiert? Wenn Sie auch dieser 
Meinung sind, müßten Sie, denke ich, unserem An-
trag heute zustimmen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Lisa Peters (F.D.P.): Dem Antrag werde ich nicht 
zustimmen. Ich komme im Verlauf der nächsten zwei 
Minuten in meiner Rede noch darauf und spreche 
noch kurz an, was Minister Wissmann kürzlich zum 
Ausbau der Elbe und besonders zum Ausbau des El-
beseitenkanals gesagt hat. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Es geht 
um die Elbe, nicht um den Elbeseitenka

-

nal!) 

- Die mittlere Elbe. - Daraus ergibt sich einiges. Was 
die mittlere Elbe betrifft, so gehe ich davon aus, daß 
heute nichts mehr möglich ist, was nicht umweltver-
träglich ist. Da sind wir, glaube ich, einer Meinung. 
Es wird sich alles ergeben, wenn Sie anfangen wol-
len zu bauen. Das ist völlig klar. 

(Zuruf der Abg. Gila Altmann [Aurich] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Unruhe 

beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und meine Herren, dabei werden 
sich aber nicht nur die Schiffe den Flüssen anpassen 
müssen, wie es die Grünen fordern. Frau Altmann, 
Sie wissen, daß ich da nicht mit Ihnen konform gehe. 
Es ist schon möglich, natürlichen Ausbau und ökolo-
gischen Fortschritt zu verbinden. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wollen - das sage ich für die Liberalen ganz 
klar -, daß Tiere und Pflanzen ihre Lebensräume und 
Standorte behalten. Ich bin Bäuerin, ich weiß schon, 
wovon ich spreche. 

Wir wissen aber auch, daß in unseren Landschaf-
ten an den Flüssen Menschen wohnen, die arbeiten 
und leben wollen. Es ist unsere Pflicht, Arbeitsplätze 
zu schaffen; wir dürfen nicht nur als Verhinderer auf-
treten. Tatsache ist, daß in den neuen Ländern in den 
letzten 20 Jahren kein Ausbau von Wasserstraßen 
stattgefunden hat. Jetzt sollen und müssen wir auch 
diese Regionen vernünftig und wirtschaftlich an Bin-
nenwasserstraßen anbinden. 

Außerdem sind die Verbindungen in die osteuro-
päischen Lander herzustellen. Die zukünftigen Han-
delsbeziehungen, meine Damen und Herren, werden 
über die Havel, die Elbe und die Spree nach Berlin 
und dann hinaus in den Osten gehen und auch in 
Passau an der Donau nicht haltmachen. Darüber sind 
wir uns völlig klar. Wie wir dahinkommen, wird sich 
in den nächsten fünf Jahren zeigen. Ich spreche mich 
für sorgfältige Prüfungen aus. 

Auch der Vorschlag von Minister Wissmann zum 
Ausbau der Elbe, des Mittelland- und des Elbeseiten-
kanals kann nicht sofort verdammt werden, wie es im 
ersten Moment geschehen ist. Er muß diskutiert, be-
rechnet und geprüft werden. Es geht deshalb nicht 
an, eine Ablehnung schon auf dem Vorweg zu tref-
fen, mit dem Argument, dort  sind Schleusen- und Ka-
nalgebühren fällig. Da kann man, denke ich, über 
Veränderungen nachdenken. 

Die F.D.P.-Fraktion richtet bei den Baumaßnahmen 
den Blick in die Zukunft. Wir bauen für 50 Jahre, 
nicht nur für heute, und wir werden a lles tun, damit 
die Lebensräume erhalten bleiben. Das ist auch mög-
lich. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention erteile ich jetzt der Abgeordne-
ten Steffi Lemke. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Peters, ich habe sehr aufmerksam zugehört, wie Sie 
mehrfach ausgeführt haben, daß Ihrer Ansicht nach 
der Ausbau von Flüssen heutzutage nur noch nach 
Planfeststellung mit Umweltverträglichkeitsprüfung, 
nach eingehender Prüfung passieren darf. 

Ich muß noch einmal auf die Elbe zurückkommen. 
Ist Ihnen bewußt, daß genau für das, was an der mitt-
leren Elbe an Ausbauplanungen passiert, weder eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung noch ein Planfest-
stellungsverfahren nach bundesrepublikanischen 
Maßstäben vorliegt und das Bundesamt für Natur-
schutz genau diese Ausbaumaßnahmen, die jetzt 
dort  stattfinden, als umweltunverträglich bezeichnet 
hat? Wenn ich richtig informiert bin, ist das Bundes-
amt für Naturschutz die Fachbehörde des Umwelt-
bundesministeriums. Ich denke, daß es bei solchen 
Planungen zur fachlichen Beratung dienen sollte. 
Das ist dort  schlicht und einfach nicht passiert. Do rt 

 wird nach Plänen von 1936 ausgebaut! 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: So ist 
es!) 

Sie können mir doch nicht erzählen, daß diese Pläne 
von damals auch nur irgend etwas mit heutigen Maß-
stäben von Ökologie zu tun haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ich kann nicht verstehen, wenn Sie solche Maß-
stäbe anlegen, wie Sie hier vorgetragen haben, daß 
Sie dann diesen Ausbauplanungen zustimmen kön-
nen. 

Fahren Sie hin! Schauen Sie sich das an! Nehmen 
Sie die Kollegin Blank mit, die gesagt hat, sie konnte 
sich 1992 die Buhnen anschauen. Die haben do rt 

 überhaupt nichts behindert. 1992 ist das schön gewe-
sen. Diese Buhnen werden jetzt fast bis zur Mitte des 
Flusses vorangetrieben. Da können Sie sich dem-
nächst nichts mehr anschauen. Gehen sie vor Ort 
und schauen Sie sich das an, was an Uferschotterung 
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und Uferzerstörung im Augenblick do rt  betrieben 
wird. Sehen Sie sich das an! Sie haben die Bilder von 
Herrn Dörfler vom BUND inzwischen wahrscheinlich 
auch bekommen. Das ist nicht umweltverträglich, 
und das ist auch keine Ausbau- oder Instandset-
zungsmaßnahme, wie es immer genannt wird, das ist 
eine massive Flußzerstörung, die dort  zur Zeit statt-
findet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nun hat das 
Wort  die Abgeordnete Frau Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Den ersten Teil des Ent-
schließungsantrages der Mehrheit des Verkehrsaus-
schusses zum Ausbau von Elbe, Havel und Saale 
kann sogar ich unterschreiben. Sie wollen die um-
weltfreundlicheren Verkehrsträger Bahn und Schiff-
fahrt stärken, um eine Verlagerung von Verkehr von 
der Straße auf diese Verkehrsträger zu fördern. Nur 
darf es einfach nicht länger bei Absichtserklärungen 
bleiben. 

Wenn man sich ansieht, wie der Weg ist, der do rt 
 beschrieben wird, auch in dem Entschließungsan-

trag, dann muß ich sagen, er weist in eine Richtung, 
die ich nicht teilen kann. Da steht nämlich, daß die 
vorhandenen Engpässe des Wasserstraßennetzes 
und insbesondere die weitgehend vernachlässigten 
ostdeutschen Wasserstraßen auf den europäischen 
Standard gebracht werden müssen. Da fragt sich 
schon, was europäischer Standard ist. 

Es drängt sich die Frage auf, von welcher Binnen-
schiffahrt hier eigentlich die Rede ist. Was Sie för-
dern, sind die Großreedereien mit den immer größer 
werdenden Euroschiffen, gegen die ein selbständi-
ger Binnenschiffer ohnehin keine Chance hat. Sie 
tragen somit dazu bei, daß die ohnehin schon sehr 
ausgeprägte Unternehmenskonzentration in der Bin-
nenschiffahrt weiter verschärft wird. Wir aber mei-
nen, die Binnenschiffahrt ist als Güterverkehrsträger 
unter ökologischen und ökonomischen Gesichts-
punkten dann unschlagbar, wenn sie sich in der 
Wahl der Schiffstypen den natürlichen Gegebenhei-
ten anpaßt. 

(Beifall bei der PDS) 

Der Anfang September vereinbarte Kompromiß 
zwischen Verkehrsminister Wissmann und verschie-
denen Naturschutzverbänden zum Ausbauverzicht 
bei der Mittelelbe und zur Verlagerung des Ver-
kehrs auf den Elbeseitenkanal ist ein richtiger und 
ermutigender Schritt für die Bemühungen zum Er-
halt und zur Wiederherstellung naturnaher Fließge-
wässer. Es zeigt sich, daß sich außerparlamentari-
scher Widerstand lohnt, wenn er denn gebündelt 
wird und viele Partner hat. Manchmal verhelfen of-
fenkundig auch knappe Kassen zu ökologisch ver-
nünftigeren Lösungen. 

Dieser Erfolg darf allerdings nicht darüber hinweg-
täuschen, daß weiterhin erhebliche Eingriffe in den 
Flußlauf der Elbe stattfinden. Zur Zeit werden - das  

ist schon angesprochen worden - bei Dessau, mitten 
im Biosphärenreservat, Strombaumaßnahmen durch-
geführt - nebenbei bemerkt, darauf wies Kollegin 
Lemke schon hin, nach Plänen von 1936. Durch den 
Bau von Buhnen wird die Fließgeschwindigkeit des 
Flusses künstlich erhöht, der sich dann tiefer in das 
Bett eingräbt und somit den Grundwasserspiegel der 
angrenzenden Auenwälder senkt. 

Die Elbtalaue ist ein ländlich geprägter, struktur-
schwacher Raum mit relativ hohen Anteilen der 
Landwirtschaft und des Tourismus an der Gesamt-
entwicklung. Einen Besuch im Wörlitzer Park kann 
ich nur wärmstens empfehlen. Das wichtigste Zu-
kunftskapital entlang der Elbe ist die intakte Natur 
mit einem sanften Tourismus und einer dem Fluß an-
gepaßten Schiffahrt. Ordnungsgemäße Planfeststel-
lungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung 
sind daher mehr als geboten. 

Auch darf ein Ausbau von Mittelland- und Elbe-
Havel-Kanal nicht dazu führen, daß vor allem in 
Brandenburg schützenswerte Natur zerstört wird. 
Die mittlere Elbe zu schützen, damit aber gleichzei-
tig eine Begradigung der Spree mit einem Neubau 
der Schleuse Charlottenburg in Kauf zu nehmen, 
wäre ein mehr als fragwürdiger Erfolg. Es ist heute 
dringend notwendig, gründlich und sachlich über Al-
ternativen nachzudenken, sich alles genau anzu-
schauen, wie wir das unter anderem am Montag in 
Berlin gemacht haben, vorhandene Gutachten ernst 
zu nehmen und dann erst zu entscheiden. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt Herr Kollege Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Vor einem Jahr ha-
ben wir bereits dieses Thema im Deutschen Bundes-
tag beraten. Ich verhehle nicht, daß diese Debatte 
nicht nur hier, sondern auch in verschiedenen Orten 
entlang der Donau realistisch, nüchtern und sachlich 
geführt wird - außer wenn man von Gott weiß woher 
aus der Bundesrepublik Deutschland kommt, um 
Angst zu machen, aufzuwiegeln und die Leute in 
Schrecken und Panik zu versetzen. Das finde ich 
nicht gut; dagegen gehört entschieden angegangen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD - Zuruf vom 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es sollte eigentlich völlig außer Frage stehen, die 
Donau als Binnenwasserstraße so auszubauen, daß 
dort  in Zukunft Gütertransportverkehr wirtschaftli-
cher vorgenommen werden kann, also so, daß es sich 
insgesamt gesehen rechnet. Daran soll gearbeitet 
werden. Darauf aufbauend finden momentan ja ver-
schiedene Berechnungen statt und sind wissen-
schaftliche Gutachten in Auftrag gegeben worden, 
die in Kürze vorliegen werden. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Kubatschka? 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Ja, gern. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Kollege Hinsken, 
Sie sprechen gerade davon, daß aus der ganzen Re-
publik Personen an die Donau anreisen, um Angst 
und Schrecken zu verbreiten. Würden Sie zu diesen, 
die anreisen und Angst und Schrecken verbreiten, 
auch den CSU-Ortsverband Osterhofen zählen, der 
damit gedroht hat, beim nächsten Mal keinen Wahl-
kampf mehr für die CSU zu machen, oder die 15 der 
17 Gemeinden an der Donau, die sich gegen den Do-
nauausbau in dieser Form ausgesprochen haben? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf von der 

SPD: Alles ehrenwerte CSU-Mitglieder!) 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Ku-
batschka, wenn man an der Donau wohnt, dann 
braucht man, wie ich meine, nicht anzureisen; dann 
gehört man dazu. Das könnten auch Sie wissen. 
Osterhofen liegt an der Donau. Sicherlich werden die 
Bedenken, die von dieser Seite eingebracht werden, 
ernst zu nehmen sein. So sind wissenschaftliche Gut-
achten in Auftrag gegeben worden, die überprüfen 
sollen, ob man an den staugestützten Lösungen fest-
halten muß oder diese durch flußbauliche Maßnah-
men ersetzt werden können. Dabei geht es meiner 
Meinung nach sowieso nur darum, ob man auf die 
obere Staustufe in Waltdendorf verzichten kann, da 
man auf die untere Staustufe in Osterhofen ohnehin 
nicht verzichten kann. Das wird das Gutachten, das 
uns in Kürze mit genauen Zahlen an die Hand gege-
ben wird, zeigen. Dann hoffe ich schon und baue in 
gewisser Hinsicht darauf, daß man auch bereit ist, 
das zu akzeptieren, was unter dem Strich an Ergeb-
nissen vorliegt. 

Schließlich geht es darum - daran lasse ich kei-
nen Zweifel -, daß wir an einer Abladetiefe von 
2,50 Metern festhalten müssen. Das heißt also, daß 
eine Fahrrinnentiefe von 2,80 Metern erforderlich ist. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sehen Sie, da ist Herr Wiesheu ande

-

rer Meinung!) 

- Sicher ist das erforderlich. 

Frau Kollegin Saibold, Sie haben vorhin die Situa-
tion unterhalb Wiens genannt. Es steht doch fest, und 
zwar für jeden, daß bei einem Gütertransport, der auf 
dem Schiff vom Schwarzen Meer gegebenenfalls bis 
Frankfurt  oder bis zur Nordsee vorgenommen wird, 
ohne Schwierigkeiten Transpo rte bis Passau/Vilsho-
fen möglich sind. Dann kommt diese Engstelle zwi-
schen Vilshofen und Straubing. Gerade an dieser 
Engstelle müssen einige Korrekturen vorgenommen 
werden, wobei ich der Meinung bin, daß man die 
Ausbaustandards überprüfen sollte. Da hat sich zwi-
schenzeitlich einiges bewegt,  

(Zuruf der Abg. Elke Ferner [SPD]) 

nämlich daß man von der Breite abgerückt ist und I 
gesagt hat: Viererschubverbände müssen sich nicht 
unbedingt auf der ganzen Länge hier begegnen kön-
nen, sondern hier kann es auch zu einem abgestimm-
ten Begegnungsverkehr kommen. Auch dieses Zuge-
ständnis ist bereits da. 

(Zustimmung des Abg. Werner Kuhn [CDU/ 
CSU]) 

Wenn die Ergebnisse vorliegen, ob man an der 
staugestützten Lösung festhalten muß oder ob man 
gegebenenfalls die wasserbauliche Lösung favori-
siert und durchziehen kann, dann sollten wir bereit 
sein, das zu akzeptieren, daraus Schlüsse zu ziehen 
und auch eine Entscheidung, die uns von Wissen-
schaftlern fundiert an die Hand gegeben wird, nach 
außen und nach vorne zu tragen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zwischen-
frage der Kollegin Saibold, bitte. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Hinsken, wenn ich Ihren Ausführungen folge, kann 
ich eigentlich davon ausgehen, daß Sie unserem 
Überweisungsantrag zustimmen würden. Denn wir 
wollen, daß dieses Gutachten, obwohl wir den Auf-
trag dafür nicht bekommen haben, weil er geheimge-
halten wurde, noch in die weiteren Überlegungen 
einbezogen werden kann. Ich glaube, es ist wirklich 
nicht in Ihrem Sinne, daß man das jetzt alles ablehnt. 
Sie würden damit beweisen, daß die Abgeordneten 
aus Niederbayern und aus den Koalitionsfraktionen 
unnachgiebiger, unbeweglicher, unflexibler sind als 
selbst Wiesheu. 

(Renate Blank [CDU/CSU]: War das eine 
Frage?) 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Hier bin ich anderer 
Meinung. Wir brauchen diese Anträge nicht zur er-
neuten Beratung in den Ausschuß zu überweisen. 
Wir haben darüber bereits umfangreich diskutiert. 
Daraus resultierend wurden diese wissenschaftlichen 
Gutachten in Auftrag gegeben. Es steht fest, daß so-
wohl die Bayerische Staatsregierung als auch der 
Bundesverkehrsminister im Wo rt  stehen, daß das, 
was an Ergebnissen vorliegt, nicht unter den Tisch 
fällt, sondern in die Entscheidungsfindung einbezo-
gen wird. Wenn diese Entscheidung gefällt ist, sollte 
sie auch getragen werden, nachdem ich das glaube, 
was die in diesem Zusammenhang beauftragten Wis-
senschaftler uns an die Hand geben. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ich glaube, wir müssen doch warten, 
bis euch das Geld ausgeht!) 

Das heißt für mich: Heute sollte darüber abge-
stimmt werden, ob diese Entschließungsanträge wei-
tergegeben werden oder nicht. Ich plädiere dafür, 
daß sie nicht weitergegeben werden. 
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Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt spricht der 
Kollege Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir Deut-
schen fordern: Stoppt die Zerstörung des Regenwal-
des! Den eigenen Regenwald, den Auwald, wollen 
wir aber zerstören. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir geben dreistellige Millionenbeträge für den Er-
halt des Regenwaldes aus, aber Betonkopf Wiesheu 
will  die Donau zerstören. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach was!) 

In Bayern sind wir stolz auf eine Landesgarten-
schau zum Thema „Revitalisierung eines Flusses in 
der Stadt", aber Betonkopf Wiesheu wi ll  die Donau 
zerstören. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Baden-Württemberg gibt hohe Beträge für den 
Rückbau der oberen Donau aus. Aber Betonkopf 
Wiesheu will  die Donau zerstören. 

Unsere österreichischen Nachbarn errichten den 
Nationalpark Donauauen. Aber was wi ll  Betonkopf 
Wiesheu? - Die Zerstörung der Donau. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Pfui! - 
Ernst  Hinsken [CDU/CSU]: Frau Präsiden

-

tin !) 

Die Donau zwischen Straubing und Vilshofen ist 
etwas Einmaliges, eine Art  Arche Noah. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So kann nur 
einer reden, der die Gegend gar nicht 

kennt!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Ku

-

batschka, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Hinsken? 

Horst Kubatschka (SPD): Selbstverständlich. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Ku-
batschka, würden Sie auch SPD-Abgeordnete, die 
den Donauausbau positiv beurteilen, als Betonköpfe 
bezeichnen, wie Sie dies beim Herrn Kollegen Wies

-

heu getan haben? 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Kollege Hinsken, 
Sie wissen, daß es einen einzigen SPD-Landtagsab-
geordneten gibt, der dieser Meinung ist. Mit dem ha-
ben wir uns auseinandergesetzt. Nachdem er aber 

auf diesem Gebiet nicht beweglich war, ist er für 
mich auch ein Betonkopf. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine weitere 
Zwischenfrage? - Bitte. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Ku-
batschka, pflichten Sie mir bei, daß es ein schofeli-
ges, unseriöses Verhalten gegenüber Parteikollegen 
ist, das Sie eben an den Tag gelegt haben? 

(Lachen bei der SPD - Zuruf der Abg. 
Ingrid Matthäus-Maier [SPD]) 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Kollege, Sie haben 
diese Antwort herausgefordert. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Seit wann sind die 
Bayern so empfindlich?) 

Wenn Leute dafür eintreten, die Donau in zwei Stu-
fen mit viel Beton auszubauen, dann sitzen sie für 
mich im gleichen Boot und verdienen die gleiche Be-
zeichnung wie Herr Wiesheu. Ich würde gerne bei-
den eine andere Bezeichnung geben, wenn sie an-
fangen würden, lernfähig zu werden. Sie sind es aber 
nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Frage des Kollegen Kalb? - Bitte. 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Herr Kollege Ku-
batschka, wirft dies ein Licht auf das Demokratiever-
ständnis der niederbayerischen SPD, wenn m an  sich 
so äußert, wie Sie es beispielsweise getan haben, 
oder wenn man sich so wie die Landesvorsitzende 
der SPD verhält? Sie hat heute in Osterhofen eine 
Pressekonferenz abgehalten, zu der der Abgeord-
nete Hermann Niedermeier, der in dieser Frage eine 
etwas andere, aber wohlgemerkt fachkundigere Mei-
nung hat, weil er berufliche Voraussetzungen dieser 
Art  mitbringt, gar nicht erst eingeladen wurde. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Kollege Kalb, es 
stimmt, der Kollege aus Deggendorf ist Wasserbauer. 
Er hat dies gelernt vor 30, 40 Jahren. Seitdem haben 
sich die Erkenntnisse des Wasserbaus grundlegend 
geändert. Ich bin von Beruf Gewässergütler, techni-
scher Chemiker. Wir haben den Fluß an  dieser Stelle 
untersucht; wir haben genaue Erkenntnisse gesam-
melt. Wir sind näher am Puls der Zeit, an dem, was 
für unsere Umwelt und auch für unsere niederbayeri-
sche Heimat notwendig ist, als der Kollege Nieder

-

meier, der nach meiner Meinung weiter auf seinen 
Irrtum besteht. Ich kann ihm nicht helfen und teile 
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seine Meinung nicht; ich werde aber weiter versu-
chen, ihn zu überzeugen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 

[PDS]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es liegen noch 
zwei Wünsche nach Zwischenfragen vor. Ich bitte 
aber alle Kollegen, daran zu denken, daß wir noch 
eine sehr lange Tagesordnung vor uns haben. - Bitte. 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Gehe ich recht in 
der Annahme, daß Sie sich als der bessere SPD-Nie-
derbayer verstehen? 

(Widerspruch bei der SPD) 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Kollege Kalb, ich 
halte diese Frage für sehr billig. Ich halte niemanden, 
der anderer Meinung ist, für einen besseren oder 
schlechteren Sozialdemokraten. Ich sage: Wir sind 
auf diesem Gebiet fachlich einer anderen Meinung, 
und diese Meinungsverschiedenheit haben wir aus

-

gestritten. Der Kollege war aber nicht zu überzeu-
gen. Die Mehrheit der Fraktion im Landtag - einer 
gegen den Rest - ist anderer Meinung. Es spricht für 
die Kultur der SPD, daß wir diese Einzelmeinung gel-
ten lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werde mich auch dafür einsetzen, daß der Kol-
lege Niedermeier diese Meinung auch weiterhin als 
Betonkopf vertreten kann. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Als Betonkopf 
haben Sie ihn bezeichnet!) 

- Ja, das muß ich nach wie vor sagen. Aber ich werde 
dafür kämpfen, daß er seine Meinung sagen kann, 
auch wenn ich sie nicht teile. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Kubatschka, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Blank? 

Horst Kubatschka (SPD): Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Renate Blank (CDU/CSU): Herr Kollege Ku-
batschka, ist Ihnen eigentlich bekannt, daß die SPD 
dem Donauausbau, der im Bundesverkehrswegeplan 
vorgesehen ist, zugestimmt hat und damals keine 
Anmerkungen gemacht hat? 

Die zweite Frage: Sind Sie damit einverstanden 
- nachdem Sie viele Leute als Betonkopf bezeich-
nen -, daß wir Sie dann als Holzkopf bezeichnen 
oder daß wir Ihr ganzes Gerede - auf bayrisch ge-
sagt - als G'schmarri bezeichnen? 

Horst Kubatschka (SPD): Frau Kollegin, zum einen 
habe ich nur zwei Personen als Betonköpfe bezeich

-

net, und den einen hat sogar der Kollege Hinsken 
geoutet. Ich habe das nicht gemacht. 

(Beifall bei der SPD - Heiterkeit bei der 
CDU/CSU) 

Dann regt er sich darüber auf, daß ich ihn in dasselbe 
Boot setzen muß. Das war der Kollege Hinsken, nicht 
ich. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Der ist ja 
scheinheilig!) 

Übrigens, Frau Kollegin Blank, Sie haben anschei-
nend unseren Antrag nicht gelesen. In ihm steht 
„Ausbau", und wir sind für einen Ausbau. Es geht 
um das Wie. Der andere Ausbau funktioniert; das ist 
erwiesen. Es gibt mathematische Modelle, die besa-
gen, daß wir eine Fahrrinnentiefe von 2,80 Meter mit 
flußbaulichen Mitteln erreichen können. Darum geht 
es. Von Ihnen und Ihren Anhängern wird hier die f al-
sche Ausbaulösung verfolgt. So kommen wir nicht 
weiter. Wir wollen eine Lösung, die naturverbunde-
ner, ökologischer und nach meiner Meinung auch 
wirtschaftlicher ist. In einer Zeit, in der das Geld 
knapp wird, sollten wir nicht mit Hunderten von Mil-
lionen um uns werfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zwischen-
frage des Kollegen Kuhlwein. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte dann 
weitere Zwischenfragen zu diesem Redebeitrag nicht 
mehr zulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich mache das im Interesse der gesamten Tagesord-
nung. Ich habe jetzt nacheinander sechs Zwischen-
fragen zugelassen. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Ich darf noch?) 

- Ja. 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Weil ich einige Jahre in 
Bayern gelebt habe, darf ich mir die Frage erlauben, 
Herr Kollege Kubatschka, ob nicht der Beg riff „Be-
tonkopf", gemessen an dem auch von der CSU be-
nutzten Schimpfwörterschatz, eine geradezu liebe-
volle Bezeichnung ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Horst Kubatschka (SPD): „Betonkopf" gegenüber 
dem Herrn Wiesheu möchte ich nicht als liebevoll be-
zeichnen. Aber meinem Kollegen Niedermeier ge-
genüber möchte ich es als liebevoll bezeichnen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Ich möchte fortfahren: Mit der bisher geplanten 
Staustufenlösung wird diese Arche Noah zerstört. 
Ein Ausgleich ist nicht möglich. Wir übertreten aber 
auch geltendes Recht, denn wir sind dem Donau-
schutzübereinkommen beigetreten. Wir haben es vor 
einem Jahr ratifiziert. Die Staustufenlösung würde 
aber eine ökologische Verschlechterung mit sich 
bringen. Die Gewässergüte nach dem Trophiezu- 
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stand verändert sich. Jetzt ist die Donau zwischen 2 
und 3 eingestuft; beim Bau der Staustufen würde es 
zu einem Absinken der Güteklasse auf 3 kommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, um es klar zu sa-
gen - ich wiederhole es -: Wir wollen beim Ausbau 
eine umweltverträgliche Lösung. Wir brauchen den 
Donauausbau mit der höchsten ökologischen Sensi-
bilität. Dies ist nicht die Lösung über zwei Staustu-
fen. Staustufen sind nicht notwendig. 

Der Karlsruher Wasserbauexperte Dr. Bernhart hat 
rechnerisch nachgewiesen, daß die Maximallösung 
von 2,80 Meter mit flußbaulichen Mitteln erreichbar 
wäre. Wir brauchen aber diese Tiefe gar nicht; denn 
unterhalb und oberhalb der geplanten Ausbau-
strecke gibt es Stellen, an denen diese Maximalfor-
derung nicht erreicht wird. 

Für Österreich gilt ein Regulierungsniedrigstwas-
serstand von 2,50 Meter. Dies ist auch die Empfeh-
lung der Donaukommission. Die Rheinschiffahrt 
kommt mit Niedrigstwasserständen von 2,10 Meter 
aus. Dabei ist der Rhein die größte Schiffahrtsstraße 
der Welt. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Nicht ver

-

gleichbar, Herr Kollege!) 

Wenn man aber wie Herr Wiesheu die Betonlösung 
will, dann erfindet man einen Sicherheitsabstand von 
80 Zentimetern, der noch einmal zur Eintauchtiefe 
zugerechnet wird: ein Sicherheitsabstand, neu erfun-
den von Herrn Wiesheu und speziell für Bayern ent-
wickelt. Bei solchen Sicherheitsabständen müßten 
wir die Schiffahrt auf dem Rhein schlicht und einfach 
einstellen. 

Der Widerstand aber in Niederbayern ist massiv. 
15 von 17 Donaugemeinden sind gegen die be-
stehenden Ausbaupläne. Ein Bündnis sammelt sich 
unter der Führung des Bundes Naturschutz, dem ich 
dafür danke. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die SPD wird dieses breite Bündnis in der Bevölke-
rung unterstützen. Der Widerstand wird nicht zweck-
los sein, wie der Widerstand der österreichischen Be-
völkerung in Hainburg gezeigt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir Bayern haben in Wackersdorf bewiesen, daß 
auch wir uns wehren können. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, verhindern Sie ein Wackersdorf, verhin-
dern Sie ein Hainburg! 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Lehnen Sie diese Betonlösung ab! Wir brauchen kei-
nen maximalen Ausbau; wir brauchen einen ökologi-
schen Ausbau. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich hoffe, daß dies auf parlamentarischem Wege 
gelingt. Andeutungen von Verkehrsminister Wiss

-

mann hat es gegeben. Ich hoffe bloß, daß dies keine 
Seifenblasen waren. Herr Wissmann, setzen Sie sich 
gegen die bayerische Betonlobby durch! 

Nachdem noch nicht alle Gutachten vorliegen und 
wir als Parlament nicht ausgeschaltet werden wollen, 
sollten wir die beiden Anträge zurücküberweisen 
und noch einmal neu beraten. Ich glaube, daß wir 
dann zu einer besseren Lösung kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich muß hinzufügen: Was ich von Frau Kollegin 
Peters soeben gehört habe, hat so ökologisch geklun-
gen, daß ich glaube, daß Sie und die F.D.P.-Fraktion 
unserem Antrag zustimmen werden. Denn man darf 
nicht nur ökologisch tönen, um dann für Beton zu 
stimmen. 

Ich danke für das Zuhören. 

(Beifall bei der SPD, der PDS und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Kalb. 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der 
Kürze der Zeit nur ein paar thesenartige Anmerkun-
gen. 

Erstens. Die Haltung der SPD zur Binnenschiffahrt 
ist höchst widersprüchlich. Ich erinnere an die Große 
Anfrage „Perspektiven der deutschen Binnenschiff-
fahrt" und die Aussprache hierzu am 23. Mai 1996. 
Die Spreche rin der SPD, Frau Kollegin Faße, kriti-
sierte mangelndes Engagement für die Binnenschiff-
fahrt und führte wörtlich aus: 

Die Sonntagsreden hören wir immer wieder: Um-
weltfreundlich, kostengünstig, sicher ist der Ver-
kehrsträger Binnenschiffahrt. 

Sie mahnte die Vorlage eines eigenen Wasserstra-
ßenausbaugesetzes an und führte weiter aus: 

Wir brauchen eine schlüssige Verkehrspolitik zu-
gunsten der Binnenschiffahrt. 

Sie forderte, „daß wir einen Schwerpunkt auf den 
Träger Schiff setzen". 

Zweitens. In dem Bemühen um einen „ökologisch 
verantwortlichen Ausbau der Donau", wie es in der 
Überschrift Ihres Antrages heißt, sind wir uns sicher-
lich einig. Die Frage ist nur, wie und mit welcher Me-
thode diesem Erfordernis am besten Rechnung getra-
gen werden kann, wenn man die Ausbauziele 
grundsätzlich nicht in Frage stellt. 

Drittens. Der Ausbau hat die Ziele, die Schiffahrts-
verhältnisse, wie inte rnational vereinbart und wie 
nach Fertigstellung des Main-Donau-Kanals wohl 
auch volkswirtschaftlich vernünftig und geboten, zu 
verbessern und dabei den Hochwasserschutz zu opti-
mieren, das weitere Eintiefen des Flusses zu unter-
binden, das Absinken des Grundwassers zu verhin-
dern und damit schädliche Auswirkungen auf ufer- 
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nahe Bereiche, Auwälder und Landwirtschaft vorzu-
beugen und die Standfestigkeit von Gebäuden und 
baulichen Anlagen zu sichern. 

Viertens. Am Ausgangspunkt der Diskussion über 
die jetzigen Ausbaupläne bestand auf allen Seiten 
bis hin zum Sprecher des Bundes für Naturschutz 
Übereinstimmung hinsichtlich der Notwendigkeit 
des Donauausbaus im fraglichen Abschnitt. Aller-
dings habe ich Zweifel, ob dieser Konsens heute 
noch gegeben ist. 

Fünftens. Die Frage, wie und mit welcher Methode 
der Donauausbau erfolgen soll, muß nach gründli-
cher Prüfung und Abwägung und unter Berücksichti-
gung der verschiedenen Erfordernisse nach objekti-
ven und sachlichen Gesichtspunkten entschieden 
werden. Der Sache und dem Anliegen ist nicht ge-
dient, wenn man die Frage der Methode, Herr Kol-
lege Kubatschka, ideologisiert und sie zur Glaubens-
frage erhebt. Damit werden sachgerechte Lösungen 
verhindert. 

Sechstens. Die Anliegen und Sorgen der Bürger, 
insbesondere der unmittelbar Betroffenen, sind ernst 
zu nehmen und soweit wie möglich bei den weiteren 
Verfahren zu berücksichtigen. Es ist aber zwischen 
den berechtigten Anliegen von Betroffenen und den 
Absichten jener, die sich in letzter Zeit sehr lautstark 
zu Wort  melden, genau zu unterscheiden. Manche 
pflegen hier Positionen der Fundamentalopposition; 
andere versprechen sich davon partei- oder ver-
bandspolitische Vorteile. Der Eindruck, den Laut-
stärke und Heftigkeit in der Öffentlichkeit und in 
den Medien erzeugen, gibt kein objektives Bild der 
Meinung in der Bevölkerung wieder. 

Siebtens. Die betroffenen Bürger und Gemeinden 
brauchen möglichst bald Klarheit über Art  und Um-
fang des beabsichtigten Donauausbaus, um ihrer-
seits notwendige Überlegungen und Planungen für 
die künftige Entwicklung vornehmen zu können. Die 
seit Jahren ungeklärte Situation bedeutet praktisch 
Planungsstillstand und eine faktische Aushebelung 
der Planungshoheit. Seit rund 30 Jahren wird über 
den Donauausbau diskutiert. Der Kollege Dr. Klaus 
Rose hat erst kürzlich eine sehr eindrucksvolle Doku-
mentation dazu vorgelegt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Kalb, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Saibold? 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Gerne. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kalb, ist Ihnen bekannt, daß es um etwa 20 bis 
30 Tage geht, die die Donau vielleicht länger befahr-
bar  wäre, wenn man sie aufstaute, wenn m an  einen 
Kanal baute usw., und können Sie vielleicht nach-
vollziehen, daß es nicht immer nur um Geld geht, 
sondern daß die Bevölkerung wirk lich besorgt ist, 
auch wenn sie nicht direkt am Ufer der Donau 
wohnt, und daß es eine Bedeutung hat, ob die Donau 
abgespundet und das Grundwasser abgesenkt wird, 

also Eingriffe vorgenommen werden, die nie wieder-
gutzumachen sind, und daß man sich dagegen 
wehrt? 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Frau Kollegin Sai-
bold, ich habe den Eindruck, es hat keinen Sinn, die 
Diskussion hierüber mit Ihnen und den hinter Ihnen 
stehenden Gruppen weiterzuführen, weil die Diskus-
sion heute vor den Stand vor zwei, drei, vier Jahren 
zurückgefallen ist. Ich hatte gerade ausgeführt, daß 
Einigkeit darüber bestand. 

Ich erinnere hier an eine Anhörung in Mülheim, 
bei der Herr Weige rt  vom Bund Naturschutz dabei 
war, wo übereinstimmend festgestellt wurde: An 
einem Donauausbau geht kein Weg vorbei, da es er-
forderlich ist, daß der Fluß im überwiegenden Teil 
des Jahres schiffbar ist. Im Moment können wir an 
der überwiegenden Zahl der Tage im Jahr die Donau 
nicht voll nutzen. 

Das ist der wesentliche Unterschied etwa zum 
Rhein, den Sie, Herr Kollege Kubatschka, immer an-
führen. Dort  geht es um 30, 40 Tage, an denen man 
nicht voll abladen kann. Bei der Donau geht es in 
etwa um 220 Tage, an denen man den Fluß nicht voll 
nutzen kann. 

Damals ist unbestritten geblieben und sogar von 
den Vertretern des Bundes Naturschutz unterstri-
chen worden: Die drohende Gefahr der Eintiefung 
der Donau und damit die Gefahr des Abfallens des 
Grundwasserspiegels macht ebenfalls einen Eingriff 
notwendig. Sie schütteln den Kopf. Sie wollen selbst 
das nicht hören, was Ihre Kolleginnen und Freunde 
vor Ort zugegeben haben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Rose? 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Ja, selbstver-
ständlich gerne. Sehr viel lieber natürlich. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Ist die bestellt?) 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Kollege Kalb, ha-
ben Sie realisiert, daß es an der Donau zumindest an 
der Strecke zwischen Deggendorf und Vilshofen be-
reits zahlreiche Buhnen gibt und daß nach den Me-
thoden, die von den Grünen favorisiert werden, zu-
sätzliche Buhnen bis weit in den Mittelbereich der 
Donau gebaut werden müssen, daß aber die gleichen 
Buhnen heute von den Rednern Schütz und Lemke 
als schlecht und flußbaulich nicht richtig angesehen 
werden? 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unterstellen Sie doch nichts Falsches!) 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. 
Rose, mir ist dieser Widerspruch bei den Ausführun-
gen des Herrn Kollegen Schütz und auch bei der 
Zwischenbemerkung der Frau Kollegin Lemke sehr, 
sehr deutlich geworden. Ich habe auch registrieren 
können, daß die Frau Kollegin Saibold sofort in eine 
intensive Diskussion mit ihrer Fraktionskollegin ein- 
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getreten ist, weil sie mit ihrer Argumentation ein 
Kuckucksei ins Nest gelegt hat. 

(Lachen der Abg. Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und der Abg. Halo Saibold 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Sie, die Sie heute zufällig in der ersten Reihe der 
Grünen sitzen, 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das möchten Sie wohl gern, Herr Kalb!) 

haben dazu widersprüchlichste Positionen einge-
nommen. 

Man kann nicht plötzlich bei der Donau, wie von 
Ihnen und durch Herrn Kubatschka von der SPD ge-
fordert, den Methoden des Ogris' oder anderer Fluß

-

bauer folgen wollen, die erhebliche Eingriffe fluß-
baulicher Art  erfordern. Herr Professor Ogris hat bei-
spielsweise ausgerechnet, daß 3 bis 3,5 Mil lionen Ku-
bikmeter Material notwendig wären, wenn man mit 
flußbaulichen Methoden die Donau entsprechend 
ausbauen wollte. Hier ist doch ein kompletter Wider-
spruch zutage gefördert worden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
fortfahren und dann langsam zum Ende kommen, 
Frau Präsidentin. 

Wie die Erfahrungen mit Wasser- und Flußbau-
maßnahmen des letzten Jahrhunderts und der ersten 
Jahrzehnte dieses Jahrhunderts zeigen, sind solche 
Maßnahmen nicht nur wenige Jahre oder Jahr-
zehnte, sondern sehr langfristig von Bedeutung. Des-
halb darf man sich bei der Entscheidung darüber 
nicht von augenblicklichen Stimmungen leiten las-
sen. 

Ich fordere daher - neuntens - die Entscheidungs-
träger in Bund und Ländern auf, in Bälde an Hand 
objektiver Kriterien eine klare, nachvollziehbare, für 
die Zukunft tragfähige, sachorientierte Entscheidung 
zu treffen. 

Im übrigen verweise ich auf meinen Redebeitrag 
zu diesem Thema vom 28. September 1995 in diesem 
Hause, den ich nicht wiederholen möchte. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  für die 
Bundesregierung hat jetzt der Parlamentarische 
Staatssekretär Johannes Nitsch. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Die Debatte hat zu-
mindest über weite Strecken gezeigt, daß eine um-
weltfreundliche Bewältigung unserer wachsenden 
Verkehrserfordernisse ohne Binnenschiffahrt nicht 
möglich sein wird. Das Binnenschiff muß seinen ab-
soluten und prozentualen Anteil gegenüber den an-
deren Verkehrsträgern erhöhen. 

Die Bundesregierung hat daher die Beseitigung 
von Engpässen im deutschen Wasserstraßennetz vor-
gesehen. Der Bundesverkehrswegeplan von 1992 
enthält die heute hier debattierten Maßnahmen zur 
Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse. 

Ich freue mich, daß in der grundsätzlichen Beurtei-
lung der Bedeutung der Binnenschiffahrt quer durch 
die Fraktionen weitgehend Konsens vorhanden ist. 
Wir stimmen auch darin überein, daß die Belange 
des Umwelt- und Naturschutzes bei der Nutzung un-
serer Wasserwege streng zu beachten sind. Dies 
kann jedoch nicht die Durchsetzung von einseitigen 
Maximalforderungen bedeuten. 

Die vorliegenden Entschließungsanträge sind dar-
auf ausgerichtet, moderate und teilweise schon als 
umweltverträglich geprüfte Planungen zu er-
schweren, zu verzögern oder gänzlich unmöglich zu 
machen. Das bringt uns nicht weiter. Deshalb hat der 
Verkehrsausschuß die vorliegenden Entschließungs-
anträge zu Recht abgelehnt. 

Wir wollen die Interessen der Binnenschiffahrt 
und der Ökologie bündeln und für den größtmögli-
chen Ausgleich zwischen den verkehrs- und struk-
turpolitischen sowie den ökologischen Erfordernis-
sen sorgen. Dafür brauchen wir einen offenen und 
vertrauensvollen Dialog, um die zum Teil gegensätz-
lichen Ziele in einem Gesamtkonzept zusammenzu-
führen. Dies gilt für Elbe und Donau gleichermaßen. 
Ein gutes Beispiel dafür ist die „gemeinsame Erklä-
rung zur weiteren Entwicklung der Elbe und des El-
beseitenkanals" mit den Naturschutzverbänden vom 
5. September. 

Schon bei der Aufstellung des Bundesverkehrswe-
geplans haben wir uns gegen eine durchgehende 
Stauregelung der Elbe entschieden. Damit die Elbe 
als freifließender Strom ohne Staustufen erhalten 
bleiben kann, sollen die Schiffahrtsverhältnisse auf 
der Mittel- und Oberelbe durch stromregulierende 
Maßnahmen verbessert werden, die zugleich der 
Erosion entgegenwirken und den Wasserstand stabi-
lisieren. Gerade für die Erosionsstrecken werden seit 
1991 umfangreiche Untersuchungen durchgeführt, 
um eine Sohlstabilisierung zu erreichen. Diese Kon-
zeption bewah rt  die ökologisch wertvollen Potentiale 
der Elbe, die Entwicklungschancen der anliegenden 
Häfen und Regionen und den insbesondere für 
Tschechien wichtigen internationalen Charakter der 
Elbe-Schiffahrt nach dem Völkerrecht. 

Die Steigerung der verkehrlichen Attraktivität des 
Elbeseitenkanals und der Ausbau der Oststrecke des 
Mittellandkanals als Teil des Projekts 17 der Ver-
kehrsprojekte Deutsche  Einheit eröffnen die Mög-
lichkeit, angemessene werkehrliche und ökologi-
sche Perspektiven für die Mittelelbe zu entwickeln. 

Dabei soll unabhängig von den bereits vorgesehe-
nen Maßnahmen auf der Oststrecke des Mittelland-
kanals und des Elbeseitenkanals die Schiffahrt auf 
der Elbe zukünftig möglich bleiben. Denn die Bin-
nenschiffahrt ist darauf angewiesen, unter Berück-
sichtigung der Tauchtiefen und der Fahrzeiten von 
den unterschiedlichen Gegebenheiten der Wasser-
wege Gebrauch zu machen. Hinzu kommt, daß die 
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Elbe oberhalb Hamburgs und der Elbeseitenkanal 
Verknüpfungslinien auf den internationalen und na-
tionalen Handelswegen sind. 

(Abg. Annette Faße [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage - Zurufe von der SPD: 
Freie Rede! - Herr Kollege, es gibt eine 

Frage!) 

Dies hat insbesondere für die Hafenstadt Hamburg 
große Bedeutung. 

(Abg. Dietmar Schütz [Oldenburg] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Ich würde vorschlagen, Frau Präsidentin, daß wir 
am Ende meiner Darstellung eine Fragestunde ver-
anstalten. Dann werde ich gern alle Fragen beant-
worten. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Überhaupt 
nicht! Im Ausschuß!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Frage-
stunde kann ich leider nicht genehmigen. Wenn Sie 
es wünschen, können wir es so machen, daß ich der 
Kollegin danach das Wort  erteile. - Der Redner hat 
gebeten, seine Rede zu Ende vortragen zu dürfen. Es 
handelt sich nur noch um wenige Sekunden. Danach 
werden Sie aufgerufen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Herr Staatsse

-

kretär, Sie müssen nicht!) 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir brauchen also einen 
sinnvollen Brückenschlag zwischen den ökonomi-
schen und den ökologischen Belangen, der mit der 
gemeinsamen Erklärung eingeleitet wurde. Die Ge-
spräche mit den Verbänden werden auf regionaler 
Ebene bereits im November beginnen. Die gemein-
same Erklärung steht im übrigen im Einklang mit der 
Beschlußempfehlung des Verkehrsausschusses, die 
wichtigen Wasserstraßenvorhaben in den neuen 
Bundesländern schnellstmöglich zu realisieren. 

Die Ausbausituation an der Donau ist - wie Sie 
wissen - völlig anders als an der Mittelelbe. Der Aus-
baustandard dieser Engpaßstrecke unterscheidet 
sich gegenwärtig erheblich von dem der ober- und 
unterhalb angrenzenden Strecken. Deshalb führt 
kein Weg an einem Ausbau vorbei. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber wie?) 

Das wird auch von den Naturschutzverbänden aner-
kannt. Umstritten ist also nicht das Ob, sondern das 
Wie des Ausbaus. 

Der Bund und Bayern haben sich im vergangenen 
Jahr entschlossen, die Möglichkeiten und Grenzen 
flußbaulicher Maßnahmen im Unterschied zu den 
Staustufen unter Koordinierung der Bundesanstalt 
für Wasserbau ergänzend untersuchen zu lassen. Am 
Beispiel der für flußbauliche Lösungen am ehesten 
geeigneten oberen Strecke sind die für einen Ver-
gleich mit der staugestützten Lösung bewertungs-
wichtigen Faktoren, nämlich erzielbare Wassertiefen 

und daraus abgeleitet die erzielbaren Abladetiefen, 
die Veränderungen von Hochwasser und Grundwas-
ser, die Erosion der Flußsohle, die ökologischen Wir-
kungen, die Wirtschaftlichkeit und die Sicherheit des 
Schiffsverkehrs, geprüft worden. Wegen der Komple-
xität der Aufgabenstellung, deren Ergebnisse maß-
geblich von den örtlich unterschiedlichen Einflußgrö-
ßen Abfluß, Gefälle, Sohl- und Krümmungsverhält-
nisse und der gewählten Abflußdauerlinie abhängen, 
haben die Untersuchungen länger gedauert, als ur-
sprünglich angenommen. Zur Zeit werden die im 
Entwurf vorliegenden Ergebnisse ausgewertet, damit 
wir noch in diesem Monat zusammen mit unserem 
Vertragspartner Freistaat Bayern eine Richtungsent-
scheidung treffen können. 

Vielen Dank, Frau Präsidentin, daß Sie mir die 
Überschreitung der Redezeit genehmigt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich bin ja ge-
zwungen, sie zu genehmigen. 

Ich habe ein gewisses Problem. Ich kann jetzt 
keine Zwischenfragen mehr zulassen. Die Kollegen 
haben sich aber entsprechend gemeldet, und der 
Herr Staatssekretär hat gesagt, daß er sie am Ende 
zulassen will . Ich denke, wir führen sie als Kurzinter-
vention durch. 

Zunächst hat Kollegin Faße das Wo rt . Der Staatsse-
kretär kann dann auf alle Kurzinterventionen zusam-
men antworten. 

Annette Faße (SPD): Frau Präsidentin, ich halte 
diesen Redebeitrag, geschäftsordnungsmäßig richtig, 
dann als Kurzintervention. 

Herr Staatssekretär, ich möchte Sie doch einmal 
auf die sehr merkwürdige Pressemitteilung der Na-
turschutzverbände und des Verkehrsministeriums 
ansprechen. Ich möchte am Anfang die Frage stellen, 
warum eigentlich nicht die Verbände der Binnen-
schiffahrt einbezogen wurden, für die Elbe eine Lö-
sung zu finden. Es gibt wirklich Diskrepanzen in die-
ser Erklärung; Sie sollten doch die Möglichkeit be-
kommen, dazu noch einmal Stellung zu nehmen. 

Den Verbänden wird eindeutig gesagt, daß die In-
standsetzungsarbeiten an den Buhnen - wir können 
es „Ausbau" nennen; wie auch immer - wie bisher 
geplant fortgeführt werden; es wird an der Planung 
und am Ausbau nichts geändert. 

Es gibt keine UVP für die gesamte Elbe; das war 
eine Forderung der Umweltverbände. Die Elbe soll 
wie bisher vereinbart und besprochen für die Binnen-
schiffahrt befahrbar sein. Die Schleuse Uelzen, die so 
großes Interesse findet, mußte sowieso erneuert wer-
den. Nur dafür ist die Summe im Haushalt vorgese-
hen. 600 Millionen DM entdecke ich nirgends, auch 
keine Ansätze in der mittelfristigen Finanzplanung. 
Bei all den Fragen der Renaturierung haben Sie sich 
fein zurückgehalten und gesagt: Im Rahmen der 
Kompetenz des Bundes werden  da  Gelder einfließen. 
Ich frage mich, wer diese 600 Millionen DM, die als 
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Gesamtkonzept eingebracht sind, eigentlich aufbrin-
gen soll. 

Ich habe den Eindruck, daß erstens die Natur-
schutzverbände über den Tisch gezogen worden sind 
- sie sind sich dessen noch nicht ganz bewußt - und 
daß zweitens der Binnenschiffahrt in Gesprächen 
und auch in öffentlichen Veranstaltungen weiter alle 
Möglichkeiten eröffnet werden. Das ist etwas, was 
nicht zusammenpaßt. Ich habe den Eindruck, an der 
Donau wird es ähnlich ablaufen: daß mit großem 
Tamtam eine Pressekonferenz gemacht wird, im 
Grunde aber nichts dahintersteckt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir hören nach-
einander alle Kurzinterventionen. Sie können sie 
dann zusammen beantworten, Herr Nitsch. 

Die zweite Kurzintervention, Herr Schütz. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Auch ich habe 
eine Kurzintervention in Frageform, Herr Staats-
sekretär. Gibt es eigentlich eine Veränderung der 
Position des Verkehrsministers zum Ausbau der mitt-
leren Elbe nach dem Gespräch mit den Umweltver-
bänden im Vergleich zu vorher? Gibt es zu irgend-
einer Strecke der mittleren Elbe, also von der Saale 
bis vor Hamburg, ein Planfeststellungsverfahren 
oder eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Rah-
men des Buhnenausbaus? 

Ich erinnere an die Kurzintervention meiner Kolle-
gin Schumann, die angesprochen hat, daß bei Roßlau 
eine große Buhne unterhalten wird, deren Ausbau 
1936 stattgefunden hat. Müssen wir heute, nach 
60 Jahren, nicht eine andere rechtliche Bewe rtung 
zugrunde legen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Kollegin Sai-
bold, hatten Sie noch eine Kurzintervention? - Bitte. 

(Unruhe) 

- Liebe Kolleginnen und Ko llegen, das ist das Recht 
aller. Sie hatte sich gemeldet. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, könnten Sie vielleicht doch noch eine 
kurze Ausführung dazu machen, wie der Auftrag für 
dieses Gutachten gelautet hat? Wie war die Fahrrin-
nentiefe festgelegt? Ich konnte das von Ihrem Mini-
sterium bisher nicht erfahren. Genau das ist aber der 
springende Punkt; denn wenn ich bei 2,80 Meter 
Fahrrinnentiefe bleibe, dann brauche ich eventuell 
die Staustufe, den Seitenkanal und vieles andere 
mehr. Wir wollen das nicht. Die Transportkapazitäten 
sind vorhanden. Alles kann in dieser Rinne fahren - 
vielleicht ein paar Tage weniger, wenn Sie ein paar 
Zentimeter von Ihrem Ausbauziel abgehen. 

Ich möchte dem Kollegen Kalb insofern recht 
geben, als ich die flußbaulichen Maßnahmen 
- 2,80 Meter oder noch mehr: 3,10 Meter oder 
3,30 Meter; das ist alles im Gespräch - ebenfalls für 
einen so großen Eingriff in die Ökologie des Flusses 

halte, daß ich sie nicht vertreten kann. Deswegen 
sind wir für die Absenkung der Fahrrinnentiefe. Des-
wegen ist es auch so interessant, ob diese Absen-
kung der Fahrrinnentiefe Grundlage des Gutachtens 
war. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich bitte Sie, 
Herr Nitsch, zu antworten. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Gern, Frau Präsidentin. 

Ich komme zunächst zu den Fragen von Herrn 
Schütz und Frau Faße. Das Problem im Rahmen des 
Elbeausbaus besteht darin, daß wir zwei Dinge zu 
tun haben, die auf eine Reparatur hinauslaufen. Die 
Elbe hat feste Sohlstrecken, sie hat erodierende Sohl-
strecken, sie hat anlandende Sohlstrecken, und sie 
hat Strecken, bei denen beides vorkommt. 

Wir müssen die Schiffbarkeit der Elbe wieder auf 
einen Stand bringen, wie wir ihn ungefähr 1913 hat-
ten. Da haben wir 15 Millionen Tonnen auf der Elbe 
verschifft. Wir müssen do rt , Frau Schumann, wo die 
Elbesohle eine Eintiefung, eine Auskolkung hat, die 
im Bereich Torgau zu einer Entwässerung der Elb-
auen führt, eine Sohlbefestigung durchführen. Das 
ist von Ihnen und in dem Schreiben des BUND über-
haupt nicht erwähnt worden. 

Zu den Buhnenarbeiten, die wir in der Nähe von 
Roßlau durchführen, kann ich nur sagen: Sie wissen 
sicherlich, daß das durch Übersetzübungen der Ro-
ten Armee zerstörte Buhnen sind. Wir haben an der 
Elbe 6 000 Buhnen, die nach dem Wiener Kongreß 
gebaut worden sind. Sie sind über 100, teilweise 130, 
150 Jahre alt und stellen Volksvermögen dar. Wir 
können dieses Volksvermögen nicht verrotten lassen. 
Wir brauchen diesen Schiffahrtsweg, wir brauchen 
diesen Transportweg. Alle Maßnahmen, die wir an 
der Elbe durchführen, sind Reparaturmaßnahmen. 
Deswegen brauchen wir keine UVS. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Das heißt, sie dürfen 
nicht verändert werden!) 

- Wir stellen nur den alten Zustand wieder her. Sie 
haben das ja auch dadurch dokumentiert, daß Sie im-
mer wieder auf die Unterlagen von 1936 hingewie-
sen haben. Wir bauen also das wieder auf, was ein-
mal an der Elbe gewesen ist. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja interessant!) 

Wir führen keine zusätzlichen Maßnahmen durch. 
Ich denke, es ist legitim, was wir do rt  machen. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Wir 
können nicht 60jährige Unterlagen neh-

men!) 

Zu den Fragen von Frau Saibold: Frau Saibold, ich 
habe in komprimierter Form auf den Stand der Be-
mühungen der Maßnahmen an der Donau hingewie-
sen. Wir haben noch keine Veränderung von Aus-
bauzielen vorgesehen; ich weiß auch nicht, ob das er-
wogen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Die Fraktion der SPD hat beantragt, die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Verkehr auf den 
Drucksachen 13/4097 und 13/4240 mit den dazuge-
hörenden Anträgen an die Ausschüsse zurückzu-
überweisen. Über diesen Antrag lasse ich zuerst ab-
stimmen. Ich bitte diejenigen, die dem Antrag der 
SPD auf Rücküberweisung zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthal-
tungen? - Der Antrag auf Rücküberweisung ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition abgelehnt worden. 

Wir stimmen nun in der Sache ab. Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses für Verkehr zu dem Antrag 
der Fraktion der SPD zu einem ökologisch und öko-
nomisch verantwortbaren Ausbau von Elbe, Havel 
und Saale, Drucksache 13/4097. Dazu liegt ein Ände-
rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 13/5733 vor, über den wir zuerst abstim-
men. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag der 
Grünen? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Der  Änderungsantrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen bei Enthaltung der SPD gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt worden. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/4097 unter 
Nr. 1, den Antrag der SPD auf Drucksache 13/1331 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be-
schlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen sowie einige Stimmen aus 
der PDS bei Enthaltung von anderen Stimmen aus 
der PDS angenommen worden. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt unter Nr. 2 
seiner Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/4097 
die Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD zu einem ökolo-
gisch verantwortlichen Ausbau der Donau zwischen 
Straubing und Vilshofen, Drucksache 13/4240. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag der SPD auf Druck-
sache 13/1390 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zum Erhalt der freifließenden Donau, Drucksache 13/ 
4240. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/2435 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim

-

men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 7 c. 

Interfraktionell wird Überweisung des Antrags der 
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksa-
che 13/1961 an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? - Das ist der Fall, dann ist die Überwei-
sung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jella 
Teuchner, Ludger Volmer, Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn) sowie weiterer Abgeordneter 

Bonn-Berlin-Umzug verschieben - Staats-
finanzen konsolidieren 

- Drucksache 13/5581 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ältestenrat 

Interfraktionell ist für die Aussprache eine Fünfmi-
nutenrunde mit sieben Beiträgen vereinbart worden. 
- Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Abgeordnete Friedhelm Julius Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In atem-
beraubender Geschwindigkeit hat die Bundesregie-
rung in den letzten Monaten ihr Kürzungspaket 
durchgepeitscht. Von heute auf morgen wurden ha rt 

 erkämpfte soziale Errungenschaften über den Hau-
fen geworfen und als nicht mehr finanzierbar hinge-
stellt. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
stimmt, Friedhelm!) 

Egal, ob bei Kindern, Fami lien, Rentnern, Kranken 
oder Arbeitslosen, also bei den Bevölkerungsgrup-
pen, die finanziell nicht besonders gut dastehen, 
überall werden sinnvolle und wichtige Leistungen 
weggeholzt. Für die bereits beschlossene Kinder-
gelderhöhung fehlen angeblich die finanziellen Mit-
tel. Einzig der Berlin-Umzug soll von Kostenerwä-
gungen vollkommen verschont bleiben. 

Ich fürchte, nicht allen hier im Hause ist die 
Finanzlage des Bundes und der Länder bewußt. Wir 
Antragsteller meinen deshalb, daß angesichts der 
katastrophalen Haushaltslage der Umzug gestreckt 
und realistischen Terminsetzungen angepaßt werden 
sollte. Baufachleute haben zwischenzeitlich gutach-
terlich belegt: Das Datum, hinter dem Sie herjagen, 
ist unrealistisch. 

Damit uns keine hinterhältigen Absichten in die 
Schuhe geschoben werden - ich bitte außer dem 
Stuttgarter insbesondere die Berliner, Brandenburger 
und Mecklenburger, genau zuzuhören -: Wir wollen 
den Umzug mit unserem Antrag nicht verhindern, 
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sondern ihn den politischen und finanziellen Gege-
benheiten anpassen. 

Unser Antrag setzt auf geordnete Umzugsplanun-
gen, auf Luft für notwendige Einsparungen und auf 
die zeitliche Streckung von Haushaltsmitteln sowie 
auf die Reform der Ministerien. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Bar jeden Sachver

-

stands sind Sie!) 

Keiner hat etwas davon, aus Prestigegründen an 
 einem Plan festzuhalten, der sowieso nicht funktio-

niert. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir müssen endlich zur Kenntnis nehmen, daß die 
Bevölkerung - auch wenn man Umfrageergebnisse 
nicht besonders bewerten will  - nicht hinter diesem 
Umzug steht. Nicht ohne Grund schwindet das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Politik immer mehr. 

Johannes Rau hat anläßlich des Wortbruchs in der 
letzten Bundesratsdebatte zu Recht gesagt, daß mit 
dessen Umzugsbeschluß auch die Glaubwürdigkeit 
der Politik beschädigt würde. Worauf sollen sich die 
Leute noch verlassen? Es ist inzwischen leider so, 
daß das, was gestern galt, heute Makulatur ist. Da 
fügt sich der Beschluß des Bundesrates leider nahtlos 
ein. 

Ähnlich sieht es mit den Ministerien aus, die in 
Bonn bleiben sollen. Ich erinnere an das Verteidi-
gungsministerium. Der Minister hat bereits gesagt, 
daß er entgegen allen Beschlüssen mit der Spitze sei-
nes Hauses nach Berlin gehen werde. Aus anderen 
Häusern hört man  Ähnliches. Das ist die Rutschbahn 
in Richtung Berlin. 

Soll das die faire Arbeitsteilung zwischen Berlin 
und Bonn sein? Ist das die Glaubwürdigkeit der Poli-
tik? In der Spardiskussion sind der Umzug nach Ber-
lin und die als Kompensation gedachten Umzüge 
nach Bonn bislang ausgeklammert worden. Das ist 
einfach unredlich. Auch hier müssen in veränderten 
Zeiten Kurskorrekturen möglich sein. In Anbetracht 
der totalen Haushaltsmisere ist mindestens die Strek-
kung der Kosten auf der Zeitschiene notwendig. 

Hierzu hat Norbe rt  Bicher, ein angesehener Kone-
spondent der „Westfälischen Rundschau", richtig 
festgehalten: Sparpakete fürs Volk und Umzugskar-
tons für die Regierenden - eine unerfreuliche Aufga-
benteilung, gegen die zu protestieren sich lohnt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Ulrich Heinrich [F.D.P.]: 
Einen solchen Unsinn hätten Sie nicht zu 

zitieren brauchen!) 

- Es ist gut, daß Sie nicht beurteilen müssen, was Un-
sinn ist. 

Wer wirklich glaubt, bis Ende 1999 umziehen zu 
können, begibt sich völlig unnötig unter überflüssi-
gen Druck willkürlich festgelegter, enger Terminie-
rungen und zahlt sich dumm und dusselig für die an-
fallenden Extrakosten. 

Wieso kam eigentlich der Finanzminister bereits 
1993 auf den Dreh, daß bei einem Umzug 1998 
1,7 Milliarden DM mehr als bei einem Umzug im 
Jahre 2004 zu zahlen sind? Gibt es denn wirk lich bis 
heute keine neueren Zahlen? Wer ist so naiv zu glau-
ben, daß das alles billiger geworden sein soll? Warum 
berücksichtigt eigentlich niemand die für 2002 be-
schlossene Verkleinerung des Bundestages? 

Außerdem: Durch eine Entzerrung des Umzuges 
stellen sich für viele ältere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter Abfindungsprobleme nicht mehr, und es 
sind im Bereich der Personalwirtschaft wesentlich 
weniger der teureren Provisorien notwendig. 

Springen Sie doch endlich über Ihre selbstgebau-
ten Hürden und geben Sie endlich zu, daß der Zeit-
rahmen so nicht haltbar ist! Geben Sie vor allem den 
Menschen, die von den Umzügen betroffen sind, 
eine realistische Planungszeit! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Baumeister. 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine 
Stimme ist heute zwar nicht die beste, aber lassen Sie 
mich folgendes sagen: 

Herr  Kollege Beucher, ich schätze Sie normaler-
weise. Aber das, was Sie uns heute präsentiert ha-
ben, würde ich, gelinde gesagt, unter dem Wo rt 

 „scheinheilig" einordnen. Ich glaube, es wäre we-
sentlich ehrlicher, wenn Sie, die Initiatoren, nicht für 
eine Verschiebung des Umzugs plädieren würden, 
sondern wenn Sie letztendlich ehrlich zugeben wür-
den, daß Sie einen Umzug nach Berlin überhaupt 
nicht wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Es geht hier darum, daß dieses Parlament am 20. Juni 
1991 einen Beschluß gefaßt hat, und zwar mit Mehr-
heit. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das bindet aber nicht dieses Parla-

ment!) 

Dieser Beschluß ist eine parlamentarische Entschei-
dung. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Verfassungsmäßig äußerst fragwür-

dig!)  

- Es ist eine Mehrheit gewesen, und zwar von 
17 Stimmen, Hen Volmer. - Ich glaube, wir sollten 
uns angewöhnen, parlamentarische Entscheidungen 
als das zu nehmen, was sie sind, nämlich eine Ent-
scheidung der Mehrheit. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das gilt aber nur für den alten Bun-

destag, nicht für den jetzigen!) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, seien Sie doch ein bißchen ruhi-
ger, wenn jemand Probleme mit der Stimme hat. Ich 
weiß, wie das ist. 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Ich bedanke 
mich, Frau Präsidentin. - Ich möchte erstens festhal-
ten, daß diese Umzugsentscheidung von der CDU/ 
CSU-Fraktion nicht in Frage gestellt wird. 

(Zustimmung bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zweitens möchte ich betonen, daß mit dieser Ent-
scheidung auch ein Blick nach Bonn und Berlin ver-
bunden ist; denn diese haben Ausgleichszahlungen 
bekommen. Bonn hat ein Recht darauf, sich auf diese 
Entscheidung, auf das Bonn-Berlin-Gesetz, berufen 
zu können. 

Drittens glaube ich, unsere Bürgerinnen und Bür-
ger verlangen auch, daß ein Stück Glaubwürdigkeit 
- das war im übrigen auch das, was Herr Beucher an-
gemahnt hat - 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein anderes 
Thema!) 

mit unserer Politik verbunden ist. 

Ich wi ll  nun zu den Gründen kommen und sagen, 
weshalb ich glaube, daß die Verschiebung des Um-
zugs nicht mit Kosteneinsparungen, sondern sogar 
mit Mehrkosten verbunden ist. 

Was tut sich in Berlin? Ich kann nur für die Bauten 
des Deutschen Bundestages sprechen; nur dafür 
zeichnen wir verantwortlich. Viele dieser Dinge sind 
inzwischen aus dem Stadium der Entwurfsplanung 
in das der Ausführungsplanung hinübergegangen. 
Ich glaube, wenn wir hier anfangen würden zu stop-
pen, wäre dies mit erheblichen Entschädigungsfor-
derungen an den Bund verbunden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin 
Baumeister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Wallow? 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Frau Präsidentin, 
angesichts der Schwierigkeiten mit meiner Stimme 
würde ich dies gern verschieben. Wir stimmen am 
nächsten Freitag ab. Ich verspreche Ihnen, daß ich 
Ihre Frage beantworten werde. Aber sehen Sie mir 
bitte nach, daß ich froh bin, wenn ich mit meinen 
Ausführungen zu Ende komme. 

Ich glaube ferner, daß die Herstellung der Bauten 
„Unter den Linden" und in der Wilhelmstraße Geld 
gekostet hat, daß ihr Leerstehen sicherlich nicht im 
Sinne dessen ist, was wir wollen. Ich wäre einmal ge-
spannt darauf, wie Sie sich diesem politischen Druck, 
Herr Beucher und die anderen Unterzeichner stellen 
wollen, wenn diese Gebäude, die schon heute be-
zugsfertig sind, noch für eine weitere Zeit leerstehen 
sollen. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß viele 
Gebäude in Berlin in bundeseigenem Besitz sind und 
daß viele Gebäude, die wir hier in Bonn haben, ange

-

mietet sind. Wenn ich mir nur überlege, wie hoch die 
Mietkosten pro Jahr hier in Bonn sind, dann, glaube 
ich, ist schon allein das ein Grund, zu sagen, daß eine 
Verschiebung nicht weniger Geld, sondern eher 
gleich viel oder gar mehr kostet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn ich den Reichstag betrachte, muß ich fest-
stellen: Dort  sind die Bauaufträge ergangen. Ich 
gehe davon aus, daß der Reichstag pünktlich fertig 
sein wird. Auch hier kann ich nur hinzufügen: Wenn 
wir einen Baustopp anordnen würden, wäre dies mit 
erheblichen Schadensersatzforderungen verbunden. 

Ich möchte noch betonen, daß die Baupreise im 
Augenblick nicht die höchste Summe erreicht haben. 
Wenn wir das alles anvisieren, können wir davon 
ausgehen, daß wir billiger umziehen, als wenn wir 
den ganzen Umzug verschieben. Im übrigen gilt die 
Glaubwürdigkeit auch für unsere Investoren in und 
um Berlin. Es ergibt sich für mich das Fazit, daß wir 
keine Mehrkosten haben, wenn wir diesen Umzug 
rechtzeitig in die Wege leiten. 

Ich möchte noch eine Bemerkung machen, ehe mir 
die Stimme ganz versagt. 40 Prozent des Berlin-
Haushaltes waren früher Bundeszuschüsse. Bei all 
dem, was wir bislang an Berlin gezahlt haben, müs-
sen wir in Betracht ziehen, daß wir jährlich Bundes-
zuschüsse in zweistelliger Milliardenhöhe an Berlin 
gezahlt haben, wenn wir an die Jahre 1982 bis 1993 
denken. In der Spitze war dies 1991 auf knapp 
14,4 Milliarden DM angestiegen. Wenn Sie jetzt 
glauben, daß Berlin existieren könnte, ohne am Bun-
destropf zu hängen, dann ist es für uns alle eine 
riesige Illusion. 

Wir haben heute zwar noch eine Bundesergän-
zungzuweisung in der Größenordnung von etwa 
3,7 Milliarden DM. Aber es ist ein Argument für sich, 
daß Berlin ohne den Umzug nicht leben kann und 
daß Berlin ohne den Umzug weiterhin auf Entschädi-
gungen, auf Bundeszuweisungen, angewiesen sein 
würde. 

Ich glaube, daß dieser Umzug ein gewaltiges Kon-
junkturprogramm ist. Die CDU/CSU steht dazu. Wir 
verbinden dies auch mit der Glaubwürdigkeit einer 
Entscheidung des Parlamentes. Ich bin mir ganz 
sicher, daß wir mit äußerster Sparsamkeit zeitgerecht 
nach Berlin kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der Kollegin 
Baumeister gute Besserung für ihre Stimme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der F.D.P.: Da weiß man eine 

Zweitstimme zu schätzen!) 

Es spricht jetzt der Kollege Wilhelm Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag verdient na-
türlich eine ordentliche Behandlung, wenngleich 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 	11569 

Wilhelm  Schmidt (Salzgitter) 

man sich wundert, wie intensiv er in den letzten Wo-
chen und Monaten durch die Medien gegeistert ist 
und wie sehr er dort  eine überproportionale Beach-
tung gefunden hat. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: So wird man doch 
bekannt!) 

Ich will  das deswegen so an dieser Stelle sagen, 
weil ich glaube, daß sich auch in den politischen Me-
dien sehr viel mehr Themen finden müßten, mit de-
nen man  sich ernsthaft auseinandersetzen könnte, 
wiewohl ich, wie gesagt, respektiere, daß es Antrag-
steller gibt, die sich diesem Thema zuwenden. 

Es ist so, daß der Hauptstadtbeschluß vor mehr als 
fünf Jahren gefaßt worden ist. Damals haben wir mit 
knapper, aber immerhin spürbarer Mehrheit zum 
Ausdruck gebracht, daß die Arbeitsfähigkeit des 
Bundestages innerhalb von vier Jahren hergestellt 
sein soll. 1995 hätte das geschehen sollen. Wir sind 
jetzt in 1996. Wir werden frühestens 1999 den Umzug 
schaffen. Hier geht es um eine Verschiebung um wei-
tere fünf Jahre. Ich glaube, m an  kann niemandem 
draußen klarmachen, daß der Deutsche Bundestag 
mit sich selber und seinen Beschlüssen so umgehen 
soll, wie das hier die Antragstellerinnen und Antrag-
steller intendieren. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Das, was wir überall brauchen, ist Planungssicher-
heit, und zwar für diejenigen, die sich sowohl in Ber-
lin mit der Neugestaltung der Bundeshauptstadt be-
fassen, als auch für diejenigen, die sich hier in Bonn 
mit der Umgestaltung der bisherigen Bundeshaupt-
stadt und der neuen Bundesstadt befassen. 

Es spricht doch Bände, wenn die Oberbürgermei-
sterin von Bonn, wenn der Landrat des Rhein-Sieg-
Kreises und wenn viele andere hier aus der Region, 
die politische Verantwortung tragen und die politi-
sche Mehrheiten repräsentieren, gegen diesen Ver-
schiebungsantrag sind und wenn sie dies aus der 
Überzeugung heraus sind, daß nun einmal auch für 
sie ihre weiteren entscheidenden Planungen auf den 
Weg gebracht werden müssen und nicht einer weite-
ren Verschiebung unterliegen sollen. 

Von daher kann ich für die SPD-Bundestagsfrak-
tion nur sagen: Dieser Antrag kann keinen Rückhalt 
finden. Er hat in den Fraktionsführungsgremien 
keine Mehrheiten gehabt, noch nicht einmal eine 
einzige Zustimmung, und in der Bundestagsfraktion 
waren die Antragsteller gewissermaßen unter sich - 
nur, um Ihnen zu skizzieren, wie der Rückhalt hier 
aussieht. Ich habe auch eingangs schon betont, daß 
dieser Antrag in der öffentlichen Debatte im Grunde 
genommen überbewertet worden ist. 

Es liegt doch auf der Hand, daß man mit diesem 
Antrag so umgeht, wie er offensichtlich von den 
Mehrheiten dieses Hauses bewe rtet werden wird, 
nämlich ausgehend von der Tatsache, daß eine Ver-
schiebung niemals kostenmindernd sein kann. Das 
kann logisch überhaupt nicht sein, auch nicht durch 
ein Papier des Bundesfinanzministers aus dem Jahre 
1993, das man aus irgendeiner Versenkung hervor

-

holt und das der Bundesfinanzminister selber nie-
mals ernsthaft verfolgt hat. 

Von daher - das kann ich nur mit Nachdruck sa-
gen - ist der Antrag illusorisch. Er weckt auch falsche 
Hoffnungen, und insofern ist er gefährlich. 

(Abg. Hans Wallow [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Nein, ich will  das jetzt hier ausführen und keine 
Zwischenfrage zulassen. Wir haben noch Ausschuß-
sitzungen, und wir hatten eine Fraktionssitzung. Ich 
denke, das muß nicht noch am späten Abend aus-
ufern. 

Ich will  allen Beteiligten, die diesen Antrag unter-
schrieben haben, an dieser Stelle eindeutig sagen, 
daß dies so herum nicht funktionieren kann, weil 
Verschiebung Mehrkosten bedeutet. Wir bauen in 
Berlin Bundesbauten für den Bundestag für 
2,3 Milliarden DM. Allein die Tatsache, daß Konven-
tionalstrafen, Leerstandskosten und die Unterhal-
tung vieler anderer Dinge, die damit zusammenhän-
gen, anfallen, würde uns zusätzliche Kosten von 
mehr als einer halben, wahrscheinlich eher einer 
dreiviertel Milliarde DM bringen. Von daher kann 
das alles gar nicht funktionieren. 

Ich will  auch auf die Bonner Seite eingehen, weil 
ich finde, daß Sie mit den Bonnern selber, die Sie oft-
mals vertreten, in unberech tigter Weise Schlitten fah-
ren, nämlich in der Weise, daß die Bonner in den ver-
gangenen Jahren für 1,989 Mil liarden DM Aus-
gleichsbeträge kassiert haben, die sie hier einsetzen 
und auch einsetzen sollen. Hier sollen eine Fach-
hochschule und ein Technologiezentrum gebaut wer-
den, und vieles andere passiert hier am Standort der 
Bundesstadt Bonn. Das ist auch richtig so. Nur be-
rechtigt uns das überhaupt nicht, nun eine weitere 
Verschiebung vorzunehmen, weil das kontraproduk-
tiv ist. 

Ich will  auch sagen - die Zeit ist viel zu knapp, um 
alle Argumente hier auf den Tisch zu legen -, daß der 
Umzugsantrag für diejenigen, die sich mit ihm aus-
einandersetzen, auch in der Diktion von Illusionen 
begleitet ist, wenn man das Ganze mit der Über-
schrift „Staatsfinanzen konsolidieren" ausstattet. Das 
ganze Paket des Umzugs soll weniger als 20 Milliar-
den DM kosten, was eine Menge Geld ist. Das wol-
len wir überhaupt nicht unter den Tisch kehren. 
Aber 20 Milliarden DM über zehn Jahre finanziert, 
konsolidieren einen Bundeshaushalt von mehr als 
400 Milliarden DM jährlich nun einmal nicht im ent-
ferntesten. Diese I llusion darf man in der Öffentlich-
keit nicht wecken wollen, wenn man einigermaßen 
seriös bleiben will. Von daher geht das so nicht. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Wenn dann auch noch darin steht „Arbeitsplätze 
schaffen", dann kann ich nur sagen: Das können nur 
diejenigen sein, die die leerstehenden Gebäude in 
Berlin bewachen sollen oder ähnliches. Etwas ande-
res kann man an dieser Stelle mit Arbeitsplatzschaf-
fung wahrscheinlich nicht machen, abgesehen da-
von, daß das zusätzlich Geld kosten würde. Insofern 
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widerspricht sich der Antrag bei seiner dünnen For-
mulierungsfassung ohnehin selbst. 

Ich kann Ihnen allen nur empfehlen, in den Aus-
schußberatungen in ähnlicher Weise mit dem Antrag 
umzugehen. Bei aller Freundschaft, die ich gegen-
über den Antragstellern sonst empfinde, kann das 
hier nicht zum Durchbruch kommen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Franziska Eichstädt-Bohlig. 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Entscheidung zum Hauptstadtumzug 
vom Juni 1991 war damals im Parlament und in der 
Gesellschaft sehr umstritten. Es ist lange darum ge-
rungen worden. Aber wichtig finde ich den Satz, der 
letztlich mit der Entscheidungsmehrheit in der 
Drucksache stehenblieb, nämlich der Satz: „Die Ent-
scheidung für Berlin soll eine Investition des Vertrau-
ens in die Entwicklung der neuen Bundesländer 
sein." Ich denke, diesen Satz müssen wir sehr ernst 
nehmen. Er gilt heute genauso, wie er damals gegol-
ten hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Im Gegenteil: In den letzten Jahren sind so viele poli-
tisch problematische Entscheidungen gefällt worden, 
daß er meiner Meinung nach heute noch mehr gilt. 
Insofern ist für mich und für die Mehrheit unserer 
Fraktion der Hauptstadtumzug nicht nur ein Kosten-
problem und ein Organisationsproblem, sondern 
ganz grundsätzlich ein politisches Zeichen für den 
entschiedenen Willen zur Integra tion von Ost und 
West. 

Der Aufbau der Hauptstadt muß zum Brücken-
schlag für die Vereinigung werden und zu einer 
deutlichen Hinwendung zu Osteuropa führen. Inso-
fern geht es auch darum, das starke Standbein 
Rheinschiene, das wir hier im Westen haben, durch 
ein zweites Standbein im Osten, nämlich den Raum 
Berlin, Dresden, Leipzig, Rostock, politisch wirklich 
zu stärken und dieses Ziel auch sehr ernst zu neh-
men. Ich bitte Sie alle darum, dieses inhaltliche Ziel 
nicht über die Debatte über Parlamentsbauten, Tun-
nelkosten und Zeitplanung außer acht zu lassen. Das 
sollte uns wirklich einen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich möchte etwas zu Ihrem und eurem Antrag sa-
gen. Ich finde es nicht schlimm, daß sich eine Reihe 
von Abgeordneten gegen den Hauptstadtumzug aus-
spricht. Wir wissen, daß auch viele Bürger in West 
und - auch das sollte man nicht übersehen - in Ost 
nichts Positives vom Umzug erwarten, ihm gleichgül-
tig gegenüberstehen. 

(Zurufe von der SPD: Ihn ablehnen!) 

Es ist auch völlig unbestri tten, daß gerade in der Re-
gion Bonn diese Entscheidung für viele Menschen 
eine unsichere Zukunft bringt. Ich finde, das muß 
man  sehr ernst nehmen. Aber gerade darum - das 
sage ich in eure Richtung, Ludger - finde ich euren 
Gruppenantrag sehr schlimm. Ihr Antragsteller habt 
nämlich nicht den Mut, euch offen gegen den Umzug 
auszusprechen. Das wäre eine klare Posi tion, und da-
mit könnte man  dann auch sagen, man würde 
15 Milliarden DM einsparen, um die Zahl noch ein-
mal deutlich in den Raum zu stellen. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nimm einmal zur Kenntnis, daß das 

gar nicht unsere Absicht war!) 

Statt dessen aber wollen die Antragsteller die nun 
schon seit fünf Jahren bet riebenen vielen Verzöge-
rungsspielchen zum Dauerspielzeug machen und be-
treiben eine bewußte Desorientierung der Bürger. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Ich finde es politisch wirklich unverantwort lich, mit 
den Sorgen der Menschen hier und mit den Sorgen 
und Hoffnungen der Menschen im Raum Berlin, 
Brandenburg, Leipzig usw. wahltaktische Spiele zu 
treiben. Verzögerungstaktik zum politischen Spiel 
zu erheben halte ich für politisch unfair. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir können den Beschluß nur beein-
flussen! Wir haben gar nicht die Macht zu 

verzögern!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hättet ihr euch zu 
einem klaren Nein bekannt, wäre dies eine eindeu-
tige Sache. Aber daß ihr nicht mit offenem Visier 
kämpft, sondern einen Antrag auf weitere fünf Jahre 
Lavieren stellt, das ist wirklich billige Politik, und das 
finde ich nicht gut. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Wir haben es schon deutlich gemacht: Die Mehr-
heit unserer Fraktion steht für einen zügigen, effizi-
enten und vor allem für einen sparsamen Hauptstadt-
umzug. Ich denke, wir haben das schon an vielen 
Stellen sehr deutlich gemacht. Wir möchten außer-
dem - auch dazu haben wir Anträge und eine Große 
Anfrage gestellt -, daß die längst überfällige Verwal-
tungsreform mit diesem Umzug verbunden wird, daß 
der Umzug zum Motor der Verwaltungsreform wird. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dafür braucht man nicht Zeit!) 

- Doch, dafür braucht man Zeit. Wir wissen genau, 
wie schwerfällig Verwaltung nun einmal ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie zwei Zwischenfragen? 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Frau Kollegin 
Eichstädt-Bohlig, können Sie nachvollziehen, daß die 
Intention des Antrages auf Verschiebung deshalb 
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mehr Planungssicherheit beinhaltet, weil ein konkre-
tes Datum genannt werden kann, während wir zum 
aktuellen Zeitpunkt und auch zum heutigen Tage 
feststellen müssen, daß ständig Probleme im Bereich 
der Bauten auftauchen, 

(Zuruf von der F.D.P.: Glauben Sie, die gibt 
es in fünf Jahren nicht mehr? Das ist ja 

lächerlich!) 

so zum Beispiel hinsichtlich des Tunnels, den Sie ver-
geblich bekämpfen wollten und für den die Planung 
nicht mehr möglich war - mir liegt eine dpa-Mel-
dung von heute vor -, daß die Erfahrung bei allen öf-
fentlichen Bauvorhaben bisher die ist, daß sie erstens 
über die lange Zeit teurer werden und daß sie zwei-
tens niemals in ihrem Zeitrahmen fertig werden? 
Kann man  da nicht vernünftig sagen: Wir legen das 
Jahr Zweitausend und ... fest? 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vor allem „und". - War das Ihre Frage? 
Darf ich antworten? 

Herr Beucher, da ich sehr intensiv mit dem Thema 
Umzugsorganisation in den entsprechenden Kom-
missionen befaßt bin, glaube ich, daß ich Ihnen ganz 
schlicht sagen kann: Ich hoffe, daß das Ziel, das Frau 
Präsidentin Süssmuth ausgesprochen hat, Umzug 
und Aufnahme der Arbeit in Berlin im Frühjahr 1999, 
vom Ältestenrat sehr bald beschlossen wird. Dann 
werden wir diese Klarheit haben, können uns ent-
sprechend ausrichten, und alle Beteiligten können 
dann effizient und zielgerichtet auf dieses Datum 
hinarbeiten. Insofern kann ich gar nicht verstehen, 
was für Effekte Sie sich mit „2000 und" versprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es gibt eine wei-
tere Zwischenfrage. 

Hans Wallow (SPD): Frau Kollegin, ich bin mit Ih-
nen der Meinung, daß die Reform der alten Hoheits-
verwaltung, nach der sich ja auch der Bund noch im-
mer orientiert, längst überfällig ist. Aber sind Sie mit 
mir nicht auch der Meinung, daß man zum Abbau 
von Hierarchien, zur Überlegung, wie man vom star-
ren Referatssystem zu politischen Prozessen, zu Re-
formen kommt, Zeit braucht, wenn man sich bei-
spielsweise nicht einzelne Ministerien vornimmt und 
derartige Reformen ansetzt, die ich heute noch nir-
gendwo erkennen kann, weil eben dieser Crashum-
zug so durchgejagt wird? 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Da muß ich Ihnen umgekehrt antworten. 
Wir warten auf Verwaltungsreformen seit Jahrzehn-
ten, und wir werden noch Jahrzehnte warten, wenn 
nicht tatsächlich endlich mal äußere Zwänge die Be-
teiligten dazu veranlassen, ihre Neuorganisationen 
auch räumlich-organisatorisch auf neue Beine zu 
stellen. 

Insofern haben Sie recht, daß dazu mehr als der 
Umzug gehört und echte Initiativen zur Verwal

-

tungsreform nötig sind. Unsere Fraktion hat solche 
Initiativen eingebracht. Sie wissen, daß es Rech-
nungshofberichte dazu gibt, die das ebenfalls for-
dern. Insofern sollen die Beteiligten doch handeln. 
Wenn wir eine Große Koalition für diese Verwal-
tungsreform hinkriegen, dann machen wir mit. Aber 
wir wollen, daß auch end lich Zeitdruck entsteht. In-
sofern verstehe ich nicht, was Ihre Frage und Ihr An-
trag damit zu tun haben und was er als Lösung dazu 
beiträgt; er trägt nämlich gar nichts dazu bei. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben zum 
Thema Umzug, gerade unsere Fraktion, zwei Große 
Anfragen gestellt, Anträge gerade zu dem Thema, 
das wir eben besprechen, die Verbindung mit Ver-
waltungsreformen. Wir haben auch den Antrag ge-
stellt, einen Sonderausschuß einzurichten, um das 
Problem der Kosten wirk lich in den Griff zu kriegen. 
Wir sehen nämlich tatsächlich das Problem der Ko-
sten als sehr ernst an und sind der Meinung, daß hier 
längst nicht sparsam genug gewirtschaftet wird. 

Insofern habt ihr uns soweit als Bündnispartner, als 
wir einen bescheidenen und sparsamen Umzug wol-
len. Aber das politische Ziel darf dabei nicht aus den 
Augen verloren werden. Insofern sind das für uns 
zwei Themen, und wir bitten auch da um Unterstüt-
zung des ganzen Hauses, insbesondere des Haus-
haltsausschusses. 

Daher möchte ich alle Beteiligten auffordern, ge-
rade auch die, die skep tisch sind, die Gegner sind, 
die Sorge haben, daß das a lles nicht richtig funktio-
niert und zu teuer wird: Bi tte haben Sie den Mut, an 
diesem Übergang von der Bonner Republik zur Ber-
liner Republik mitzuwirken! 

Ich hoffe als zweites, daß wir es doch sehr ernst 
nehmen, daß wir in Bonn sehr weit weg sind von den 
Problemen in Ostdeutschland. Es darf nicht dazu 
kommen, daß wir aus dem Raumschiff Bonn ein 
Raumschiff Berlin machen, sondern wir müssen uns 
wirklich öffnen für die Gesellschaft, so wie sie jetzt 
vereint zusammenwachsen soll, woran wir wirk lich 
mitarbeiten sollten. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
F.D.P. und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erhält die Kollegin Limbach das Wo rt . 

Editha Limbach (CDU/CSU): Auch ich bin gegen 
den Verschiebeantrag, aber keineswegs aus den 
Gründen, die die Kollegin Eichstädt-Bohlig hier so-
eben genannt hat. Ganz im Gegenteil. 

Ich kann nicht erkennen, daß es einem Bürger oder 
einer Bürgerin in Leipzig oder in Rostock nutzt, wenn 
die Gesetze, die jetzt in Bonn gemacht werden, dann 
nicht in Bonn, sondern in Berlin gemacht werden. 

Ich kann überhaupt nicht erkennen, was es nutzen 
sollte, die Bundesrepublik Deutschland sozusagen 
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umzubenennen, nur weil der Regierungssitz verlegt 
wird. Ich glaube, der Begriff Bonner Demokratie oder 
Bonner Republik kommt daher, daß in Bonn das 
Grundgesetz, unsere gemeinsame Verfassung, erar-
beitet und verabschiedet wurde und daß die Jahre in 
Bonn, wie ich sie auch als Historikerin beurteile, je-
denfalls ganz besonders erfolgreiche Jahre für 
Deutschland und das deutsche Volk waren und auch 
die Wiedervereinigung gebracht haben. 

Nein, ich bin gegen diesen Antrag, weil ein 
schlechter oder ein falscher Beschluß nicht dadurch 
besser wird, daß m an  noch einen weiteren falschen 
Beschluß faßt. Ein jetzt zu fassender Beschluß einer 
Verschiebung wäre falsch, weil er kein Geld spa rt . 
Ein Beispiel für stillgelegte Baustellen und ihre Ko-
sten können wir ja jeden Tag drüben an der Ku rt

-Schumacher-Straße sehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich sehe einmal ganz von den Dingen ab, die die Kol-
legin Baumeister zu den Finanzierungsfragen gesagt 
hat. 

Zweitens bin ich gegen diese Verschiebung, weil 
mit zunehmendem Abstand von dem Beschluß von 
1991 manche Kolleginnen und Kollegen das, was sie 
hier in namentlicher Abstimmung beschlossen und 
vorher erarbeitet hatten, um eine Mehrheit für Berlin 
zu bekommen, offenbar nicht mehr ganz so ernst 
nehmen. Wo war der Aufschrei des Bundestages, als 
Ziffer 9 des Beschlusses „Umzug des Bundesrates 
nach Berlin" verletzt wurde? Wo sind die Aufschreie, 
wenn manche Ministerien ihre Aufteilung zwischen 
erstem und zweitem Dienstsitz in der Tat etwas ei-
genwillig vornehmen, urn es zurückhaltend zu sa-
gen? 

Der dritte Grund ist aber der allerwichtigste. Da-
bei bitte ich die Berliner um Nachsicht, daß ich 
mich auf Bonn konzentiere, aber ich bin eine Bon-
ner Abgeordnete. Wir haben in Bonn einen unge-
heuren, politisch verursachten Umstrukturierungs-
prozeß zu bewältigen. Wir haben gute Ansätze und 
erste Erfolge aufzuweisen. Wir sind auf einem ver-
nünftigen Weg. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Jetzt bleiben Sie 
nicht stehen!) 

Ich kann nicht erkennen, wie wir diesen Weg in fünf 
Jahren besser als jetzt fortsetzen könnten. Für die 
Zukunft unseres Landes - jetzt denke ich wieder lo-
kal -, meiner Stadt und unserer Region nutzt dieser 
Antrag nicht, er schadet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ

-

NEN, der F.D.P. und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Erwiderung, 
bitte. 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Kollegin Limbach, Sie haben recht, 
daß dieses Ziel einer aktiveren Vereinigung dann 
nicht gelingt, wenn der Wi lle dazu fehlt. In Berlin 

wird es dann genauso sein, wie es auch in Bonn über-
wiegend ist. Als zweites haben Sie recht da rin, daß 
es nicht von heute auf morgen geht. 

Ich bin aber fest davon überzeugt - die Erfahrung 
mache ich als Berlinerin, die praktisch täglich über 
die ehemalige Mauer zwischen Ost und West pendelt 
und in beiden Teilen lebt -, daß die Verständigung 
über die Probleme beider Bereiche in dem Moment 
wächst, wo unsere Kinder gemeinsam zur Schule ge-
hen. Das werden dann die Kinder der vielen Ministe-
rialbeamten und Beschäftigten und teilweise auch 
Kinder von Abgeordneten sein. Ich glaube schon, 
daß das ein sehr ernstes Moment ist. Wenn m an  dort 

 wirklich lebt, schärft es einfach das Bewußtsein und 
die gegenseitige Wahrnehmung. 

In diesem Sinne möchte ich Sie bi tten, daran auch 
mitzuwirken und es nicht zu diffamieren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Kollege Heinrich das Wort . 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Ein weiteres Hin-
auszögern des Umzugs wäre politisch falsch, würde 
den Umzug verteuern und wirkte sich negativ auf die 
innere Einheit Deutschlands aus. Dieses hat Joschka 
Fischer, Chef der Grünen, gesagt. Recht hat er. So 
wie das die F.D.P. und die CDU/CSU sehen, sind hier 
genau diese Punkte zu nennen. Ich habe bisher kein 
einziges Argument von denjenigen gehört, auch 
nicht in den Zwischenfragen, das nicht mit leichter 
Hand wegzuwischen wäre. 

Wir müssen uns wirklich fragen, ob dieser Grup-
penantrag nicht schädlich für die Region Bonn, wie 
die Kollegin Limbach gerade eben gesagt hat, und 
für die Region Berlin wäre, wenn er denn angenom-
men würde. Jede Verzögerung zieht höhere Kosten 
nach sich. Ich würde Ihnen empfehlen: Fahren Sie 
nach Berlin, und reden Sie do rt  einmal auf dem Pots-
damer Platz mit den Firmen, die do rt  auf Grund der 
Aussagen des Umzugsbeschlusses investiert haben. 
Reden Sie einmal mit den Unternehmen und den 
Menschen, mit welchen Erwartungen do rt  an die 
Dinge herangegangen wird. Da können wir jetzt 
doch nicht sagen: Ätsch, ätsch, wir kommen nicht, 
wir kommen im Jahr „2000 und" . - Das ist doch 
keine Politik. Ich bitte Sie! Wenn man einen Grup-
penantrag einbringt, muß man schon eine gewisse 
Seriosität unter Beweis stellen. Das haben Sie bisher 
noch nicht fertiggebracht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

All  denjenigen, die für die Einhaltung der Termine 
gesprochen haben, kann ich nahtlos beipflichten. Ich 
möchte aber darüber hinaus die Perspektive auf das 
Umzugsdatum richten. Ich möchte Ihnen sagen, daß 
wir möglichst schnell einen Beschluß des Ältesten-
rats haben wollen, in dem ein konkretes genannt 
wird, damit wir insbesondere in der Frage der Woh-
nungsfürsorge konkrete Planungen anstellen kön-
nen. 
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Wir wissen ganz genau, daß wir selbstverständlich 
auch einen Vorwegumzug haben wollen, weil wir die 
gesamte Situation entzerren wollen. Es sollen nicht 
alle zum gleichen Datum, im selben Monat umziehen 
müssen, sondern wir wollen - das haben wir im 
dienstrechtlichen Begleitgesetz so niedergeschrie-
ben - selbstverständlich zwei Jahre vor dem festge-
legten Umzugstermin schon Vorwegumzüge ermög-
lichen und nicht die Leute, die schon vorab den Um-
zug wagen, schlechter stellen, als diejenigen, die 
zum entsprechenden Termin oder danach den Um-
zug vornehmen. 

Auch diese Frage ist eine Frage der politischen 
Glaubwürdigkeit, ob wir dies jetzt im Ältestenrat 
tun. Ich meine, es ist allerhöchste Zeit, daß das statt-
findet. 

Wir werden in Berlin nach der Wahl des Bundes-
präsidenten und nach der Feier zum 50. Jahrestag 
unseres Grundgesetzes für alle ausreichend Büro-
raum haben, und zwar für jeden mehr als einen 
Raum, jetzt rein zahlenmäßig gerechnet. In Berlin 
steht schon heute genügend Büroraum zur Verfü-
gung. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Kollege, 
übertreiben Sie mal nicht!) 

- Ich rede von Büroraum. 

Das einzige, was fehlt, sind Ausschußsitzungssäle. 
Wir müssen uns noch darüber unterhalten, wie wir 
da etwas organisieren, wie wir das strukturieren. 
Hier sind noch Entscheidungen nötig. 

Ich empfehle jedem, der die Aussage, es sei genü-
gend Büroraum vorhanden, anzweifelt, nach Berlin 
zu gehen und die Liegenschaften des Bundes einmal 
zu besichtigen. Dabei würde deutlich, wie gut und 
wie herrlich man  schon heute die Büroräume dieser 
Gebäude nutzen kann. Ich war selber einen Tag lang 
unterwegs und habe mir das zeigen lassen. Es gibt 
genug. Wir bekommen über 1 000 Büroräume zusam-
men, wenn wir nur die in allernächster Nähe liegen-
den zählen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Wir brau

-

chen 3 000 Büroräume!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Heinrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Bitte sehr. 

Jella Teuchner (SPD): Herr Abgeordneter, Sie ha-
ben eben von Behelfsmöglichkeiten gesprochen. Ist 
Ihnen bekannt, daß ein Umzug nach Berlin nur dann 
gegeben sein sollte, wenn das Parlament arbeitsfähig 
ist? Können Sie mir in diesem Zusammenhang Ihre 
Begriffsdefinition von „arbeitsfähig" geben? 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Arbeitsfähig sind wir dann, 
wenn wir in Berlin unsere Büroräume haben, und 
zwar in ausreichender Zahl. Ich habe gerade gesagt, 
daß das der Fa ll  sein wird. Zur Ausschußsitzungs-
möglichkeit müssen wir uns noch etwas einfallen las

-

sen. Es ist noch Zeit genug. Da kann man sich die 
Anmietung von Räumen vorstellen, man kann sich 
aber auch vorstellen, daß die Ausschußsitzungen 
noch in Bonn stattfinden. 

Aber ich sage Ihnen eines: Wir gehören nicht zu 
denjenigen, die im Mai den Bundespräsidenten wäh-
len und sich dann wieder nach Bonn begeben und 
sagen: Ätsch, ätsch, wir kommen vielleicht in einem 
Dreivierteljahr oder in einem Jahr wieder. - Zu de-
nen gehören wir nicht. Deshalb brauchen wir einen 
klaren Umzugstermin, der vom Ältestenrat entspre-
chend vorgegeben sein muß. 

Ich möchte zum Schluß noch einmal die Bedeu-
tung ..Berlins, vor allen Dingen auch als Tor. zum 
Osten, herausstellen. 

Ich möchte noch einmal deutlich sagen, daß nicht 
nur in der Bundesrepublik jeder denkende Mensch, 
wenn er etwas von wi rtschaftlichen Abläufen ver-
steht, ein Verschieben nicht nachvollziehen könnte. 
Im Ausland, wo man wi rtschaftliche Abläufe viel-
leicht weniger in den Vordergrund stellt, würde man 
den politischen Hintergrund aber erst recht nicht 
mehr verstehen, wenn wir sagen würden, wir kom-
men erst in fünf oder zehn Jahren, wenn wir den Um-
zug also noch weiter hinausschöben, als wir dies in 
der Vergangenheit getan haben. 

Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, die 
Ausschußberatung wird eindeutig und klar ausfal-
len. Wir brauchten uns über den Antrag eigentlich 
gar nicht so furchtbar aufzuregen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Hanns-Peter Hartmann. 

Hanns-Peter Ha rtmann (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der uns vorlie-
gende Antrag fordert  aus Gründen der Kostenerspar-
nis und einer sozialverträglichen Gestaltung eine 
Verlegung des Umzugs von Parlament und Regie-
rung um fünf Jahre. Die damalige Bundestagsgruppe 
der PDS/Linke Liste stimmte dem Umzugsbeschluß 
im Juni 1991 zu, weil sie sich eine stärkere Zuwen-
dung der Politik des Bundes zu den spezifischen Pro-
blemen der neuen Bundesländer versprach. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nur die PDS brachte damals die 

Mehrheit!) 

Eine Verlegung käme dem Faktum gleich, die Au-
gen vor den nach wie vor bestehenden Schwierigkei-
ten der Entwicklung, insbesondere im wirtschaftli-
chen und sozialen Bereich, für weitere fünf Jahre zu 
verschließen. Durch die reale Politik sind wir inzwi-
schen eines Besseren belehrt worden. Dennoch ver-
treten wir die Auffassung, daß eine Verschiebung 
des Umzugs die Probleme nicht lösen würde. 

(Beifall bei der PDS) 



11574 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 

Hanns-Peter Hartmann 

Die gegenwärtige Gestaltung des Umzuges sehen 
wir nicht nur wegen der enormen Kosten kritisch, 
sondern auch wegen der unzureichenden Berück-
sichtigung der Berliner Belange. Die geplanten städ-
tebaulichen Maßnahmen laufen doch darauf hinaus, 
daß das Zentrum Berlins an die Hauptstadtbedürf-
nisse angepaßt wird, statt die vorgegebenen Stadt-
strukturen für die Integra tion von Bundestag und 
Bundesregierung sinnvoll zu nutzen. 

(Beifall bei der PDS sowie des Abg. Ludger 
Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dabei sollten nach unserem Willen möglichst geringe 
Eingriffe in die vorhandenen Strukturen erfolgen. 
Die Verwirklichung einer solchen Zielstellung würde 
zudem erhebliche Kosten sparen, ohne daß eine Ver-
zögerung des Umzugs aus Kostengründen erforder-
lich wäre. 

An dieser Stelle ein nur winziges Beispiel: Der 
Bundestag will  eine eigene Kita in der Nähe des 
Bundestages bauen. Die Kita soll 170 Plätze haben 
und über 10 Millionen Mark kosten. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
doch schon vom Tisch!) 

- Das ist noch nicht vom Tisch. - Die Berlinerinnen 
und Berliner wissen, daß im Stadtbezirk Mitte - also 
in unmittelbarer Nähe des Bundestages - über 600 
Plätze frei sind. Der Bezirk ist deshalb gezwungen, 
sieben Kitas zu schließen. 

An diesem Meinen Beispiel wird doch die ganze 
Philosophie des Umzugs deutlich: 

Erstens. Der Umzug ist verschwenderisch konzi-
piert. 

Zweitens. Der Umzug orientiert sich nicht an den 
gewachsenen Stadtstrukturen Berlins, sondern an 
der Isolation der bisherigen Bonner Institutionen, das 
heißt an der Bildung luxuriöser Regierungsghettos 
im Zentrum der Hauptstadt. 

(Beifall bei der PDS - Wilhelm Schmidt 
[Salzgitter] [SPD]: Was wollen Sie denn 

nun?) 

Aus dieser Sicht, meine Damen und Herren, ist es 
mehr als zweifelhaft, inwieweit eine zeitliche Ver-
schiebung den Umzug billiger gestalten würde. Die 
Gruppe der PDS kann diesem Antrag daher nicht zu-
stimmen. 20 Milliarden DM sollten nach der derzeiti-
gen Planung für das Großunternehmen Hauptstadt-
umzug einschließlich der nicht unerheblichen Aus-
gleichsmaßnahmen für die Region Bonn ausgegeben 
werden. Ein Großteil dieser Summe steht für Bau-
maßnahmen zur Verfügung, die wir für völlig überzo-
gen halten; dies in einer Situa tion, in der gleichzeitig 
bei denen massiv gespart wird, die eine Unterstüt-
zung am nötigsten hätten. 

(Zuruf von der F.D.P.: Was ist denn hier los? 
- Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Jetzt auf 

einmal!) 

Hinzu kommt, daß sowohl die Berlinerinnen und 
Berliner als auch die Bundestagsabgeordneten ab-
sichtlich im unklaren über die tatsächlichen Kosten 

gelassen werden. Fleißigen Zeitungslesern wird 
nicht entgangen sein, daß nach einem Gutachten der 
renommierten Ingenieurfirma Lahmeyer Inte rnatio-
nal der Bau des Tunnelsystems im Bereich des Reichs-
tages mindestens 50 Millionen Mark mehr als ausge-
wiesen kosten wird. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Was? 
50 Millionen?) 

Außerdem würde der geplante Umzugstermin bei 
Durchführung dieses unsinnigen Mammutprojekts 
gefährdet. 

Aber nicht eine zeitliche Korrektur, sondern eine 
Korrektur der Art  und Weise des Umzugs und des 
Umgangs mit den Betroffenen ist jetzt notwendig. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist äußerst fragwürdig, warum für den Umbau des 
Reichsbankgebäudes noch einmal 200 Mil lionen DM 
verausgabt werden, nachdem es erst kürzlich saniert 
wurde. Man kann auch nicht akzeptieren, daß die 
veranschlagten Baukosten um rund ein Drittel über 
den Baukosten von Geschäftsgebäuden liegen. 

Unsere Forderungen sind deshalb im einzelnen: er-
stens der Verzicht auf das Tunnelsystem zwischen 
Reichstag und den benachbarten Bundestagsbauten, 
zweitens die Aufgabe des Baus der U-Bahnlinie 5, 
drittens die Überprüfung des Wohnungsneubaupro-
gramms des Bundes in Berlin angesichts eines Über-
angebots an Wohnraum im mittleren und oberen 
Preissegment. 

Es sind aber nicht nur die Kosten, die den Umzug 
gegenwärtig zu einer mehr als zweifelhaften Angele-
genheit werden lassen. Wenn sich Bundestag und 
Bundesregierung innerhalb der Stadt abschotten, 
sich selbst höchste Ausstattungsstandards genehmi-
gen und keinen Fuß nach Berlin setzen, solange 
nicht alles fix und fertig ist, braucht sich auch nie-
mand über die abnehmende Vorfreude der Berline-
rinnen und Berliner und die sinkende Akzeptanz im 
ganzen Land zu wundern. 

Die Losung vom schnellen Umzug, meine Damen 
und Herren, um größere Problemnähe zu erreichen 
und ein Zeichen zu setzen, ist doch schon längst 
nicht mehr glaubwürdig. Jetzt allerdings mit einer 
Verschiebung des Umzuges die angestauten Pro-
bleme des Landes lösen zu wollen ist ebenso abwe-
gig.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der PDS - Christa Nickels 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was wollen 
Sie denn nun? Sagen Sie doch einmal, was 

Sie eigentlich wollen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Kollege Ludger Volmer. 
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Ludger Volmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
einer deutschen Stadt namens Schilda haben die 
Bürger einst ein prächtiges Rathaus errichtet. 

(Zuruf von der F.D.P.: So ist der Antrag!) 

Als es da stand und die Bürger eintreten wollten, 
merkten sie, daß keine Tür eingebaut war. 

(Peter Conradi [SPD]: Das war zum Energie

-

sparen! - Heiterkeit bei der SPD und der 
CDU/CSU) 

An den Streich der Schildbürger erinnert mich 
manchmal der Beschluß zum Umzug. Die fehlende 
Tür ist hier der Finanzierungsengpaß. Wer vor fünf 
Jahren die Finanzen als Argument gegen den Um-
zug einwandte, wurde als Kleinkrämer beschimpft. 

(Peter Conradi [SPD]: Mit Recht!) 

Deutschnationale Größe, Herr Conradi, und die eu-
phorische Erwartung blühender Landschaften wisch-
ten die Machbarkeitserwägungen weg. 

Heute muß selbst der notorisch optimistische Bun-
deskanzler einräumen, daß der Aufbau Ost noch sehr 
viel Geld kosten wird, und heute werden die Rech-
nungen für die finanzpolitische Blindheit bei der Ge-
staltung der Einheit präsentiert. Sie schlagen sich als 
angeblicher Sparzwang nieder, der zudem die Lohn-
nebenkosten, die über die Finanzierung der Einheit 
aus den Sozialkassen aufgebläht wurden, zu Lasten 
der sozialen Standards senken soll. 

Während das erste Sparpaket noch nicht verdaut 
ist, kündigt der Finanzminister ein noch strikteres an. 
An diesem Punkt muß doch jeder einsehen, daß der 
Umzug etwas mit Geld zu tun hat, und es darf doch 
wohl nicht sein, daß er nur mit dem Geld zu tun ha-
ben kann, das unbesehen ausgegeben wird, nicht 
aber mit dem, das einzusparen ist. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Daß Sie nach der 
Diskussion diese Rede noch halten, ist 

bemerkenswert!) 

Ich möchte hier für mich und andere erklären: Wir 
halten es für unerträglich, über tiefgehende Ein-
schnitte ins soziale Netz befinden zu sollen, die Ko-
sten für das größte Mammutprojekt nach dem 
Schnellen Brüter von Kalkar und der Wiederaufbe-
reitungsanlage von Wackersdorf aber außen vor las-
sen zu müssen. Eine solche Verkehrung der Werte 
machen wir nicht mit. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS - 
Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Die Bundesregierung kann bis heute die gesamt-
staatlichen Umzugskosten nicht beziffern. Das neue-
ste Papier aus dem Hause Töpfer beteuert nur erneut, 
daß der Deckel von 20 Milliarden DM nicht gelüftet 
wird. Dazu sage ich: 

Erstens. Ich glaube es nicht. 

Zweitens. Die Infrastrukturkosten für Straßen, 
Eisenbahn und das Tunnelnetz in Berlin sind nicht 
einbezogen. Berlin ist so gut wie pleite. Wer finan-
ziert denn diesen Aufwand? 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
die deutsche Einheit, die da umgesetzt 

wurde!) 

Drittens. Umgesetzte Elemente des Umzugs und 
der Kompensation für Bonn werden nicht haushalts-
transparent dargestellt. So wird die Verlagerung des 
Freiwilligenprogramms der UNO nach Bonn zum 
Beispiel aus dem Entwicklungsetat bezahlt. Dieser 
Etat ist im Bundeshaushalt kräftig gesenkt worden - 
ein böses Zeichen angesichts der wachsenden Pro

-bleme der Dritten Welt. Nun soll er auch noch den 
Umzug mitfinanzieren. Ein Nord-Süd-Politiker je-
denfalls kann das nicht mittragen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Einfältiger kann 
man nicht mehr reden!) 

Selbst wenn der Umzug nicht teurer als 20 Mil liarden 
DM würde, wäre er kaum zu verkraften. Verteilt auf 
zehn Jahre, belasten die Kosten den Haushalt jähr-
lich mit etwa 2 Milliarden DM. Sind Sie sich eigent-
lich noch bewußt, wieviel 2 Mi lliarden DM in der 
heutigen Zeit sind, in der wegen Einsparungen in 
Höhe von einigen 100 Mil lionen DM die Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall gekippt wird? 

(Peter Conradi [SPD]: Aber die Grünen wol-
len einen größeren Fraktionssaal!) 

Herr Kollege Conradi, als wir Antragstellerinnen 
und Antragsteller in den letzten Wochen herumhör-
ten, wer denn unsere Ini tiative mittragen wolle, be-
kamen wir fast als Standardantwort zu hören: Ja, es 
stimme, einen so unsinnigen Beschluß wie damals 
werde man nicht noch einmal fassen. Die gesamte 
Entwicklung passe einem nicht. Man habe zwar rie-
sige Bauchschmerzen, aber die Sache sei gelaufen. 
Die Fraktionsführungen nähmen einen ins Gebet, 
wenn man jetzt quertreibe. 

Mag sein. Heißt das aber nicht, daß in der Sub-
stanz ein großer Teil, wenn nicht die latente Mehr-
heit des Hauses davon ausgeht, daß die konkrete 
Umsetzung der Umzugsplanung nicht zu halten ist? 
Mir scheint: Es gibt nur noch einen einzigen Grund 
für die Beharrlichkeit, und der heißt: Staatsräson. Die 
Fehlentscheidung muß durchgezogen werden, koste 
es, was es wolle. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sagen Sie das ein-
mal Joschka Fischer!) 

Ich erkläre für mich und andere: Der Umzugsbe-
schluß mag gelten, auch wenn er verfassungswidrig 
zustande kam und ein Beschluß des letzten Bundes-
tages für die Abgeordneten des jetzigen Bundesta-
ges keine Bindungswirkung hat. Der ganze Ablauf 
aber gehört auf den Prüfstand. Wer unserer Ini tiative 
vorwirft, sie sei nicht konsequent genug, möge bi tte 
nicht nur dagegenstimmen, sondern einen konse- 
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quenteren Antrag vorlegen. Die Mehrheit der Bevöl-
kerung erwartet das. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Umzug ist längst zum Skandalpunkt der Bil-
dung von Staatsverdrossenheit geworden - nicht nur 
bei den ewigen Nörglern und Querulanten. Stellver-
tretend für viele Zuschriften möchte ich aus einem 
Brief der Bürgerinitiative „Menschen für Vernunft" 
aus Kleve zitieren: 

Zum Thema Berlin-Umzug sei noch hinzugefügt, 
daß sich mindestens auch die politisch Führen-
den fragen lassen müssen, wie man einer Bevöl-
kerung eine neue Hauptstadt, ein politisches 
Zentrum aufzwingen kann, mit dem sie sich dann 
später auch identifizieren können muß, wenn die 
Mehrheit dieser Bevölkerung diese Fehlentschei-
dung dafür ablehnt. 

Geradezu perfide wird dieser Vorgang dadurch, 
daß die parlamentarische Mehrheit diese Entschei-
dung auch noch gegen den Willen derer, die Steuern 
zu bezahlen haben, durchsetzt, obwohl man gerade 
hier mit größtem Einvernehmen streichen und spa-
ren könnte. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erhält die Kollegin Matthäus-Maier das 
Wort . 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich bringe den Antragstellern 
viel Sympathie entgegen und unterschreibe trotzdem 
den Antrag zur Verschiebung des Umzugs mit fünf 
Jahre nicht. Die meisten wissen: Ich hielt und halte 
den Bonn-Berlin-Beschluß für eine schwere Fehlent-
scheidung, nicht nur, aber in erster Linie aus finan-
ziellen Gründen. Ich halte ihn auch aus ökologischen 
Gründen für falsch. Ich bin der Ansicht, daß dies ge-
gen den Föderalismus gerichtet ist. Es gibt viele 
Gründe dagegen. Wir wollen diese Debatte darüber 
heute nicht wiederholen. 

Da aber soeben die Worte Bonner und Berliner Re-
publik fielen, kam mir der Gedanke, daß zum Bei-
spiel in den jetzigen Zeiten ein Wo rt  wie der Rheini-
sche Kapitalismus ein interna tionales Wort  dafür ist, 
daß man in diesem Lande nach dem Kriege Sozial-
partnerschaft statt Klassenkampf eingeführt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn ich übrigens eine Chance sähe, zu einer Revi-
sion des Beschlusses zu kommen, würde ich bis 
heute einen solchen Antrag stellen. Ich sehe diese 
Chance aber leider nicht. Ich halte es für falsch, Illu-
sionen zu wecken, wenn ich keine Mehrheit für diese 
Revision sehe. Das ist auch der Grund dafür, daß ich 
den Antrag zur Verschiebung um fünf Jahre nicht 
unterschreibe. 

Denn erstens würde es selbstverständlich, nach-
dem man einmal - gerade in Berlin - mit den Vorbe-
reitungen so weit vorangekommen ist, zu einer Hän-
gepartie führen, die das Ganze kaum billiger macht. 
Ich möchte nicht dazu beitragen, daß in Ber lin meh-
rere „Schürmann-Bauten" entstehen. Dies wäre an-
ders, wenn ich eine Revision des Beschlusses errei-
chen könnte. 

Ich möchte zweitens hier in der Region durch das 
Unterschreiben eines solchen Antrages nicht die Illu-
sion erwecken, als könnten wir an  dieser Entschei-
dung grundsätzlich noch etwas ändern. 

Drittens sehe ich eine große Gefahr für die Aus-
gleichsleistungen. Man hat ja offen gesagt: Wenn 
dieser Antrag eine Mehrheit findet, wird ab morgen 
im Haushaltsausschuß der Ausgleich für die Region 
gekappt. Wir brauchen dieses Geld zum Beispiel für 
die Fachhochschule im Rhein-Sieg-Kreis oder für das 
Projekt CAESAR in Bonn. 

Eines möchte ich an dieser Stelle doch noch hinzu-
fügen, damit Sie bitte nicht unterschätzen, daß die 
Verbitterung in dieser Region wächst. Der Verteidi-
gungsminister spricht sich unverhohlen gegen die 
Aufteilung der Ministerien in Bonn und Berlin aus. Er 
soll ja mit seinem Ministerium in Bonn bleiben. Er 
will  aber ganz nach Berlin. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Ist doch auch rich-
tig!) 

Da beschließt der Bundesrat mit großer Mehrheit 
entgegen dem, was damals beschlossen wurde: Er 
will  umziehen. Es ist meine tiefe Überzeugung: 
Wenn man in dem Beschluß vom 20. Juni 1991 der 
Region nicht weitreichende Versprechungen ge-
macht hätte, nämlich auch, daß der Bundesrat jeden-
falls vorläufig hierbleibt, wäre der Beschluß über-
haupt nicht zustande gekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Deswegen möchte ich um eines bitten: Wer die 
Glaubwürdigkeit der Politik einigermaßen erhalten 
will, muß dafür sorgen, daß der Rutschbahneffekt, 
der schon begonnen hat, nicht weitergeht. Das ist 
dieses Parlament, das sind wir den Berlinern, aber 
auch der Bonner Region schuldig. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. Interfraktionell wird die Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 13/5581 an den 
Ältestenrat vorgeschlagen. Sind Sie damit einver-
standen? 

(Peter Conradi [SPD]: Nein! So einen 
Quatsch überweist man nicht!) 

- Gegen die Stimme des Kollegen Conradi ist die 
Überweisung so beschlossen. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten Wolf-
gang Schmitt (Langenfeld) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Keine Hermes-Bürgschaften für den Drei-
Schluchten-Staudamm in China 

- Drucksache 13/5399 - 
Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Wi rtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zehn Minu-
ten erhalten soll. - Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Zunächst bitte ich um 
Ihre Zustimmung dazu, die Rede des Kollegen E rich 
Fritz zu Protokoll geben zu dürfen. - Das ist der Fall. 
Dann geschieht das so.' ) 

Als erster hat der Kollege Wolfgang Schmitt das 
Wort . 

Wolfgang Schmitt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Die Bundesregierung hat kürzlich beschlossen, 
die beantragten Bürgschaften für das Drei-Schluch-
ten-Staudamm-Projekt in der Volksrepublik China 
grundsätzlich zu befürworten. Ich halte das für einen 
weiteren zweifelhaften Schritt zur Normalisierung 
der deutsch-chinesischen Beziehungen - 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Sie müs

-

sen zunächst eine Ortsbesichtigung veran

-

stalten!) 

„business as usual", die alte Devise. Auf diese Weise 
kommt der Bundesaußenminister zu einem, denke 
ich, ihm willkommenen Gastgeschenk für seine 
nächste Chinareise. Das ist auch schon etwas. 

Für das Parlament ist diese Entscheidung, wo doch 
bekannt war, daß sich der Bundestag mit dem Thema 
beschäftigen wird, ein Affront. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Was soll eigentlich die parlamentarische Debatte, 
wenn die Entscheidung von seiten der Bundesregie-
rung längst gefallen ist? 

Nur durch Hinweise der amerikanischen Umwelt-
bewegung und aus dem Umfeld der Expo rt-Import

-Bank, dem amerikanischen Pendant zu Hermes, 
habe ich überhaupt erfahren können, daß eine Bürg-
schaftszusage erteilt worden ist. Wer hier in Bonn 
nachfragt, bewegt sich zwischen Sprechverboten der 
Beteiligten in den Ministerien und kryptischen Hin-
weisen, die Entscheidung sei schon längst gefallen. 
Einen solchen Umgang mit dem Parlament würden 

') Die zu Protokoll gegebene Rede wird als Anlage 5 im Nach-
trag zu diesem Stenographischen Be richt abgedruckt. 

sich unsere amerikanischen Kollegen nicht gefallen 
lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Die Bundesregierung sollte einmal erklären: 
Warum gibt es bei solchen Projekten, deren Dimen-
sion durchaus aus dem Rahmen fällt, kein Verfahren, 
wie es aus den Vereinigten Staaten bekannt ist? Do rt 

 können in öffentlichen Anhörungen, wie im vorlie-
genden Fall passiert, Firmen ihre wi rtschaftlichen In-
teressen genauso darlegen wie Umwelt-, Entwick-
lungs- und Menschenrechtsgruppen die ökologi-
schen und sozialen Bedenken - hier mit dem Ergeb-
nis, daß die amerikanische Exim-Bank keine staatli-
chen Garantien für Exporte in Sachen Drei-Schluch-
ten-Staudamm gewährt. Gleiches gilt im übrigen für 
Japan. 

Hierzulande hingegen haben wir den interministe-
riellen Ausschuß, in dem das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
wohl seine Bedenken vortragen kann, aber offen-
sichtlich nach dem Motto „Nur keinen Ärger" auf ein 
Veto verzichtet hat. 

Das hier zur Debatte stehende Beispiel zeigt, wie 
nötig ein transparentes und formalisiertes Verfahren 
zur Gewichtung ökologischer, sozialer und entwick-
lungspolitischer Faktoren ist. Damit wäre endlich für 
Außenstehende nachvollziehbar, welche Argumente 
der Regierungsentscheidung zugrunde liegen. 

Aber selbst die Bundesregierung, die in ihrer Ant-
wort  auf die Kleine Anfrage des Kollegen Hauchler 
zu den Hermes-Bürgschaften die Einführung eines 
transparenten und formalisierten Verfahrens ablehnt, 
betont, daß die Übereinstimmung der Vorhaben mit 
den wesentlichen entwicklungspolitischen Zielen 
der Bundesregierung untersucht werde. Sie führt 
weiter aus - ich zitiere -: 

Daneben erlangt das Krite rium der Umweltver-
träglichkeit zunehmende Bedeutung bei der Be-
urteilung der Förderungswürdigkeit eines Her-
mes-Geschäftes. 

Für Projekte, 

- so die Bundesregierung weiter  - 

die  aus schwerwiegenden ökologischen oder ent-
wicklungspolitischen Gründen als nicht förde-
rungsfähig erscheinen, werden Hermes-Bürg-
schaften nicht übernommen. 

An anderer Stelle heißt es in derselben Antwort: 

Projekte, die geeignet sind, der Verletzung von 
Menschenrechten Vorschub zu leisten, sind nicht 
förderungswürdig im Sinne der Richtlinien für 
die Übernahme von Ausfuhrgewährleistungen 
und werden deshalb nicht abgedeckt. 

Im Lichte dieser Antwort werden Sie zu begründen 
haben, warum Sie zu einer für die antragstellenden 
Firmen positiven Entscheidung gekommen sind. 

Glauben Sie ernsthaft, die beabsichtigte Umsied-
lung von mehr als einer Million Menschen sei unter 
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den derzeit herrschenden politischen Bedingungen 
in der Volksrepublik China menschenrechtsverträg-
lich zu bewerkstelligen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Allen Fachleuten ist doch klar, daß die Planung einer 
Umsiedlung dieser Größenordnung in keinem ande-
ren Land der Erde die Schreibstube der Planer je ver-
lassen hätte. Wenn überhaupt, dann wird die chinesi-
sche Regierung dieses Projekt nur mit schärfster Re-
pression umsetzen können. Bestimmte Polizeieinhei-
ten werden internen Quellen zufolge schon jetzt auf 
die zu erwartenden Auseinandersetzungen vorberei-
tet. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Alles Entwicklungshilfe!) 

Wer die innerchinesische Kontroverse in der Ver-
gangenheit auch nur annähernd verfolgt hat, weiß, 
wie umstritten dieses Projekt in China selbst ist. Die 
Umsiedlung wirft zahlreiche ungeklärte Fragen auf: 
Wird es überhaupt Arbeitsplätze für die umgesiedel-
ten Menschen geben? 

Das Jangtsetal, in dem der Staudamm gebaut wer-
den soll, ist sehr fruchtbar. Schon jetzt ist klar, daß 
die Bauern in Gebiete mit schlechteren Böden umge-
siedelt werden müssen. Um die gleiche landwirt-
schaftliche Produktion zu erreichen, wird schät-
zungsweise fünfmal soviel Land gebraucht. 

Nun führen gerade in jüngster Zeit die Befürworter 
zwei Argumente für den Bau des Staudamms an. Er-
stens: Nach den schweren Überschwemmungen des 
Jangtse sei ein wirksamerer Hochwasserschutz von-
nöten. Zweitens: Der prognostizierte zukünftige 
Energiebedarf der Volksrepublik China erfordere die 
verstärkte Nutzung der Wasserkraft. 

Zum ersten Argument. Natürlich muß der Hoch-
wasserschutz verbessert werden, wie es die Über-
schwemmungen in diesem Jahr gezeigt haben. Die 
Frage ist nur, wie das geschehen soll. Ob das durch 
diesen Staudamm erfolgen kann, ist sehr zweifelhaft. 
Durch die Trockenlegung von Überflutungszonen 
und die unkontrollierte Abholzung, durch die die Bo-
denerosion vorangetrieben worden ist, sind doch erst 
die Hochwasserrisiken verschärft worden, die in die-
ser Region eh schon bestehen. 

Dieses Problem ist uns en miniature sehr wohl aus 
der Bundesrepublik Deutschland bekannt. Ich erin-
nere nur an die Einsargung und die unkontrollierte 
Regulierung von Flüssen, bei der die einzelnen Dy-
namiken von Flußökosystemen nicht entsprechend 
berücksichtigt worden sind. 

Zum zweiten Argument Energiebedarf. Die Ineffi-
zienz der chinesischen Industrie, auf die zwei Drittel 
des Energieverbrauchs entfällt, ist legendär. Hier 
könnte die Bundesrepublik Deutschland eine posi-
tive Rolle beim Umbau der alten Industrien spielen, 
beispielsweise in der Stahlindustrie, in der Dünge-
mittelproduktion oder bei der Einführung regenerati-
ver Energien. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich kann die ökologischen Probleme des Damm-
baus hier nur erwähnen: der verstärkte Dünger- und 
Pestizideinsatz infolge der Umsiedlung auf schlech-
tere Böden oder das befürchtete Aussterben be-
stimmter Tierarten wie zum Beispiel des chinesi-
schen Flußdelphins. 

Ich will aber kurz die ökonomischen Aspekte des 
Staudammbaus ansprechen - eine Rechnung mit vie-
len Unbekannten. Die Baukostenschätzung beläuft 
sich schon jetzt auf fast 75 Milliarden US-Dollar und 
entspricht damit ungefähr dem Gesamtdevisenbe-
stand der Volksrepublik China. Die Versuche, p riva-
tes Kapital am US-amerikanischen Markt zu akqui-
rieren, sind zumindest bis jetzt gescheitert. Die Welt-
bank hat ebenfalls abgewunken. - Die Finanzierung 
dieses Projekts steht offensichtlich auf wackeligen 
Füßen. Hier finanziell einzuspringen ist weder ökolo-
gisch noch ökonomisch sinnvoll. Die Kosten wird der 
Steuerzahler zu tragen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei Abgeordneten der PDS sowie des 

Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Ich bin mir sicher, daß die Vorgehensweise der 
Bundesregierung allen Kollegen, die eine ernsthafte 
ökologische und entwicklungspolitische Debatte, 
auch eine über die ökonomische Sinnhaftigkeit die-
ses Projektes wollen, gleichermaßen absurd vorkom-
men muß, unabhängig im übrigen davon, wie im ein-
zelnen die Positionen der Kolleginnen und Kollegen 
aussehen werden. Für alle, die sich in China selbst 
und interna tional gegen das Projekt engagiert ha-
ben, bleibt die ernüchternde Erkenntnis, daß ökolo-
gische und soziale Bedenken abermals dem kurzfri-
stigen Geschäfts- und vermeintlichen Staatsinteresse 
geopfert worden sind. 

(Beifall bei der SPD - Ludger Volmer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es reicht 

langsam!) 

Exportförderung um jeden Preis, egal, wie viele 
Menschen darunter zu leiden haben - ich kann der 
Bundesregierung nur sagen: In diesem Fall werden 
es unglaublich viele sein. Dieser Beschluß steht in 
der Kontinuität Ihrer verfehlten Chinapolitik. Sie ist 
im übrigen ja gestern noch von unserem Kollegen 
Heiner Geißler - wenn man die Agenturmeldungen 
liest - richtigerweise, finde ich, kritisiert worden. Sie 
betreiben nicht nur stille Diploma tie, sondern auch 
stille Wirtschaftsdiplomatie. Diese Diploma tie ist so 
sti ll , daß selbst das Parlament im unklaren gelassen 
werden soll. Das dürfen wir uns nicht gefallen lassen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Herr Kollege Hauchler. 

(Parl. Staatssekretär Klaus-Jürgen Hedrich: 
Halt dich zurück, Ingomar!) 
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Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! „Halt dich 
zurück", wird mir von der Regierungsbank gesagt. 
Ich halte mich nicht zurück. 

Wir reden heute über den größten Staudamm, der 
je in der Welt gebaut worden ist. Er soll 75 Mil liarden 
Dollar kosten, das sind etwa 100 Mil liarden DM. Herr 
Schmitt hat ja schon etwas über die Risiken ausge-
führt. Damit sollen 18 000 Megawa tt  Strom erzeugt 
werden können. Aber die Probleme, die sich bei die-
sem Projekt ergeben, bedeuten ein Megarisiko. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß man wissen. Trotzdem hat die Bundesregie-
rung vor dieser Debatte offenbar entschieden - am 
Parlament vorbei -, 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist ein Skandal!) 

dieses Projekt auf die Schultern des Steuerzahlers zu 
laden. Denn ich bin sicher, die Chinesen würden 
nicht verlangen, daß Staatsbürgschaften gegeben 
werden - wenn sie denn Aufträge vergeben -, wenn 
sie sicher wären, daß sie die Zahlungen auf andere 
Weise leisten könnten. Das ist auch ein großes Risiko 
für den Steuerzahler. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es ist von den Risiken gesprochen worden, näm-
lich von riesigen Umsiedlungsproblemen, die auch in 
ökonomischer Hinsicht überhaupt nicht kalkuliert 
sind, von möglichen Dammbrüchen mit verheeren-
den Wirkungen, von immensen Kunstschätzen, die in 
den Fluten versinken und von ökologischen Proble-
men. Dabei ist das Entscheidende nicht genannt wor-
den. Entscheidend ist - darauf möchte ich den Ak-
zent legen -: Es handelt sich hier um einen planwirt-
schaftlichen Dinosau rier alten Stils, den Sie unter-
stützen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Wolf-Michael 

Catenhusen [SPD]: Unglaublich!) 

Da soll der Traum einer kommunistischen Staatsre-
gierung erfüllt werden, mit Hilfe von Staatsbürg-
schaften des deutschen Steuerzahlers. Das ist ein 
Skandal. Es ist ein interessantes Bündnis von Kapital 
und alter Planwirtschaft, das Sie hier realisieren hel-
f en.  

Das wirtschaftliche und finanzielle Risiko ist im-
mens. 75 Milliarden Dollar kostet dieses Projekt. Da-
für müssen die Chinesen jährlich einen Schulden-
dienst von mindestens 8 Mi lliarden Dollar leisten. 
Diese Gelder gehen für eine breite Entwicklung in 
China verloren. Der S trom, der hier erzeugt werden 
soll, kommt nicht den Dörfern, den Bauern und den 
Menschen zugute, sondern immer wieder der glei-
chen Großindustrie, die sich mit unseren Konzernen 
verbündet. 

Die Dimensionen sind so groß, daß die Finanzie-
rung völlig ungewiß ist; die Rückzahlung ist unge-
wiß. Interessant ist ja - da müssen Sie auf der rechten 
Seite des Hauses einmal kritisch zuhören -: Alle pri

-

vaten Banken halten dieses Projekt wirtschaftlich für 
völlig ungewiß; die Rentabilität ist unbekannt; die 
Möglichkeit der Rückzahlung ist unbekannt; die poli-
tischen Risiken sind unbekannt. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Bundesregie-

rung hat den besseren Riecher!) 

Der Beweis, daß die Finanzierung auf tönernen 
Füßen steht, liegt ja darin - das habe ich gesagt -, 
daß China keine Staatsbürgschaften verlangen und 
die Staaten mit einer solchen Forderung erpressen 
würde, wenn man sicher wäre, daß es auch auf an-
dere Weise pünktlich zurückzuzahlen wäre. 

Es gibt Alternativen zu diesem Projekt. Es gibt 
2 000 Standorte im Bereich des gesamten Einzugsge-
bietes Jangtse, die für kleinere dezentrale Energie-
versorgungsunternehmen in Frage kämen. Wasser-
kraftwerke sind da besser als Kohlekraftwerke; das 
ist richtig. 

Es gibt auch die Alte rnative, Energie einzusparen. 
Durch die Kohlekraftwerke in China wird eine un-
glaubliche Umweltverschmutzung verursacht. Dieses 
Problem läßt sich aber nicht durch ein Großkraftwerk 
mit neuen Risiken lösen, sondern nur dadurch, daß 
man dezentrale Formen der Wasserenergiegewin-
nung ins Auge faßt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Bundesregierung hat sich trotz der Risiken für 
die Staatsbürgschaft entschieden. Es profitieren ganz 
wenige und wie immer die größten Konzerne in 
Deutschland davon: Siemens natürlich vorneweg, 
gefolgt von Voith Hydro und Liebherr. Ich wünsche 
diesen Unternehmen gute Geschäfte. Das kann auch 
in unserem Interesse sein. Aber wir wissen auch, daß 
gerade die Subventionen für solche Großkonzerne, 
für solche Großanlagen zu den geringsten Beschäfti-
gungswirkungen führen. Es wäre besser, man würde 
Meinen und mittleren Betrieben im internationalen 
Geschäft über Hermes-Bürgschaften mehr Chancen 
geben. Man würde damit wahrscheinlich ökologisch, 
entwicklungspolitisch, aber auch beschäftigungs-
wirksam größere Effekte erzielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu den Motiven der Bundesregierung. Ist es Wie-
dergutmachung für die Resolu tion des Bundestages 
zu Tibet? Soll wieder die Hand gereicht werden von 
seiten der Regierung, weil sich der Bundestag in der 
Tibet-Frage klar geäußert hat? 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist es!) 

Oder geht es wirklich nur darum, mit dem Geld und 
auf dem Rücken des Steuerzahlers Subventionen für 
Großkonzerne in die Wege zu leiten? 

(Peter Dreßen [SPD]: Darum geht es!) 

Darum geht es wahrscheinlich. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Es gibt offenbar doch einen nicht auszutrocknenden 
Sumpf und einen Filz zwischen dieser Koalition und 
der Großindustrie. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne
-ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ein besonderer Skandal ist, daß die Bundesregie-
rung, wohl wissend, daß dieses Thema den Bundes-
tag interessiert und daß wir heute debattieren, diese 
Entscheidung in letzter Minute praktisch doch noch 
auf den Weg gebracht hat. Dies ist ein Skandal. 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Nicht zu 
viel „Skandal" benutzen!) 

- Das ist ein Skandal, Herr Staatsminister, ein großer 
Skandal, an dem wir auch leiden werden. - Die Bun-
desregierung schließt damit die Öffentlichkeit von ei-
ner Debatte über solche Fragen aus. 

Schauen Sie in die USA: Zum selben Projekt fan-
den im Kongreß Anhörungen zu den ökologischen 
und zu den finanziellen Fragen sta tt. Die Dinge wur-
den offengelegt, in der Presse besprochen. Dann 
wurde entschieden. Die Bundesregierung wählt ei-
nen eigenen Weg. Sie schließt die Öffentlichkeit aus. 
Sie schließt die Steuerzahler davon aus, mit darüber 
zu diskutieren, wie auf ihre Kosten Politik gemacht 
wird. Das ist ein Affront sondergleichen. 

Ich denke manchmal: Was haben die Fraktionen 
auf der rechten Seite des Hauses eigentlich noch zu 
tun? Sie können gleich nach Hause gehen, wenn sie 
nicht endlich auch mal die Kraft haben, im Parlament 
gegenzuhalten und ihre Rechte einzuklagen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Opposition hat wiederholt gehandelt: mit 
mündlichen Anfragen, mit Kleinen Anfragen. Es liegt 
ein Antrag vor. 

(Zuruf der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 

- Natürlich haben wir gehandelt. 

Lassen Sie mich schließen. Folgende Forderungen 
richten wir an die Bundesregierung und an die ent-
sprechende Seite des Hauses. 

Erstens. Revidieren Sie diese Entscheidung, 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Klaus

-

Jürgen Hedrich [CDU/CSU]: Welche Ent

-

scheidung?) 

Staatsbürgschaften für dieses Projekt zu geben! Das 
beläuft sich auf eine Summe - sie muß auch mal ge-
nannt werden - von insgesamt etwa einer halben 
Milliarde DM, also 500 Millionen DM. Revidieren Sie 
diese Entscheidung! Lassen Sie eine öffentliche De-
batte über solche Projekte und über die Haltung der 
Bundesregierung zu solchen Projekten zu! Sie haben 
noch eine Frist bis Ende Dezember. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zweitens. Prüfen Sie doch wirk lich seriös die Alter-
nativen zu einem solchen Mammutprojekt! Es gibt 

diese Alternativen. Es gibt Machbarkeitsstudien. Der 
Trend geht weg von diesen Großprojekten. Das wis-
sen wir seit Jahrzehnten. Viele sind gescheitert. Wir 
wissen aus der kommunistischen planwirtschaftli-
chen Ära, wir wissen aus vielen Entwicklungslän-
dern, daß solche Projekte weder verwaltet werden 
können noch ökonomisch sind, noch die Chance bie-
ten, daß die Menschen an Entscheidungen über 
diese Dinge mitwirken können. Prüfen Sie also das 
noch einmal seriös, auch bezüglich der Alternativen! 

Da ich gerade den Staatssekretär des BMZ hier sit-
zen sehe, sage ich: Nehmen Sie als Teil des Entwick-
lungshilfeministeriums doch einmal Ihre Verantwor-
tung wahr! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Drücken Sie sich doch nicht ständig! Sie sitzen doch 
in diesem interministeriellen Ausschuß. 

(Klaus-Jürgen Hedrich [CDU/CSU]: Das ist 
wahr, das stimmt!) 

Ich weiß, daß Bedenken geäußert worden sind. Wo 
zeigen Sie in diesen Fragen einmal Rückgrat im Ka-
binett, um daran mitzuwirken, daß von Ihrer Seite 
diese Fragen ernster wahrgenommen werden? Das 
geht nur, wenn man auch einmal Widerstand entfal-
tet. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Manfred 
Müller [Berlin] [PDS] - Wolf-Michael Caten

-

husen [SPD]: Das ist der Gummi-Hedrich! - 
Gegenruf des Abg. Klaus-Jürgen Hedrich 

[CDU/CSU]: Halt dich zurück!) 

Also, prüfen Sie das! Sie sind einfach zu schlapp. 

Drittens und letztens. Ändern Sie end lich die 
grundsätzlichen Vergabebedingungen für Hermes-
Bürgschaften. Es muß wie in anderen Ländern Öf-
fentlichkeit hergestellt werden. Es ist das Geld des 
Steuerzahlers. Der Steuerzahler hat ein Recht darauf, 
gewisse Dinge zu erfahren. Schließen Sie nicht die 
Öffentlichkeit aus! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Umwelt- und Entwicklungsverträglichkeit bei 
diesen Entscheidungen muß eine Rolle spielen, stär-
ker als bisher. Das ist in den USA der Fa ll . Die Exim-
Bank in den USA hat sich wegen der Umweltpro-
bleme gegen eine Förderung entschieden. Wir unter-
laufen das. 

Unterstützen Sie mit Hermes-Bürgschaften nicht 
ständig die heimatlosen Großkonzerne, die in 
Deutschland das Geld verdienen, die Gewinne ins 
Ausland verschieben, do rt  investieren und dann 
auch noch Subventionen vom hiesigen Steuerzahler 
wollen! Das müssen Sie ändern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
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Die SPD stimmt dem Antrag der Grünen zu. Ich 

hoffe, daß auch Sie noch einmal darüber nachden-
ken. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Kollege Türk. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da bin ich ja mal 
gespannt! 

Jürgen Türk (F.D.P.): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Ko llegen! Bekanntlich ist 
China im Bundestag ein sensibles Thema; das ist ja 
vielleicht auch nicht falsch. Allerdings könnte man 
meinen, daß der Bau eines Staudamms nun wirklich 
zu den inneren Angelegenheiten eines Landes ge-
hört. Aber die letzten Debatten haben uns gezeigt: 
Bei China ist alles anders. Wir wollen dem Rechnung 
tragen. 

Die Arbeiten für dieses anspruchsvolle Wasserbau-
vorhaben - jetzt spricht der Bauingenieur - sind 
schon angelaufen. Der Drei- Schluchten-Damm am 
Jangtse soll drei Zwecke erfüllen: Hochwasser-
schutz, Stromerzeugung und Erleichterung der 
Schiffahrt. Das alles sind, Wolfgang Schmitt, eigent-
lich auch Ziele der Grünen. Wenn man das ordent-
lich macht, dann entspricht das eigentlich euren For-
derungen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Türk, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Hauchler? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Bitte. 

Dr. Ingomar Heuchler (SPD): Herr Kollege, Sie sa-
gen, bei China sei alles anders. Sie haben im Grunde 
recht, aber umgekehrt zu dem, wie Sie es meinen: 
Dieses Parlament hat, wie andere Parlamente, ver-
hindert, daß in Indien und in Nepal ähnliche Projekte 
verwirklicht werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Aber in China ist natürlich a lles anders. Stimmen Sie 
mir zu? Für China gilt das alles nicht: die ökologi-
schen Bedenken, die menschenrechtlichen Beden-
ken, die entwicklungspolitischen Bedenken und die 
ökonomischen Bedenken. Stimmen Sie mir zu, daß 
das auch so verstanden werden kann? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Darauf werde ich noch einge-
hen. Daß so etwas in Indien verhindert wurde, ent-
zieht sich meiner Kenntnis. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Dazu fällt 
dir wohl nichts ein? Das merkt man!)  

Man muß auf die Befürchtungen eingehen, die im 
Antrag geäußert werden: Befürchtet wird, daß durch 
Überflutung von 1 000 Quadratkilometern - das ist 
etwas übertrieben; in dieser Zahl ist die heutige Fluß-
fläche eingeschlossen - ökologische Schäden entste-
hen und daß dieser fruchtbare Flußschlamm für Ge-
biete unterhalb des Staudamms verlorengeht. 

Ferner werden ökonomische Schäden durch hohe 
Investitionskosten befürchtet - Befürchtungen darf 
man ja äußern; das ist völlig in Ordnung - für den 
Fall, daß das Projekt in den Sand gesetzt wird. Man 
befürchtet, daß dieses Geld China in anderen Berei-
chen fehlt. Ich glaube nicht, daß das unbedingt unser 
Problem ist. 

Schließlich sehen die Antragsteller soziale Schä-
den durch Umsiedlung von mehr als einer Million 
Menschen. Zugegebenermaßen ist das eine riesige 
Anzahl. 

Weil dieses Projekt von deutschen Unternehmen 
mit realisiert wird und dafür Hermes-Bürgschaften 
beantragt wurden, hat ein interministerieller Aus-
schuß die Anträge vor Genehmigung gewissenhaft 
zu prüfen. Ich glaube, das ist so in Ordnung. Wir 
müssen darüber sprechen, daß in Zukunft die Öffent-
lichkeit mitzureden hat. 

Natürlich ist die Prüfung aus der Ferne schwer 
bzw. unmöglich. Ich stelle mir manchmal die Frage, 
Wolfgang Schmitt, wie man zu solch ganz konkretem 
Wissen kommen kann. Es reicht mir nicht, das ein-
fach aus dem Gefühl heraus zu sagen. Natürlich ist 
das eine wichtige Sache. 

Vorerst möchte ich noch einmal auf einen interes-
santen Artikel vom 2. Oktober im „Handelsblatt" 
hinweisen. Dort  wird das eingehend untersucht, und 
man ist zu anderen Schlüssen gekommen. Um sich 
nicht nur auf diesen A rtikel zu beziehen, hat der in-
terministerielle Ausschuß Experten auf die Baustelle 
zu den Planern nach China geschickt. Ich muß unter-
stellen: Man hat das vor Ort ordentlich geprüft. 

(Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Als ob man 
das auf der Baustelle erfahren könnte!) 

Ich frage: Wozu gibt es Experten, Umweltexperten, 
Wasserbauexperten und MW-Experten, wenn sie 
nicht in der Lage sind, so etwas abzuschätzen? Je-
denfalls hat der interministerielle Ausschuß nicht 
leichtfertig entschieden, sondern sich auf das Urteil 
der Experten verlassen; er konnte sich sicherlich 
auch darauf verlassen. 

Zu welchem Prüfergebnis kommen nun die Um-
welt- und Wasserbauexperten der KfW, die zur Über-
prüfung der Hermes-Kreditierung Ende Juli/Anfang 
August die Baustelle und die chinesischen Projekt-
vertreter besucht haben? Ich habe bereits gesagt: Die 
Überflutungsfläche ist natürlich riesig, aber nicht so 
übertrieben groß, wie das angegeben wurde. Der 
Jangtse bleibt weiterhin ein ganzjährig fließender 
Fluß, und es werden nur 8 Prozent des gesamten Jah-
resabflusses gespeichert. Das ist anders als beim As-
suan. 

Ökonomisch wird das Projekt als sicher eingestuft. 
Die Wachstumsraten - das ist allen bekannt - spre- 
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chen mehr als für sich, egal, um welches Wirtschafts-
system es sich handelt. Es ist Fakt, daß do rt  Wachs-
tumsraten zu verzeichnen sind, die nicht erwartet 
worden sind. 

Durch zahlreiche einfließende Nebenflüsse wird 
die Wasserfüllung des Jangtse nach dem Bau des 
Staudamms verdoppelt. Damit ist auch das Fluß-
schlammproblem geklärt. Es kommt neuer Schlamm, 
der zu Düngezwecken benutzt werden kann, hinzu. 
Das Argument ist also hinfällig. 

Die Umsiedlung von 1 Million Menschen ist natür-
lich ein Problem. Das brauchen wir nicht zu vernied-
lichen. Aber in Zukunft sind über 30 Mil lionen Men-
schen vor Überschwemmungen geschützt. Auch das 
ist ein Argument, das man nicht einfach wegwischen 
kann. Das Argument, daß die Überschwemmungen 
nur von den Abholzungen verursacht wurden, geht 
ebenso fehl; denn Überschwemmungen gab es be-
reits vor 100 Jahren. 

(Lachen bei der SPD) 

Einen Monsunregen halten Sie nicht durch Wälder 
auf. Das ist eine nachgewiesene Sache. 

Der Genehmigung der beantragten Hermes-Bürg-
schaften ist eine hinreichende Prüfung vorausgegan-
gen. Deswegen können und wollen wir dem Ableh-
nungsantrag nicht zustimmen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ihre Redezeit ist 
vorbei, aber der Kollege Schmitt wollte noch etwas 
fragen. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ja, wenn das noch geht, bitte. 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Türk, mir ist sehr wohl be-
kannt, daß es sowohl Argumente für den Drei-
Schluchten-Staudamm als auch dagegen gibt. Aller-
dings werden Sie mir sicherlich darin zustimmen, 
daß dieses Projekt auf Grund seiner Dimensionie-
rung alles andere als ein alltägliches Staudammbau-
vorhaben ist. 

Sind nicht auch Sie der Meinung, daß es bei einem 
so hochsensiblen Projekt, das nicht nur in der Bun-
desrepublik Deutschland, sondern auch im Ausland 
sehr kontrovers diskutiert worden ist - nicht nur in 
Kreisen der Umweltorganisationen -, besser gewe-
sen wäre, Ihre Argumente dafür und die Argumente, 
die dagegen sprechen, in einem offenen Verfahren 
im Deutschen Bundestag zu erörtern und dann zu ei-
ner Entscheidung zu kommen? 

Ich würde in jedem Falle die Entscheidung der 
Mehrheit des Hauses respektieren, aber ich denke, 
es wäre besser gewesen, dies hier zu erörtern und 
erst danach eine Entscheidung durch die Bundesre-
gierung zu treffen. Sind Sie nicht auch der Meinung, 
daß mit einem solchen Verfahren der Demokratie 
und dem Ansehen der Regierung auch bei den Kriti-
kern  ein größerer Dienst erwiesen worden wäre? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ganz kurz: Das schließe ich 
nicht aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat recht!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurz-
intervention erhält nun der Kollege Hedrich das 
Wort . 

Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Nachdem das BMZ in 
dieser Frage mehrmals angesprochen wurde, möchte 
ich dazu doch ein paar kurze Bemerkungen machen. 

Zunächst einmal kann in keiner Weise die Rede 
davon sein, daß wir hier eine Entscheidung getroffen 
haben, die in irgendeinem Zusammenhang mit den 
Anträgen steht, die heute im Bundestag beraten wer-
den. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Was?) 

Vielmehr mache ich darauf aufmerksam, daß der 
zuständige interministerielle Ausschuß der Bundes-
regierung, bestehend aus Vertretern des Finanzmini-
steriums, des Wirtschaftsministe riums, des Außen-
ministeriums und des BMZ, bereits im August über 
diese Frage beraten hat. Nach sorgfältiger Überle-
gung haben wir uns entschieden, den Anfragen 
deutscher Firmen nach einer Möglichkeit für Her-
mes-Bürgschaften zuzustimmen. Es kann also nicht 
die Rede davon sein, daß wir in den letzten Tagen 
oder möglicherweise in dieser Woche - das geistert 
irgendwo als Gerücht durch den Bundestag - auf 
Grund von Anträgen, die heute vorliegen, eine Ent-
scheidung getroffen haben. Ich möchte noch darauf 
hinweisen, daß es in dieser Woche zum Beispiel 
keine Sitzung des interministeriellen Ausschusses zu 
dieser Frage gegeben hat. Das war die erste Berner-
kung, Frau Präsidentin. 

Zweite Bemerkung. Es gibt keinen Zweifel daran 
- ich möchte das hier noch einmal ausdrücklich für 
das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung zum Ausdruck bringen -, daß wir 
uns auch im interministeriellen Ausschuß sehr 
schwer damit getan haben, unsere Zustimmung zu 
geben. Aber ich möchte darauf hinweisen, daß die-
ses Projekt durch Entscheidungen Dritter, also auch 
durch Entscheidungen der Bundesregierung, in kei-
ner Weise aufzuhalten gewesen wäre. Vielmehr geht 
es jetzt im wahrsten Sinne des Wortes um eine ge-
wisse Schadensbegrenzung; möglicherweise wird 
der Kollege Kolb darauf noch eingehen. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben doch ein 
Vetorecht!) 

Es geht jetzt darum, daß wir uns für die Instal lie-
rung von Turbinen und dergleichen einsetzen, die 
dafür sorgen, daß durch den Einsatz von Hochtech-
nologie ein optimaler Effekt bei der Nutzung der 
Wasserenergie eintritt. 

Ich möchte gar nicht verhehlen - wenn Sie gestat-
ten, Frau Präsidentin, sage ich jetzt etwas in meiner 
Eigenschaft als Abgeordneter; das ist ja auch zuläs-
sig -, daß ich durchaus die Bedenken vieler Kollegen 
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verstehe. Auf Grund der Gesamtprozesse der Ent-
scheidung sind wir aber nicht in der Lage, in diesem 
Zusammenhang irgend etwas aufzuhalten. 

Ich bin ziemlich sicher - das wird sich in kürzester 
Zeit herausstellen -, daß wir uns, wenn der Aus-
schreibungsprozeß erst einmal läuft, plötzlich wun-
dern werden, daß nicht nur deutsche Firmen, son-
dern auch Finnen  von Ländern dabei sind, die heute 
noch den Eindruck erwecken, als wären sie gegen 
dieses Projekt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Die Ame rikaner 
machen das vor den Wahlen auf keinen 

Fall!)  

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Eva-Maria Bulling-Schröter. 

Eva Bulling-Schröter (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Finanzierung 
des Drei-Schluchten-Staudammes in China ist die 
Achillesferse für die Realisierung dieses Projektes. 
Allein für die Einfuhr von Bau- und Ausrüstungs-
gütern sind 3 Milliarden US-Dollar notwendig. Die 
gigantischen Gesamtbaukosten - das wurde schon 
angesprochen; es sind mindestens 75 Mil liarden 
US-Dollar - sind ohne ausländische Kredite und 
Bürgschaften nicht aufzubringen. 

Die internationale Gemeinschaft hätte also noch 
eine reale Chance, dieses ökologisch, sozial und 
menschenrechtlich nicht zu verantwortende Wahn-
sinnsvorhaben zu verhindern, wenn sie es wollte. 
Amerikanischen und japanischen Behörden ist die-
ses Projekt finanziell und politisch anscheinend zu 
heiß. Sie stellen bislang keine Ausfuhrbürgschaften 
für das Staudammprojekt zur Verfügung. Sie wissen 
auch, warum: Einige der schönsten Schluchten 
Chinas werden über 600 Kilometer überflutet. 
1,3 Millionen Menschen sollen dafür - notfalls mit 
militärischen Mitteln - zwangsumgesiedelt werden. 
Unwiderbringliche Kulturgüter werden zerstört oder 
beeinträchtigt. Dies a lles für einen ökologischen 
Dinosaurier. 

Das „Wall  Street Journal" schreibt, daß das Projekt 
politisch so riskant sei, „daß nur wenige Banker mit 
ihm in Verbindung gebracht werden wollen". Das 
finde ich schon interessant; denn normalerweise sind 
die Banker nicht so zimperlich. Sie machen eigent-
lich fast alles mit. 

Die Bundesregierung, die ständig von ihrer gestie-
genen internationalen Verantwortung tönt, kennt 
solche Berührungsängste nicht. Das Wohl deutscher 
Bau- und Ausrüstungskonzerne scheint ihr wichtiger 
zu sein als Menschen- und Umweltrechte. 

Die Entscheidung des interministeriellen Aus-
schusses im August, Ausfallrisiken für Geschäfte 
deutscher Firmen im Zusammenhang mit dem Drei-
Schluchten-Staudamm zu übernehmen, belegt aber 
auch etwas anderes: 

Parlamentarier und Parlamentarierinnen und die 
Öffentlichkeit werden aus solchen Entscheidungs-
prozessen bewußt herausgehalten und ignoriert. Die 

Bundesbürokratie kam nach der Kleinen Anfrage der 
SPD zu diesem Thema gerade rechtzeitig aus den 
Startlöchern, um noch vor der sich abzeichnenden 
Debatte im Bundestag grünes Licht für die Hennes-
Deckungen zu geben. In dem Fa ll  haben Sie recht, 
Herr Hedrich. Sie haben es nämlich schon im August 
beschlossen. Es gab grünes Licht, obwohl es für die 
chinesische Energieerzeugung durchaus machbare 
und weniger zerstörerische Alternativen gibt. Dar-
über diskutieren wir im Bundestag. 

Allerdings kann sich der Vergabeausschuß der 
Bundesregierung bei seinen Hermes-Entscheidun-
gen kaum auf ökologische, menschenrechtliche Be-
wertungen stützen. Sie sind bisher Schlichtweg nicht 
vorgesehen. Das Umweltministerium hat keinen Ein-
fluß auf die Vergaben, von Umweltorganisationen 
ganz zu schweigen. 

Deshalb unterstützen wir eine verbindliche Verga-
bepraxis nach ökologischen und entwicklungspoliti-
schen Faktoren, wie im Antrag der Grünen gefordert, 
natürlich nicht nur in China, sondern auch in Ruß-
land und sonstigen Ländern. Wir fordern die Bundes-
regierung auf, ihre Bürgschaft zurückzuziehen. 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt für die Bundesregierung der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Hein rich Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir zu-
nächst zwei Feststellungen. 

Erstens. Der Bundesregierung liegen Anträge auf 
Übernahme einer Ausfuhrgewährleistung, einer so-
genannten Hermes-Bürgschaft, im Zusammenhang 
mit dem Drei-Schluchten-Projekt am Yangtse in 
China vor. Wegen ihrer Verpflichtung zum Schutz 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen antragstei-
lender deutscher Unternehmen kann die Bundes-
regierung keine Einzelheiten, weder Namen noch 
Zahlen, Herr Kollege Hauchler, zu den Deckungsan-
trägen mitteilen. 

Zweitens. Die Bundesregierung hat für die Ge-
schäfte grundsätzliche Deckungszusagen übernom-
men. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, in der 
bisherigen Debatte sind doch viele Klischees ge-
pflegt worden. Es ist schon erstaunlich - lassen Sie 
mich das zunächst sagen, Herr Kollege Hauchler -, 
was Sie alles in diese Entscheidung hineingeheim-
nist haben. Ich kann das im einzelnen gar nicht a lles 
wiederholen. 

Dabei ist doch ganz klar: Die Übernahme von Aus-
fuhrgewährleistungen ist im Haushaltsgesetz gere-
gelt, einem Gesetz, das dieses Parlament beschlossen 
hat. Dieses Gesetz verweist hinsichtlich der Einzel-
heiten auf die Richtlinien über die Übernahme von 
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Ausfuhrgewährleistungen. Damit ist ein klarer Rah-
men für Entscheidungen des interministeriellen Aus-
schusses gegeben, innerhalb dessen sich dieser auch 
bewegt hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Hauchler? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Eine gestatte ich. Bitte 
sehr. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Es ist sehr lieb, daß 
Sie eine gestatten. - Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß man nicht prinzipiell das Ver-
fahren der Geheimhaltung ändern müßte? Denn das 
Geschäftsgeheimnis von großen Konzernen kann 
nicht vor dem Recht des Steuerzahlers und der Öf-
fentlichkeit stehen, bei solchen Vorgängen, die den 
Steuerzahler in so großer Höhe belasten? Sie können 
nicht sagen, das Geschäftsgeheimnis ist wichtiger als 
das Recht des Steuerzahlers, wenn er einstehen muß. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sind Sie mit mir nicht der Meinung, daß das grund-
sätzlich geändert werden muß? 

Sind Sie mit mir nicht auch der Meinung, daß, 
auch wenn wir den heutigen Status akzeptieren oder 
nicht ändern, im Prinzip das Projekt hier ohne Nen-
nung der Firmen in seiner ganzen Problematik be-
sprochen werden kann und daß Sie das umgangen 
haben? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Zum ersten bin ich nicht 
der Meinung, daß wir das Prinzip der Geheimhal-
tung ändern müssen. Ich glaube, es hat sich bewährt. 
Es ist mir auch kein Fall bekannt, der Anlaß gäbe, 
hier über eine Änderung nachzudenken. 

Zweitens. Wir können dieses Projekt natürlich 
ohne Nennung von Firmennamen oder von Zahlen 
besprechen. Ich tue das. Ich stelle nur fest, daß ei-
nige Abgeordnete - ich glaube, Sie waren einer von 
denen, Herr Kollege Hauchler - Namen und Zahlen 
genannt haben. Dann sollten wir uns bitte alle und 
insgesamt daran halten. 

Ich will  fortfahren. Ich habe auf das Haushaltsge-
setz und die Ausführungsrichtlinien hingewiesen. 
Diese Richtlinien stellen als Überprüfungskriterien 
auf die Förderungswürdigkeit und die risikomäßige 
Vertretbarkeit eines Geschäftes ab. Die Umwelt- und 
auch die Sozialverträglichkeit eines Projektes sind 
dabei zwei wichtige, im Rahmen der Förderungswür-
digkeit zu prüfende Aspekte. Bei der Entscheidung 
über die vorliegenden Anträge zu dem Drei-Schluch-
ten-Projekt wurde daher neben der wi rtschaftlichen 
auch die umweit- und sozialpolitische Bedeutung 
überprüft. 

Da Hermes-Deckungen in erster Linie die Förde-
rung deutscher Expo rte zum Ziel haben, war zu-
nächst zu berücksichtigen, daß sich durch das Pro

-

jekt große Auftragschancen für deutsche Unterneh-
men mit positiven Auswirkungen auf Produktion und 
Beschäftigung ergeben. Nutznießer sind unter ande-
rem auch mittelständische Unternehmen. 

Natürlich führt eine Beteiligung deutscher Unter-
nehmen auch zu einer Vertiefung der Wirtschaftsbe-
ziehungen zwischen beiden Ländern, hier vor allem 
zu einem wertvollen Technologietransfer zum Bei-
spiel im Turbinen- und Generatorbau. 

Hauptzweck des Projekts ist der Hochwasser-
schutz. Daneben ist das Projekt aber auch von ener-
giewirtschaftlicher Bedeutung. Geplant ist der Bau 
von Wasserkraftwerken mit einer installierten Kapa-
zität von 18 200 Megawatt. Das entspricht acht Pro-
zent der gegenwärtigen chinesischen Stromerzeu-
gungskapazität und kann damit 15 Kohlekraftwerke 
mit einer Leistung von je 1 200 Megawatt, also schon 
größere Einheiten, ersetzen. Das Projekt stellt damit 
einen wichtigen und auch umweltfreundlichen Bei-
trag zum Abbau des Energieengpasses in China dar. 

Problematisch erscheint manchen Kritikern des 
Projekts insbesondere die mit der Flußregulierung 
des Jangtse verbundene Umsiedlung von rund einer 
Million Menschen. Wir haben den Eindruck gewon-
nen, daß die notwendigen Maßnahmen in verant-
wortlicher und auch in finanziell abgesicherter Weise 
getroffen werden. Zu beachten ist auch, daß durch 
die Regulierung des Unterlaufs des Jangtse, der in 
regelmäßigen Abständen von Hochwasserkatastro-
phen heimgesucht wird, ein Hochwasserschutz für 
20 Millionen Menschen geschaffen wird. Auch dies 
ist in die Abwägung mit einzubeziehen. Wir haben 
das getan. 

Wir haben auch die Auswirkungen des Drei-
Schluchten-Projektes auf die Umwelt geprüft. Diese 
Auswirkungen sind auch von den Chinesen selbst 
sehr sorgfältig untersucht worden. Wir meinen, daß 
die positiven Effekte überwiegen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Generell gilt, daß China zu den Ländern gehört, 
die über die größte Erfahrung im Dammbau verfü-
gen. Hierzu gehören auch die Wasserkraft sowie die 
Beherrschung von Umwelt- und Umsiedlungsproble-
men. 

Zu den Hinweisen auf die Haltung der US-Regie-
rung und der Weltbank in vorliegendem Antrag ist 
anzumerken: Die US-Regierung hat nach den Er-
kenntnissen der Bundesregierung nur entschieden, 
auf der Grundlage der ihr bisher vorliegenden Infor-
mationen keine Unterstützung für amerikanische Ex-
porte zu gewähren. Eine abschließende Entschei-
dung der US-Eximbank liegt noch nicht vor. 

Es wurde hier gesagt, die Weltbank habe abge-
wunken. Nach unseren Informationen ist die Welt-
bank von der chinesischen Regierung überhaupt 
nicht um Unterstützung gebeten worden. Insofern 
stellt sich die Frage einer Weltbank-Beteiligung 
nicht. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich empfehle Ih-
nen, den Antrag abzulehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/5399 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 

Vor Aufruf der Tagesordnungspunkte 10, 11 und 
12 will ich Ihre Zustimmung dazu einholen, daß die 
Kollegen ihre Reden zu diesen Tagesordnungspunk-
ten zu Protokoll geben wollen * ). Sind Sie damit ein-
verstanden? 

(Beifall) 

- Vielen Dank. Wir müssen trotzdem noch abstim-
men und haben einen letzten Punkt, zu dem auch 
noch debattiert wird. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 20. September 1994 über nukleare Sicher-
heit (Gesetz zu dem Übereinkommen über nu-
kleare Sicherheit) 
- Drucksache 13/5018 - 
(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (16. Ausschuß) 
- Drucksache 13/5690 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Kurt-Dieter Grill 

 Wolfgang Behrendt 
Ursula Schönberger 
Dr. Rainer Ortleb 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, sich zu erheben. - Wer stimmt da-
gegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der SPD 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS angenommen worden. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 sowie die Zusatz-
punkte 11 und 12 auf: 

11. Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 
Fortsetzung der Sanierung der Braunkohle-
gebiete in den neuen Ländern 
- Drucksache 13/5588 - 

0) Die zu Protokoll gegebenen Reden werden in einem Nach-
trag als Anlagen 6 bis 8 abgedruckt. 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

ZP11 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ch ri
-stine Kurzhals, Gunter Weißgerber, Ernst Bahr, 

weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen 
Braunkohlesanierungsgesellschaften erhal-
ten - Beschäftigungsverhältnisse sichern 
- Drucksache 13/5225 -
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

ZP12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Vera 
Lengsfeld, Antje Hermenau, Werner Schulz 
(Berlin) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Braunkohlereviere ökologisch sanieren 
- Drucksache 13/5721 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

Es wird Überweisung der Vorlagen an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Dr. Herta Däubler-
Gmelin, Hermann Bachmaier, weiteren Abge-
ordneten und der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Reform 
des strafrechtlichen Sanktionensystems 
- Drucksache 13/4462 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

Es wird Überweisung des Gesetzentwurfes an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Gibt es dazu andere Vorschläge? - Das ist 
nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Wolf-
gang Weiermann, Ernst Schwanhold, Anke 
Fuchs (Köln), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Montanunion-Vertrag über das Jahr 2002 
fortschreiben 
- Drucksache 13/3526 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. - 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Kollege Wolfgang Weiermann. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich weiß, 
daß man, wenn man sich zu dieser späten Stunde 
noch hier hinstellt, nicht nur eitel Freude entgegen-
gebracht bekommt. Aber ich glaube, daß in wenigen 
Jahren einer der wichtigsten Verträge ausläuft, die 
die Bundesrepublik in ihrer Geschichte jemals ge-
schlossen hat, nämlich der Vertrag über die Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, auch 
EGKS genannt. 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Bislang bestehen offenbar noch keine klaren Vor-
stellungen darüber, wie eine Nachfolgeregelung 
über das Jahr 2002 hinaus gestaltet werden soll. Da-
bei müßte es vor allen Dingen darum gehen - deswe-
gen rede ich an dieser Stelle auch für die Sozialde-
mokratische Partei -, das bestehende Recht so weit 
wie möglich in ein neues europäisches Vertragssy-
stem einzubringen. Schließlich geht es auch darum, 
die Chance zu nutzen, zukünftige neue EU-Mit-
gliedsländer in das Vertragswerk einzubinden. 

Der Vertrag von 1951, dessen geistiger Vater Ro-
bert  Schuman war und dessen Grundhaltung we-
sentlich von dem ersten Präsidenten des Hohen Ra-
tes der Montanunion, Jean Monnet, bestimmt wurde, 
besteht im großen und ganzen aus drei Elementen: 
einem wirtschaftspolitischen, einem sozialpolitischen 
und einem außenpolitischen. Wi rtschaftspolitisches 
Ziel war die rationelle Versorgung der Verbraucher 
mit Montanprodukten. Dazu wurden die nationalen 
Märkte zu einem gemeinsamen Markt für Kohle und 
Stahl zusammengefaßt. 

Sozialpolitisch sollten die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen für alle Beschäftigten in der Montanindu-
strie harmonisiert und verbessert werden. 

Außenpolitisches Ziel war die Ablösung der Kon-
trollbefugnisse der Siegermächte des Zweiten Welt-
krieges über die Ruhrindustrie und damit zugleich 
die Einleitung einer Politik der friedlichen Vereini-
gung der Staaten Westeuropas in Richtung auf eine 
politische Union. 

Schumans und Monnets Vorschlag lief darauf hin-
aus, Vormachtstreben auf dem Kontinent durch Zu-
sammenarbeit und Gleichberechtigung zu überwin-
den und - beginnend mit der Zusammenarbeit im 
Montanbereich - die Grundlagen für ein vereintes 
Europa zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
war daher die Keimzelle der europäischen Eini-
gung. Es ging bei diesem Vertrag über die Montan-
union um weit mehr als nur um die Regelung über 
Kohle und Stahl. Deshalb heißt auch heute die De

-

vise, mit der Tradition des Montanunion-Vertrages 
pfleglich umzugehen. Im Klartext: Der Montanunion-
Vertrag darf nicht auf Null zurückgefahren werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Präsident der Europäischen Kommission, San-
ter, hat kürzlich betont, daß zumindest ein Teil, ein 
großer Teil des bestehenden EGKS-Vertrages in ein 
neues europäisches Recht eingebettet werden soll. 

Nach der uns vorliegenden Terminplanung soll die 
inhaltliche Klärung - deswegen reden wir heute 
auch darüber - bis zum 14. November 1996 erfolgen. 
Das ist bekanntlich in etwas mehr als einem Monat; 
heute schreiben wir den 10. Oktober. Anschließend 
sollen die Vorschläge in der Tagesordnung des Rates 
erörtert werden. 

Es wird also Zeit, meine Damen und Herren, daß 
die Bundesrepublik und insbesondere der Deutsche 
Bundestag dann, wenn er es noch kann, auf die zu-
künftige Gestaltung Einfluß nimmt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man-
fred Müller [Berlin] [PDS]) 

Ich glaube, daß dies für uns alle - wenn ich das 
richtig einschätze - auch unverzichtbar ist; denn die 
jüngste Vergangenheit hat deutlich gemacht, daß ein 
ungezügelter Wettbewerb und ein ungezügelter 
Subventionswettlauf mit unabsehbaren Folgen wirt-
schaftlicher und arbeitsmarktpolitischer A rt  nur 
durch ein anerkanntes Regelwerk wie den EGKS-
Vertrag zu steuern ist. 

Nach Angaben des für die Beschäftigung zuständi-
gen EU-Kommissars Flynn hat die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl in den vergangenen 
zwei Jahren rund 488 Millionen ECU, das sind 
932 Millionen DM, bereitgestellt, um mehr als 
120 000 vom Stellenabbau betroffenen Beschäftigten 
der Branche bei Weiterbildung und Umbildung zu 
helfen. Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich: Das 
ist eine beispielhafte Vorgehensweise. 

Ich erinnere an dieser Stelle auch ganz bewußt an 
den gemeinsamen interfraktionellen Antrag von 
SPD, CDU/CSU und F.D.P. im Deutschen Bundestag 
vor zwei Jahren bzw. an die Kleine Anfrage der SPD-
Fraktion zur „Situation der deutschen Eisen- und 
Stahlindustrie". 

In dieser Situation hat sich nun die SPD-Bundes-
tagsfraktion entschlossen, den Ihnen vorliegenden 
Antrag einzubringen, der sich mit dem Auslaufen 
des EGKS-Vertrages und seiner Fortschreibung über 
das Jahr 2002 hinaus beschäftigt. 

Blättern Sie bitte einmal zu den Dingen zurück, die 
am 22. Juni 1994 über längerfristige Perspektiven der 
Stahlindustrie beschlossen worden sind. Da sind 
auch Dr. Wolfgang Schäuble und von der F.D.P.-Frak-
tion Dr. Hermann Otto Sohns unter den Unterzeich-
nern. 

Ich will  an dieser Stelle nur nachrichtlich sagen, 
daß wir hier sozusagen Ernst gemacht haben mit 
Überlegungen, wie es denn weitergehen soll, und 
daß wir frühzeitig - das steht in diesem interfraktio-
nellen Antrag - Vorsorge treffen müssen, daß bei der 
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Einschmelzung des im Jahre 2002 auslaufenden 
Montanunion-Vertrages in das allgemeine europäi-
sche Vertragsrecht den Besonderheiten der Montan-
industrie Rechnung getragen werden muß. Es ist 
auch darauf hinzuwirken, daß das Montanvermögen 
in Höhe von mehr als 1,5 Mil liarden DM den beiden 
Industrien, die es aufgebaut haben - eventuell auch 
in Form einer Stiftung -, erhalten bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Gemeinsam mit den Partnern in der Europäischen 
Union und den anderen OECD-Ländern ist daran 
mitzuwirken, daß die osteuropäische Stahlindustrie 
in den Weltmarkt integriert wird, ohne daß es dabei 
zu schweren Erschütterungen kommt. Dazu bedarf 
es einer Kapazitätsbereinigung in den osteuropäi-
schen Ländern und eines schrittweisen Verzichts auf 
staatliche Beihilfen sowie Zug um Zug einer Öffnung 
der westeuropäischen Märkte. 

Die unvermeidlichen Strukturveränderungen, die 
sich in den deutschen Stahlrevieren auch in Zukunft 
ergeben werden, sind durch die im Montanunions-
Vertrag vorgesehenen sozialen Begleitmaßnahmen 
abzufedern. Ich halte diesen Inhalt des interfraktio-
nellen Beschlusses für einen wesentlichen Bestand. 

Meine Fraktion schlägt vor: Der Montanvertrag 
muß als ein bewährtes Instrument inhaltlich in den 
Vertrag über die Europäische Union, Maastricht II, 
eingebunden werden. Dies ist die Kernforderung. 
Denn hier handelt es sich um jenen Teil der europäi-
schen Verträge, mit dem das gemeinsame Europa be-
gonnen hat. Die Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
hat für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
Europa erst eigentlich erfahrbar gemacht, weil sie 
über Jahrzehnte in der Lage war, eine gemeinsame 
Industriepolitik voranzutreiben. 

(Beifall des Abg. Horst Kubatschka [SPD]) 

Für die mittel- und osteuropäischen Länder hat 
heute die EGKS eine wichtige Beispielfunktion für 
die Bewältigung von Strukturkrisen und den wirt-
schaftlichen Neuaufbau. Daraus folgt, daß bei der 
Beratung der Fortschreibung des Maastricht-Vertra-
ges die Instrumente des Montanunion-Vertrages zu 
sichern sind. Er enthält Bestimmungen, die auf ho-
mogene Massengüter, wie sie für die Montanunion 
typisch sind, zugeschnitten sind, so zum Beispiel ein 
über übliches EG-Recht hinausgehendes eindeutiges 
Subventionsverbot, Vorschriften, die der Transparenz 
des Marktes dienen, Wettbewerbsregeln, die eine 
flexible Reaktion auf Krisenlagen erlauben, und eine 
Sozialklausel, die eine Anpassung bei Beschäfti-
gungseinbrüchen erleichtert. 

Diese Vorschriften sollen auch im Rahmen des a ll
-gemeinen europäischen Vertragsrechts erhalten blei-

ben. Ich nenne nur stichwortartig die Einrichtung des 
Beratenden Ausschusses, der mit einer über 40jäh-
rigen Praxis die am weitesten entwickelte und am er-
folgreichsten arbeitende Einrichtung des sozialen 
Dialogs auf Branchenebene ist. Eine Aufgabe dieser 
Einrichtung würde dem Vertragsziel der vollen 
Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstandes und 
seiner Weiterentwicklung zutiefst widersprechen. 

Ich darf an dieser Stelle zu meinem Schlußsatz 
kommen: Die Überführung des Montanunion-Vertra-
ges im Jahre 2002 in das dann für die übrige Wi rt

-schaft geltende europäische Recht ist eine richtige 
Entscheidung. Nun gilt es, Nägel mit Köpfen zu ma-
chen und die Idee des Montanvertrages in das neue 
Jahrtausend hinüberzutragen. 

Ich bedanke mich trotz der späten Stunde für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Red-
ner kommt Thomas Rachel. 

Thomas Rachel (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
begrüße vor allem die zahlreichen Kolleginnen und 
Kollegen des Deutschen Bundestages, die noch um 
24 Uhr an der Debatte des Parlaments teilnehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Europa - eine große Idee. Keimzelle der Europäi-
schen Union war die Montanunion von 1952 mit dem 
EGKS-Vertrag, der Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl. Diese Sonderrege-
lung für den Montanbereich hat es zunächst aus hi-
storischen Gründen gegeben. Es war eine französi-
sche Initiative mit dem Ziel, die deutsche Schwer-
industrie in ein europäisches Gesamtkonzept einzu-
binden und die Versorgung Frankreichs mit deut-
scher Kohle zu sichern. 

Aus dieser Montanunion ist ein Nukleus für den 
europäischen Einigungsprozeß geworden, der erheb-
lich zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit und zum 
Wohlstand in Europa beigetragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Der EGKS-Vertrag hat vor 44 Jahren einen gemein-
samen Markt ohne Binnengrenzen geschaffen, und 
zwar für die Sektoren Kohle und Stahl. Erst Jahr-
zehnte später ist es gelungen, einen gemeinsamen 
Binnenmarkt für die gesamte Wirtschaft der EU zu 
ermöglichen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Geltungs-
dauer des Montanunion-Vertrages ist auf 50 Jahre 
begrenzt. Eine Fortsetzung des Vertrags kommt aus 
Sicht der CDU/CSU-Fraktion nicht in Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Gleichwohl bietet sich die Gelegenheit, darüber 
nachzudenken, welche Kernelemente für den euro-
päischen Integrationsprozeß auch für die Zukunft Be-
deutung haben. Wir sollten aus den Erfahrungen der 
letzten Jahrzehnte lernen. Allerdings gibt es keine 
Notwendigkeit, einen Sonderstatus für Kohle und 
Stahl in einem Maastricht-II- oder -III-Vertrag zu ver-
ankern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 
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Schon gar nicht ist es realistisch, geltendes Montan-
recht für andere Branchen verbindlich zu machen. 

Worum es geht, hat der Bundestag 1994 zum Aus-
druck gebracht, als er die Regierung aufforderte, 

frühzeitig Vorsorge zu treffen, daß bei der Ein-
schmelzung des im Jahr 2002 auslaufenden Mon-
tanunion-Vertrages in das allgemeine europäi-
sche Vertragsrecht den Besonderheiten der Mon-
tanindustrie Rechnung getragen wird. 

Wir müssen nun prüfen, welche Regelungen sinnvoll 
waren oder welche abträglich waren. 

Erstens. Der Beratende Ausschuß hat viele zusam-
mengebracht, aber wir sind als CDU/CSU-Fraktion 
der Meinung, daß er an Bedeutung verloren hat. Auf 
ihn kann verzichtet werden. Wir schließen uns inso-
fern der Forderung des SPD-Antrages nicht an. 

Zweitens. Der EGKS-Vertrag sieht für K risen und 
Mangellagen ein entsprechendes Quotenvertei-
lungssystem vor. Eine vergleichbare Regelung gibt 
es im EU-Vertrag nicht. In der Kohlepolitik hat das 
Thema überhaupt keine Rolle gespielt. Anders im 
Bereich des Stahls. Aber die nach dem EGKS-Ver-
trag vorgesehenen Zwangsquoten bei manifesten 
Krisen in der Stahlindustrie haben in der Praxis nicht 
die in sie gesetzten Erwartungen erfüllt, insbeson-
dere nicht im Bereich des notwendigen Abbaus von 
Überkapazitäten und zum Ausgleich von Wettbe-
werbsverzerrungen. 

Die CDU/CSU-Fraktion lehnt deshalb den Schlag-
stock behördlicher Quoten, aber auch die Festlegung 
von Mindest- und Höchstpreisen ab; denn sie sind 
ordnungspolitisch falsch und auch nicht das richtige 
Mittel zur Bewältigung von Krisenlagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir könnten aber nach meiner Meinung eventuell 
über die Fortsetzung der Marktvorausschätzungen 
nachdenken; denn sie haben sich als nützliche 
Orientierungshilfe erwiesen. 

Drittens: Subventionen. Im Bereich der Kohle sind 
Beihilfen grundsätzlich auch nach EU-Recht geneh-
migungsfähig. Ob und in welchem Maße Kohlebei-
hilfen gezahlt werden sollen, muß die Politik dem-
nächst entscheiden. Im Bereich des Stahls sollte aller-
dings ein funktionierender Wettbewerb das Ziel sein. 
Dafür brauchen wir ein st riktes Beihilfeverbot. Dies 
ist von entscheidender Bedeutung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Subventionsverbot muß auch nach Auslaufen 
des Montanunion-Vertrages sichergestellt werden. 
Dabei ist zu beachten, daß das Subventionsverbot 
des EGKS-Vertrages strenger und enger ist als das 
des EU-Vertrages. Ich denke, wir sollten als Ziel for-
mulieren, das Subventionsverbot des Montanunion

-

Vertrages in der juristisch klaren Form, wie es heute 
geltendes Recht ist - ich denke an den Subventions-
kodex -, auch für die Zukunft zu normieren. 

Viertens. Den EGKS-Vertrag durchzieht das Prin-
zip der Markttransparenz wie ein roter Faden. Die 

betroffene Industrie sagt uns, daß sich dieses Prinzip 
mit seinen Informationspflichten gegenüber der 
europäischen Behörde bewährt hat. Wir sollten die-
sen Gesichtspunkt ernst nehmen und überprüfen, 
auf welche Weise dem Anliegen entsprochen werden 
kann. 

Fünftens. Es gibt eine besondere Umlage für die 
Kohle- und Stahlindustrie. Es ist die einzige europäi-
sche Sonderumlage. Sie hat ein „Montanvermögen" 
geschaffen, um dessen Verwendung es geht. Über 
diese Frage muß bei Auslaufen des EGKS-Vertrages 
neu entschieden werden. „Geld macht sinnlich", 
sagt ein deutsches Sprichwort. Zumindest regt es die 
Phantasie an und weckt fremde Begehrlichkeiten. 

Da die Montanunternehmen die Umlage im Ge-
gensatz zu anderen Wirtschaftszweigen zusätzlich 
zur normalen Steuerpflicht erbracht haben, ist es 
eine moralische Frage, daß das angesammelte 
EGKS-Vermögen nur so verwendet wird, daß es den 
Industrien zugute kommt, die es aufgebracht haben. 
Eine Lückenbüßerfunktion im allgemeinen Haushalt 
der EG oder ein ausschließlicher Zugriff über die EG-
Kommission kann nicht der richtige Weg sein. 

Als CDU/CSU-Fraktion begrüßen wir deshalb den 
Vorschlag der Bundesregierung, eine Montan-For-
schungsstiftung einzurichten. Diese entspricht für 
den Bereich Kohle und Stahl der geschichtlichen Ent-
stehung dieser Sonderumlage, und sie entspricht 
dem Gemeinschaftsgedanken für die Zukunft. 

Dank gilt der Bundesregierung - ich sehe Herrn 
Staatssekretär Lamme rt  -, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil sie mit diesem Vorschlag auch dem Antrag des 
Bundestages von 1994 entspricht. Der Bundestag 
hatte nämlich beschlossen, das Montan-Vermögen in 
Höhe von rund 1,5 Milliarden DM den beiden Indu-
strien, die es aufgebaut haben, eventuell in Form ei-
ner Stiftung zu erhalten. Genau darum geht es; dies 
ist unser gemeinsames Ziel. 

Wir werden nun im Deutschen Bundestag die an-
gesprochenen Punkte in den Ausschüssen beraten. 
Dabei wird zu untersuchen sein, ob diejenigen Rege-
lungen des EGKS-Vertrages, die sich nachdrücklich 
bewährt  haben, als Sekundärrecht - zum Beispiel in 
Form eines Kohle- oder Stahlkodex - unterhalb des 
EU-Vertrages angesiedelt werden können und sol-
len. 

Die Diskussion über den Montanunion-Vertrag 
sollte meines Erachtens von dem Gedanken geprägt 
sein, möglichst viel unverfälschten Wettbewerb zu 
ermöglichen, so daß unrentable Kapazitäten nicht 
aufrechterhalten werden, um Angebot und Nach-
frage schnell ins Gleichgewicht zu bringen. 

Manchmal ist es gut, einen Blick auf die Anfänge 
zu werfen, um so ein Maß für den Fortschritt und die 
Einsicht in die notwendigen Veränderungen zu ge-
winnen. Die Gründungsväter der Montanunion ha-
ben eine atemberaubende Aufgabe bewältigt. Las- 
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sen Sie uns mit dem gleichen Elan und derselben Zu-
versicht an die vor uns stehenden Aufgaben zum 
Wohle des Ganzen herangehen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Normalerweise 
würde man jetzt sagen: Das klingt nach Zugabe. 

(Klaus-Jürgen Hedrich [CDU/CSU]: Er 
macht noch weiter, wenn es sein muß! - 
Wolfgang  Zöller [CDU/CSU]: Aber nicht 

jetzt!) 

- Sollen wir darüber abstimmen? 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: War es seine Jungfernrede?) 

- Nein, es war seine zweite Rede, glaube ich. 

Als nächste spricht Michaele Hustedt. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eine 
mitternächtliche Debatte über einen SPD-Antrag zur 
Montanunion. Was sagt uns das? Warum hat sich ei-
gentlich die stärkste Oppositionsfraktion im Bundes-
tag nicht dafür stark gemacht, daß ihr eigener Antrag 
zu einer bedeutsameren Zeit debattiert wird? Ich 
kann das nur so interpretieren - die Anwesenheit 
zeigt dies ja auch -, daß dies ein reiner Pflichtantrag 
ist, der gestellt wurde, damit man bei den Kumpeln 
vor Ort behaupten kann, man habe sich für sie einge-
setzt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

In Wirklichkeit weiß auch die SPD, daß die Zeiten 
der Montanunion vorbei sind. Ich finde - gelinde ge-
sagt -, daß dies eine doppelzüngige Politik ist. Die 
SPD macht es sich damit leicht - zu leicht. Für die 
Kumpel und die Regionen ist es schlecht, wenn man 
ihnen Hoffnungen macht, die dann doch wieder ent-
täuscht werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Heute sind nicht mehr Stahl und Kohle die Schlüs-
seltechnologien einer führenden Industrienation, 
wie das noch vor 44 Jahren bei der Gründung der 
Montanunion der Fall war. Heute sind es Informati-
onstechnologien, Internet, Telekommunikation, mo-
derne Verkehrssysteme, Solartechnologie, Effizienz-
techniken, bei denen sich die europäischen Länder 
bewähren müssen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das schließt sich doch 
nicht aus, Frau Kollegin!) 

So wie die Montanunion ein Vorreiter der EU und 
die Steinkohle das Rückgrat des deutschen Nach-
kriegswirtschaftswunders war, so wird in den näch-
sten Jahrzehnten entscheidend sein, ob und wie wir 
unsere Energieversorgung auf einen optimalen Mix 
von Energieeinsparung, Einsatz regenerativer Ener

-

gien und Restenergieerzeugung mit hohen Effizienz-
graden umstellen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist die Schlüsselfrage und nicht Stahl und Kohle. 

Natürlich hängt die Verlängerung der Montan-
union entscheidend mit der Frage zusammen, wie 
lange in Deutschland noch Subventionen für die 
Steinkohle möglich sind. Das ist die Frage. Es ent-
spricht den Grundprinzipien der Europäischen Ge-
meinschaft, staatliche Beihilfen einzuschränken. Mit 
dem zukünftigen gemeinsamen Markt sind solche 
Ausnahmeregelungen für staatlich gewährte Beihil-
fen - gleich welcher A rt  - nicht vereinbar. 

Großbritannien war schon vor einigen Jahren Vor-
reiter einer Privatisierung der Kohleunternehmen; 
Beihilfen werden do rt  inzwischen nicht mehr ge-
währt. Frankreich sieht eine vollständige Einstellung 
der Subventionierung der Kohle bis zum Jahr 2005 
vor. Nur Spanien und Deutschland gewähren noch 
eine Kohlesubventionierung. 

Aus unserer Sicht ist es auch nicht sinnvoll, mit 
Milliardenaufwand Arbeitsplätze in einer Branche 
dauerhaft, ohne daß man einen Endzeitpunkt be-
nennt - das ist die Frage bei der Montanunion -, zu 
subventionieren, die auch zukünftig hinsichtlich der 
weitaus billigeren Importkohle nicht wettbewerbsfä-
hig sein wird. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung stellt zudem völlig 
richtig fest, daß eine kontinuierliche Degression der 
Steinkohlesubvention ab dem Jahre 1999 die Versor-
gungssicherheit nicht gefährdet, da die Steinkohle 
am Weltmarkt auf Dauer in ausreichender Menge an-
geboten wird. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Die Rede 
hätte von uns sein können!) 

Ja, auch ich finde, daß die Politik gegenüber den 
Steinkohleregionen eine Verantwortung hat. Dazu 
bekennen wir uns auch. Diese Regionen haben in 
der letzten Zeit bereits enorme Anstrengungen un-
ternommen und enorme Anpassungsleistungen er-
bracht. Aber unübersehbar ist auch, daß die Fähig-
keit und Bereitschaft der Gesellschaft, auf Dauer Mil-
liardensubventionen zu tragen, abnimmt, und zwar 
in allen Parteien und allen Bevölkerungsschichten. 
Das darf man den Betroffenen nicht verheimlichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 

CSU]) 

Die alte Kohlevorrangpolitik, die faktisch zu einer 
ungeplanten, chaotischen Schrumpfung geführt hat, 
macht alles nur noch schlimmer. Sie enttäuscht die 
Hoffnungen der Gutgläubigen und lähmt die zu-
kunftsorientierten Kräfte. Deswegen ist die Salami-
taktik, wie sie in Kohlerunden von der Bundesregie-
rung praktiziert wird, falsch. Die betroffenen Regio-
nen, die betroffenen Menschen brauchen Berechen-
barkeit. Sie brauchen aber auch die Wahrheit über 
ihre Situation. Deshalb werden wir dem SPD-Antrag 
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nicht zustimmen. Heute darf kein junger Mensch 
mehr aufgefordert werden, seine berufliche Zukunft 
auf die Kohleindustrie in Deutschland zu setzen. Die 
Regionen müssen wissen, daß die Sanduhr läuft. 

Statt dessen muß man ihnen helfen, nach vorne zu 
schauen und den Strukturwandel zu bewältigen. Wir 
brauchen gerade in den Kohleregionen ein Bündnis 
für Arbeit und Umwelt mit Qualifizierungs- und Um-
schulungsmaßnahmen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie wis

-

sen wohl nicht, was da läuft?) 

Zudem sollte überlegt werden, ob nicht - genau wie 
in der Stahlindustrie - Beschäftigungsgesellschaften 
gegründet werden können. Bei den Bergbaubeschäf-
tigten sollte die Eigeninitiative für Existenzgründun-
gen gefördert werden, und die Kohleunternehmen 
wie die Ruhrkohle AG müssen sich noch stärker als 
bisher auf neue Beschäftigungsfelder, zum Beispiel 
Sanierungstechnologie, orientieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Anstatt das Hickhack über Kohlesubvention zum 
jährlichen Ritual zu machen, sollten sich alle Parteien 
stärker darauf konzentrieren, für die Montanregio-
nen eine Zukunft zu suchen und zu finden, die ihnen 
hilft, auf eigenen Füßen zu stehen. 

(Zuruf von der SPD: Was läuft denn da seit 
Jahren?) 

Das verstehen wir unter verantwortungsvoller und 
vorwärts gewandter, aber auch sozialverträglicher 
Wirtschafts- und Strukturpolitik. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Waren Sie 
schon einmal im Ruhrgebiet? - Jörg Tauss 

[SPD]: Sie weiß nicht, wovon sie redet!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Tauss, wollen 
Sie eine Kurzintervention, oder was wollen Sie?  - 
Herr  Kollege Müller. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die PDS stimmt der 
Forderung zu, den Vertrag über die Montanunion 
über das Jahr 2002 hinaus fortzuschreiben. Die Rege-
lungen des EGKS-Vertrages haben sich nicht nur 
über Jahrzehnte bewährt und die schweren Struktur-
krisen des Montanbereiches erfolgreich abfedern 
helfen, sie werden auch unverzichtbar sein, wenn die 
osteuropäischen Länder in die Union integriert wer-
den sollen. In diesen Ländern stehen technologische 
Umbrüche an, die ohne ein dem Montanvertrag ähn-
liches Instrumentarium kaum zu bewältigen sein 
werden. Denn nicht nur, daß die osteuropäischen 
Länder Unterstützung bei der dringend notwendigen 
Innovation brauchen werden; auf sie kommen ge-
rade in der Massengüterindustrie erhebliche Be-
schäftigungsprobleme zu, für die es im europäischen 
Recht nirgendwo so weit entwickelte Problemlösun-
gen gibt wie im Vertrag über die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl. 

Darüber hinaus gibt es eine ganze Reihe weiterer 
Gründe, die für eine Vertragsverlängerung spre-
chen. All  diese Gründe wurzeln in der schlichten Tat-
sache, daß der Vertrag über die Montanunion noch 
eine Schwerpunktsetzung hatte und von einem wirt-
schaftspolitischen Zielkatalog geprägt wurde, der 
sich den Ideen der sozialen Marktwirtschaft ver-
pflichtet fühlte. 

Es ist schon außerordentlich aufschlußreich, diesen 
Gesetzestext von 1951 mit der Wi rtschaftspolitik der 
heutigen Bundesregierung oder dem Geist des 
Maastrichter Vertrages zu vergleichen. Die im EGKS-
Vertrag entwickelten Vorstellungen sind eindeutig 
marktorientiert, sollen Protektionismus verhindern 
und Subventionen ausschließen. 

Viel wichtiger aber sind die Ziele, die in diesem 
Vertrag niedergeschrieben wurden. Die Förderung 
von Marktbeziehungen und freiem Wettbewerb 
wurde 1951 noch als Mittel und nicht als Zweck der 
Union formuliert. Im Vordergrund des Gesetzestextes 
steht, wie es wörtlich heißt, die „Steigerung der Be-
schäftigung", die „Hebung der Lebensführung" und 
des „Lebensstandards". Aktive Arbeitsmarktpolitik, 
wie sie die PDS für die Union fordert , ist in Art . 46 
des EGKS-Vertrages bereits ausdrücklich vorge-
schrieben - dies auf eine Weise, daß die Institutionen 
bereits vor dem Eintreten von strukturell bedingten 
Entlassungen beauftragt werden, sich Gedanken 
über neue Arbeitsplätze zu machen. 

Der Vertrag bleibt aber nicht dabei, Ziele zu formu-
lieren, sondern begründet eine Entscheidungsstruk-
tur, die vom Geist wirtschaftlicher Demokratie ge-
prägt ist. Insbesondere der in A rt . 18 des Vertrages 
festgelegte Beratende Ausschuß räumt den Beschäf-
tigten mit einem Drittel der Sitze ein Mitbestim-
mungsrecht ein, das seitdem sonst nirgendwo in der 
Union nachvollzogen wurde. Was hier begründet 
wurde, geht weit über die durch die Europäische Be-
triebsräterichtlinie geschaffene Form der Information 
von Beschäftigten hinaus und begründet reale Mit-
bestimmungsmöglichkeiten. 

Würde der Vertrag über die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl nicht fortgeschrieben, 
dann gingen der Union deshalb nicht nur wichtige 
ökonomische Steuerungsmittel verloren, sondern 
auch eine Ebene der sozialen Kooperation und De-
mokratie. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Jetzt spricht der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Norbe rt  Lam-
mert. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag der 
SPD-Fraktion, den Montanunion-Vertrag über das 
Jahr 2002 hinaus fortzuschreiben, ist sicher mehr als 
ein rein demonstratives Manöver, wie Frau Kollegin 
Hustedt gerade gemutmaßt hat. Allerdings hätte es 
die Ernsthaftigkeit des von Ihnen, Herr Kollege 
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Weiermann, gerade vorgetragenen Anliegens ganz 
sicher gefördert, wenn wenigstens eine starke Min-
derheit der über 40 Antragsteller aus den Reihen der 
SPD-Fraktion dieser ersten parlamentarischen De-
batte den Glanz ihrer persönlichen Anwesenheit ge-
gönnt hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Daß der Montanunion-Vertrag für 50 Jahre abge-
schlossen wurde und deswegen im Jahre 2002 ab-
läuft, ist mehrfach vorgetragen worden. Ich will hin-
zufügen, daß sich der Ministerrat schon im April 1991 
dafür ausgesprochen hat, ihn nicht zu verlängern, 
und daß der Rat im April 1994 auch das schrittweise 
Auslaufen der Finanzaktivitäten im Rahmen des 
EGKS-Vertrages beschlossen hat. 

Es sind nun die Fragen aufgeworfen worden - da-
für gibt es in der Tat gute Gründe -, ob eventuell ein-
zelne Bestimmungen aus dem Montanunion- bzw. 
EGKS-Vertrag in den EG-Vertrag übernommen wer-
den sollen oder ob und in welcher anderen geeigne-
ten Weise solche Regelungen auch in Zukunft sinn-
gemäß oder ähnlich weiter Anwendung finden sol-
len. 

Dazu will  ich für die Bundesregierung gerne einige 
erste bewertende Bemerkungen machen. Ich wi ll  mit 
Ihrer Bemerkung, Herr Kollege Weiermann, begin-
nen, daß der EGKS-Vertrag einer der wich tigsten 
Verträge sei, den die Bundesrepublik in ihrer Ge-
schichte jemals abgeschlossen habe. Ich stimme dem 
zu - schon gar unter dem Gesichtspunkt der histori-
schen Bedeutung, die dieser Vertrag für viele später 
daraus erwachsende Erweiterungen gehabt hat. 

Wahr ist aber auch: Dieser EGKS-Vertrag hat für 
eine damals ganz besonders gewichtige und politisch 
besonders sensible Branche zu einem Zeitpunkt Re-
gelungen entwickelt, als es weder die Römischen 
Verträge, die Einheitliche Europäische Akte, einen 
gemeinsamen Europäischen Binnenmarkt noch die 
Maastrichter Verträge gab. Über den Zweck und die 
Notwendigkeit der damaligen Regelungen heute un-
ter der Prämisse zu diskutieren, welche Funktion sie 
in den 50er Jahren hatten, geht natürlich an  einer 
gründlich veränderten und inzwischen auch verbes-
serten Rechtslage vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das muß sicher die Grundlage der Orientierung für 
die Ausschußberatungen sein, in denen wir uns mit 
diesem Thema befassen. 

Wenn im übrigen im SPD-Antrag mit einer Reihe 
von Spiegelstrichen ausdrücklich eingefordert wird, 
daß „folgende zentrale Punkte erhalten werden" 
müßten, dann geht das natürlich weit über das hin-
aus, was in der vorhin zutreffend zitierten Entschlie-
Bung des Bundestages - ich glaube, aus dem Jahre 
1994 - angesprochen worden ist, nämlich für die Zu-
kunft den Besonderheiten der Montanindustrie Rech-
nung zu tragen. 

Ich will  deshalb nur im Telegrammstil zu dem, was 
nach Auffassung der SPD-Fraktion auch in Zukunft 
erhalten werden müßte, Anmerkungen machen. 

Was den Beratenden Ausschuß für Kohle und 
Stahl angeht, ist zum einen darauf hinzuweisen, daß 
wir aus vielen guten Gründen nicht Branchenaus-
schüsse für einzelne Industrien in Europa einrichten 
können und wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will  darauf hinweisen, daß inzwischen ein eige-
ner Wirtschafts- und Sozialausschuß in den Europäi-
schen Verträgen verankert ist, der allgemeine Stel-
lungnahmen zur EU-Politik abgibt und der sich 
selbstverständlich auch mit den besonderen Proble-
men dieser Branche beschäftigen kann. 

Was das Informationssystem betrifft, hat die Kom-
mission auf Grund von Art . 213 des EG-Vertrages 
Möglichkeiten, die denen des EGKS-Vertrages 
durchaus entsprechen. 

Was besondere Absprachen und Zusammen-
schlüsse angeht, die nach dem EGKS-Vertrag mög-
lich sind und nach Auffassung der SPD erhalten wer-
den sollten, muß ich darauf hinweisen, daß A rt. 85 
des EG-Vertrages der Kommission die Möglichkeit 
gibt, im EG-Bereich Strukturkrisenkartelle zu geneh-
migen. Daraus ist längst eine gefestigte Praxis ge-
worden, so daß auch insofern in den inzwischen - da-
mals noch nicht - vorhandenen rechtlichen Rahmen-
bedingungen auch für die von Ihnen angesproche-
nen Sondersituationen Instrumentarien zur Verfü-
gung stehen. 

Ein besonders sensibler Punkt ist das Subventions-
verbot, das im Antrag der SPD-Fraktion noch einmal 
ausdrücklich angeführt wird. Dazu sage ich ganz 
leise: Wenn es je einen Vertrag gegeben hat, bei dem 
die tatsächliche Praxis sich in einer besonders depri-
mierenden Weise vom Wortlaut des Vertrages ent-
fernt hat, dann ist es der EGKS-Vertrag. Denn nir-
gendwo ist ein Subventionsverbot verbal mit einem 
vergleichbaren Aufwand formuliert worden und hat 
sich die Praxis in einer so dramatischen Weise vom 
Wortlaut des Vertrages entfernt, wie es für die Mon-
tanindustrie aus manchen Gründen, die ich jetzt 
nicht polemisch kritisieren will, aber die ich doch 
feststellen muß, der Fa ll  ist. Durch Festhalten an  die-
ser Regelung die Behauptung einer bewäh rten Pra-
xis zu erwarten, ginge an  den Realitäten in einer nur 
noch schwer verständlichen Weise vorbei. Wir haben 
im übrigen im EG-Vertrag die ausdrückliche Vor-
schrift, daß Beihilfen - wenn überhaupt - nur mit be-
sonderer Genehmigung möglich sind. Wir haben also 
ein striktes Beihilfeverbot, so daß das, was zu einem 
Zeitpunkt in den EGKS-Vertrag aufgenommen 
wurde, als es andere Gemeinschaftsverträge noch 
nicht gab, jetzt längst in den allgemeinen Verträgen 
der Europäischen Gemeinschaft sichergestellt ist. 

Für einen eigenständigen EGKS-Haushalt können 
wir keine Notwendigkeit erkennen. 

Ähnliches gilt für direkte Interventionsinstru-
mente. Die Möglichkeit, gegen Wettbewerbsverstöße 
vorzugehen, gibt es in den Verträgen der Europäi-
schen Gemeinschaft. 

Keine Meinungsverschiedenheiten haben wir - 
das hat auch die Debatte deutlich gemacht - bei den 
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Überlegungen, eine Montan-Forschungsstiftung zu 
errichten. Das ist im Grundsatz sowohl im politischen 
Bereich als auch im Bereich der Indust rie und der 
Gewerkschaften unstreitig. Der Kollege Rachel hat 
schon darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung 
dem Rat einen solchen Vorschlag bereits förmlich zu-
geleitet hat. Konkrete Auskünfte der Kommission 
dazu liegen allerdings bisher trotz mehrfacher Auf-
forderungen noch nicht vor. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir werden in den nächsten Wochen und 
Monaten sicher auch in den parlamentarischen Bera-
tungen weiter über die Schlußfolgerungen sprechen, 
die sich aus dem Auslaufen dieses Vertrages erge-
ben. Ich will  aber keinen Zweifel an der Position der 
Bundesregierung lassen, daß dieser Vertrag tatsäch-
lich auslaufen soll und daß wir keine Notwendigkeit 
erkennen können, ihn entweder zu verlängern oder, 
wie gerade geschildert, in seinen Kernelementen ge-
sondert ins europäische Recht zu übernehmen. 

Über die sich daraus ergebenden Konsequenzen 
werden wir, wie in den vergangenen Monaten auch, 
im Gespräch mit den betroffenen Verbänden und Ge-
werkschaften bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir kommen an 
das Ende der Debatte. Es spricht noch der Kollege 
Rolf Hempelmann. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ach, geben 
Sie es zu Protokoll!) 

Rolf Hempelmann (SPD): Frau Präsidentin! Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist eine besondere Ehre, 
hier als Schlußredner einer solchen Debatte auf zutre-
ten.  

Wir sprechen darüber, was mit dem EGKS-Vertrag 
geschehen soll. Ich kann mich nicht entsinnen, daß 
wir gesagt haben, wir wollten ihn verlängern. Ich 
glaube, wir haben beantragt, entscheidende Ele-
mente in den Maastricht-II-Vertrag einzubinden. Das 
ist schon ein Unterschied, auf den ich Wert lege. 

Ich denke, Frau Hustedt, in unserem Antrag ist 
deutlich geworden, daß wir den Bereich Montan, sei 
es nun Stahl oder Kohle, nicht künstlich am Leben. 
erhalten wollen. Wir wollen durchaus vernünftige 
strukturverändernde Regelungen. Wir sind aber der 
Überzeugung, daß dies mit den Elementen aus dem 
Vertrag besser geht als ohne sie. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die SPD hat als einzige Fraktion einen solchen An-
trag vorgelegt. Wir haben auch schon in unserem An-
trag zur Reform des Maastricht-Vertrages Stellung 
bezogen. Wir wollen im Zusammenhang mit Maas-
tricht II wichtige Elemente in den Unionsvertrag ein-
beziehen, weil wir davon überzeugt sind, daß sie 
nicht nur aktuell, sondern auch zukunftsträchtig für 

den Montanbereich und damit für die deutsche Wi rt
-schaft insgesamt sind. 

Mindestens ebenso aktuell ist das Thema hinsicht-
lich der Osterweiterung der Europäischen Union. 
Natürlich war ebenso wie in Deutschland bei den 
Beitrittskandidaten Polen und Tschechische oder Slo-
wakische Republik die Bedeutung des Montanbe-
reichs für die Volkswirtschaft einmal größer. Das än-
dert aber nichts an der Tatsache, daß diese Länder zu 
den 20 größten Montannationen weltweit und zu den 
sechs größten Montannationen in Europa gehören. 
Aktuell bleibt das Thema leider auch hinsichtlich der 
Schwierigkeiten, die bei so preissensiblen Produkten 
wie Kohle und Stahl auftauchen können. 

Mit dem EGKS-Vertrag haben wir ein bewäh rtes 
politisches Instrument, das weit über den EG-Vertrag 
hinausgehende Bestimmungen enthält, wie Kollege 
Weiermann ausführlich dargestellt hat. Wir sind der 
Auffassung - da gehen unsere Auffassungen ausein-
ander -, daß das, was bisher im EG-Vertrag enthalten 
ist, weit hinter dem zurückbleibt, was der Montan-
union-Vertrag anbietet. Ich denke, da werden wir 
weiter im Dialog bleiben müssen. 

Wir werden überprüfen müssen, inwieweit wir 
nicht doch am Vertrag Veränderungen vornehmen 
müssen, um das, was wir anscheinend alle wollen, je-
denfalls die meisten von uns, auch zu erhalten. Es 
geht uns insbesondere um Instrumente, wie sie die 
Montanunion etwa im Falle von internationalen Ab-
satzkrisen bereithält. Es geht um Strukturpolitik und 
Beihilfenkontrolle. 

Mehr noch - ich will einmal einen Blick zurück 
werfen, auch wenn Dr. Lamme rt  gerade gesagt hat, 
Rückblicke in die 50er Jahre würden so viel nicht 
bringen -: Der Schuman-Plan von 1950, die Initial-
zündung zur Montanunion, betonte, daß es mit 
Europa auch darum gehe, die Erbfeinde Frankreich 
und Deutschland auszusöhnen. Vor einer ähnlichen 
Aussöhnung - das zeigen etwa die Besuche des 
Kanzlers - stehen jetzt im Zuge der Osterweiterung 
der ehemalige Westblock und der ehemalige Ost-
block, steht vor allen Dingen Deutschland im Ver-
hältnis zu Polen oder zur Tschechischen Republik. 
Das ist eine Verpflichtung, vor der wir nicht zuletzt 
im Hinblick auf den politisch sensiblen Bereich dro-
hender Arbeitslosigkeit in den Beitrittsländern ste-
hen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Leider sind den großen Regierungsworten - wie 
üblich - dann doch keine Taten gefolgt; das gilt je-
denfalls für den Erweiterungskanzler Kohl. Ihm ist 
die Osterweiterung zwar ein Herzensanliegen, allein 
es fehlt an Taten, konkret: an den notwendigen vor-
bereitenden Schritten. Das beherrscht der Kanzler 
professionell: Nicht-Politik als Politikstrategie - oder, 
wie es vielleicht Herr Rachel ausdrücken würde, die 
Dinge mit Elan auszusitzen. 

Ganz offenbar hat die Regierung kein wirkliches 
Interesse an den Inhalten des EGKS-Vertrages. Sie 
betont zwar, daß das Montanvermögen in eine Stif-
tung überführt werden soll; das wurde heute mehr-
fach bestätigt. Damit kein Mißverständnis aufkommt: 
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Dies ist eine Stiftung, die dafür sorgt, daß die Gelder 
der Montanindustrie erhalten bleiben. Das ist hier 
Gott sei Dank auch noch einmal gesagt worden. 

Ansonsten aber scheinen Regierung und Koalition 
sehenden Auges auf das Absterben von EGKS und 
damit des Montanbereiches vorbereitet zu sein, mit 
allen strukturellen und arbeitsmarktpolitischen Kon-
sequenzen für uns in Deutschland, aber auch für Po-
len oder Tschechien. Das ist Taktik; das hat Methode. 
Ohne EGKS-Vertrag ist zum Beispiel die deutsche 
Kohlepolitik gefährdet; denn der EG-Vertrag gibt 
nach unserer Auffassung - wie gesagt - nichts Aus-
reichendes her. 

Kohlevernichtungspolitik ist mit uns jedenfalls 
nicht zu machen; 

(Beifall bei der SPD) 

wir wollen ein konstruktives Einbeziehen der EGKS

-

Elemente in Maastricht II. Auch im Hinblick auf die 
Exportfähigkeit unserer Montantechnologie brau-
chen wir einen substantiellen und keinen Alibiberg-
bau. Die Kommission jedenfalls hat das mit Blick auf 
die Montanunion immer akzeptiert. 

Ich komme zum Schluß. Das Desinteresse der Re-
gierung am Montanbereich kann nur parteipolitisch 
erklärt werden: Kohle- und Stahlländer sind SPD-
regiert. Offenbar setzt Kohl darauf, daß in einem 
Europa ohne Montanvertrag die Kohlehilfen irgend-
wann einmal mit der Mehrheit der Nichtkohleländer 
abgeschafft werden. Kohle als Chefsache heißt für 
Kohl demnach: Lippenbekenntnisse zum Erhalt eines 
substantiellen Kohlebergbaus bei gleichzeitiger Frei-
gabe zum Abschuß nach Auslaufen des EGKS-Ver-
trages, nach dem Motto: Das war ich nicht; das hat 
uns Brüssel eingebrockt. Dazu sagen wir nur: Taktik 

erkannt, Taktik verbrannt. Dieses Schlupfloch wer-
den wir Ihnen nicht lassen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, der Kollege Paul K. Friedhoff von der 
F.D.P. hat seinen Debattenbeitrag mit Ihrer aller Zu-
stimmung zu Protokoll gegeben *). 

Damit schließe ich die Aussprache. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Schade; jetzt, 
wo es so schön wird!) 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 13/3526 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse und zusätzlich an den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung vorgeschlagen. 
Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. Da-
mit ist die Überweisung so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Frau Präsi-
dentin, wir können es kaum fassen!) 

- Ja, wir hier oben auch nicht. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf heute, Freitag, 11. Oktober 1996, 
8 Uhr ein. Ich wünsche eine angenehme Unterbre-
chung. 

(Heiterkeit) 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 0.32 Uhr) 

*) Die Rede wird in einem Nachtrag als Anlage 9 abgedruckt. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) entschuldigt für 

Altmann (Pommelsbrunn), BÜNDNIS 10. 10.96 
Elisabeth 90/DIE 

GRÜNEN 

Augustin, Anneliese CDU/CSU 10. 10. 96 

Böttcher, Maritta PDS 10. 10. 96 

Borchert, Jochen CDU/CSU 10. 10. 96 

Brudlewsky, Monika CDU/CSU 10. 10. 96 

Buntenbach, Annelie BÜNDNIS 10. 10. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Irber, Brunhilde SPD 10. 10. 96 

Dr. Jacob, Willibald PDS 10. 10. 96 

Jelpke, Ulla PDS 10. 10. 96 

Dr. Küster, Uwe SPD 10. 10. 96 

Lummer, Heinrich CDU/CSU 10. 10. 96 * 

Neuhäuser, Rosel PDS 10. 10. 96 

Neumann (Berlin), Kurt  SPD 10. 10. 96 

Reuter, Bernd SPD 10. 10. 96 

Schönberger, Ursula BÜNDNIS 10. 10. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Tappe, Joachim SPD 10. 10. 96 

Terborg, Margitta SPD 10. 10. 96* 

Vosen, Josef SPD 10. 10. 96 

*für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Gisela Frick, 

Birgit Homburger, Jürgen Koppelin, 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 

Dr. Irmgard Schwaetzer (alle F.D.P.) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 
des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 

zu dem . Strafrechtsänderungsgesetz - 
§§ 177 bis 179 StGB 

Am 9. Mai 1996 ist vom Deutschen Bundestag die 
Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe mit 
Mehrheit beschlossen worden. Der Gesetzesbe-
schluß beinhaltet, daß eine Strafverfolgung nur dann 
stattfindet, wenn das mit dem Täter verheiratete Op-
fer, normalerweise die Ehefrau, nicht widersp richt, es 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

sei denn, daß ein besonderes öffentliches Interesse 
an der Strafverfolgung besteht. Der Vermittlungsaus-
schuß hat die ersatzlose Streichung dieser Wider-
spruchsklausel empfohlen, über die heute abge-
stimmt wird. Diese Beschlußempfehlung berücksich-
tigt besonders die Position der Frauen, die in den 
meisten Fällen von Vergewaltigung in der Ehe die 
Opfer sind. 

Wir stimmen der Streichung zu, da damit das 
von den Koalitionsfraktionen begonnene Gesetzge-
bungsverfahren zur Strafbarkeit der Vergewaltigung 
in der Ehe zu einem guten Abschluß gebracht würde. 
Denn die Widerspruchsregelung führt dazu, daß es 
in den allermeisten Fällen der persönlich abgegebe-
nen Erklärung zu keiner Bestrafung des Täters 
kommt. Damit wird das Opfer - zumeist die Frau - 
einer ganz besonderen Drucksituation ausgesetzt, 
denn sie hat es in der Hand, über die weitere Straf-
verfolgung zu entscheiden. Dies widersp richt dem 
Strafgesetzbuch, das gerade bei Verbrechen grund-
sätzlich die Strafverfolgung durch die zuständigen 
Behörden und Gerichte zwingend vorsieht. Die Pri-
vatisierung des Strafanspruchs des Staates darf es 
auch bei den schweren Fällen familiärer sexueller 
Gewaltanwendung nicht geben. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Wilma Glücklich (CDU/CSU) zur 

Abstimmung über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 

(Vermittlungsausschuß) zu dem 
... Strafrechtsänderungsgesetz - 

§§ 177 bis 179 StGB 

In der heutigen Plenarsitzung weise ich gemein-
sam mit der CDU/CSU-Fraktion und der F.D.P.-Frak-
tion die Beschlußempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses zu den Paragraphen 177 bis 179 Strafge-
setzbuch (Vergewaltigung in der Ehe) zurück. 

Bereits bei den ersten Beratungen zu dieser No-
velle habe ich innerhalb der Frauengruppe betont, 
daß ich eine spezielle Regelung zur Vergewaltigung 
in der Ehe nicht für notwendig halte, da das Strafge-
setzbuch sowohl Vergewaltigung als auch Nötigung 
als auch Gewalt allgemein ahndet. Als wichtiges Zei-
chen in der Frauenpolitik kann ich die Gesetzesän-
derung dennoch akzeptieren. Die Widerspruchsklau-
sel/Versöhnungsklausel (die ich als systemfremd be-
zeichnen möchte) halte ich allerdings für überkom-
plex und nicht handhabbar. 

Die Diskussion ist seit Wochen mehr von Emotio-
nen als von sachlichen Argumenten geprägt, und die 
bevorstehende Abstimmung wird hochstilisiert zu ei-
nem möglichen Erfolg gegen die Regierung. Darum 
aber kann es hier nicht gehen. 
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Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Gert Willner (CDU/CSU) zur 
Abstimmung über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 

(Vermittlungsausschuß) zu dem 
... Strafrechtsänderungsgesetz - 

§§ 177 bis 179 StGB 

Ich stimme dem Ergebnis des Vermittlungsaus-
schusses nicht zu. Der Deutsche Bundestag hat 
durch den Gesetzesbeschluß vom 9. September 1996 
dem Grundanliegen a ller Fraktionen, den ehelichen 
Bereich in die Strafvorschriften der §§ 177 bis 179 
StGB einzubeziehen, Rechnung getragen. Der Bun-
desrat lehnte eine Einzelregelung - nämlich die Ein-
führung eines Wiederspruchsrechts für mit dem Täter 
verheiratete Opfer - ab. Dieses Widerspruchsrecht 
soll bewirken, daß das Strafverfahren nicht durchge-
führt werden kann. 

Im Rahmen der öffentlichen Anhörung des Rechts-
ausschusses des Deutschen Bundestages haben sich 
der Leitende Oberstaatsanwalt bei dem Landge richt 
Traunstein übereinstimmend mit den do rt  an den 
Verfahren wegen Vergewaltigung und sexueller Nö-
tigung befaßten Staatsanwältinnen dafür ausgespro-
chen, daß von den in den vorliegenden Gesetzent-
würfen vorgeschlagenen Regelungen das Wider-
spruchsrecht den Vorzug verdient. Es wurde über-
zeugend dargestellt, daß der Gefahr, daß auf das Op-
fer Druck zur Einlegung des Widerspruchs ausgeübt 
wird, dadurch vorzubeugen ist, daß die Staatsanwalt-
schaft bei Bejahung des besonderen öffentlichen In-
teresses die Strafverfolgung unabhängig von dem 
Widerspruch fortsetzen kann. Dies sieht der Geset-
zesbeschluß vor. Die Widerspruchslösung respektiert 
den Willen des verheirateten Opfers, die eheliche Pri-
vatsphäre von den Belastungen durch Strafverfol-
gung freizuhalten, ist also eine Dispositionsbefugnis 
des verheirateten Opfers. 

Wenn Ehepartner willens und in der Lage sind, 
ihre Konflikte, die einer Vergewaltigung zugrunde 

lagen, zu lösen, kann es nicht Aufgabe des Staates 
sein, diese Bemühungen durch ein Strafverfahren zu 
behindern oder gar unmöglich zu machen. Deshalb 
muß die Ausübung des Widerspruchsrechts durch 
das Opfer möglich sein - im Interesse der Aufrechter-
haltung der Beziehung, wenn dies gewollt ist. 

Die Tatsache, daß der Widerspruch persönlich vor 
dem Staatsanwalt oder dem Vorsitzenden des Ge-
richtes, das mit der Sache befaßt ist, erklärt werden 
muß, ermöglicht eine sorgfältige Prüfung des Wider-
spruchs im Hinblick auf die Beweggründe. Haben 
Staatsanwalt oder Richter Zweifel an der Freiwillig-
keit des Widerspruchs, können sie ein besonderes öf-
fentliches Interesse an der Strafverfolgung erklären 
und das Verfahren trotz des Widerspruchs des Opfers 
weiterführen. 

Die SPD hat in ihrem Gesetzentwurf vorgeschla-
gen, daß bei ehelicher oder eheähnlicher Lebensge-
meinschaft die Richter milder bestrafen oder von 
einer Strafe absehen können, wenn dies zur Auf-
rechterhaltung der Beziehung notwendig erscheint. 
Dieser Vorschlag würde dazu führen, daß das ge-
samte Verfahren bis zu einem Freispruch oder 
Schuldspruch durchgeführt werden müßte und erst 
nach einem Schuldspruch über den Strafrahmen 
entschieden wird. Ob ein solches öffentliches Ver-
fahren für ein Opfer, das an einer Fortsetzung der 
Ehe interessiert ist, den richtigen Weg darstellt, ist 
zu bezweifeln. Der Bundestag hat dies auch abge-
lehnt. 

Die Novellierung des Strafrechtsänderungsgeset-
zes hinsichtlich der §§ 177 bis 179 StGB in der Fas-
sung des Gesetzbeschlusses des Deutschen Bundes-
tages stellt einen Kompromiß dar, mit dem die bishe-
rige strafrechtliche Ungleichbehandlung von Verlet-
zungen sexueller Selbstbestimmung von Frauen im 
ehelichen Bereich beseitigt wird. Dieser Kompromiß 
ist ein großer Fortschritt, der - wie eingangs erwähnt 
- dem Grundanliegen aller Fraktionen und auch des 
Bundesrates entspricht, die Vergewaltigung in der 
Ehe unter Strafe zu stellen. 
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Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 9 

(Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Keine Hermes-Bürgschaften 

für den Drei-Schluchten-Staudamm in China) 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Großprojekte der Art 
 des Staudammes am Jangtse erregen Mißtrauen. Das 

ist berechtigt, denn die Erfahrungen in den letzten 
Jahrzehnten mit staatlichen Großinvestitionen waren 
unter ökonomischen, ökologischen, entwicklungs-
politischen und sozialen Gesichtspunkten nicht im-
mer positiv. Vielmehr spielten oft Prestigedenken 
und Gigantomanie von Regimen eine Rolle. 

Es lohnt sich deshalb, ein solches Projekt vor einer 
wie auch immer gearteten deutschen Unterstützung 
genau unter die Lupe zu nehmen. Dies gilt auch für 
das Drei-Schluchten-Projekt. 

In den letzten Monaten ist dazu eine Fülle von Ma-
terial zusammengetragen worden. Es liegt eine Be-
wertung der Gruppe „Weltwirtschaft, Ökologie und 
Entwicklung (WEED)" vor. Presse und Fernsehen ha-
ben sich der Frage gewidmet. Die KFW hat das Pro-
jekt geprüft. Schließlich hat auch die Bundesregie-
rung über verschiedenste Quellen Informationen ein-
geholt. Die öffentliche Diskussion in früheren Jahren 
hat sich also gelohnt. 

Die Prüfung der Fakten kommt im vorliegenden 
Fall zu differenzie rten Antworten. Eine pauschale 
Ablehnung auf Grund falscher Entscheidungen in 
der Vergangenheit hilft nicht weiter und ist auch 
nicht sachdienlich. 

Der Antrag der Grünen/Bündnis 90 hat ja auch nur 
vordergründig das konkrete chinesische Projekt im 
Auge. Genaugenommen geht es ihm um eine Ände-
rung der Bewertungskriterien von Hermes-Bürg-
schaften. 

Zunächst aber gilt es, einen Fehler im Antrag zu 
berichtigen: Es wird im Antrag gesagt, es hätten we-
der die Weltbank noch andere internationale Institu-
tionen geplant, sich finanziell an dem Projekt zu be-
teiligen. Richtig ist, daß die chinesische Regierung 
die Weltbank gar nicht gebeten hat, sich zu beteili-
gen. Eine Ablehnung - aus welchen Gründen auch 
immer - ist also aus der Tatsache, daß sich die Welt-
bank nicht beteiligt, nicht abzulesen. Vielmehr gibt 
es Informationen, die darauf hinweisen, daß sich die 
Weltbank beteiligt hätte, wenn man denn gefragt 
worden wäre. 

Zu den einzelnen Forderungen des Antrags der 
Grünen an die Bundesregierung ist folgendes zu sa-
gen: 

1. Die Grünen fordern, generell keine staatlichen 
Ausfuhrgewährleistungen für das Drei-Schluch-
ten-Projekt zu bewi lligen. Diese Forderung hätte 
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nur dann einen Sinn, wenn die Prüfung des Pro-
jekts zu dem Ergebnis käme, daß es unter allen 
Umständen abzulehnen ist und das Projekt auf 
diese Weise angehalten werden könnte. Schon die 
Vorbereitung der Baumaßnahmen und der Stand 
der Ausschreibungen zeigen jedoch, daß das Pro-
jekt auf jeden Fall  verwirklicht wird. 

2. Die Grünen wollen, daß die Bundesregierung fest-
stellt, daß eine bundesdeutsche finanzielle staat-
liche Beteiligung nicht in Frage kommt. Diese For-
derung erübrigt sich, da die Bundesregierung 
nicht beabsichtigt, mit einer staatlichen finanziel-
len Beteiligung in das Projekt einzusteigen. 

3. Die dritte Forderung, die chinesische Seite auf 
deutsche Bedenken hinzuweisen, hätte nur dann 
einen Sinn, wenn die Abwägung der Gesichts-
punkte für und gegen das Projekt tatsächlich zu 
dem in der Forderung enthaltenen Ergebnis 
käme. 

4. Die Grünen fordern, ein formalisiertes Verfahren 
zur systematischen Erfassung und Gewichtung 
von ökologischen, sozialen und entwicklungspoli-
tischen Faktoren und Kriterien bei der Vergabe 
von Hermes-Bürgschaften einzuführen. Dazu ist 
zu sagen, daß solche Kriterien auch bereits heute 
Bestandteil der Prüfung sind, zugegebenermaßen 
allerdings nicht in der verlangten Systematik und 
Gewichtung. Dazu möchte ich anmerken, daß im 
Sinne einer nachhaltigen Entwicklung von Wi rt

-schaft und Handel ein solches Vorgehen auf 
Dauer richtig sein wird und deshalb wie in Forde-
rung 5 verlangt, auch eine Umweltverträglich-
keitsprüfung als Bestandteil des Vergabeverfah-
rens von Hermes-Bürgschaften nicht rundweg ab-
gelehnt werden sollte. 

Diesen Forderungen ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt allerdings entgegenzuhalten, daß eine solche 
Veränderung der Praxis zu Vergabezeiten führen 
würde, die deutsche Unternehmen an vielen Stellen 
aus dem Wettbewerb ausschalten. Deshalb ist die 
einzige Forderung, die weiterführen kann, die Forde-
rung Nr. 6, nämlich zu prüfen, in welcher Weise die 
Einführung eines formalisierten Verfahrens zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung im Zusammenhang mit 
staatlichen Bürgschaften auf internationaler Ebene - 
also  der Europäischen Union und der OECD - voran-
getrieben werden kann. Ein solcher Prüfauftrag 
würde sich auch in die Bemühungen der Bundesre-
gierung im Rahmen des WTO-Prozesses und den 
Versuch einfügen, Umweltstandards in die Welthan-
delsordnung einzuführen. 

Zum Projekt selbst: Der Baubeginn war im Dezem-
ber 1994. 1997 wird der Umleitungskanal fertigge-
stellt sein und die Baustelleneinrichtung abgeschlos-
sen sein. Aus Japan ist bekannt, daß die Ausschrei-
bung für die Generatoren bereits seit Juni läuft und 
bis Ende 1996 abgeschlossen sein wird. 
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Das Projekt hat drei Zwecke: Hochwasserschutz 
für 30 Millionen Menschen, Energieerzeugung, Ver-
besserung der Schiffbarkeit des Chongqing. 

Dagegen sind abzuwägen ökologische Probleme 
wie die Auswirkung auf Pflanzen und Tiere, Pro-
bleme mit Schadstoffen aus Abwässern und Müll-
deponien, eine vermutete Beeinträchtigung des 
Schlammtransports sowie eine Versalzung der 
Mündungsgebiete. Dagegen muß allerdings die Er-
zeugung sauberer Energie bilanziert werden. Eben-
falls damit verbunden sind soziale Probleme, die in 
der Umsiedlung von 1,3 Millionen Menschen be-
stehen. Auf der sozialen Seite müßten allerdings 
auch die ökonomischen Auswirkungen einer siche-
ren zusätzlichen Energieversorgung bilanziert wer-
den. 

Von ausschlaggebender Bedeutung für das Projekt 
ist der Hochwasserschutz für den Unterlauf des 
Jangtse, wo es regelmäßig zu verheerenden Über-
schwemmungen kommt. Erneute Katastrophen wie 
1954, als 30 000 Menschen ums Leben kamen, 30 000 
Quadratkilometer Ackerland verwüstet wurden und 
die Eisenbahnverbindung zwischen Nord- und Süd-
china drei Monate unterbrochen war, können sich je-
derzeit wiederholen. Das Projekt wird für die Mon-
sunzeit einen Speicherraum von 22 Milliarden Ku-
bikmeter zur Verfügung stellen und dadurch die 
Hochwasserspitzen für den Unterlauf verträglich ma-
chen. Übrigens gibt es diese Überschwemmungen 
nicht erst, seitdem die Abholzungen am Oberlauf des 
Flusses geschehen sind, sondern sie lassen sich an 
Hand von Markierungen bis in das zwölfte Jahrhun-
dert zurückverfolgen. 

Wer eine nachhaltige Entwicklung wi ll, muß be-
sonders das Thema saubere Energieerzeugung ernst 
nehmen. Das Drei-Schluchten-Projekt wird die Ener-
gieversorgung Chinas wesentlich verbessern und da-
mit die ökonomische Entwicklung beschleunigen. 
Die Kapazität, die vorgesehen ist, entspricht 8 % der 
gegenwärtigen chinesischen Stromerzeugungskapa-
zität. Es müssen für diese Kapazität 15 Kohlekraft-
werke von je 1 200 MW nicht gebaut werden. Dies ist 
bei einer angenommenen Erhöhung der Verbren-
nung von Steinkohle von 1,2 auf 2 Milliarden t jähr-
lich in China ein kaum hoch genug einzuschätzender 
Beitrag zur Verminderung von CO2. Da der Jangtse 
eine große fließende Wassermenge hat, wird hier 
nicht wie etwa beim Assuan-Staudamm ein großer 
ruhender See entstehen. Der Jangtse bleibt ein flie-
ßender Fluß. 

Daß durch dieses Projekt die Transportkapazität 
des Flusses bis zur Stadt Chongqing von 12 auf 
50 Millionen t jährlich steigen kann, ist für die Ver-
kehrsinfrastruktur Chinas ebenfalls von großer Be-
deutung. 

Gegen diese Vorteile sind die ökologischen und 
sozialen Probleme abzuwägen. Die Auswirkungen 
auf die Tier- und Pflanzenwelt sind wie bei jedem 
Staudammprojekt nicht unproblematisch, ganz of-
fensichtlich aber nicht so weit abweichend, daß 
dies eine völlige Ablehnung des Projektes recht-

fertigen würde. Problematisch ist wohl die Tat-
sache, daß Industriedeponien, Bergwerkshalden 
und Müllkippen im Überflutungsbereich liegen 
und bisher nicht geklärt ist, was damit geschehen 
wird. 

Kein Problem scheint der Schlammtransport zu 
sein. Durch die Fließgeschwindigkeit und die Tatsa-
che, daß kein ruhender See entstehen wird, sowie 
die Vielzahl der sedimenthaltigen Zuflüsse unterhalb 
der Staumauer lassen keine großen Auswirkungen 
erwarten. Auf Grund dieser Tatsache ist auch mit ei-
ner dem Nildelta vergleichbaren Versalzung im 
Mündungsgebiet nach Aussage von Fachleuten 
nicht zu rechnen. 

Das größte Problem ist die Umsiedlung von 
1,3 Millionen Menschen. Eine Mitwirkung der be-
troffenen Menschen ist offensichtlich nicht vorgese-
hen. Auf der anderen Seite ist aus Kreisen der Welt-
bank zu hören, daß aus anderen Staudamm- und 
Wasserkraftprojekten in China bekannt sei, daß die 
Chinesen die damit verbundenen Probleme kompe-
tent und verantwortlich lösen könnten. Die vorgese-
henen Entschädigungsregelungen und Umsied-
lungsleistungen stehen diesem Eindruck zumindest 
nicht entgegen. 

In die Betrachtungsweise der sozialen Folgen müs-
sen natürlich der Vorteil einer sicheren und sauberen 
Energieversorgung und die daraus entstehenden 
Wachstums- und Einkommensmöglichkeiten einge-
hen. 

Obwohl der Versuch einer Gegenüberstellung von 
Vorteilen und Nachteilen natürlich daran mangelt, 
daß sie nicht mit gleichgewichtigen Indikatoren bi-
lanziert werden können, scheint mir doch das Urteil 
angebracht, daß im Vergleich zu anderen Projekten 
ähnlicher Art  bei diesem die Vorteile insgesamt über-
wiegen werden. Für die Frage, ob aus dieser Ein-
schätzung eine Zustimmung zu Hermes-Bürgschaf-
ten entstehen kann, ist zunächst von Bedeutung, daß 
das Projekt offensichtlich in der Vorbereitung bereits 
weit fortgeschritten ist. 

Von Bedeutung ist auch, wie sich andere G-7- oder 
OECD-Staaten verhalten. Dazu ist bisher bekannt 
geworden, daß die US-Ex/Im-Bank eine Beteiligung 
nicht abgelehnt hat. Aus Frankreich und Kanada ist 
bekannt, daß Exportgarantien gegeben werden. Un-
ter solchen Garantien sind auch unmittelbare Wett-
bewerber der im Grünen-Antrag genannten deut-
schen Unternehmen. 

Aus dieser Tatsache ergibt sich, daß die Bundesre-
gierung durch die Verweigerung von Hermes-Bürg-
schaften keinerlei Druckmittel in Sachen Menschen-
rechte in der Hand hätte. Deshalb bleibt der Bundes-
regierung an dieser Stelle nur übrig, nach den gel-
tenden Hermes-Kriterien zu entscheiden. Ich hätte 
mir allerdings vorgestellt, daß die Bundesregierung 
die Entscheidung bis zur Diskussion dieses Antrages 
zurückgestellt hätte. 
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Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 10 

(Gesetzentwurf zu dem Übereinkommen 
über nukelare Sicherheit) 

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Mit dem Überein-
kommen über nukleare Sicherheit sind in der Ge-
schichte der f riedlichen Nutzung der Kernenergie 
erstmals grundlegende und völkerrechtlich verbind-
liche Sicherheitsstandards und -regeln für den Be-
trieb ziviler Kernkraftwerke festgelegt worden. Ge-
rade im Hinblick auf die Nutzung der Kernenergie in 
den Staaten des früheren Ostblocks sind mit diesem 
Übereinkommen Regelungen getroffen worden, die 
Ansatzpunkte für eine Verbesserung der dortigen 
kerntechnischen Sicherheit und die etwaige Sti ll

-legungen von Kernkraftwerken enthalten. 

Das Übereinkommen sieht ein System regelmäßi-
ger Berichterstattung zur nuklearen Sicherheit vor. 
Hierbei müssen nationale Berichte auf mindestens 
alle drei Jahre stattfindenden Überprüfungskonfe-
renzen vorgelegt werden. Auf Überprüfungstagun-
gen der Vertragsstaaten wird das Ob und Wie der 
nationalen Umsetzung kontrolliert werden. Dazu 
müssen nationale Berichte vorgelegt werden, die 
dann zu erörtern sind. Mit der Teilnahme an diesen 
Konferenzen, der Berichtspflicht sowie der gemeinsa-
men Diskussion der Berichte ist ein Mittel geschaffen 
worden, das die Vertragsstaaten dazu bringt, sich 
vertragsgerecht zu verhalten. 

Die Ratifizierung des Übereinkommens durch 
Staaten wie Rußland, Bulgarien, Kroatien, Rumänien, 
die Slowakei, die Tschechische Republik und Litauen 
führt dazu, daß diese Länder bereits an der nächsten 
Tagung zur Vorbereitung des Berichtsverfahrens teil-
nehmen werden. 

Sie bietet der Bundesregierung zudem die Mög-
lichkeit, durch die Überprüfungstagungen auf die Si-
cherheit der dortigen Kernkraftwerke einzuwirken. 
Mit der anstehenden Ratifizierung durch die Ukraine 
wird diese Einwirkungsmöglichkeit weiter ausge-
dehnt werden. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
wird die Bundesregierung in dem Bestreben, von die-
ser Kontrollmöglichkeit regen Gebrauch zu machen, 
unterstützen. 

Die nun bestehende internationale Kontrolle der 
Sicherheit ziviler Kernkraftwerke setzt eine entschei-
dende Forderung von Bundestag und Bundesrat 
nach dem Unglück von Tschernobyl um. Auch wenn 
die Bundesregierung höhere Sicherheitsstandards 
auf internationaler Ebene für wünschenswert gehal-
ten hätte, stellt das Übereinkommen angesichts der 
unterschiedlichen Ausgangspositionen der an den 
Verhandlungen teilnehmenden Staaten einen her-
ausragenden Erfolg dar. Dies wird insbesondere 
durch die Stellungnahme des Bundesrates unterstri-
chen, die an dieser Stelle ausdrücklich begrüßt wer-
den soll. 

Die mit dem Übereinkommen erreichten Sicher-
heitsstandards können jedoch nur einen Anfang dar-
stellen. Daher wird sich die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion auch weiterhin laufend für eine Erhöhung 
dieser bisher erreichten Standards einsetzen. 

Festzuhalten ist, daß durch die Initiative der Bun-
desregierung ein bedeutender Durchbruch bei der 
Sicherheit der internationalen friedlichen Nutzung 
der Kernenergie erreicht wurde. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Lassen sie mich zu Be-
ginn zunächst einmal konstatieren, daß wir dem Ge-
setzentwurf der Bundesregierung, der die Teilnahme 
der Bundesrepublik Deutschland am Übereinkom-
men über nukleare Sicherheit ermöglicht, zustimmen 
werden. Wir stimmen dem Gesetzentwurf ebenso 
wie der Bundesrat zu, weil Verbesserungen im Be-
reich der Reaktorsicherheit nicht nur in Mittel- und 
Osteuropa, sondern auch weltweit zwingend erfor-
derlich sind. Es sind die schrecklichen Erfahrungen 
der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl, die sich in 
diesem Jahr zum zehnten Mal jährte, die immer noch 
in Betrieb befindlichen maroden Kernkraftwerke 
sowjetischer Bauart, aber auch die immer wieder zu 
verzeichnenden Störfälle und bekannten Risiken 
westlicher Kernkraftwerke, die ein inte rnationales 
Abkommen für den Bet rieb ziviler Kernkraftwerke 
schon längst notwendig gemacht haben. 

Die Liste der nach Tschernobyl bekanntgeworde-
nen Störfälle ist lang und verdeutlicht, daß das Pro-
blem der Reaktorsicherheit keineswegs nur auf Mit-
tel- und Osteuropa beschränkt ist. Um nur einige zu 
nennen: 1988 Hamaoka Japan - Leck im Notkühl-
system -, Picke ring Kanada - Beschädigung von 
Brennelementen -, 1989 Phenix Frankreich - Gas-
blase im Kern -, Vandellos Spanien - Brand zerstört 
die Anlage -, 1991 Tschernobyl 2 Ukraine - Brand in 
Turbinenhalle -, Salem USA - katastrophales Turbi-
nenversagen -, 1992 Sosnovy Bor Rußland - Abriß 
eines Kühlkanals -, Barsebeck Schweden - Dampf-
lecks -, 1993 Fermi USA - Turbinenversagen -, 1994 
Kola Rußland - Ausfluß von Kühlmitteln und Freiset-
zung von Edelgasen -, Biblis Deutschland - Brand 
durch Kurzschluß an den Pumpenmotoren vor der 
Wiederinbetriebnahme - usw. Alles schwere Unfälle, 
bei denen wir nur knapp einer erneuten nuklearen 
Katastrophe entgangen sind. Sie verdeutlichen, daß 
wir hier dringend Abhilfe schaffen müssen, bei allen 
Unterschieden, die wir in der Bewe rtung der weite-
ren Nutzung der Kernenergie haben. 

Daher sind wir der Auffassung, daß völkerrechtlich 
verbindliche Sicherheitsstandards für zivile Lei-
stungsreaktoren ein wesentlicher Beitrag sind, um 
die weltweite Reaktorsicherheit zu verbessern. Und 
vor dem Hintergrund unterschiedlicher Rechts- und 
Interessenlagen der Vertragsparteien stellt der hier 
vorgelegte Vertragstext ohne Zweifel einen ersten 
Erfolg dar. Doch das hier vorgelegte Abkommen 
kann und darf nur ein erster Schritt zur Verbesserung 
der nuklearen Sicherheit sein. Denn es offenbart 
Mängel und Schwächen in puncto Anwendungs-
bereich, praktizierten Sicherheitsbedingungen und 
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-standards sowie den Abschaltbedingungen. Des-
halb halten wir es für dringend geboten, über den 
Anwendungsbereich dieses Abkommens hinaus mit 
der Erarbeitung eines internationalen Abkommens 
über die Sicherheit im Umgang mit radioaktiven Ab-
fällen zu beginnen, so wie es ja auch in der Präambel 
des Vertragstextes angedacht ist. 

Die Frage des Wie und Wo bei der Endlagerung 
wird in den westlichen Ländern höchst unterschied-
lich bewertet und bedarf dringend einer internatio-
nalen Regelung. Neben einem intensiven grenzüber-
schreitenden wissenschaftlichen Dialog sind daher 
auch hier internationale Standards dringend gebo-
ten, ohne dabei vom Verursacherprinzip bei der End-
lagerung abweichen zu wollen. Und auch wenn die 
Bundesrepublik nicht direkt betroffen ist, so muß es 
ebenfalls Ziel sein, die Sicherheit militärischer Anla-
gen mittels internationaler Abkommen zu verbes-
sern. 

Wenn in dem Übereinkommen nun verbindlich 
festgeschrieben wird, daß beim Bet rieb von Kern-
kraftwerken die Sicherheit Vorrang vor wirtschaftli-
chen Überlegungen haben muß, zur Gewährleistung 
der Sicherheit qualifiziertes Personal für jede Anlage 
zur Verfügung stehen muß, Notfallschutz und Vor-
sorgepläne aufgestellt werden müssen und bei der 
Standortwahl maßgeblich die Sicherheitsgrundsätze 
gelten, dann sind dies doch Prinzipien, von denen 
man eigentlich annehmen sollte, daß sie beim Um-
gang mit einer dera rt  risikobehafteten Technologie 
schon längst selbstverständlich sein sollten. Dies 
zeigt, wie klein der Nenner ist, auf den man sich in 
dem Abkommen einigen konnte. 

So ist auch zu bezweifeln, ob durch das vorlie-
gende Übereinkommen die Sicherheit der in Bet rieb 
befindlichen Kernkraftwerke insbesondere in Mittel-
und Osteuropa substantiell verbessert werden kann. 
Denn viele Punkte entsprechen nicht dem Standard 
der in Deutschland praktizierten Sicherheitsbedin-
gungen. Die Schutzziele sind wenig konkret, haben 
mehr beschreibenden Charakter und lassen den je-
weiligen Vertragsparteien viel Auslegungsspielraum. 
Der Bundesrat weist in seiner Stellungnahme zu 
Recht auf die unbef riedigende Formulierung der Ab-
schaltungsbedingungen und Sicherheitsstandards 
hin. 

Nicht nur Umweltschutzorganisationen und Kriti-
ker der Kernenergie, sondern auch Institutionen wie 
die Weltbank oder die Europäische Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung mahnen die Abschaltung 
der gefährlichen RBMK-Reaktoren in Mittel- und 
Osteuropa seit langem an. Doch dieses wichtige Ziel 
wird durch den Vertragstext nicht erreicht werden 
können, insbesondere dann nicht, wenn man sich 
noch einmal die schwierigen Verhandlungen in be-
zug auf die Abschaltung des Katastrophenreaktors 
von Tschernobyl vor Augen führt. Und dies liegt 
nicht nur an der fehlenden Bereitschaft der betroffe-
nen Länder, sondern in einem nicht zu unterschät-
zenden Maße an der Haltung der westlichen Ver-
handlungspartner, die in erheblichem Maße Rück-
sicht auf die Interessen der Atomindustrie nehmen. 

Die Schwerpunktsetzungen, die wir bei finanziel-
ler und technischer Hilfestellung vornehmen, bewir-
ken, daß es zu keiner Umstrukturierung der Energie-
wirtschaft in Mittel- und Osteuropa kommt, die die 
großen Energieeinsparpotentiale nutzt und die den 
risikolosen sowie alternativen Energiequellen zum 
großflächigen Einsatz verhelfen könnte. Wenn wir 
aber die nukleare Sicherheit in diesen Ländern erhö-
hen wollen und wenn wir das Damoklesschwert 
eines erneuten Reaktorunfalls, das über Europa 
schwebt, beseitigen wollen, dann führt kein Weg an 
der unverzüglichen Abschaltung einer Reihe von äl-
teren Reaktoren, die nicht nachgerüstet werden kön-
nen, vorbei. Allein die durch das Übereinkommen 
verbesserte Atomaufsicht, also organisatorische Maß-
nahmen, ändern nichts an dem durch die techni-
schen Defizite verursachten Risikopotential. 

Dieses enorme nukleare Risikopotential in Mittel- 
und Osteuropa kann und darf aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß wir auch im Westen, auch in der 
Bundesrepub lik ein bestehendes Sicherheitsrisiko 
haben. Zehn Jahre nach Tschernobyl besteht kein 
Anlaß zu übertriebenem Vertrauen in die viel und 
gern gepriesene westliche, insbesondere deutsche 
Nukleartechnik. Denn viele der nach dem Unfall von 
Tschernobyl angekündigten Maßnahmen zur Weiter-
entwicklung der Sicherheitstechnik sind leider nicht 
verwirklicht worden. So haben das Bundesumwelt-
ministerium und die Reaktorsicherheitskommission 
periodisch Sicherheitsüberprüfungen angekündigt, 
die aber immer noch nicht obligatorisch festgeschrie-
ben worden sind. So befürchten Experten, daß die 
bundesdeutschen Anlagen mit zunehmendem Alter 
Ermüdungserscheinungen zeigen und sie dadurch 
de facto immer unsicherer werden. 

Zu den Mängeln in bundesdeutschen Kernkraft-
werken gehört unter anderem die Unterlassung von 
notwendigen Nachrüstungen bei Altanlagen in be-
zug auf Brandschutz, die Erdbebenvorsorge und die 
Qualität der Rohrleitungen. Keine deutsche Anlage 
mit Druckwasserreaktor verfügt über Einrichtungen 
zur Verhinderung von Wasserstoff- oder Dampfex-
plosionen bei einem Kernschmelzunfall, und sie sind 
nicht gegen die Belastungen bei Hochdruckkern-
schmelzen ausgelegt. Bei einem schweren Unfall ist 
damit zu rechnen, daß wenige Stunden nach Unf all

-beginn das Containment versagt und große Teile des 
radioaktiven Inventars in die Umgebung gelangen. 
Folgen: Bis zu 100 000 Quadratkilometer würden un-
bewohnbar und Millionen von Menschen müßten mit 
gesundheitlichen Schäden rechnen. 

Wir werden dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zustimmen, we il  das Übereinkommen über nu-
kleare Sicherheit einen - wenn auch unserer Ansicht 
nach noch unzureichenden - Beitrag leistet, die nu-
kleare Sicherheit der Anlagen zur Kernenergieerzeu-
gung zu verbessern. Wir sind jedoch nach wie vor 
der Auffassung, daß die Verbesserung der Sicherheit 
der bestehenden Anlagen - wo und in welchem Um-
fang auch immer - keine absolute Sicherheit bedeu-
tet. Der Weg zu einer risikolosen nachhaltigen Ener-
gieversorgung muß über den Ausstieg aus der Ke rn - 
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energie und die damit verbundene Förderung alter-
nativer Energieträger und die Nutzung der Ener-
gieeinsparpotentiale erfolgen. Gesundbeterei hilft 
hier nicht weiter, sondern nur konsequentes Han-
deln. Dazu sind Sie, meine Damen und Herren von 
den Regierungsfraktionen, erneut aufgefordert. 

Dr. Rainer Ortleb (F.D.P.): Nicht die Kernkraft-
werke in Deutschland oder die in Frankreich, son-
dern einige in Osteuropa, die einstmals nach sowjeti-
schen Konstruktionen gebaut wurden, stellen eine la-
tente mehr oder weniger große Gefahr dar. Es ist mü-
ßig, hier erneut an die Katastrophe von Tschernobyl 
zu erinnern, die bis heute nicht bewältigt ist. 

Trotzdem und gerade deswegen ist ein technologi-
sches Heranführen anderer, an der Nutzung von 
Kernenergie interessierter Länder notwendig und 
unter Sensibilisierung für Sicherheitserfordernisse 
selbstverständlich. Für die Gegner der f riedlichen 
Anwendung der Kernenergie mag eine solche Situa-
tionsbeschreibung wie eine politische Provokation 
wirken. Nur bitte bedenken Sie, daß es nicht möglich 
ist, Positionen und Auseinandersetzungen, etwa gar 
mit gewünschten Verzerrungen in Richtung der ei-
nen oder anderen politischen Auffassung in andere 
Länder exportieren zu können, die derzeit noch auf 
diese Art  von Energiegewinnung angewiesen sind 
oder sich für darauf angewiesen halten, möglicher-
weise sogar mehr als wir, da sie ja im ureigensten In-
teresse an schnellem wi rtschaftlichen Anschluß inter-
essiert sind. Es hilft hier also weder Ideologieexport 
oder Schulmeisterei oder etwa gar eine A rt  interna-
tionale Atompolizei. Hier werden nur Helfer ange-
nommen, die vermitteln, daß sie die andere Seite als 
gleichberechtigten Pa rtner ansehen. 

So gesehen ist das Gesetz zum Übereinkommen 
über nukleare Sicherheit ein wichtiger Beitrag, diese 
für alle in wünschenswert naher Zeit auch gewährlei-
sten zu können. Verbieten kann die Bundesrepublik 
Deutschland in einem anderen Land gar nichts. Es 
kann auch deutscher Wille kein Genehmigungs-
oder Nichtgenehmigungsverfahren erzwingen. Es 
gibt keine grenzüberschreitende deutsche Rechtsho-
heit. 

Was geschähe, wenn von deutscher Seite das 
Übereinkommen nicht angenommen würde, wäre 
nicht auszudenken. Das bisher Verhandelte stünde 
in Frage. Der Weg für weiteres Anziehen des Ni-
veaus des Standards wäre verbaut. Die im Know-
how fortgeschrittensten Staaten sind geradezu ver-
pflichtet, dieses und ihre Strategien der Kontrolle 
weiterzugeben. 

Mit dem gegenwärtig erreichten Stand ist nun-
mehr gewährleistet, 

- daß erstmals völkerrechtlich verbindliche Gründ-
sätze kerntechnischer Sicherheit formuliert wur-
den, 

- daß internationale Kontrolle der Sicherheit mög-
lich wird, die auf der Grundlage nationaler Be-
richterstattung erfolgt und 

- daß jeder Vertragsstaat seine Verantwortlichkeit 
in nationales Recht schreibt, dem die Betreiber im 
jeweiligen Staat unterliegen. 

Die Philosophie des Übereinkommens postuliert 
das Prinzip Sicherheit vor Wirtschaft, die Verpflich-
tung zur Verbesserung oder gebotenenfalls Abschal-
tung von Anlagen und fördert Qualitätssicherung, 
Notfallvorsorge und Planungstransparenz. 

So ist dem Gesetz aus a ll  diesen und anderen Er-
wägungen heraus, die aus Zeitgründen nicht mehr 
erwähnt werden können, die Zustimmung zu geben. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Der Super-GAU von Tschernobyl hat bewiesen, daß 
die Nutzung der Atomenergie keine nationale Ange-
legenheit sein kann. Ein zweites Tschernobyl muß 
ständig befürchtet werden. Das wissen alle hier im 
Raum. 

Aber es ist erstaunlich, welche Lehren die Abge-
ordneten der Regierungskoalition aus den Leiden 
von Tschernobyl gezogen haben: Nicht, wie der ge-
sunde Menschenverstand es forde rt , die sofortige 
Abschaltung der Reaktoren in Osteuropa, nicht den 
Einstieg in eine moderne, das heißt eine effiziente 
und ökologische Energiepolitik. Nein, der Bundesre-
gierung genügt es, wenn mit dem vorliegenden 
Übereinkommen zur nuklearen Sicherheit lediglich 
die Informationstransparenz erhöht wird, Sicherheits-
standards formuliert und regelmäßige Berichte über 
den Betrieb der Atomkraftwerke erstellt werden. Das 
bedeutet die Akzeptanz des nächsten Super-GAUs 
und die Verwaltung der Katastrophe. 

Und jetzt kommen sie mir nicht wieder mit der 
Mär, sie hätten keinen Einfluß auf die Energiepolitik 
der osteuropäischen Staaten. Natürlich ist dabei je-
des Land souverän, aber auch die Nachbarstaaten 
haben Rechte, denn die tödlichen Strahlen nach ei-
ner Reaktorkatastrophe machen nicht an der Grenze 
der nationalen Staaten halt. Daß sie diesen Fakt ge-
nauso sehen, zeigt eben dieses Abkommen, mit dem 
sie ja auch die Rechte der möglichen betroffenen 
Nachbarstaaten gegenüber den osteuropäischen 
Staaten einfordern. 

Gleichzeitig fördert die EU und auch die Bundesre-
gierung selbst übers Geld und über die Diplomatie 
entscheidend den Pro-Atomkurs dieser Länder: 
Darum bürgt die Bundesregierung mit Hermes-Bürg-
schaften für osteuropäische Atommeiler, darum setzt 
sie sich sowohl in der EU als auch bei der Europäi-
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung für 
die Vergabe von Krediten für osteuropäische Atom-
kraftwerke ein. Darum wi ll  sie dieses Abkommen ra-
tifizieren. 

Wie lange soll es denn noch dauern, meine Damen 
und Herren aus der Koalition, bis Sie endlich die seit 
Jahren bekannten Studien von Weltbank und Inter-
nationaler Energieagentur durchgelesen haben? Der 
Umbau und Weiterbetrieb der veralteten Anlagen 
ohne Einbeziehung der Kosten für Bet rieb, Still

-legung, Zwischen- und Endlager würde über 
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10 Milliarden DM mehr kosten als die Stillegung der 
25 unsichersten Atomkraftwerke binnen zwei Jah-
ren. Dadurch werden Gelder gebunden, welche für 
die Finanzierung der notwendigen Energiewende 
fehlen. Das Öko-Institut rechnet für den Umbau so-
gar mit Kosten von 100 Mil liarden DM, viel teurer als 
der Aufbau einer zukunftsfähigen Energiewi rtschaft. 

Die Weltbank kommt zu dem Schluß - und jetzt 
spitzen Sie mal die Ohren -, daß der Umbau der öst-
lichen Reaktoren zudem reine Geldverschwendung 
sei. Das Risiko einer Kernschmelze schätzt die Welt-
bank trotz Reaktorumbau als unannehmbar hoch ein. 
Deutliche Worte einer Organisation, die sich norma-
lerweise diplomatisch-vorsichtig und ausgewogen 
artikuliert. 

Doch der uns vorliegende Gesetzentwurf zielt statt 
dessen auf die Weiterführung der verfehlten Atom-
politik. Dadurch besteht die Gefahr, daß mit Hilfe der 
Kosmetik westlicher Technologien der risikoreiche 
Betrieb dieser AKWs noch verlängert wird. Der 
Schwenk bei der Einschätzung der Bundesregierung 
bei der Frage der Nachrüstbarkeit der russischen 
RBMK-Reaktoren des Tschernobyl-Typs verschärft 
diesen Kurs nochmals. Bis vor kurzem wurden sie als 
nicht nachrüstbar bezeichnet, nun wird die Nachrü-
stung ernsthaft projektiert, während die Verhandlun-
gen über die Stillegung des Unglücksreaktors in 
Tschernobyl nicht vorankommen. Warum auch, wenn 
man gleichzeitig die Nachrüstung in Aussicht stellt? 

Warum protestiert Frau Merkel nicht gegen den 
Weiterbetrieb der osteuropäischen Zeitbomben? 
Warum unterstützt sie aktiv diesen falschen Kurs der 
Nachrüstung anstatt des Abschaltens? Weil die not-
leidende Reaktorindustrie hofft, wenigstens bei der 
Umrüstung der Reaktoren im Osten ein Geschäft zu 
machen. Frau Merkel will  das Auslaufmodell deut-
sche Atomwirtschaft erhalten, denn Deutschland be-
findet sich auf dem Weg des ungeordneten Ausstie-
ges. 

Es würden aber viel mehr Arbeitsplätze geschaf-
fen, wenn deutsche Firmen bei der Modernisierung 
der osteuropäischen Energieversorgung zum Zuge 
kämen: Anbieter von hocheffizienten Gaskraftwer-
ken, von Wind- und Solaranlagen, von Energiespar-
technologien. In der Atomindustrie arbeiten nur noch 
17 000 Menschen, während die Umweltschutzindu-
strie inzwischen zu einer der bedeutsamsten Bran-
chen der BRD angewachsen ist. Das sagen Sie doch 
inzwischen. Aber Konsequent auf diese Branchen 
setzen Sie dann nicht. Wer diesen Branchen schon im 
eigenen Lande das Leben schwer machen wi ll, wie 
Minister Rexrodt mit seiner dilettantisch erarbeiteten 
Energierechtsnovelle uns gerade mal wieder bewie-
sen hat, der will  für sie natürlich auch keine Expo rt

-märkte schaffen. Das größte Standortproblem ist und 
bleibt die Bundesregierung. 

Die Bundesregierung sollte statt dessen darauf 
drängen, im Rahmen der internationalen Finanzhilfe 
für Osteuropa gänzlich auf die Finanzierung und den 
Umbau von Atomanlagen zu verzichten und nur 
noch Maßnahmen für die ökologische Umgestaltung 

des Energiesektors in Osteuropa zu unterstützen. I 
Langfristige und zinsgünstige Kredite sollen nicht 
mehr für Atom-Investitionen, sondern nur noch für 
Investitionen für die Energiewende verwendet wer-
den. 

Also, obwohl es positiv ist, durch regelmäßige Be-
richte und Konferenzen eine stärkere Informations-
transparenz zu erreichen, dieses Abkommen zielt um 
180 Grad in die falsche Richtung. Wir werden es des-
halb ablehnen. Die größte Sicherheit ist durch den 
Atomausstieg zu erreichen und nicht durch kostspie-
lige und technisch riskante Umrüstungen maroder 
Reaktoren. 

Rolf Köhne (PDS): Die Bundesregierung schreibt in 
ihrem Gesetzentwurf: 

Das Übereinkommen schafft erstmals rechtlich 
verbindliche Grundlagen für einheitliche gene-
relle Standards der Sicherheit von zivilen Ke rn

-kraftwerken. 

Doch dies ist alles recht unverbindlich. So heißt es 
im wichtigen Art . 13: 

Jede Vertragspartei trifft die geeigneten Maß-
nahmen, um sicherzustellen, daß Programme zur 
Qualitätssicherung aufgestellt und durchgeführt 
werden, die das Vertrauen vermitteln, daß den 
besonderen Anforderungen aller für die nu-
kleare Sicherheit bedeutsamen Tätigkeiten wäh-
rend der gesamten Lebensdauer einer Kernan-
lage Genüge getan wird. 

Also soll nur das Vertrauen vermittelt werden, daß 
der nuklearen Sicherheit Genüge getan wird, anstatt 
der nuklearen Sicherheit selbst Genüge zu tun. Es 
reicht im Prinzip eine reine Propagandaorganisation. 

Schon deshalb halten wir dieses Abkommen für 
völlig unzureichend. Da es bereits vor 25 Jahren rati-
fiziert ist, kann es auch ohne die BRD in Kraft treten. 
Wenn wir es zunächst nicht ratifizieren, wäre es im-
merhin ein weltweites Signal, daß es besser werden 
muß. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Das Übereinkommen über nukleare 
Sicherheit wurde am 20. September 1994 in Wien 
- anläßlich seiner Auflage zur Zeichnung bei der 
IAEO - von Deutschland an prominenter Stelle nach 
den USA gezeichnet. Das Übereinkommen ist bis-
lang von 63 Staaten gezeichnet und von 25 Staaten 
ratifiziert, angenommen oder genehmigt worden. 
Dazu gehören unter anderem Staaten wie Rußland, 
Litauen, Bulgarien, Rumänien, die Slowakei, Tsche-
chien, Ungarn und die Volksrepublik China sowie 
von den westlichen Ländern unter anderem Frank-
reich, Großbritannien, Japan, Kanada, Spanien, 
Schweden und Finnland. Durch die Ratifizierung sei-
tens des 17. Staates mit mindestens einer zivilen 
Kernanlage - das war Mexiko; Zeichnung ist am 
26. Juli 1996 erfolgt - wird das Übereinkommen 
90 Tage später, am 24. Oktober 1996, in Kraft treten. 
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Spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten - im 
April 1997 - ist eine Vorbereitungstagung der Ver-
tragsstaaten durchzuführen. Sie wird die Regularien 
für den Überprüfungsmechanismus der ersten Über-
prüfungstagung der Vertragsparteien festlegen. 
Diese erste Überprüfungstagung wird spätestens im 
Frühjahr 1999 stattfinden. 

Ziel des Übereinkommens sind die Erreichung und 
Beibehaltung eines weltweit hohen Standards nu-
klearer Sicherheit, die Schaffung und Beibehaltung 
wirksamer Abwehrvorkehrungen gegen mögliche 
radiologische Gefahren und die Verhütung von Un-
fällen mit radiologischen Folgen. 

Sein Anwendungsbereich ersteckt sich auf landge-
bundene zivile Kernkraftwerke unter Einbeziehung 
von Vorrichtungen für die Lagerung, Handhabung 
und Bearbeitung radioaktiven Mate rials, das sich auf 
dem Gelände des Kernkraftwerks befindet und mit 
dem Betrieb unmittelbar zusammenhängt. 

Das Übereinkommen schafft zu diesem Zweck 
erstmals weltweit völkerrechtlich verbindliche Ver-
pflichtungen, international anerkannte Grundsätze 
der Reaktorsicherheit national anzuwenden. Dabei 
werden Sicherheitsvorschriften für die Standortwahl, 
die Auslegung und den Betrieb ziviler Kernkraft-
werke vorgesehen. 

Im einzelnen umfaßt das Übereinkommen unter 
anderem folgende Grundsätze: 

- Die kerntechnische Sicherheit muß Vorrang ha-
ben vor wirtschaftlichen Überlegungen beim Be-
trieb von Anlagen. 

- Zur Gewährleistung der Sicherheit müssen hinrei-
chende finanzielle Mittel und qualifiziertes Perso-
nal für jede Anlage zur Verfügung stehen. 

- Qualitätssicherungsprogramme müssen durchge-
führt und Notfallschutzvorsorgepläne eingerichtet 
werden. 

Ergänzt werden diese Vorschriften durch Bestim-
mungen über nationale rechtliche Rahmenbedingun-
gen für Genehmigung und Aufsicht sowie die Pflicht 
zur Schaffung betreiberunabhängiger Aufsichtsbe-
hörden. 

Die Durchführung des Übereinkommens in den 
einzelnen Staaten wird mit Hilfe von Überprüfungs-
konferenzen untersucht, die durch Berichte der 
Vertragsstaaten über die Umsetzung des Überein-
kommens vorbereitet werden. Jede Vertragspartei 
muß bei den Konferenzen verteten sein, d. h. sie 
kann sich dieser Überprüfung nicht entziehen. Die 
ausführliche Diskussion der nationalen Berichte un-
ter den Vertragsparteien und ein Abgleich der von 
den einzelnen Staaten vorgelegten Berichte mit vor-
handenen Erkenntnissen soll dazu führen, daß 
durch einen solchen Prozeß Druck auf diejenigen 
Staaten ausgeübt wird, die noch keinen ausreichen-
den Sicherheitszustand im Nuklearbereich erreicht 
haben. 

Die Sicherheit ziviler Kernkraftwerke wird somit 
durch das Übereinkommen einer internationalen 
Kontrolle unterworfen. Dies entspricht der Forderung 
der Bundesregierung nach Verbesserung der inter-
nationalen Reaktorsicherheit nach Tschernobyl. In 
diesem Zusammenhang ist insbesondere die in dem 
Übereinkommen festgeschriebene Verpflichtung der 
Vertragsstaaten bedeutsam, alle zumutbaren und 
praktisch möglichen Verbesserungen vorzunehmen 
oder eine Anlage notfalls abzuschalten. 

Das Zustandekommen des Übereinkommens an 
sich ist angesichts der unterschiedlichen Ausgangs-
positionen der an den Verhandlungen teilnehmen-
den Staaten bereits ein Erfolg. Dies hat auch der 
Bundesrat in seiner Stellungnahme zu dem Gesetz-
entwurf mit Beschluß vom 3. Mai 1996 ausdrücklich 
so gewürdigt, wenngleich wir uns alle die Festle-
gung noch höherer Sicherheitsstandards auf interna-
tionaler Ebene gewünscht hätten. In diesem Sinne 
wird es jetzt darauf ankommen, weitere praktische 
Verbesserungen bei den Überprüfungskonferenzen 
zu erreichen. 

Eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs des 
Übereinkommens über Kernkraftwerke hinaus kann 
dagegen nach meiner Auffassung zur Zeit nicht in 
Betracht kommen, zumal der Bereich der Entsorgung 
radioaktiver Abfälle in nächster Zeit durch ein der-
zeit in Wien erarbeitetes Übereinkommen über die 
Behandlung radioaktiver Abfälle ebenfalls auf der 
Ebene der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion (IAEO) abgedeckt werden wird. 

Einer inhaltlichen Änderung der rechtlichen Rege-
lungen in der Bundesrepublik Deutschland bedarf es 
nicht, da die Inhalte des Übereinkommens durch das 
geltende deutsche Recht, insbesondere das Atomge-
setz und die hierzu ergangenen Rechtsverordnun- 
gen, sowohl in materieller als auch in formeller Hin-
sicht bereits vollständig umgesetzt sind. 

Die Bundesregierung strebt an, auch weiterhin 
konstruktiv bei der Anwendung und weiteren 
Entwicklung des Übereinkommens mitzuarbeiten 
und gegebenenfalls notwendige Verbesserungsvor-
schläge einzubringen. Dies gilt um so mehr, als es die 
Bundesregierung war, die damals auf internationaler 
Ebene die Initiative für die nukleare Sicherheitskon-
vention ergriffen hat. 

Für eine weitere erfolgreiche Mitarbeit in diesem 
Rahmen ist jedoch zunächst die möglichst rasche Ra-
tifizierung des Übereinkommens durch die Bundes-
republik Deutschland erforderlich. Schon an der Vor-
bereitungstagung zur 1. Vertragsstaatenkonferenz 
werden nur die Mitgliedstaaten des Übereinkom-
mens stimmberechtigt teilnehmen können. 

Ich appelliere daher an den Bundestag sowie an 
den Bundesrat, das Gesetz so zügig wie möglich zu 
beschließen, so daß die Hinterlegung der Ratifizie-
rungsurkunde durch die Bundesrepublik Deutsch-
land bei dem Depositar in Wien noch in diesem Jahr 
erfolgen kann. 
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Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 

und zu den Zusatztagesordnungspunkten 11 und 12 
(Anträge zur Sanierung der Braunkohlengebiete 

in den neuen Ländern) 

Christa Reichard (Dresden) (CDU/CSU): Worum 
geht es? Es geht beim vorliegenden Antrag um das 
größte und teuerste Projekt im Umweltbereich in 
Deutschland. Es geht um Mondlandschaften, die der 
Braunkohletagebau der DDR hinterlassen hat und 
die jetzt in gemeinsamer Anstrengung von Bund und 
Ländern saniert werden. Sanierung ist mehr als Ge-
fahrenabwehr. Auf diesen Flächen waren Dörfer, Fel-
der und Wälder - und eines Tages soll das wieder so 
sein. 

Der staatliche Energiesektor der ehemaligen DDR 
war auf die extensive Braunkohlenutzung ausgerich-
tet. In beiden Braunkohlerevieren arbeiteten etwa 
135 000 Menschen. Die Vernachlässigung der Rekul-
tivierung und abgelagerte industrielle Rückstände 
aus Braunkohleveredelungsbetrieben und der Che-
mie haben zu erheblichen Altlasten geführt. 

Was ist bisher geschehen? Seit 1991 wurden große 
Leistungen in der Sanierung vollbracht. Ich war sel-
ber vor Ort und habe mir die sanierten und unsanier-
ten Flächen auch aus der Luft angesehen. Gebäude 
und Anlagen wurden abgerissen und demontiert. Im 
Verlauf der Sanierung wurden 382,9 Mil lionen Ku-
bikmeter bewegt, 23 611 Hektar Flächen hergestellt 
oder beräumt, 655 903 Tonnen Gleisanlagen, Kabel 
usw. rückgebaut. Ich kann hier nicht a lles aufzählen, 
aber ich wi ll  deutlich machen, daß die Grundsanie-
rung in vollem Gange ist. 

Was ist noch zu tun? Es verbleiben zum Beispiel 
zur Sanierung: zirka 38 500 Hektar Ödland und Kip-
penböschungen - dies ist fast die Fläche von Köln 
oder von Dresden plus Umland -, zirka 450 Kilometer 
nicht begehbare rutschungsgefährdete Böschungen, 
zirka 160 verbleibende Tagebaurestlöcher - die ent-
stehenden Seen entsprechen 1/4 der Fläche des Bo-
densees, zirka 14 Milliarden Kubikmeter Grundwas-
serdefizit. Der Trichter der Grundwasserabsenkung 
umfaßt in etwa eine Fläche von der Größe des Saar-
landes. 

Die Finanzierung der Braunkohlesanierung erfolgt 
auf der Grundlage des Verwaltungsabkommens über 
die Regelung der Finanzierung ökologischer Altla-
sten und ist zunächst bis 1997 in Aufteilung und Um-
fang geregelt. In einem gemeinsamen Positionspa-
pier ist weiterhin festgelegt, daß die Finanzierungs-
regelung über das Jahr 1997 hinaus verlängert wird. 
Es wurde vereinbart, daß möglichst bedarfsgerecht 
Bund und Länder rechtzeitig einvernehmlich einen 
neuen Finanzrahmen für weitere fünf Jahre festle-
gen. 

Wann ist rechtzeitig, und was ist bedarfsgerecht? 
Rechtzeitig ist sofort - und zu meiner Freude sind die 
Gespräche zwischen Bund und Ländern auch kürz

-

lich begonnen worden. Ich hoffe auf einen raschen 
und erfolgreichen Abschluß, denn die Vergabe der 
Sanierungsaufträge erfordert eine öffentliche Aus-
schreibung. Die Aufträge können erst nach der Pro-
jektierung ausgeschrieben werden. Der Projektie-
rungsumfang ist aber abhängig von den zur Verfü-
gung stehenden Mitteln, und die Projektierung der 
umfangreichen Projekte ist kompliziert und zeitauf-
wendig. 

Die entscheidende Frage bleibt nun: Was ist be-
darfsgerecht? Können wir nicht die jährlichen Mittel 
etwas kürzen und die Sanierung etwas langsamer 
durchführen? Sparen müssen wir ja überall. Aber ich 
warne davor, nach dem Motto vorzugehen: Wir spa-
ren, koste es, was es wolle! Mit Sparsamkeit ist es 
noch nie gelungen, Naturgesetze außer Kraft zu set-
zen. Deshalb ist es ganz nützlich, sich die Folgen ei-
ner zeitlichen Streckung vor Augen zu führen. 

Das abgesenkte Grundwasser steigt, wenn wir dies 
nicht mit kostenintensivem Pumpen verhindern. 
Durch Altlasten der chemischen und der Braunkohle

-

industrie kommt es bei Grundwasseranstieg zu einer 
großflächigen Kontamination des Grundwassers. 
Durch einen langsamen Anstieg des Grundwassers 
kommt es zu einer starken Versauerung des Grund-
wassers. Es ist also ein schneller Anstieg mit zuge-
führtem Wasser von außen notwendig. Ein Problem 
dabei ist das fehlende Wasser in dieser trockensten 
Region Deutschlands. Das neue Grundwasser muß 
vorher gesammelt werden. Im Fa lle einer starken 
Versauerung wären auch die entstehenden Oberflä-
chengewässer nicht nutzbar, da diese beispielsweise 
zum Baden viel zu sauer wären. 

Der Wasserhaushalt in den Braunkohlegebieten 
hat auch großen Einfluß auf Berlin. Denn hier sinkt 
zunächst einmal der Grundwasserspiegel. Die Spree 
wurde seit vielen Jahren von den Braunkohlegebie-
ten gespeist. Das hört nun langsam auf. Der Spree-
wald würde bei schlagartigem Wegfall des Pump-
wassers in seiner Funktion als wasserwirtschaftlicher 
Puffer und Speicher nachhaltig gestört. Auch das 
Biosphärenreservat Spreewald ist in Gefahr. In den 
Sommermonaten kann uns da der ganze Wald ver-
trocknen. Für Berlin könnten sich in den Trockenmo-
naten wasserwirtschaftliche Engpässe ergeben, die 
zu einer gravierenden Beeinträchtigung der wasser-
wirtschaftlichen Nutzungsmöglichkeiten und der 
ökologischen Qualität der Spree führen. Angesichts 
des bevorstehenden Berlin-Umzugs wahrlich keine 
erheiternde Aussicht, nicht wahr? 

Ein langsamer Anstieg des Grundwassers verviel-
facht auch die Gefahren des Setzungsfließens. Set-
zungsfließen bedeutet, daß die bei der Braunkohle-
förderung aufgeschütteten Flächen bei steigendem 
Grundwasser schlagartig wegbrechen und die Ge-
biete nach einem solchen Setzungsfließen gegebe-
nenfalls Hunderte von Jahren nicht mehr nutzbar 
sind. Diese Gebiete sind nach einer solchen Rut-
schung eine reine Schlammwüste. Es ist möglich, daß 
Fußgänger oder spielende Kinder so etwas auslösen 
und dann im Sand begraben werden. Bei meinem 
Besuch vor Ort wurde von solchen Unfällen berich- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 	11605* 

tet. Hier besteht Gefahr für die Öffentlichkeit. Von 
außen sind solche Gefahren für den Laien nicht er-
kennbar. Wird hier nicht saniert, so entstehen zusätz-
liche Kosten für die dauerhafte Sicherung der Ge-
biete. 

Eine zeitliche Streckung erhöht nach Berechnun-
gen der LMBV die Gesamtkosten jährlich etwa um 
15 Prozent. Wenn die Sanierung nicht im vorgesehe-
nen Zeitplan stattfindet, erhöhen sich beispielsweise 
die Pumpkosten für das Niedrighalten des Grund-
wassers. Das Pumpen ist aber zur Gefahrenabwehr 
notwendig. Bei einer schnellen Sanierung wird das 
Pumpen eben auch schneller eingestellt. 

Außerdem ist ohne eine schnelle Sanierung auch 
an eine Vermarktung dieser Gebiete nicht zu den-
ken. Aus dem Verkauf der sanierten Gebiete soll 
aber ein Teil der Finanzierung der weiteren Sanie-
rung erfolgen. Je länger wir die Sanierung zeitlich 
strecken, desto teurer wird sie. Das bleibt auch bei 
knappen Mitteln so. 

Dies ist aber nur eine Seite der Medai lle. Zu Be-
ginn sprach ich davon, daß in der Braunkohle einmal 
135 000 Menschen beschäftigt waren. Heute sind es 
noch zirka 20 000. Dieser dramatische Abbau von Ar-
beitsplätzen wurde abgefedert durch Null-Kurzar-
beit, Vorruheregelungen, ABM und § 249h AFG. 
Aber ein Abbau von Arbeitsplätzen in dieser Größen-
ordnung ohne Streiks und riesigen Medienrummel 
wäre in dieser Form in den alten Ländern sicher un-
vorstellbar. 

Nun ist vor allem in der Lausitz die Braunkohlesa-
nierung der größte Arbeitgeber mit Arbeitsplätzen 
sowohl auf dem ersten als auch auf dem zweiten Ar-
beitsmarkt. Wenn die veranschlagte Kostenreduzie-
rung eintritt, würde dies nach Einschätzung der 
LMBV die Reduzierung der Beschäftigtenzahl in der 
Sanierung und im externen Bereich der Wi rtschaft 
von 1997 zirka 15 000 auf 7 000 Beschäftigte in 1998 
zur Folge haben. Es entstehen zusätzliche Kosten für 
Arbeitslosigkeit. Auch die feste Anstellung von Sa-
nierungsfachkräften, die bisher über Arbeitsförde-
rungsmaßnahmen beschäftigt sind, ist an die finan-
zielle Sicherung der Sanierungsfortführung gebun-
den. Bei einer weiteren Verzögerung besteht die Ge-
fahr, daß gut ausgebildete Fachkräfte nicht länger 
zur Verfügung stehen. Die Besten wande rn  natürlich 
zuerst ab. Es bleiben nur diejenigen, die sonst keine 
anderen Möglichkeiten haben. Wir brauchen in der 
Braunkohlesanierung aber auch qualifizierte Fach-
leute. Hier muß Klarheit über die Zukunft der Men-
schen geschaffen werden. Deshalb hat die Koalition 
auch den vorliegenden Antrag eingebracht. 

Vor dem geschilderten Hintergrund fordern wir die 
Bundesregierung in unserem Antrag auf, entspre-
chend dem gemeinsamen Positionspapier von Bund 
und Braunkohleländern zur langfristigen Finanzie-
rung und Organisation der Braunkohlesanierung ei-
nen neuen Finanzrahmen einvernehmlich mit den 
Ländern festzulegen. Dieser soll bedarfsgerecht für 
weitere fünf Jahre ausgestaltet werden. Das bedeutet 
nach meiner Kenntnis der Sachlage, daß in den näch

-

sten fünf Jahren in etwa der gleiche Finanzrahmen 
zur Verfügung stehen muß wie bis 1997. 

Im Hinblick auf die Braunkohlesanierung begrü-
ßen die Fraktionen von CDU/CSU und F.D.P. aus-
drücklich, daß die Bundesregierung die zur Zeit bis 
Ende 1997 befristete Regelung nach § 249h AFG bis 
2002 verlängern will . 

Eine zügige Entscheidung über den Finanzrahmen 
hat positive Effekte für die Beschäftigung und Pro-
duktivität, da die in der Sanierung tätigen privatisier-
ten Unternehmen dann langfristig kalkulieren und 
auch in größerem Umfang Dauerarbeitsplätze anbie-
ten können. 

Christoph Matschie (SPD): Für die heutige Debatte 
liegen drei Anträge auf dem Tisch, die sich mit der 
Sanierung der Braunkohlegebiete in den neuen Bun-
desländern befassen. 

Bevor ich auf diese Anträge eingehe, lassen Sie 
mich ein paar Bemerkungen zum aktuellen Hinter-
grund der heutigen Debatte machen. Denn nur so 
lassen sich die Anträge richtig einordnen. 

Mitte letzten Jahres hatte Frau Merkel verkündet, 
die Finanzierung der Sanierung sei bis 2002 gesi-
chert. Alles schien bestens zu laufen. Mitte diesen 
Jahres kommt die Mitteilung aus dem BMF, laut mit-
telfristiger Finanzplanung stehen ab 1998 nur noch 
450 Millionen - inklusive Privatisierungserlöse - für 
die Braunkohlesanierung zur Verfügung. Eine Hal-
bierung der bisherigen Bundesmittel! Ganz nach 
dem bewährten Motto: Wo spart  man Kosten? Im 
Osten! Dies heißt aber konkret: Die Finanzierung der 
Sanierungsaufgaben ist nicht mehr gewährleistet. 

In einem B rief der ostdeutschen Bundesländer vom 
September diesen Jahres an den Bundeskanzler 
heißt es: Aus den Sanierungsnotwendigkeiten und 
der mittelfristigen Planung „ergibt sich mit zwingen-
der Notwendigkeit ein Jahresbudget in Höhe von 
1,5 Milliarden DM auch für den Zeitraum von 1998 
bis 2002". Und an anderer Stelle: „Jede Reduzierung 
der Finanzmittel würde in naturbedingte Abläufe 
eingreifen und erheblich Folgeschäden und auch 
Folgekosten verursachen. " 

Wie sähe die Folge der vom BMF geplanten Kür-
zung konkret aus? Berechnungen der Lausitzer und 
Mitteldeutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft 
mbH ergeben folgendes Bild: Von 1998 bis 2002 
könnten nur 50 Prozent der geplanten überregiona-
len wasserbautechnischen Maßnahmen durchge-
führt werden. Die Tagebausanierung könnte eben-
falls nur zur Hälfte des geplanten Umfangs realisiert 
werden, mit erheblichen Zusatzaufwendungen für 
die Gewährleistung der Tagebausicherheit. 

Und selbst dieses reduzierte Programm ist nur zu 
finanzieren, wenn alle Maßnahmen zur Rekultivie-
rung der Tagebauflächen gestrichen würden. Dies 
aber bedeutet gleichzeitig eine Verschiebung regio-
naler Entwicklungsprojekte um fünf bis 10 Jahre. Die 
Beschäftigtenzahl in der Sanierung und im externen 
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Bereich der Wirtschaft würde von rund 15 000 in 
1997 auf 7 000 in 1998 abfallen. 

Darüberhinaus entstehen direkte Zusatzkosten 
von mindestens 700 Mil lionen DM durch: zusätzliche 
Wasserfreihaltung von nicht sanierten Tagebauen, 
notwendige Aufrechterhaltung der Betriebsbereit-
schaft für Großgerätekombinationen und weitere Si-
cherungsmaßnahmen; ganz zu schweigen von indi-
rekten Zusatzkosten durch erhöhte Arbeitslosigkeit, 
verlangsamte Regionalentwicklung und Aufwendun-
gen für Neuplanungen. 

Was folgt aus alledem? Erstens: Die Zusage von 
Frau Merkel, die Finanzierung sei bis 2002 gesichert, 
erweist sich im Lichte der mittelfristigen Finanzpla-
nung aus dem Hause Waigel als äußerst brüchig. 

Zweitens: Die Sparabsichten von Waigel für die 
Zeit ab 1998 haben gravierende Folgen für die 
Braunkohleregionen. Sie machen eine problemge-
rechte Sanierung und eine wirtschaftliche Aufwärts-
entwicklung der betroffenen Regionen unmöglich. 

Zu diesen Problemen kommt schließlich noch ein 
weiteres kurzfristiges Problem hinzu: Waigel hat für 
1997 Haushaltsmittel für die Sanierung in Höhe von 
250 Millionen gesperrt. Hauptgrund war die bislang 
nicht erfolgte Freistellung der Altlastflächen durch 
die Länder. Diese Sperre muß weg. Denn die Länder 
haben in den letzten Wochen nicht nur ihre Ge-
sprächsbereitschaft in diesem Punkt unterstrichen, 
sondern es liegt, wie ich aus Brandenburg erfahren 
habe, auch ein unterschriftsreifer Vertragsentwurf 
vor. 

Nun zum Antrag der Koalition. Die Intention ist 
richtig: Sicherung der Sanierung. Aber, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Koalition, haben Sie 
schon einmal einen Vogel ohne Flügel fliegen sehen? 
Sehen Sie, und genauso ist das mit Ihrem Antrag. So 
wie er jetzt ist, kann er nicht funktionieren. Da fehlt 
was. 

Punkt 1: Für 1997 besteht noch immer das Problem 
der Haushaltssperre. Wenn wir wollen, daß die weg-
kommt, müssen wir das auch sagen. 

Die Forderung in Satz zwei ist bereits geltende 
Festlegung im „Positionspapier von Bund und Län-
dern zur langfristigen Finanzierung und Organisa-
tion der Braunkohlesanierung" vom 11. Oktober 
1994, Anlage 2 des VA. Dort  heißt es zur Finanzie-
rung über 1997 hinaus, daß „möglichst bedarfsge-
recht ... Bund und Länder rechtzeitig einvernehm-
lich einen neuen Finanzrahmen zunächst für weitere 
fünf Jahre festlegen". Nichts anderes als die Wieder-
holung dieser Festlegung steht in Ihrem Antrag. 

Worum es aber geht, ist die Höhe der Finanzie-
rung. Dazu müssen wir etwas sagen, wenn der An-
trag einen Sinn machen soll. Unsere Position ist hier 
klar. Was ich eingangs dargestellt habe, läßt nur eine 
Lösung zu: Die Finanzierung muß in der bisherigen 
Höhe über 1997 hinaus fortgeführt werden. Und das 
muß in den Antrag hinein. 

Punkt 2: Nach Angaben aus Brandenburg ist die 
Weiterführung der Regelung nach § 249h AFG zwi-
schen Bund und Ländern unstrittig. Und so begrüßt 
der Koalitionsantrag lediglich, was bereits verabre-
det ist - artig, eine schöne Verbeugung vor der Re-
gierung. Konsequent wäre es, die Bundesregierung 
auf eine konkrete Umsetzung festzulegen. 

Wir bieten Ihnen an, in den Ausschüssen gemein-
sam zu versuchen, aus dem Torso Ihres Antrages ein 
funktionierendes Ganzes zu machen. Ohne klare 
Fakten können wir uns die Geschichte nämlich spa-
ren. Besonders die ostdeutschen Abgeordneten soll-
ten in dieser für die neuen Länder so wichtigen 
Frage versuchen, Einigkeit untereinander herzustel-
len. 

Die SPD hat bereits im Juni diesen Jahres einen 
Antrag zur Fortführung der bisherigen Finanzierung 
und zur stärkeren Einbeziehung der Sanierung des 
Wasserhaushaltes und im Juli den heute hier auch 
vorliegenden Antrag zur Sicherung der Beschäfti-
gung im Rahmen des AFG vorgelegt. 

Der Antrag der Grünen deckt sich im wesentlichen 
mit unseren Intentionen und geht sehr aktuell auf die 
entstandene Situation ein. 

Auf der Grundlage all dieser Anträge sollten wir 
versuchen, eine gemeinsame Initiative zur Sicherung 
der Sanierung in den ostdeutschen Braunkohlerevie-
ren zustande zu bringen. Die Notwendigkeiten sind 
klar: 

Weiterführung der Finanzierung in der bisherigen 
Höhe, 

Rücknahme der Haushaltssperre, 

Fortführung der Regelungen nach § 249h AFG, 

Einbeziehung des Braunkohlenbergbaus ohne 
Rechtsnachfolger in die Sanierungsvereinbarung 
und 

stärkere Berücksichtigung der Sanierung des Was-
serhaushaltes. 

Ich hoffe, wir kriegen das auch so klar in einen ge-
meinsamen Antrag. 

Vera Lengsfeld (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Seit 
August diesen Jahres blockiert eine Haushaltssperre 
des Bundesfinanzministers etwa ein Viertel der Gel-
der, die für 1997 zur Sanierung der Altlasten des 
Braunkohlebergbaus vorgesehen sind. 250 Millionen 
Mark des 97er Etats sind vorläufig gesperrt. Etwa 
2 800 Beschäftigte hängen von diesem Geld ab. Be-
reits privatisierte Sanierungsunternehmen drohen in 
Schwierigkeiten zu geraten und wissen nicht mehr, 
worauf sie sich im nächsten Jahr einstellen sollen. 

Daher möchte ich mich herzlich bei den Kollegen 
und Kolleginnen aus CDU/CSU und F.D.P. bedan-
ken, daß sie durch ihren Antrag Gelegenheit geben, 
hier im Bundestag deutlich zu machen, zu welcher 
Verunsicherung in den Braunkohleregionen diese 
Maßnahmen des Finanzministers führen. Und natür-
lich erwähnen Sie, verehrte Kollegen und Kollegin- 
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nen, diese Haushaltssperre in Ihrem Antrag nicht, 
und auch sonst vermisse ich leider die ha rten Zahlen 
und Fakten in Ihrem Antrag: 

Mehr als eine freundliche Erinnerung kann ich Ih-
rem Papier leider nicht entnehmen. Daß ab dem 
nächsten Jahr ein neuer Finanzrahmen für weitere 
fünf Jahre festgelegt werden muß, das weiß Herr 
Waigel doch auch selbst. Und daran erinnern ihn 
auch die betroffenen Länder ständig. Um den Knack-
punkt haben Sie sich herumgedrückt. Und der 
Knackpunkt ist natürlich das Geld: In welcher Höhe 
wird sich der Bund in den nächsten Jahren an der Sa-
nierung der Braunkohle beteiligen? In Ihrem Antrag 
sind hierzu leider keinerlei Zahlen enthalten. 

Die einzig vernünftige Aussage dazu lautet: Die 
Braunkohlesanierung in den neuen Ländern muß 
auch nach 1997 im bisherigen Umfang und im bishe-
rigen Modus fortgesetzt werden. Für den Zeitraum 
von 1998 bis 2002 muß der Bund weiterhin zirka 
750 Millionen DM pro Jahr zur Verfügung stellen. 

Und ich will auch gerne aufzeigen, warum das so 
ist: Die Bergbausanierung wird vielfach fälschlich als 
reine Arbeitsbeschaffung hingestellt, wo Milliarden 
ausgegeben werden an einer Stelle, wo es ein Zaun 
um die Halden herum doch auch täte. Deshalb wi ll 

 ich noch einmal verdeutlichen, vor welcher giganti-
schen Aufgabe wir hier stehen. 

97 000 Hektar Fläche wurden durch den Braun-
kohlebergbau verwüstet. Das entspricht einer Flä-
che, die deutlich größer ist als die Landesfläche von 
Berlin. Es ist eine Milchmädchenrechnung, wenn die 
Ausgaben für die Sanierung in den kommenden Jah-
ren gestreckt und hinausgezögert werden. Denn da-
durch steigen nur die Gesamtkosten. Erhebliche Un-
terhaltungskosten fallen ständig an, solange die Sa-
nierung nicht beendet ist. 

Das sind zum einen die Kosten für die Entwässe-
rung. In den vergangenen Jahrzehnten wurde in den 
betroffenen Braunkohlegebieten der Grundwasser-
spiegel auf einer Fläche von 3 000 Quadratkilome-
tern  abgesenkt. Das ist eine Fläche, die deutlich grö-
ßer ist als das gesamte Gebiet des Saarlandes. Das 
Wasserdefizit im Mitteldeutschen und Lausitzer Re-
vier beträgt 21,2 Milliarden Kubikmeter. Das ge-
samte Fassungsvermögen aller deutschen Talsperren 
beträgt 4 Milliarden Kubikmeter, um auch hier eine 
Vergleichsgröße zu nennen. Täglich muß weiterhin 
Wasser abgepumpt werden. Ein plötzliches Abstellen 
der Pumpen hätte katastrophale Folgen: Die ehema-
ligen Gruben liefen voll, egal ob Giftstoffe schon be-
seitigt sind oder nicht. Es würde eine extreme Ver-
sauerung des Wassers einsetzen und eine neue wirt-
schaftliche Nutzung würde weitgehend ausgeschlos-
sen. Einige Gemeinden und Städte, wie zum Beispiel 
Hoyerswerda, würden unter Wasser gesetzt. Außer-
dem drohen dann dramatische Engpässe im regiona-
len und überregionalen Wasserhaushalt. Das Wasser, 
das heute aus der Lausitz in die Spree abgepumpt 
wird, würde dort  fehlen. Und die Berliner säßen auf 
dem Trockenen. 

Die Wartung der Geräte und Maschinen, die bei 
der Sanierung eingesetzt werden, kostet ebenfalls 
Geld, egal ob die Maschinen stillstehen oder im Ein-
satz sind. Die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-
verwaltungsgesellschaft beziffert diese Unterhal-
tungskosten mit 800 Millionen DM pro Jahr. 

Die Böschungen der Tagebaue sind sehr steil, und 
es besteht permanent die Gefahr, daß riesige Flächen 
einfach abrutschen. Erst kürzlich gab es im Restloch 
Skado eine Rutschung, bei der 8,5 Millionen Kubik-
meter Erde und Gestein in das Loch gerutscht sind. 
Und diese Restlöcher sind riesig: Diese Rutschung er-
streckte sich über 2,4 Kilometer am Rand des Rest-
lochs und reichte 300 Meter ins Hinterland. Auch 
hier müssen sofort Sicherungsmaßnahmen ergriffen 
werden und nicht erst in 10 Jahren. 

Das heißt: Die Sanierung ist durch technische und 
natürliche Gegebenheiten und das Gebot der Gefah-
renabwehr bereits vorgegeben. Sie kann nicht ein-
fach je nach Haushaltslage zurückgefahren und ver-
schoben werden. 

Wenn die Mittel ab 1998 halbiert werden, dann 
werden in den nächsten 5 Jahren Mehrkosten für 
die Sanierung von über 800 Millionen DM anfallen. 
Das sind Aussagen der Lausitzer und Mitteldeut-
schen Bergbauverwaltungsgesellschaft, LMBV. Die 
Anzahl der Beschäftigten würde von zirka 19 000 
auf weniger als die Hälfte sinken. Kontinuität und 
eine zügige Sanierung sind daher die Grundvoraus-
setzungen dafür, daß die Sanierung insgesamt den 
Haushalt möglichst wenig belastet. Jede Verzöge-
rung und jedes Hinausschieben wird uns teuer zu 
stehen kommen. 

Neben den gegenwärtigen Wirkungen für den 
Arbeitsmarkt sind die perspektivischen Chancen für 
die Region ein wichtiger Aspekt. Erst durch die Sa-
nierung werden riesige Flächen wieder für andere 
Zwecke, das heißt zum Beispiel für die touristische 
Erschließung, nutzbar. Und erst diese Folgenutzun-
gen schaffen dauerhafte Arbeitsplätze. 

Naturwissenschaftler, Wasserwirtschaft, Inge-
nieure, Botaniker oder Ökologen stehen noch vor 
zahlreichen ungelösten Problemen, die in dieser 
Dimension erstmals angegangen werden. Das Know-
how, das dabei in der Region entsteht, hat viele 
Marktchancen. Wir müssen jedoch auch dafür sor-
gen, daß der Wissensvorsprung auf dem Gebiet der 
Sanierung erhalten bleibt. 

Wenn die Bundesmittel an der Sanierung künftig 
halbiert werden - und solche Aussagen sind aus dem 
Finanzministerium verlautbart worden -, dann wird 
den betroffenen Regionen jegliche wi rtschaftliche 
Perspektive abgeschnitten. Tausende werden dann 
arbeitslos, obwohl alle wissen: An Arbeit fehlt es kei-
neswegs. Die Sanierung dieser gigantischen Fläche 
dauert noch Jahre. Und da möchte ich schon gerne 
von Herrn Waigel wissen, womit er diese Menschen 
künftig beschäftigen wi ll . 
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Jürgen Türk (F.D.P.): Ich freue mich, daß alle drei 
vorliegenden Anträge der Koalition und der Opposi-
tion die Fortsetzung der Sanierung der Braunkohle in 
den neuen Ländern unterstützen wollen. 

Ich komme aus der Braunkohle und weiß, daß die 
Sanierung dieser geschundenen Landschaft fortge-
setzt werden muß, aus Umwelt-, sozialen und Ar-
beitsplatzgründen. 

In der Tat, in den letzten sechs Jahren haben Bund, 
Länder und Kommunen bei der Renaturierung in den 
Tagebauregionen Erstaunliches geschaffen. 

Wir können also eine gute Zusammenarbeit zwi-
schen den drei Ebenen der öffentlichen Hand im Be-
reich der Braunkohle feststellen. Diese gute Zusam-
menarbeit muß im Interesse dieser strukturschwa-
chen Regionen und der dort  lebenden und arbeiten-
den Menschen auch über 1997 hinaus weitergehen. 
Denn wenn der jährliche Leistungsumfang für die 
Sanierung reduziert wird, wird der Aufwand insge-
samt wesentlich teurer werden. 

Leider fehlt im Antrag von Bündnis 90/Die Grünen 
ein Bekenntnis zur Weiterführung des Braunkohleta-
gebaus und damit zur Existenzsicherung Tausender 
Arbeitsplätze. NRW läßt grüßen. Es wäre gut gewe-
sen, wenn wenigstens die Bundestagsfraktion der 
Grünen ein deutliches Ja zum ökologischen Braun-
kohleabbau und den entsprechenden Arbeitsplätzen 
gesagt hätte. 

Zurück zur Sanierung der Braunkohleregionen. 
Bisher standen für die zu leistende Aufgabe jährlich 
1,5 Milliarden DM zur Verfügung. 1 Milliarde kommt 
aus einem Plafonds von Bund und Land. Der Bund 
zahlt 75 %, die Länder zahlen 25 %. Die restlichen 
500 Millionen kommen aus Privatisierungserlösen 
und durch Finanzmittel der BfA für § 249h AFG zu-
stande. 

Ab 1998 stehen in der mittelfristigen Finanzpla-
nung des BMF für die Zahlung in den Plafonds ab 
1998 jährlich nur noch 450 Millionen DM statt der 
bisherigen 750 Millionen DM zur Verfügung. 

Natürlich stimme ich der, wenn auch erst mittelfri-
stigen Finanzplanung, so nicht zu. Die pauschale Re-
duzierung von 300 Mil lionen DM - die Länder wer-
den das entsprechend reduzieren - kann so nicht er-
folgen. 

Damit keine Sanierungsleistungen und Arbeits-
plätze ab 1998 reduziert werden müssen, sind sofort 
Verhandlungen zwischen Bund, Braunkohleländern 
und Sanierungsgesellschaften aufzunehmen. Ziel 
dieser Abstimmungen muß es sein, den finanziellen 
Aufwand zur Sicherung des Sanierungsumfanges zu 
bestimmen. Daß hier auch durch Effizienzsteigerung 
Einsparungen möglich sind, ist nicht auszuschließen. 
Den Kampf zur Absicherung der notwendigen Mittel 
will  ich gern unterstützen. Allerdings fällt die Argu-
mentation dafür nach dem jüngsten Tarifabschluß 
schwer, bei Lohnerhöhung von 2,2 %, 100 % Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall, und 36-Stunden-Wo-
che bei vollem Lohnausgleich. 

Rolf Köhne (PDS): Die Regierungskoalition bean-
tragt, die Fortsetzung der Sanierung der Braunkohle-
gebiete in den neuen Ländern - und läuft damit of-
fene Türen ein. 

Es waren die Vorgänger dieser Koalition - also die 
gleichen Parteien -, die per Einigungsvertrag das so-
genannte Volkseigentum der DDR mit den Aktiva 
und Passiva übernommen haben. 

Es lag also in ihrer Macht und Verantwortung, die 
Aktiva zu verwerten - und es liegt in ihrer Pflicht, die 
Passiva auszugleichen. 

Nun hatten sie bei der Verwertung der Aktiva so-
viel Geld, daß sie die Schürfrechte und die Tagebau-
technik für einen Spottpreis - 750 Mil lionen sofort, 
1,35 Milliarden in großzügigen Ratenzahlungen - an 
die LAUBAG verkaufen konnten, ohne dieses Unter-
nehmen auch an den Schattenseiten zu beteiligen. 

Es ist deshalb logisch, daß sie jetzt auch die Folgen 
ihres Tuns tragen müssen. 

Wir fordern deshalb, daß sie die Finanzierung der 
Braunkohlesanierung nicht nur für die nächsten 
5 Jahre, sondern bis zum Abschluß - also ca. 
20 Jahre - sicherstellen. 

Und wir fordern, daß sie sich dazu nicht der Mittel 
der Bundesanstalt für Arbeit bedienen. Die ABM-Ar-
beitsplätze müssen normale Dauerarbeitsplätze wer-
den. 

Kommen Sie also Ihrer Pflicht nach! Das heißt na-
türlich auch: Aufhaltung der derzeitigen Haushalts-
sperre. Dies wäre auch ein Beitrag zur wirtschaft-
lichen Entwicklung in Ostdeutschland. 

Ulrich Klinkert Parl. Staatssekretär im Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Von 1991 bis 1995 wurden auf den ehema-
ligen Tagebauflächen der Braunkohle in den neuen 
Bundesländern rund 18 000 ha Kippenflächen sa-
niert. Dazu mußten 345 Millionen m3  Abraum bewegt 
und 1,2 Milliarden m3  Wasser gepumpt werden 

Die Bundesregierung und die Braunkohleländer 
haben für dieses größte Umweltprojekt der Bundes-
republik Deutschland „Braunkohlesanierung" bisher 
zirka 5,2 Milliarden DM zur Verfügung gestellt. Da-
mit wurden direkt über den § 249h des Arbeitsförde-
rungsgesetzes (AFG) und indirekt über Beteiligte 
und Zulieferfirmen mehr als 20 000 Arbeitsplätze pro 
Jahr finanziert. 

An dieser Stelle möchte ich allen danken, die an 
diesem beeindruckenden Beweis für Solidarität und 
Aufschwung Ost beteiligt waren und sind: den Ar-
beitnehmern, die ihr vor allem bergmännisches Wis-
sen und Können trotz Lohneinbußen und trotz befri-
steter Arbeitsverträge zur Verfügung stellen; den Sa-
nierungsunternehmen und der Lausitzer und Mittel-
deutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH 
(LMBV) für die fachlich hervorragende Vorbereitung 
und Durchführung der Sanierungsmaßnahmen, und 
den Vertretern der Länder sowie des Bundesfinanz-
ministeriums und des Bundesumweltministeriums, 
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die im Steuerungs- und Budgetausschuß für die 
Braunkohlesanierung dafür die Weichen stellen. 

Dank auch den Vertretern von Umweltverbänden, 
die die Arbeiten der Braunkohlesanierung zumeist 
konstruktiv begleiten! 

Wenig hilfreich sind allerdings in letzter Zeit zu hö-
rende Äußerungen aus Teilen der Umweltverbände, 
man  solle auf die Selbstheilungskraft der Natur hof-
fen und die Bergbausanierungsarbeiten zurückfah-
ren bzw. einstellen. Als Bergmann weiß ich, wovon 
ich spreche, wenn ich sage, daß die anstehenden, 
mehrheitlich tertiären Böden nicht in 5, nicht in 10 
und nicht 100 Jahren sich selbst geheilt haben wer-
den, da sie derart  kulturunfreundlich sind, daß auf 
ihnen kaum etwas wachsen kann. Vielleicht können 
sich einige Ökologen damit abfinden, daß auch in 
100 Jahren noch Mondlandschaften mit einigen we-
nigen, sehr seltenen Pflanzen anzutreffen sind. Ich 
nicht! 

Aber diese ökologische Gefahr ist nicht der ein-
zige, nicht einmal der drängendste Punkt, der eine 
Zeitverzögerung der Braunkohlesanierung verbietet. 
Viel wichtiger, weil gefährlicher, ist, daß die locker 
geschütteten Kippen eine tickende Zeitbombe dar-
stellen. Dies wird durch ein für kaum jemanden ver-
ständliches Phänomen, das Setzungsfließen, begrün-
det. Ich möchte dies kurz erklären: 

Vor einigen Jahren haben zwei auf einer Kippe 
spielende Kinder am Rande des Restloches des Tage-
baues Lohsa ein Initial ausgelöst, wodurch innerhalb 
von Sekunden eine Kettenreaktion ausgelöst wurde, 
die mehrere Hunderttausend Kubikmeter Abraum in 
Bewegung gesetzt hat. Die schlagartig in Bewegung 
geratenen Erdmassen haben die beiden Kinder mit-
gerissen und unter sich begraben. Sie konnten nie-
mals geborgen werden. 

Hier reichen keine Schilder „Betreten Verboten" 
und keine Zäune, hier muß man mit bergmänni-
schem Sachverstand und leider sehr viel Geld Sanie-
rungsarbeiten durchführen. Technologie, Technik 
und das Können sind vorhanden. Ansonsten könnte 
sich an vielen hundert Stellen das wiederholen, was 
ich eben beschrieben habe. 

Auch eine zeitliche Streckung der finanziellen Mit-
tel würde diese Gefahr vergrößern, zumindest dazu 
führen, daß die Sanierung insgesamt drastisch teurer 
wird. Hier nur einige Folgen, die die Dimension ver-
deutlichen sollen: Es müßte eine völlig neue Planung 
aufgestellt werden. Die Zusatzkosten für den erhöh-
ten Planungs- und Verwaltungsaufwand würden sich 
im Zeitraum von 1998 bis 2002 auf zirka 195 Mil-
lionen DM belaufen. Die zusätzlichen Kosten für 
Maßnahmen zum Erosionsschutz und zur Sicherung 
hergestellter Endböschungen würden im gleichen 
Zeitraum zirka 60 Mi llionen DM betragen. Die F ix

-kosten für die aufwendige Wasserhaltung noch nicht 
sanierter Tagebaue, insbesondere zur Vermeidung 
der Kontamination des Grundwassers durch Altla-
sten der chemischen und der Braunkohleindustrie, 
würden sich erheblich - um zirka 235 Millionen DM 

im Zeitraum 1998 bis 2000 - zu Lasten der Finanziers 
erhöhen. Der technologisch bedingte Mehraufwand 
bei einer Budgetreduzierung wird durch das Berg-
bauunternehmen für diesen Zeitraum auf zirka 
700 Millionen DM beziffert. 

Gestatten Sie mir bitte noch einen Blick auf mögli-
che Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Bei einem 
reduzierten Budget in 1998 würden nur rund die 
Hälfte der zur Zeit 14 500 Arbeitnehmer in den Sa-
nierungsgesellschaften, bei Unterauftragnehmern 
und Spezialfirmen sowie in der Planung und Verwal-
tung der LMBV beschäftigt werden können. Einer 
Region, die eine Arbeitslosenrate von zum Teil mehr 
als 20 % hat - wie Hoyerswerda oder Weißwasser -, 

ist es nicht mehr zuzumuten, daß ein so wichtiges 
Großprojekt wie die Braunkohlesanierung schlagar-
tig reduziert wird und Tausende neuer Arbeitsloser 
auf den Arbeitsmarkt drängen. 

Wir sollten uns angesichts dieser Zahlen sehr ge-
nau überlegen, ob wir die Sanierung tatsächlich auf 
die lange Bank schieben oder sie mit bergmänni-
schen Methoden und bergmännischem Know-how 
fortführen, um auf diese Weise zur Bergsicherheit 
beizutragen und den Menschen in der Region si-
chere Arbeitsplätze und eine Perspektive zu schaf-
fen. 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen zielt darauf 
ab, durch Festlegung eines bedarfsgerechten Finanz-
rahmens für zunächst weitere 5 Jahre die dargeleg-
ten negativen Auswirkungen auf die Bergbaugebiete 
auszuschließen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 12 

(Entwurf eines Gesetzes zur Reform 
des strafrechtlichen Sanktionensystems) 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Vor zwei Wochen 
haben wir in diesem Hause aus aktuellem Anlaß 
über die Probleme des Strafvollzuges gesprochen. 
Mehrere Redner haben beklagt, wie schwierig es ist, 
Strafgefangene zu resozialisieren. Der Kollege Eyl-
mann hat zutreffend darauf hingewiesen, daß unsere 
Vollzugsanstalten überfüllt seien, die Vollzugsbe-
diensteten unter einem schrecklichen Streß stünden 
und die für bestimmte Gefangene notwendige Thera-
pie nicht angeboten werden könne. Trotz des allfäl-
ligen Hinweises auf die Verantwortung der Länder 
hat aber niemand gefordert, in großer Zahl neue 
Vollzugsanstalten zu bauen oder in großen Mengen 
neues Personal einzustellen. Eine solche Forderung 
hätte angesichts der bekannten Ebbe in den Länder-
haushalten auch nur ein müdes Lächeln hervorgeru-
fen. 
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Was können wir in dieser scheinbar ausweglosen 
Situation tun, um die Probleme des Strafvollzuges 
wenigstens zu lindern? Seit 1986 sind die Gefange-
nenzahlen nach einem vorübergehenden Rückgang 
drastisch gestiegen. Sie haben die Zahl 50 000 längst 
überschritten. Mehr als ein Drittel davon sind Unter-
suchungsgefangene, in den neuen Bundesländern 
sogar fast die Hälfte. Und bekanntlich hat die Anord-
nung von Untersuchungshaft eine faktische Präju-
dizwirkung auf die spätere Verhängung von Frei-
heitsstrafe. Muß uns diese Entwicklung nicht nach-
denklich stimmen? 

Die Bundesregierung hat schon vor drei Jahren in 
ihrer Antwort auf unsere Große Anfrage zur Reform 
des strafrechtlichen Sanktionensystems ausdrücklich 
eingeräumt, daß die Freiheitsstrafe in vielen Fällen 
keine Hilfe zur sozialen Eingliederung des Täters ist. 
Wie könnte sie das auch sein, wenn der Arbeitsplatz 
und die Wohnung verlorengehen und die sozialen 
Beziehungen zerstört werden? Deshalb sollten wir 
gemeinsam darüber nachdenken, wo die Vollstrek

-

kung von Freiheitsstrafe sinnvoll und notwendig ist 
und wo nicht. Wir sollten unseren Strafrichtern für 
die Fälle, in denen die Freiheitsstrafe mehr Schaden 
als Nutzen stiftet, andere und bessere Sanktionsmög-
lichkeiten an die Hand geben. Das ist auch deshalb 
notwendig, weil die gegenwärtige Überfüllung unse-
rer Gefängnisse individuelle Betreuungsmöglichkei-
ten vermindert und die ohnedies bescheidene spe-
zialpräventive Wirkung von Freiheitsstrafe reduziert. 
Selbstverständlich geht es dabei nicht um eine 
„weiche Welle" gegenüber Straftätern. Es geht näm-
lich nicht um ein weicheres oder härteres, sondern 
um ein besser ausgestaltetes und damit gerechteres 
und im Interesse des Rechtsgüterschutzes wirkungs-
volleres Sanktionensystem. Lassen Sie mich dies mit 
einigen Beispielen aus dem heute in erster Lesung zu 
beratenden Gesetzentwurf der SPD-Fraktion bele-
gen. 

Erstens: Wir schlagen vor, in geeigneten Fällen ge-
meinnützige Arbeit statt Freiheitsstrafe vorzusehen. 
Ein Anreiz für die Ableistung gemeinnütziger Arbeit 
soll dadurch geschaffen werden, daß entsprechend 
der in mehreren Bundesländern schon geltenden Re-
gelung künftig bundesweit sechs Stunden Arbeit 
einem Tag Freiheits- bzw. Ersatzfreiheitsstrafe ent-
sprechen sollen. Wir sind sogar bereit, den Umrech-
nungsmaßstab auf fünf Stunden gemeinnütziger Ar-
beit zu reduzieren. Dafür sprechen mehrere Gründe. 
Einmal kann gemeinnützige Arbeit eine sinnvollere 
Vorbereitung auf das Leben in Freiheit sein als das 
Eingesperrtsein in einer Gefängniszelle. Zum ande-
ren kostet die Vollstreckung von Freiheitsstrafe den 
Steuerzahler pro Tag mehr als 150 DM, die man auch 
einsparen kann. Und schließlich und vor allem dient 
die gemeinnützige Arbeit dem Interesse der Opfer 
von Straftaten, weil der verurteilte Täter oft nur so in 
die Lage versetzt wird, Schadenswiedergutmachung 
zu leisten. 

Zweitens: Auch unser folgender Vorschlag orien-
tiert sich maßgeblich an den Interessen der Opfer. 
Am Ende der letzten Legislaturperiode ist unser Ge

-

setzentwurf zum Täter-Opfer-Ausgleich bekanntlich 
nur in stark verwässerter Form von der Regierung 
übernommen worden. Das geschah auf den Druck 
des Deutschen Juristentages, zahlreicher Verbände 
und unseres Entwurfes, der die entsprechenden For-
derungen aufgenommen hat. Die viel zu zaghafte 
neue Regelung im sogenannten „Verbrechensbe-
kämpfungsgesetz", das im übrigen völlig anderen 
Zwecken diente, ist seither starker Kritik nicht nur 
aus der Sicht der Kriminologie und der Strafrechts-
wissenschaft ausgesetzt. Wir wollen zwar die 
Schlachten von gestern nicht wiederholen. Gleich-
wohl regen wir an, wenigstens den Willen des Ge-
setzgebers zu verdeutlichen, daß der Täter-Opfer-
Ausgleich in allen Phasen des Strafverfahrens gelten 
soll. Wiedergutmachung sollte also auch bei der Ent-
scheidung über die Einstellung des Verfahrens und 
über die Aussetzung der Vollstreckung von Freiheits-
bzw. Ersatzfreiheitsstrafe berücksichtigt werden. 

Drittens: Etwa ein Zehntel der vollstreckten Frei-
heitsstrafen sind Ersatzfreiheitsstrafen für nicht be-
zahlte Geldstrafen. Gehören diese säumigen Zahler 
- mehrere tausend Gefangene - wirklich alle ins Ge-
fängnis? Bis heute hat niemand einleuchtend erklä-
ren können, warum bei uns zwar die Freiheitsstrafe, 
nicht aber die an sich doch weniger ha rte Geldstrafe 
zur Bewährung ausgesetzt werden kann. Wir schla-
gen vor, entsprechend der bewäh rten Praxis anderer 
westeuropäischer Länder diese seltsame Unterschei-
dung aufzugeben und die Aussetzung auch von 
Geldstrafen zur Bewährung zu ermöglichen. Gleich-
zeitig wollen wir, daß die Verschlechterung der Ver-
mögens- und Einkommensverhältnisse - ein Schick-
sal, das zur Zeit nicht nur zahlreiche zur Geldstrafe 
Verurteilte trifft - nachträglich durch Herabsetzung 
der Tagessatzhöhe berücksichtigt werden kann. 

Viertens: Als wirkungsvollste Sanktion gegen Ver-
kehrsdelinquenten gilt inzwischen nicht nur bei uns, 
sondern auch im benachbarten Ausland das Fahrver-
bot. Im Strafrecht ist es bei uns aber bisher nur als 
Nebenstrafe neben einer verhängten Geld- oder 
Freiheitsstrafe vorgesehen, und zwar beschränkt auf 
die Dauer von einem Monat bis zu drei Monaten. Die 
wesentlich mehr Bürokratie erfordernde Entziehung 
der Fahrerlaubnis beginnt erst mit einer Mindest-
dauer von sechs Monaten. Wir wollen die zwischen 
beiden Sanktionen bestehende Lücke schließen und 
ein eigenständiges Fahrverbot als Hauptstrafe für die 
Dauer von einem Monat bis zu einem Jahr einführen. 
Auf Anregung der Justizsenatorin von Berlin wollen 
wir im Rahmen der Gesetzesberatungen außerdem 
eine gesetzliche Klarstellung vorschlagen, daß die 
Fahrverbotsfrist mit der Ablieferung des Führer-
scheins bei der Polizei und nicht erst dem Eingang 
bei der Staatsanwaltschaft beginnt. 

Fünftens: Schließlich schlagen wir eine Erweite-
rung des Sanktionsspielraums sowohl bei der Ver-
warnung mit Strafvorbehalt als auch bei der Strafaus-
setzung von Freiheitsstrafe zur Bewährung vor. Es ist 
wenig überzeugend, wenn eine an sich verwirkte 
Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren nur deshalb 
auf zwei Jahre heruntergerechnet wird, um dem Ver- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 128. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1996 	11611' 

urteilten Bewährung geben zu können. Der Bewäh-
rungsdruck ist erheblich größer, wenn die Freiheits-
strafe von mehr als zwei Jahren, nach unserem Vor-
schlag im Ausnahmefall bis zu drei Jahren, tatsäch-
lich verhängt und zur Bewährung ausgesetzt werden 
kann. 

Die Reform des strafrechtlichen Sanktionensy-
stems ist überfällig, nicht zuletzt wegen der Überfül-
lung unserer Strafvollzugsanstalten, die ihrer Auf-
gabe kaum noch gerecht werden können, aber auch 
zur besseren Berücksichtigung der Interessen der 
Opfer an Schadenswiedergutmachung. Für die Pra-
xis der Strafrechtspflege ist diese Reform gewiß fol-
genreicher als die von uns seit langem geforderte Re-
form der Strafrahmen, über die man sich gegenwär-
tig im Koalitionslager streitet. Bei den Strafrahmen 
unterstützen wir die aus unserer Sicht überfällige 
Initiative des Justizministers, und wir hoffen, daß die 
Regierung bei den Sanktionen nicht so wie bei den 
Strafrahmen und dem Täter-Opfer-Ausgleich wie ein 
völlig übermüdeter Hund zum Jagen getragen wer-
den muß. 

Eckart  von Klaeden (CDU/CSU): Der uns vorlie-
gende Antrag der SPD enthält eine Reihe berner-
kenswerter Aspekte, auf die ich im weiteren einge-
hen werde. 

Lassen Sie mich jedoch zunächst anmerken: Die 
Diskussion der letzten Wochen um die Fragen der 
Strafrahmenharmonisierung als auch unseres straf-
rechtlichen Sanktionssytems haben gezeigt, daß in 
der Bevölkerung gerade hinsichtlich unserer Straf-
rechtspraxis eine tiefe Unzufriedenheit herrscht. Das 
muß für uns als Politikerinnen und Politiker, ins-
besondere aber für Landesjustizministerinnen und 
-minister ein Alarmsignal sein. 

Die Justiz fristet bei uns ein Schattendasein, ihre 
Ausstattung erinnert vielerorts eher an ein Sperr-
müllmuseum denn an die hohe Aufgabe, Recht zu 
sprechen. Die aufwendigen Beratungen, die zur Zeit, 
insbesondere intern, über eine Entlastung der Justiz 
unter fiskalischen Gesichtspunkten geführt werden, 
zeigen vor allem eines deutlich: Ein trockener 
Schwamm läßt sich nicht mehr ausdrücken. 

Da helfen uns auch wohlfeile Bemerkungen über 
die Richterdichte in Deutschland im Vergleich zu an-
deren europäischen Ländern nicht weiter. Wir müs-
sen endlich aufhören, Länderhaushalte nach dem 
Supermarktprinzip zu organisieren: Grundnahrungs-
mittel werden in die hinteren Regale verbannt, wäh-
rend allerlei Unnützlichkeiten aufwendig im Vorder-
grund drapiert werden. 

Die Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs 
ist eine schwierige und kostenintensive Angelegen-
heit. Sie gehört als „ultima ratio" gleichwohl zu den 
Kernaufgaben staatlichen Handelns. Denn sie ist not-
wendig zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung 
als einer Grundbedingung für das Zusammenleben 
der Menschen. 

Die Staatsgewalt würde sich selbst preisgeben, 
wenn sie nicht verhinderte, daß unerträgliche 
Rechtsbrüche sich offen behaupten können. Ohne 
die Strafe - so ist schon in dem Lehrbuch von Hans-
Heinrich Jescheck nachzulesen - würde die Rechts-
ordnung aufhören, eine erzwingbare Ordnung zu 
sein, und damit zur unverbind lichen Empfehlung 
herabsinken. 

Als Ausdruck des Rechtszwangs gehört die Strafe 
zu jeder auf Rechtsnorm gegründeten Gemeinschaft. 
Sie muß weiterhin dem Bedürfnis der Gemeinschaft 
nach Gerechtigkeit genügen. 

Die sozialpsychologische Rechtfertigung der Strafe 
liegt darüber hinaus darin, daß der Staat sich nicht 
allein auf die bloße Abwehr von bevorstehenden 
Verbrechen beschränken darf. Weder dem Verletzten 
noch der Allgemeinheit kann zugemutet werden, die 
begangene Straftat hinzunehmen und mit dem Täter 
so zusammenzuleben, als wäre kein Unrecht gesche-
hen. 

Dieser Aspekt droht immer mehr in den Hinter-
grund zu rücken. Ihn vernachlässigt auch der Vor-
schlag, die Möglichkeit einer Strafaussetzung von 
Freiheitsstrafen zur Bewährung auf drei Jahre auszu-
dehnen. 

Dies war übrigens auch schon Kernbestandteil 
eines niedersächsischen Gesetzentwurfes aus dem 
Jahre 1995, der im Bundesrat jedoch keine Mehrheit 
gefunden hat. Zu diesem Vorschlag wurde von seiten 
Baden-Württembergs und Bayerns zutreffend ausge-
führt, daß ausschließlich Straftaten der Schwerkrimi-
nalität davon betroffen wären. Freiheitsstrafen zwi-
schen zwei und drei Jahren werden nämlich ver-
hängt wegen Vergewaltigung und sexueller Nöti-
gung, in besonders schweren Fällen der Körperver-
letzung, auch bei Totschlagsverbrechen, bei Raub 
oder räuberischer Erpressung und Einbruchdiebstahl 
sowie bei Fällen der Wirtschaftskriminalität. 

Vielfach sind die Verurteilten hartnäckige Wieder-
holungstäter; es handelt sich um professionelle Täter. 
Die kriminelle Energie des Täters, die Schwere der 
Schuld gebieten in diesem Bereich den Vollzug der 
Strafe schon aus Gründen der gerechten Sühne und 
der Sicherung der Bevölkerung. 

Es mag vorkommen, daß von Gerichten zuweilen 
ein Strafmaß von genau zwei Jahren auch mit Blick 
auf die Strafaussetzung gewählt wird. Es ist daher 
nicht auszuschließen, daß bei Realisierung dieses 
Vorschlages Gerichte nun bei Tätern mit einer guten 
Prognose zu einer höheren Freiheitsstrafe kämen, die 
ebenfalls zur Bewährung ausgesetzt werden würde. 
Das wiegt aber nicht die bereits beschriebenen nega-
tiven Folgen dieses Vorschlags auf. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Vor-
schläge, die eine Stärkung des Täter-Opfer-Aus-
gleichs vorsehen. Ich denke aber nicht, daß die hier 
vorgeschlagene Änderung des § 153 StPO diesem 
Zweck in befriedigender Weise Rechnung trägt. 
Denn der Bereitschaft des Täters zur Wiedergutma-
chung wird sachgerecht und ausreichend mit § 153 a 
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Abs. 1 Nr. 1 StPO Rechnung getragen, nach dem 
vorläufig von der Erhebung der öffentlichen Klage 
abgesehen werden kann, wenn dem Beschuldigten 
auferlegt worden ist, zur Wiedergutmachung des 
durch die Tat verursachten Schadens eine bestimmte 
Leistung zu erbringen. 

Etwas anderes wäre es, wenn der durch die Tat 
entstandene Schaden bereits wiedergutgemacht 
worden wäre. Dann könnte man über eine von Ihnen 
vorgeschlagene Einstellung nachdenken. Vielleicht 
ist ja eine entsprechende Modifizierung Ihres Antra-
ges möglich. 

Auch Ihrem Vorschlag, Geldstrafen zur Bewäh-
rung aussetzen zu können, vermag ich so nicht zuzu-
stimmen. Denn auf diese Weise könnte die Geld-
strafe ihre Funktion, eine spürbare Alternative zur 
Freiheitsstrafe zu bilden, verlieren. Das hat die Bun-
desregierung in der Antwort auf Ihre Große Anfrage 
aus der letzten Legislaturperiode nachvollziehbar 
ausgeführt. 

Gleiches gilt für die nachträgliche richterliche Kor-
rektur der Höhe der Tagessätze. Sie ist angesichts 
der bereits bestehenden und von Ihnen in Ihrem An-
trag ja auch erwähnten Möglichkeit, in Fällen unbilli-
ger Härte eine Entscheidung des Gerichts darüber 
herbeizuführen, daß die Vollstreckung der Ersatzfrei-
heitsstrafe unterbleibt, nicht notwendig. 

Begrüßenswert finde ich Ihre Initiative, beim Fahr-
verbot das Höchstmaß heraufzusetzen. Auch die 
Möglichkeit für den Betroffenen, im Rahmen von 
höchstens vier Monaten selbst zu bestimmen, wann 
er seinen Führerschein bei der Verwaltungsbehörde 
abzugeben hat und damit Rechtsmittel zu vermei-
den, die allein deshalb eingelegt werden, um Zeit bis 
zum Eintritt des Fahrverbots zu gewinnen, halte ich 
für bedenkenswert. 

Auch die Umgestaltung des Fahrverbots von einer 
Nebenstrafe zu einer selbständigen Hauptstrafe 
halte ich für überlegenswert. Allerdings müßte hin-
reichend das in der Antwort auf Ihre Große Anfrage 
erwähnte Problem nach einer klaren Abgrenzung 
des auf Verkehrsdelikte beschränkten Fahrverbots 
zu der Maßregel der Entziehung der Fahrerlaubnis 
noch geklärt werden. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Die heutige 
Beratung findet in einer Zeit statt, in der die Öffent-
lichkeit nach dem schrecklichen Verbrechen an dem 
Mädchen Natalie für eine abwägende, nüchterne 
Diskussion über unser Strafensystem und verschie-
dene Einzelaspekte desselben kaum zu gewinnen 
sein wird. Wir tun aber gut daran, uns bei Diskussio-
nen über das Strafrecht nicht von momentanen Stim-
mungen - mögen sie noch so verständlich sein - lei-
ten zu lassen. 

Um eines gleich klar und deutlich zu sagen: Die 
F.D.P. steht nicht für eine Aufweichung des Straf-
rechts. Die F.D.P. fragt danach, welche Zwecke die 
Strafe für den jewei ligen Täter auf Grund seiner kon-
kreten Tat verfolgt und ob die vom Strafgesetzbuch 

vorgesehenen Sanktionen geeignet sind, den Straf-
zwecken zu dienen. 

Die Überlegungen zu einer Überprüfung sowohl 
des Sanktionskataloges wie auch des Strafrahmens 
sind nicht neu. Ich erinnere nur an den Alternativent-
wurf der Strafrechtsprofessoren Anfang der 70er 
Jahre, der viele richtige Ansätze gebracht hat. Mehr-
fach hat der Deutsche Juristentag Beschlüsse gefaßt, 
die zum Teil in dem vorliegenden Entwurf der SPD 
enthalten sind. 

Eine ganze Reihe von Vorschlägen, die im Entwurf 
der SPD wiedergegeben werden, ist sehr vernünftig. 
Angesichts der kurzen Zeit kann ich nicht auf alle 
Einzelvorschläge eingehen. 

Ich will  aber deutlich machen, daß eine Auswei-
tung des Strafrahmens von zwei Jahren Freiheits-
strafe, die zur Bewährung ausgesetzt werden kön-
nen, von uns nicht beabsichtigt wird. Wer mehr als 
zwei Jahre Knast bekommt, muß schon eine gravie-
rende Tat begangen haben. Eine Differenzierung 
zwischen „Gewalttaten" und sonstigen Taten macht 
dabei wenig Sinn. Es wäre das falsche Signal für die 
Öffentlichkeit, wenn wir durch die Einräumung der 
Möglichkeit der Strafaussetzung zur Bewährung den 
Eindruck erweckten, solche Taten seien eben doch 
im Ergebnis nicht so schwerwiegend. Anders ist wohl 
der Vorschlag zu sehen, auch bei Geldstrafen die 
Aussetzung zur Bewährung zuzulassen. Wichtig wird 
allerdings sein zu erfahren, warum der 59. Deutsche 
Juristentag diesen Vorschlag abgelehnt hat. 

Interessant erscheinen die Vorschläge zur Auswei-
tung der Möglichkeit der Verhängung des Fahrver-
botes. Ich sehe hier wie in anderen Bereichen viele 
Chancen aufeinander zuzugehen. Dies wird in der 
Beratung im Ausschuß möglich werden. 

Lassen Sie micht hier einen Gedanken einbringen, 
der micht schon seit Jahrzehnten bewegt: Wenn ein 
13jähriger es nicht erwarten kann, bis er den Führer-
schein bekommt, und deshalb schwarzfährt, muß er 
bestraft werden. Das wird keiner bestreiten. Ihm 
wird dabei regelmäßig neben der eigentlichen Strafe 
gemäß § 68a StGB eine Sperre aufgelegt, wonach 
ihm für einen bestimmten längeren Zeitraum keine 
Fahrerlaubnis erteilt werden darf. Wenn der junge 
Mann es wieder nicht erwarten kann, weil ihm das 
Fahren zu verlockend erscheint, und er wieder er-
wischt wird, wird die Zeitspanne noch länger wer-
den, in der er keinen Führerschein erwerben darf. 
Wenn sich diese Geschichte mehrfach fortsetzt, weil 
der junge Mann schlicht nicht die Kraft hat, vor sei-
nen Altersgenossen zu bestehen, ohne selbst ein 
Fahrzeug zu steuern, wird er irgendwann in den 
Knast gehen. Mit diesem Ergebnis, meine Damen 
und Herren, habe ich dann doch meine Probleme: 
Wäre es nicht richtiger, den jungen Mann schon 
beim ersten Mal zu einigen Wochen gemeinnütziger 
Arbeit zu verurteilen und ihm aufzugeben, binnen ei-
nes halben Jahres den Führerschein zu machen, so 
daß er danach wegen Fahrens ohne Führerschein gar 
nicht mehr belangt werden könnte? 
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Wir sollten junge Menschen nicht ohne Not in den 
Knast bringen, wenn es andere Wege gibt, unsere 
Rechtsordnung durchzusetzen. Wie wir alle wissen, 
ist der Knast trotz aller Reformbemühungen noch im-
mer ein Ort , bei dem Menschen einer gewaltigen An-
steckungsgefahr ausgesetzt sind. Setzen wir den Nu-
merus clausus für die Freiheitsstrafe so hoch wie 
möglich, damit wir möglichst vielen die Lehrzeit für 
Verbrechen in der Hochschule der Kriminalität er-
sparen, nämlich den Knast. 

Mit der Reaktion des Richters auf die Tat ist die An-
gelegenheit ja nicht erledigt. Soweit Strafe über ei-
nen Freiheitsentzug erfolgen muß, sind wir gehalten, 
dafür zu sorgen, daß der Strafvollzug den im Straf-
vollzugsgesetz genannten Zielen des Vollzuges auch 
wirklich gerecht werden kann. 

Dies erfordert eine entsprechende personelle Aus-
stattung, die noch immer in vielen Bundesländern 
unzureichend ist. 

Dies erfordert weiter, daß der Staat genügend Geld 
für qualifizierte Gutachter zur Verfügung stellt, was 
in der aktuellen Diskussion über Sexualtäter über-
deutlich wird. 

Dies erfordert auch, daß wir für Triebtäter und psy-
chisch kranke Täter die Chance der Therapie bieten. 
Die vor nahezu einem Vierteljahrhundert beschlos-
sene Einrichtung von sozialtherapeutischen Anstal-
ten muß daher für alle Bundesländer endlich Realität 
werden. 

Wir müssen aber auch im Interesse der Vermei-
dung von Rückfällen mit den gravierenden Folgen 
für neue Opfer und die Allgemeinheit genügend und 
sehr gut qualifizierte Bewährungshelfer einstellen. 
Investitionen in diesen präventiven Bereich bringen 
höchste Rendite. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Durch das Verbrechen an Natalie Astner ist der Straf-
vollzug in den letzten Wochen erneut Gegenstand 
hitziger Kontroversen geworden. Es sind zahlreiche 
Mängel zutage getreten: Der Strafvollzug wird nicht 
ausreichend dem Resozialisierungsanspruch des 
Strafvollzugsgesetzes gerecht. Es gibt immer noch zu 
viel Verwahren und zu wenig Resozialisierung, Bes-
serung von Straftätern durch Therapien, Beratung, 
Berufsausbildung und Arbeitsmöglichkeiten. 

Die Mängel bei Sozialtherapie und forensischer 
Psychiatrie haben wir ja gestern in der Anhörung 
ausführlich erörtert. Hier ist gerade bei den Landesfi-
nanzministern noch viel Überzeugungsarbeit zu lei-
sten. Nur ein humaner Strafvollzug ist ein wirksames 
Mittel, die Bevölkerung vor Straftaten zu schützen. 

Wir sollten die Gelegenheit zu einer Neuordnung 
des Sanktionensystems ergreifen. Bündnis 90/Die 
Grünen wollen Haftvermeidung in den Vordergrund 
stellen, wegen der seit langem bekannten und immer 
wieder beklagten Mängel des Strafvollzuges. 

Der Ruf nach „mehr Härte", nach Abschreckung 
durch immer höhere Strafen bringt uns keinen 

Schritt weiter. Wenn der Gesetzgeber ihm nachgibt, 
ist dies mehr Ausdruck von Hilflosigkeit der Politik. 
Wo bei der sozialen Problemlösung Ratlosigkeit 
herrscht oder das Notwendige wegen fehlender Fi-
nanzen unterbleibt, wird Handlungsfähigkeit de-
monstriert. Das ist symbolische Politik auf Kosten des 
Rechtsstaates, auf Kosten einer zivilen Gesellschaft, 
die ihre Probleme löst und nur als letztes Mittel auf 
dem Wege der Kriminalisierung sozial nicht akzepta-
ble Rechtsgüterverletzungen ahndet. 

Bündnisgrüne Kriminalpolitik nimmt die berech-
tigten Ängste vor Straftaten ebenso ernst wie die Be-
dürfnisse der Geschädigten. Gerade deswegen set-
zen wir nicht auf Strafe und Ausgrenzung, sondern 
auf Opferhilfe, Wiedergutmachung, Schadensregu-
lierung, Konfliktschlichtung und soziale, organisato-
rische und technische Prävention. Denn Strafandro-
hungen und Strafverfolgung tragen sehr viel weniger 
zum Schutz vor Straftaten bei, als von Konservativen 
gebetsmühlenartig behauptet wird. Im Gegenteil: 
Strafjustiz und Strafvollstreckung sind selbst ein er-
heblicher Risikofaktor. 

Inzwischen ist selbst bei profunden Praktikern des 
Systems Ernüchterung eingetreten: „Die Bemühun-
gen des Vollzugs brauchen sich regelmäßig darin 
auf, die nachteiligen Folgen des Freiheitsvollzuges 
zu kompensieren, paradoxerweise also die Begleit-
schäden des eigenen Systems zu reparieren. Selbst 
dies gelingt oft nur ansatzweise." (Thesen des Fach-
ausschusses „Strafrecht und Strafvollzug" der Deut-
schen Bewährungshilfe, u. a. Professor Heinz Müller-
Dietz, Professor für Straf- und Strafvollzugsrecht so-
wie anerkannter Kommentator des Strafvollzugsge-
setzes, und Dr. Klaus Koepsel, Präsident des Justiz-
vollzugsamtes Rheinland). 

Die in den letzten Tagen entfachte Diskussion um 
eine Erhöhung der Strafrahmen geht deshalb in die 
falsche Richtung. Der in der letzten Woche bekannt 
gewordene Entwurf des BMJ zeigt, daß die Bundes-
regierung eher bereit ist, den Anwendungsbereich 
des Strafrechts noch mehr auszuweiten, indem die 
- zu Recht beklagte - Ungleichgewichtung durch 
massive Erhöhung nach oben ausgeglichen werden 
soll. Die Konsequenz wird sein, daß die Gefängnisse 
noch weiter überfüllt werden. 

Bündnis 90/Die Grünen meinen: Am Ende einer 
Reform der Strafrahmen müssen mehr Resozialisie-
rung und weniger Freiheitsstrafen stehen. Ein neues 
Gleichgewicht läßt sich auch durch Absenken von 
Strafrahmen herstellen. Mindest- und Höchststrafen 
müssen hier gleichermaßen auf den Prüfstand, die 
lebenslange Freiheitsstrafe sollte durch eine hohe 
Zeitstrafe abgelöst werden. Ihre besondere Ab-
schreckungswirkung ist nicht belegt. Es widersp richt 
den Grundsätzen eines der Humanität und Men-
schenwürde verpflichteten Rechtsstaates, Menschen 
einfach lebendig hinter Gittern zu begraben. 

Wir begrüßen den vorliegenden Gesetzentwurf 
zum Sanktionenrecht. Er geht in die richtige Rich-
tung. Nicht uneingeschränkte Härte, sondern Flexi-
bilisierung staatlicher Reaktionsmöglichkeiten ste- 
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hen im Vordergrund. Ein Zurückdrängen der Frei-
heitsstrafe wird hierdurch ermöglicht. 

Ich will  einige Punkte hier besonders hervorheben: 

Erstens: Wir unterstützen die Stärkung des Täter-
Opfer-Ausgleichs bei der Entscheidung über die Ein-
stellung des Verfahrens und bei der Aussetzung der 
Vollstreckung. 

Zweitens: Das Ziel, Bewährungsmöglichkeiten zu 
erweitern, ist zu begrüßen. 

Die vorgeschlagene Heraufsetzung der Höchst-
grenze für Freiheitsstrafen, die zur Bewährung aus-
gesetzt werden können, von zwei auf drei Jahre bei 
Vorliegen besonderer Umstände, allerdings be-
schränkt auf Eigentums- und Vermögensdelikte, ist 
diskussionswürdig. 

Die Vorteile von mehr Bewährungsstrafen statt 
vollstreckter Freiheitsstrafen liegen auf der Hand: 
Die Chancen auf Realisierung von Schadensersatz-
ansprüchen verbessern sich, wenn der Täter weiter 
arbeiten kann. Es können Geldbußen neben der Be-
währungsstrafe verhängt werden, die gemeinnützi-
gen Einrichtungen zugute kommen. 

Strafen müssen von den Ge richten nicht mehr 
nach unten maßgeschneidert werden, um von den 
Bewährungsmöglichkeiten Gebrauch machen zu 
können. Hier liegt allerdings gleichzeitig auch eine 
Gefahr: Die Verhängung höherer Strafen wird den 
Gerichten so leichter gemacht, da Haft nicht mehr 
unmittelbar die Folge ist. 

Die Strafaussetzung ist grundsätzlich an die Erwar-
tung geknüpft, daß keine Straftaten mehr begangen 
werden (§ 56 I). Liegen darüber hinaus besondere 
Umstände bei Tat und Täter vor, kann gegenwärtig 
bis zu zwei Jahren ausgesetzt werden. Warum man 
Gewalttäter, die diese Voraussetzungen erfüllen, hier 
herausnehmen will, ist für mich nicht nachvollzieh-
bar. Rechtstechnisch führt der Vorschlag bei Gewalt-
tätern zu einer Verschlechterung der gegenwärtigen 
Aussetzungsmöglichkeiten. Daß dies geplant war, 
geht aus der Begründung nicht he rvor. 

Hierüber sollten wir in den Ausschußberatungen 
noch einmal sprechen: Bei „Gewalttätern" ist nach 
dem vorliegenden Gesetzentwurf nur noch nach 
Abs. 1 bei einer Strafe von einem Jahr eine Strafaus-
setzung möglich, statt wie bisher nach Abs. 2 unter 
bestimmten eingeschränkten Voraussetzungen auch 
bis zu zwei Jahren. 

Drittens: Wer Geld- und Freiheitsstrafen nicht für 
der Weisheit letzten Schluß hält, wird auch die Um-
gestaltung des Fahrverbotes von einer Nebenstrafe 
zur selbständigen Hauptstrafe begrüßen. 

Das Problem der Existenzgefährdung durch Fahr-
verbote wird gemildert, weil die Frist zur Wirksam-
keit des Fahrverbots vom Zeitpunkt der Rechtskraft 
des Urteils gelöst wird und an die Abgabe des Füh-
rerscheins, spätestens vier Monate nach Rechtskraft, 
geknüpft werden soll (§ 44 III  - E). Hierdurch vermei-
det man zugleich unnötige Rechtsmittel, ein sinnvol-
ler Beitrag zur Entlastung unserer Justiz. Das ist ein 

Vorschlag, den wir schon bei der Diskussion über das 
Ordnungswidrigkeitenrecht begrüßt hatten. 

Es wäre sogar überlegenswert, den Anknüpfungs-
punkt „Kfz-Delikte" zu streichen, um ein Fahrverbot 
etwa auch bei einem „normalen" Diebstahl verhän-
gen zu können. Die dem entgegenstehenden Beden-
ken halte ich nicht für überzeugend. 

Viertens: Die Einführung der Möglichkeit, Geld-
strafen zur Bewährung auszusetzen, ist ein mutiger 
und zukunftsweisender Vorschlag. Schadensersatz-
ansprüche des Verletzten lassen sich so leichter reali-
sieren. Die Vermeidung von Ersatzfreiheitsstrafe 
durch Berücksichtigung nachträglicher unverschul-
deter Verschlechterung der Vermögensverhältnisse 
stößt ebenso auf unsere Unterstützung. 

Fünftens: Auch die Festlegung eines exakten Maß-
stabes zur Umrechnung von Tagessätzen in gemein-
nützige Arbeit ist richtig. So wird dem Verurteilten 
Anreiz geboten, gemeinnützige Arbeit zu leisten. Die 
Zurückdrängung der Vollstreckung von Ersatzfrei-
heitsstrafen ist dringend geboten. Sechs Prozent aller 
Geldstrafen wurden 1989 durch Ersatzfreiheitsstrafe 
vollstreckt. Hier wäre gemeinnützige Arbeit eine 
gute Alternative. 

Wir brauchen eine kritische Debatte über die 
Funktion von Freiheitsstrafen im modernen Rechts-
staat. Das Sanktionenrecht und die Diskussion über 
die dringend anstehende Straf rahmenharmonisie-
rung bieten hierfür die Chance. Es wäre wirk lich 
wünschenswert, diese Debatte endlich einmal an der 
Sache orientiert führen zu können. Nur mit intelli-
genteren Problemlösungen als in der Vergangenheit 
werden wir mehr Sicherheit und Freiheit für alle 
Bürgerinnen und Bürger erreichen und die Qualität 
unseres Rechtsstaates erhalten können. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Wie jeder Gesetzent-
wurf zu einzelnen Problemen einer Reform des Straf-
gesetzbuches und der Strafprozeßordnung berührt 
auch der vorliegende Entwurf zur Reform des straf-
rechtlichen Sanktionssystems grundsätzliche kon-
zeptionelle Fragen. In a ller Brisanz und Dringlichkeit 
zwingt die strafrechtlich-kriminologische Entwick-
lung in der Bundesrepublik den Gesetzgeber - was 
sich ja auch in unseren Debatten der letzten Jahre 
widerspiegelte -, der Frage nach der kriminalitäts-
vorbeugenden Wirksamkeit staatlichen Straf ens 

 nachzugehen. Das hat jedoch nur dann einen Sinn, 
wenn wir endlich den Erkenntnissen kriminologi-
scher Forschung folgen und von der Illusion Ab-
schied nehmen, vor allem mittels des Strafrechts 
müsse den Bürgern Moral beigebracht werden. 

 
Die Strafjustiz der Bundesrepublik befindet sich in 

einer schweren und andauernden Krise. Es geht um 
Überlastung, um einen hoffnungslos überfüllten und 
ineffizient gewordenen Strafvollzug. Der Schutz der 
Bürger vor Straftaten, vor allem vor schweren Ver-
brechen, ist unzureichend. Die Interessen der Opfer - 
darauf geht der vorliegende Entwurf besonders ein - 
werden unzureichend beachtet. 
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Das herrschende auf mehr Strafen und Strafge-
walt, überhaupt primär auf Strafjustiz und Polizei set-
zende Konzept hat sich im Zusammenhang mit die-
ser Krise als kontraproduktiv erwiesen. Es negiert die 
Alltagserfahrungen der Kriminalpraxis und der kri-
minologischen Forschung, daß die kriminalitätsver-
hindernde und -vorbeugende Wirksamkeit von 
Strafrecht, Strafjustiz und Strafe wohl begrenzt ist. 
Vor allem - so sehen es auch die Verfasser des Ent

-

wurfs - ist die Wirksamkeit vorwiegend von der zügi-
gen Entdeckung und Aufdeckung einer Tat abhän-
gig. 

Wir brauchen insgesamt eine Wende in der Straf-
rechts- und Kriminalpolitik, die von Illusionen Ab-
schied nimmt und eine realistische Alternative ver-
folgt, die dort , wo es möglich ist, auf Dekriminalisie-
rung, auf „Konfliktlösung in lebensweltlichen For-
men in der Regie der Beteiligten" (Volkmar Schöne-
burg) setzt und darauf abstellt, komplizierte und tief-
liegende krisenhafte Entwicklungen in unserer Ge-
sellschaft als eigentliche Ursache zunehmender kri-
mineller Aggressivität und Gewaltbereitschaft zu er-
kennen und zu bekämpfen. 

Die Überlegungen und Vorschläge der SPD-Frak-
tion sind aus meiner Sicht erfreulicherweise zum Teil 
um einen derartigen Ansatz bemüht, ohne jedoch 
hinsichtlich der Lösungen zu überzeugen. 

Ich möchte dies an zwei Fragen deutlich machen. 
Erstens geht es mir um das im Entwurf benannte Pro-
blem der besseren Rechtsstellung der Opfer. Vorge-
schlagen wird die stärkere Berücksichtigung des Tä-
ter-Opfer-Ausgleichs bei Einstellung des Verfahrens 
und der Aussetzung der Vollstreckung. Es wird ver-
langt, die Schadenswiedergutmachung als Umstand 
festzuschreiben, der bei der Entscheidung über die 
Einstellung des Strafverfahrens zu berücksichtigen 
ist. Damit würde der Täter-Opfer-Ausgleich stärker 
der strafrechtlichen Reaktion vorgeschaltet. Zu fra-
gen ist, ob diese als Kann-Bestimmung vorgeschla-
gene Regelung nicht doch als Muß-Bestimmung aus-
gestaltet werden sollte. Längst ist auch eine Ände-
rung des § 46a StGB fällig. Nach dessen gegenwärti-
gem Wortlaut kann das Gericht bei einem Täter-Op-
fer-Ausgleich oder bei einem hierauf gerichteten 
ernsthaften Bemühen die Strafe mildem oder (bei 
Vergehen) von Strafe absehen. Meines Erachtens ist 
bei Vorliegen der Voraussetzungen zwingend von 
Strafe abzusehen. Nur wenn dies geschieht, wird es 
möglich sein, von dem bisher unzureichenden Ge-
brauch des § 46a durch die Praxis wegzukommen. 

Weiterhin ist es im Interesse der Opfer unbedingt 
erforderlich, daß in einschlägigen Strafverfahren das 
Adhäsionsverfahren nach den §§ 403 ff. StPO, wie 
dies auch in der DDR der Fall war, obligatorisch wird. 
Voraussetzung müßte sein, daß der auf seine diesbe-
züglichen Rechte hingewiesene Verletzte den ent-
sprechenden Antrag gestellt hat. Dem Verletzten 
würde eine solche Regelung sowohl eine Vereinfa-
chung als auch eine Beschleunigung seiner Rechts-
verfolgung einbringen. 

Außerdem halte ich es für angebracht, die bisher 
nur als Bewährungsauflage bekannte Rechtsfolge 
Wiedergutmachung als neue selbständige Rechts-
folge statt und neben der Geldstrafe einzuführen. In 
allen Fällen einer Verurteilung zur Wiedergutma-
chung bedürfte es natürlich der Zustimmung des 
Verletzten. 

Zweitens wird in dem Entwurf zu Recht das Pro-
blem der Gefahren des Strafvollzugs angesprochen 
und eine Reihe von akzeptablen Lösungen zum Aus-
bau der Sanktionen ohne Freiheitsentzug vorge-
schlagen. Bloße Verwahrhaft kann kein Beitrag zur 
Resozialisierung sein und begünstigt Rückfälligkeit. 

Der Vorschlag, die Höchstgrenze der Freiheitsstra-
fen, die zur Bewährung ausgesetzt werden können, 
bei Vorliegen bestimmter Umstände von zwei auf 
drei Jahre festzusetzen, erscheint mir nicht gerade 
besonders mutig. Die Erweiterung auf fünf Jahre 
würde im internationalen Trend liegen. Dänemark, 
England, Po rtugal und Schweden haben bekanntlich 
überhaupt keine feste Obergrenze für die Ausset-
zung einer Freiheitsstrafe. 

Hierher gehören weitere Themen wie die Anhe-
bung des Mindestalters für freiheitsentziehende 
Sanktionen für Jugendliche auf 16 Jahre oder auch 
die Frage einer gesetzlich fixierten Pflicht, die soziale 
Integration Haftentlassener hinsichtlich Arbeit und 
Wohnraum zu unterstützen. 

Ganz generell sollten wir die Beratung des vorlie-
genden Gesetzentwurfs in den Ausschüssen nutzen, 
um gründlicher darüber nachzudenken, wie das 
Rechtsfolgensystem im Strafrecht humaner und wirk-
samer zu gestalten ist. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Die wirkungsvo lle Bekämpfung der 
Kriminalität ist eine der wichtigsten Aufgaben der 
Rechtspolitik. Diese Aufgabe können wir nur erfül-
len, wenn wir die hierzu eingesetzten Mittel, also ins-
besondere das System der strafrechtlichen Sanktio-
nen, ständig daraufhin überprüfen, ob sie nach wie 
vor wirkungsvoll sind und den sich wandelnden Ver-
hältnissen in unserer Gesellschaft entsprechen. 

Durch das Verbrechensbekämpfungsgesetz ist ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung getan worden. So 
dient insbesondere der Versuch, einen Ausgleich 
zwischen dem Täter und dem Opfer einer Straftat 
herbeizuführen, nicht nur dazu, den Rechtsfrieden 
im Einzelfall wiederherzustellen und den durch die 
Tat verursachten Schaden zu ersetzen. Er vermag 
vielmehr auch, dem Täter die Folgen seiner Tat ein-
dringlich vor Augen zu führen und ihn von weiteren 
Straftaten abzuhalten. Diesem Anliegen trägt auch 
die Möglichkeit Rechnung, den Täter-Opfer-Aus-
gleich strafmildernd und im Rahmen der Strafausset-
zung zur Bewährung zu berücksichtigen. 

Darüber hinaus bleibt es das Ziel der Bundesregie-
rung, das strafrechtliche Sanktionensystem weiter zu 
verbessern. Änderungen haben aber nur dann Sinn, 
wenn sie gut durchdacht sind und tatsächlich eine 
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Verbesserung des Sanktionensystems darstellen. 
Daß dies für den vorliegenden Entwurf der SPD-
Fraktion zutrifft, erscheint mir jedoch zweifelhaft. 

Lassen Sie mich das an zwei Punkten ihres Ent-
wurfs aufzeigen: 

Sie fordern eine Heraufsetzung der Höchstgrenze 
für die Aussetzung von Freiheitsstrafe zur Bewäh-
rung von bisher zwei auf drei Jahre, wobei lediglich 
Gewaltdelikte von dieser Möglichkeit ausgenommen 
werden sollen. Dabei lassen Sie unberücksichtigt, 
daß bereits die jetzige Höchstgrenze von zwei Jahren 
eine Strafaussetzung zur Bewährung bis in den 
Bereich der mittleren Kriminalität hinein erlaubt. 
Wenn man bedenkt, daß es nur in etwa einem Pro-
zent der Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe von 
mehr als zwei Jahren kommt, wird deutlich, daß es 
sich hier - auch außerhalb des Bereichs der Gewalt-
delikte - um Taten mit erheblichem Schuldgehalt 
handelt. Würde man auch bei diesen Straftaten eine 
Strafaussetzung zur Bewährung ermöglichen, er-
schiene dies nicht nur unangemessen. Es wäre auch 
zu befürchten, daß die Ge richte dann im Einzelfall 
eben längere Freiheitsstrafen verhängen würden, 
was - da sind wir uns einig - wegen der damit ver-
bundenen weiteren Entsozialisierung des Täters 
nicht erstrebenswert erscheint. 

Auch die verkehrsstrafrechtlichen Änderungen 
des SPD-Entwurfs erscheinen mir bedenklich. Bei 
Fahrverbot und Entziehung der Fahrerlaubnis han-
delt es sich bisher um die wirksamsten Mittel zur Be-
kämpfung der Verkehrsdelinquenz. Diese Mittel ha-
ben sich in Jahrzehnten außerordentlich bewäh rt . 
Eingriffe sind deshalb auch hier mit größter Vorsicht 
daraufhin zu überprüfen, ob sie wirklich notwendig 
sind und nicht zu einer Abschwächung der vorhan-
denen Mittel zur Bekämpfung von Verkehrsdelin-
quenz führen. 

Weil das Fahrverbot besonders wirkungsvoll ist, er-
scheint es naheliegend, diese Nebenstrafe erheblich 
auszuweiten. Der Vorschlag, es zu einer Hauptstrafe 
auszugestalten und zu verlängern, könnte aber zu 
einer Zurückdrängung der Entziehung der Fahrer-
laubnis als Maßregel der Besserung und Sicherung 
führen, was kontraproduktiv wäre. Denn die Entzie-
hung der Fahrerlaubnis ist dem Fahrverbot in seiner 
Effizienz erheblich überlegen. Sie ist schuldunab-
hängig und kann bis zur endgültigen Entziehung der 
Fahrerlaubnis durch das Urteil auch vorläufig ange-
ordnet werden. Wir werden daher im Gesetzge-
bungsverfahren diesem Problem besondere Auf-
merksamkeit widmen müssen. Dabei wird auch zu 
prüfen sein, ob das Fahrverbot als Hauptstrafe effi-
zienter ausgestaltet werden kann, als es die derzei-
tige Regelung erlaubt. 

Zum Fahrverbot schlagen Sie, verehrte Kollegen 
von der SPD, weiterhin ein Wahlrecht für den Betrof-
fenen vor: Er soll in einem Zeitraum von vier Mona-
ten selbst entscheiden können, wann das Fahrverbot 
wirksam wird. Wegen der einschneidenden Wirkung 
des Fahrverbots auf Beruf und Freizeit werden 
Rechtsmittel von den Verurteilten nicht selten allein 

zu dem Zweck eingelegt, das Fahrverbot auf einen 
späteren Zeitpunkt zu verschieben. Wir müssen uns 
in der Tat fragen, ob wir diesen Zustand angesichts 
der knappen Ressourcen der Justiz weiter hinneh-
men können. Ich begrüße daher jeden vernünftigen 
Vorschlag, der eine Entlastung bringt. Allerdings 
wird auch kritisch zu prüfen sein, ob die mit der Än-
derung verfolgte Absicht einer Entlastung der Ge-
richte nicht auf Kosten der Wirksamkeit des Fahrver-
bots geht. Eine Regelung, die im Ergebnis auf eine 
Rücknahme der Sanktionen im Verkehrsstrafrecht 
hinauslaufen würde, wäre angesichts von immer 
noch fast 9 500 Getöteten und etwa einer halben Mil-
lion Verletzten im Straßenverkehr allein im Jahre 
1995 nicht zu rechtfertigen. 

Auch die übrigen Vorschläge Ihres Entwurfs wer-
fen zahlreiche Fragen auf. Auf sie wird im Zuge der 
Beratungen noch näher einzugehen sein. 

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 13 

(Antrag der Fraktion der SPD: 
Montanunion-Vertrag über das Jahr 2002 

fortschreiben) 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Der Vertrag der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl läuft im Jahre 
2002 aus: 50 Jahre nach seiner Unterzeichnung im 
Jahre 1952. Zur Debatte liegt uns der Antrag der SPD 
vor, diesen Vertrag, kurz auch Montanunion-Vertrag 
genannt, über das Jahr 2002 hinaus fortzuschreiben. 

Die Opposition forde rt  die Übernahme der bisher 
nur durch den EGKS-Vertrag geregelten Sonderre-
geln für den Montanbereich in den Maast richt-II-
Vertrag, den Vertrag über die Europäische Union. 

Genannt werden insbesondere die Regelungen 
zum beratenden Ausschuß, zum Beihilfeverbot, zur 
Markttransparenz sowie Wettbewerbs- und Sozial-
klauseln, die, so heißt es in Begründung zum Antrag 
so schön, „eine flexible Reaktion auf Krisenlagen er-
lauben" und „die eine Anpassung bei Beschäfti-
gungseinbrüchen erleichtern" . 

Weiter liest man: „Die Einrichtung des beratenden 
Ausschusses ist mit einer über 40jährigen angewand-
ten Praxis die am weitesten entwickelte und am er-
folgreichsten arbeitende Institution im Kontext des 
sozialen Dialogs auf Branchenebene. Die Aufgabe 
dieser Praxis" - gemeint ist also das Auslaufenlassen 
des Vertrages - „würde dem Vertragsziel der vollen 
Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstandes und 
seiner Weiterentwicklung widersprechen. " 

50 Jahre Erfahrung mit diesem Vertragswerk und 
50 Jahre Erfahrung mit der Politik in den Bereichen 
von Kohle und Stahl, die mit dem EGKS-Vertrag ih-
ren eigenen Regelungsrahmen erhalten haben, sind 
meines Erachtens aussagekräftig genug, um von ei- 
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ner Übernahme der Regelungen in den Maast richt-
II-Vertrag Abstand zu nehmen. 

1957, fünf Jahre nach Abschluß des EGKS-Vertra-
ges, waren im Steinkohlenbergbau Deutschlands ins-
gesamt 607 000 Menschen beschäftigt. Ende des Jah-
res 1996 werden unter Tage noch knapp 90 000 Berg-
leute ihrer Arbeit nachgehen. Die Kategorie Bergbau 
muß in den Erwerbstätigenstatistiken der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung heute schon mit den 
Bereichen Energie und Wasserversorgung zusam-
mengelegt werden, um nicht unter dem Posten stati-
stische Restgröße zu verschwinden. 

Dieser Beschäftigungsbilanz stehen allein im Bun-
deshaushalt 1997 Subventionen von 10,2 Milliar-
den DM gegenüber, und zwar trotz „strikten Sub-
ventionsverbots", wie es im Vertrag steht. Über 
130 000 DM pro Jahr und Arbeitsplatz wendet der 
deutsche Steuerzahler somit gegenwärtig zum Er-
halt des deutschen Steinkohlenbergbaus auf. 

Für Traditionspflege ins nächste Jahrtausend hin-
ein ist das ein entschieden zu hoher Betrag. Ich will 
in diesem Zusammenhang nicht in die Diskussion 
um all die Begründungen, die zum Erhalt des deut-
schen Steinkohlenbergbaus vorgebracht werden, 
einsteigen. 

Dazu nur soviel: Alle ernsthaften Auseinanderset-
zungen enden in der schlichten Erkenntnis, daß der 
deutsche Steinkohlenbergbau gegenwärtig eine viel 
zu teuer bezahlte und obendrein falsch finanzierte 

sozialpolitische Veranstaltung ist, deren Beitrag zur 
Energieversorgungssicherheit in Deutschland auf an-
deren Wegen sinnvoller und billiger für uns alle zu 
leisten wäre. 

Und die Regeln des Vertragswerkes, das eine sol-
che Politik der Verschwendung und Strukturkonser-
vierung erlaubt und unterstützt hat, wollen die So-
zialdemokraten gewissermaßen beispielgebend in 
den Maastricht-Il-Vertrag aufnehmen? 

Die Regelungen zur Bewältigung von Strukturkri-
sen, die nach unserer gemeinsamen Erfahrung in 
diesem Hause über viele Jahre teurer und teurer ge-
worden sind, sollen als Vorbild für den Weg nach Eu-
ropa und ins nächste Jahrtausend gelten? 

Dient der Antrag den Sozialdemokraten nicht le-
diglich dazu, ihre Mitbestimmungswirtschaft, die in 
der Montanindustrie geradezu abenteuerliche Züge 
angenommen hat, in ausdrücklicher Form in das Eu-
ropa nach 2002 hinüberzuretten? 

Den Erfolg der Montanmitbestimmung - ver-
schwenderischer Einsatz öffentlicher Gelder, Ver-
träge zu Lasten Dritter, Strukturkonservierung - 
habe ich angesprochen. 

Ich meine, die Regeln des EGKS-Vertrags sind 
eher ein Lehrstück, wie man sozialpolitische Maß-
nahmen nicht gestaltet. Von einer „erfolgreich arbei-
tenden Institution im Kontext des sozialen Dialogs 
auf Branchenebene" kann wohl kaum die Rede sein. 
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